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VORWORT 


Die vorliegende Untersuchung wurde im Wintersemester 1986/87 vom Fach- 
bereich Geschichtswissenschaften der Justus-Liebig-Universität Gießen als Disser- 
tation angenommen. Für den Druck wurde der Text überarbeitet, wobei auch die 
seitdem erschienene Literatur eingearbeitet wurde. 

Mein verehrter Lehrer, Herr Professor Dr. Peter Moraw, hat das Thema 
angeregt und betreut. Es stehtim Zusammenhang miteinem Forschungsschwerpunkt 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft, „Deutsche Sozial- und Verfassungsge- 
schichte des späten Mittelalters und der frühen Neuzeit“, (Gießen/Mainz). Während 
der Bearbeitung hat mich Herr Moraw stets ermutigt und angehalten, meine Vorstel- 
lungen zu verwirklichen; dafür bin ich ihm sehr dankbar. In den Jahren, in denen ich 
unter seiner Leitung am Historischen Instititut der Justus-Liebig-Universität Gießen 
gearbeitet habe, konnte ich in einer außergewöhnlich guten Arbeitsatmosphäre sehr 
viel lernen; auch dafür bedanke ich mich ganz herzlich. 

Der Ungarischen Akademie der Wissenschaften und der Fakultät für Ge- 
schichtswissenschaft der Universität Bochum, vertreten durch Herrn Professor Dr. 
Ferdinand Seibt, danke ich für die Einladung zu dem von ihnen veranstalteten 
Symposium zum 550. Todestag von Kaiser Sigismund in Budapest im Sommer 1987. 
Daß ich dort einige meiner Ergebnisse einem internationalen Expertenkreis vorstel- 
len konnte, war für mich von besonderem Wert. Ich freue mich, an dieser Stelle auch 
den Herausgebern dieser Reihe, besonders Herrn Professor Dr. Dr. h. c. Karl Otmar 
Freiherr von Aretin, für die bereitwillige und großzügige Aufnahme meines Buches 
Dank sagen zu können. Für die Betreuung während der Drucklegung bedanke ich 
mich bei Herrn Claus Scharf vom Institut für Europäische Geschichte in Mainz und 
bei Frau Faeth vom Franz Steiner Verlag. 

Wichtig für das Zustandekommen dieser Arbeit waren auch der freundliche 
Zuspruch und das Verständnis meiner Familie und meiner Freunde. Meinem Mann, 
Dr. Klaus-Peter Wefers, und meinen beiden Schwestern, Susanne Kovermann und 
Beatrix Friese, sowie meinen Freunden und Freundinnen, allen voran Dr. Eva-Maria 
Felschow, Jutta Müller M. A. und Dr. Gisela Tervooren, sei an dieser Stelle von 
Herzen gedankt. Für die Mühe des Korrekturlesens, für seine Geduld und Fürsorge 
bin ich meinem Mann zu herzlichem Dank verpflichtet. Das Buch sei dem Andenken 
meiner Mutter gewidmet. 


Biebertal, im Januar 1989 Sabine Wefers 


I. EINLEITUNG - DAS REICH ALS POLITISCHES SYSTEM 


Die ältere deutsche Mediävistik hat ihrem Bemühen, das spätmittelalterliche 
Reich zu erklären, lange Zeit ein Verständnismodell zugrunde gelegt, das vom 
abstrakten Anstaltsstaat hergeleitet war. Dabei galt das Interesse der Forschung 
traditionell mehr dem Gefüge als dem Funktionieren, wofür die rechtsgeschichtliche 
Betrachtungsweise klare Linien und Beschreibungsmuster bot.' Der neuzeitliche 
Staat wurde zu einer zeitlosen Größe, an der die Verfassungsstruktur des spätmittel- 
alterlichen Reichs gemessen wurde. Vieles an Erkenntnismöglichkeiten ging dabei 
verloren, das Anderssein der Vergangenheit blieb unberücksichtigt oder zumindest 
unerklärt. Die Chance, vom Konkreten auf das Abstrakte, vom Ereignis auf die 
Struktur zu schließen, konnte bei diesem Ansatz nicht genutzt werden. In den letzten 
Jahren ist, angeregt durch einige kritische Anmerkungen zur Methode, eine Erwei- 
terung der Fragestellungen und Aspekte in der deutschen Mittelalterforschung zu 
erkennen.? 

In der vorliegenden Untersuchung wird darauf verzichtet, vorab festzulegen, 
welche Merkmale das spätmittelalterliche Reich unter anderem kennzeichneten. Dies 
soll erst am Ende der Arbeit gewagt werden, erst nachdem versucht worden ist, einige 
Wesenszüge.des Alten Reichs anhand seines Umgangs mit konkreten Vorgängen und 
politischen Ereignissen zu ermitteln. Ausgehend von der Annahme, daß sich die 
Reichsverfassung im weitesten Sinne, d. h. unter Einschluß sozialer Faktoren?, im 
politischen Mit- und Gegeneinander konkretisierte, wird das Reich als politisches 


1 Beispiele für den rechtshistorischen Ansatz in der Verfassungsgeschichtsschreibung: Aloys 
MEISTER, Deutsche Verfassungsgeschichte von den Anfängen bis ins 15. Jahrhundert, 3. Aufl., 
Leipzig 1922; Fritz HarTUNG, Deutsche Verfassungsgeschichte vom 15. Jahrhundert bis zur 
Gegenwart, 9. Aufl., Stuttgart 1969; Hans PLanttz, Deutsche Rechtsgeschichte, 3. Aufl., 
bearbeitet von Karl August EckHARpT, Graz/Köln 1971; Hermann Corran, Deutsche Rechtsge- 
schichte, Bd. 1, 2. Aufl., Karlsruhe 1962; Heinrich Mrrreis, Deutsche Rechtsgeschichte, 
neubearb. von Heinz LIEBERICH, 15. Aufl., München 1978; Joseph R. STRAYER, Die mittelalter- 
lichen Grundlagen des modernen Staates, Köln/Wien 1975; Ernst ScHUBERT, König und Reich, 
Göuingen 1979; besonders bemerkenswert auch Karl-Friedrich KRIEGER, Die Lehnshoheit der 
deutschen Könige im Spätmittelalter, (ca. 1200-1437), Aalen 1979; DERSELBE, Rechtliche 
Grundlagen und Möglichkeiten römisch-deutscher Königsherrschaft im 15. Jahrhundert, in: 
Reinhard ScHnEIDER, (Hrsg.), Das spätmittelalterliche Königtum im europäischen Vergleich, 
Sigmaringen 1987, $. 465-490. 

2 Zum Problem vgl. Peter Moraw/Volker Press, Probleme der Sozial- und Verfassungsgeschich- 
te des Heiligen Römischen Reiches im späten Mittelalter und in der frühen Neuzeit, (13.-18. 
Jahrhundert), in: ZHF 2 (1975), S. 95-108; Peter Moraw, Fragen der deutschen Verlassunge- 
schichte im späten Mittelalter, in: ZHF 4 (1977), S. 59-101. 

3 Vgl. Peter Moraw, Organisation und Funktion von Verwaltung im ausgehenden Mittelalter (ca. 
1350-1500), $ 1, I.1. Allgemeines, in: Deutsche Verwaltungsgeschichte, hg. von Kurt G. A. 
JEsERICH, Hans Pom. und Georg-Christoph von UnruH, Bd. 1, Stuttgart 1983, S. 21-65. 
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2 Einleitung 


System aufgefaßt.‘ Dabei wird hier vorausgesetzt, daß ein wesentliches Kriterium für 
den Zusammenhalt dieses Gemeinwesens seine Herrscherbezogenheit war. Daran 
kann kein vemünftiger Zweifel bestehen. Die Untersuchung konzentriert sich daher 
auf die Bestimmung der Funktionszusammenhänge von König und Reich und auf 
deren Realisation zur Zeit Sigmunds. Dabei wird der Begriff der Funktion nicht als 
Erklärungsprinzip, sondern als Mittel der Analyse verstanden, d. h. er ist seiner 
theoretischen Vorbelastung weitgehend enthoben.* Es wird einfach die Frage gestellt 
nach den Zielen, Mitteln und Wegen des Königs auf der einen Seite und nach den 
Anforderungen, Erwartungen und Bedürfnissen, die das Reich an den König heran- 
trug, auf der anderen Seite. Die genauere Bestimmung dieser gegenseitigen Anfor- 
derungen sowie die Untersuchung der Möglichkeiten und Grenzen ihrer Erfüllung 
sind die Ziele dieser Arbeit. Dabei wird die politische Entwicklung im Ablauf der Zeit 
nicht als ein in sich problemloser Vorgang betrachtet, das heißt vor allem nicht als ein 
mehr oder minder gleichmäßig verlaufender Prozeß hin zu mehr Staatlichkeit. 
Vielmehr scheinen beispielsweise unter dem Druck einer unvorhergesehenen Her- 
ausforderung Antriebskräfte frei zu werden, die innerhalb kurzer Zeit Veränderungen 
herbeiführen, welche in „normalen Zeiten“ unvorstellbar wären oder zumindest 
ungleich größere Hemmnisse hätten überwinden müssen. 

Die Vergrößerung des Innovationspotentials unter dem Druck der Krise ist für 
die Erforschung politischer Entwicklungsprozesse ein Phänomen von besonderer 
Wichigkeit. Als „Krise“ wird dabei eine Situation verstanden, bei der die Fähigkeit 
eines Systems, auf die Anforderungen der Umwelt adäquat zu reagieren, unerwartet 
aufs äußerste beansprucht wird. So müssen neue — der veränderten Umwelt angemes- 
sene und der eigenen Entwicklung womöglich förderliche — Organisationsstrukturen 


4 Aus der Fülle der Literatur zur politischen Systemanalyse vgl. die Übersichten bei Dieter 

SENGHAAS, Systembegriff und Systemanalyse, in: Zeitschrift für Politk, N.F. 15, (1968), S. 

50-64; Franz RoNNEBERGER, Verfassungswirklichkeit als politisches System, in: Der Staat, 7 

(1968), S. 409-429; des weiteren Gabriel ALmonp, Sidney Versa, The Civic Culture, Boston/ 

Toronto 1965; Lucien Pye, Sidney Versa, Political Culture and Political Development, Prince- 

ton, N.J. 1965; Reinhard BEnorx, (Hrsg.), State and Society, Boston 1968; den kybernetischen 

Ansatz von Karl W. Deurscu, The Nerves of Government, New York/London 1966; den System- 

Umwelt-Bezug des Juristen Niklas Lunmann, Soziologie des politischen Systems, in: Kölner 

Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie 20 (1968), S. 705-733. Die Erforschung von 

Systemkrisen ist zusammengefaßt in: Politische Systemkrisen, hg. von Martin JAnıck£, Köln 

1973; ebenso: Studies on Crisis Management, hg. von Carolyne F. Smart und William T. 

STANRURY, Toronto 1978. Diese Denkmodelle richten sich freilich alle auf moderne Staatsformen 

und sind daher in keinem Fall unmittelbar übertragbar. Für den Zeitabschnitt vom Westfälischen 

Frieden bis 1806 hat sich Karl O. von ARETIN auf die Suche nach „strukturbedingten Verfallser- 

scheinungen“ begeben und dabei interessante Ergebnisse erzielt. Vgl. Karl O. von Arktın, Das 

Problem der Regierbarkeit im Heiligen Römischen Reich, in: Regierbarkeit, hg. von Wilhelm i 

Hennis, Peter Graf KiELMANsEGG und Ulrich Marz, Bd. 2, Stutgart 1979, S. 9-46. l 
5 Vgl. Brigitte StEmBEck, Einige Aspekte des Funktionsbegriffs in der positiven Soziologie und l 

in der kritischen Theorie der Gesellschaft, in: Soziale Welt, 15 (1964), S. 97-129. 
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entwickelt werden.$ Diese Definition verallgemeinert die Ergebnisse der politologi- 
schen und soziologischen Krisenforschung’, welche dadurch für unsere Zwecke 
anwendbar werden, ohne daß die historische Untersuchung deren terminologischem 
und gedanklichem Eigengewicht erliegt. Dies gilt besonders für die Auseinanderset- 
zung zwischen der traditionellen Struktur- und der jüngeren Entscheidungstheorie, 
die beide nicht frei von Einseitigkeiten sind.® Relativ einfache Fragen scheinen am 
besten geeignet, mit derartigen Problemen für den historischen Bereich fertig zu 
werden. Es verbleiben also Fragen danach, wer bestimmte Maßnahmen ergreift, um 
einer Bedrohung zu begegnen, welche Mittel dafür zur Verfügung stehen, wie die 

Absichten der Handlungsträger beschaffen sind und wie die Reaktion der auf diese 

Weise „Organisierten‘ aussieht. So treten die Anteile des politischen Entscheidungs- 

vorgangs genauso wie dessen Determinanten hervor. 

Die Regierungszeit Kaiser Sigmunds eignet sich für eine Analyse unter diesen 
Gesichtspunkten besonders gut. Denn kaum jemals vor- oder nachher lassen sich 
wenigstens im deutschen Spätmittelalter die Anteile von „König“ und „Reich“ am 
politischen Leben des Gemeinwesens so gut voneinander trennen, so klar gegenseitig 
abgrenzen und so eindeutig zueinander in Beziehung setzen wie gerade in dieser 
Generation: 

— Sigmund war während beinahe seiner gesamten Regierungszeit ausschließlich 
König, nicht auch territorialer Machtträger im Reich, d. h. er verfügte lediglich 
über genuin königliches Substrat. 

- Er war oft und lange Zeit nicht im Reich. Währenddessen bestand dieses als 
„Reich ohne König“ fort und wird als solches für die Analyse greifbar. 

— Wenn der König ins Reich kam, stießen seine Anforderungen an das Reich auf 
die des Reiches an den König; dabei trafen „Anspruch und Wirklichkeit“, d. h. 
Intention und Realisationsmöglichkeit, aufeinander. 

- Unter Sigmund kam es zu Hochzeiten politischer Aktivität während der Kon- 
zilien und zu existentieller Bedrohung des Ganzen durch die hussitischen 
Ketzer, so daß man mit stark pointiertem Quellenmaterial rechnen kann. 


6 Die Definition entspricht am ehesten dem bei Walter L. Bunt, Krisentheorien, Darmstadt 1984, 
S. 35 „organisations- bzw. systemtheoretisch‘‘ genannten Ansatz. Vgl. auch Pradip N. Kuanp- 
WALLA, Crisis Response of Competing Versus Noncompeting Organizations, S. 151, in: SMART/ 
STAnBURY, Crisis Management, S. 151-178. 

7 Zur Krisenforschung vgl. die Überblicke in: JAnıck£, (Hrsg.), Politische Systemkrisen; Martin 
JÄNICKE, (Hrsg.), Herrschaft und Krise, Opladen 1973; SMART/STANBURY, Crisis Management; 
Bon, Krisentheorien; aus historischer Sicht vor allem Frantisek Graus, Das Spätmittelalter als 
Krisenzeit, Prag 1969. Verschiedene Aspekte auch in: Europa 1400. Die Krise des Spätmittelal- 
ters, hg. von Ferdinand SeT und Winfried Esernarn, Stuttgart 1984. Vgl. hier besonders die 
Begriffsbestimmung von SEIBT, ebenda, S. 7-23. 

8 Die beiden Auffassungen werden erläutert bei: Charles F. HERMANN, International Crisis as a 
Situational Variable, in: James N. Rosenau, (Hrsg.), International Politics and Foreign Policy, 
New York 1969, 5.409421. Vgl. die kritischen Anmerkungen von Martin JÄnıckE, Die Analyse 
des politischen Systems aus der Krisenperspektive, S. 16-19, in: DERSELBE, (Hrsg.), Politische 
Systemkrisen, S. 14-50. 


4 Einleitung 


Die Untersuchung wird hauptsächlich anhand der Reichstagsakten und der 
Regesta Imperii durchgeführt’, wobei einschränkend betont werden muß, daß die 
Prozesse der Entscheidungsfindung wie üblich sehr selten schriftlich festgehalten 
wurden. Außerdem istdas gedruckte Material möglicherweise nicht ganz vollständig 
oder aber — bedingt durch die Regestenform — zum Teil leicht verzeichnet wiederge- 
geben. Soweit es möglich ist, wird dieser Mangel durch die Heranziehung der vollen 
Texte ausgeglichen. Um Mißverständnissen vorzubeugen, sei darauf hingewiesen, 
daß keine umfassend-enzyklopädische Darlegung, sondern eine Analyse beabsich- 
tigt ist. Daher wird streng darauf geachtet, nur die für die Fragestellung relevanten 
Sachverhalte in die Erörterung einzubeziehen. Regional begrenzte Themen oder 
Fragen, die nur für bestimmte Personen wichtig waren, werden, soweit dies möglich 
ist, zu Sachgruppen zusammengefaßt, andernfalls entfallen sie. Das Reich ist im 
wesentlichen auf das „regnum“ begrenzt, es sei denn, daß das „imperium“ als solches 
auf den behandelten Sachverhalt zurückwirkt. Daher finden auch die Konzilien nur 
sehr eingeschränkt Eingang in die Untersuchung — dann nämlich, wenn kirchliche 
Probleme auf das Verhältnis von König und Reich unmittelbar Einfluß nehmen. Das 
ungarische Königtum Sigmunds spielt nur dann eine Rolle, wenn die südost- 
mitteleuropäische Verankerung des römischen Königs spürbar hervortritt.'? 

Die Untersuchung ist chronologisch angelegt. Dies allein ermöglicht einen 
möglichst engen Situationsbezug und die Erfassung ebenso wichtiger wie schlecht 
systematisierbarer Bedingungen wie der Faktoren „Zufall“, „Planlosigkeit‘“ und 
„Versäumnisse durch Fehleinschätzung der Lage“ oder auch die „Auswirkung einer 
unterschiedlichen Blickrichtung auf das Geschehen“. So wirken in der Tat Ereignis- 
geschichte und Strukturgeschichte zusammen, wie einst Ereignisse und Strukturen — 
allerdings unter dem Primat der Analyse. 


9 Deutsche Reichstagsakten, Ältere Reihe, (1376-1486), hg. durch die Historische Kommission 
bei der Bayerischen Akademie der Wissenschaften, Bd. 7-9, Deutsche Reichstagsakten unter 
Kaiser Sigmund, 1.-3. Abt. (1410-1431), hg. von Dietrich KErLER, München (Bd. 8) und Gotha 
(Bd.9) 1878-1887; Bd. 10, Deutsche Reichstagsakten unter Kaiser Sigmund, 4. Abt. (1431-1433), 
hg. von Hermann Herre, Gotha 1906; Bd. 11-12, Deutsche Reichstagsakten unter Kaiser 
Sigmund, 5.-6. Abt. (1433-1437), hg. von Gustav Beckmann, Gotha 1898-1901; Johann 
Friedrich Boner, Regesta Imperii, XI, Die Urkunden Kaiser Sigmunds (1410-1437), verzeich- 
net von Wilhelm ALtmann, Bd. 1-2, Innsbruck 1896-1900 (Nachdruck Hildesheim 1967). Aus 
drucktechnischen Gründen konnte die Graphie zur Kennzeichnung der Vokalquantität, mittel- 
hochdeutscher Diphtonge und Umlaute mittels Überschreibung durch Vokale und diakritischer 
Zeichen nicht gewahrt werden. 

10 Entsprechend konnte auf das ungarische Quellenmaterial weitestgehend verzichtet werden. Vgl. 
zu den Editionsarbeiten Elemér MALyusz, A Zsigmondkori Oklevältärröe, in: Századok 116 
(1982), 5, S. 923-958. Die wichtigste Neuerscheinung zum Thema Sigmund als ungarischer 
König: DERSELBE, Zsigmond kiräly uralma magyarorszägon, 1387-1437, Gondolat 1984. 
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II. KÖNIG UND REICH - POLITISCHE 
WECHSELBEZIEHUNGEN 


1. REICH OHNE KÖNIG 
1.1 1410 - DIE PROTAGONISTEN DER WAHL 
Die Situation 


Am 20. September 1410 wurde der Luxemburger Sigmund, König von Ungarn, 
von den Kurfürsten Ludwig von der Pfalz und Werner von Trier sowie dem 
Burggrafen Friedrich von Nürnberg, welcher im Auftrag Sigmunds die brandenbur- 
gische Kurstimme führte, zum römischen König gewählt. 

Diese Wahl war zunächst nicht viel mehr als eine umstrittene Station auf dem 
in krisenhafter Zeit besonders hart umkämpften Weg der Großen des römischen 
Reiches zur Bestimmung des zukünftigen Reichsoberhauptes. Sie erwuchs aus der 
Umsetzung einer bestimmten Macht- und Interessenlage in Politik, aus der Wahrneh- 
mung politischer Möglichkeiten vor der Folie eines Grundkonsenses, der Reichsbe- 
zogenheit aller Beteiligten. Offenkundig war dieser Konsens trotz aller widerstreiten- 
der Partikularinteressen unbestrittene Grundlage des Geschehens; er stellt sich in 
allgemein anerkannten Verfahrensweisen am deutlichsten dar. So kann man sagen: 
Wahl und Königtum Sigmunds waren Realisationen des politischen Systems des 
Reiches. 

Aufgrund der Analyse dessen, wie es zur Wahl! Sigmunds kam, welche 
Erwartungen an sein Königtum gestellt wurden, was Sigmund seinerseits mit dieser 
Wahl verband und wie er sein Königtum realisierte, soll im folgenden der Versuch 
gemacht werden, den Inhalt jener „Reichsbezogenheit‘“ näher zu bestimmen. Denn 
die Interessenten am Reich, die Gegenstände ihres Interesses und die Mittel und 
Wege, die sie ihren Zielen näherbrachten sowie Dichte und Art von Interaktion 
innerhalb dieses Kreises machen zunächst einmal aus, was man staatliche Substanz 
nennen könnte. Dafür ist in Betracht zu ziehen, wie die Entscheidungskriterien für 
eine Wahl Sigmunds ausgesehen haben mögen. Die Frage ist nicht ganz einfach zu 
klären, da die betreffenden Parteien begreiflicherweise nicht deutlich formulierten, 
was sie sich konkret davon versprachen, Sigmund auf den Thron zu heben. Dennoch 
läßt sich einiges feststellen, was auf die Intentionen der Wähler schließen läßt. 


1 Franz SCHROLLER, Die Wahl Sigmunds zum römischen Könige, Breslau 1875; Heinrich SCHROHE, 
Die Wahl Sigmunds zum römischen König, in: MIÖG 19 (1898), S. 471-516; Adolf KAUFMANN, 
Die Wahl König Sigmunds von Ungarn zum römischen Könige, Diss., in: Mitteilungen des 
Vereins für Geschichte der Deutschen in Böhmen 17, Heft 1 (1877/78); Ludwig Quibpe, König 
Sigmund und das Deutsche Reich von 1410 bis 1419, 1, Diss., Göttingen 1881; Joachim 
LEUSCHNER, Zur Wahlpolitik im Jahre 1410, in: DA 11 (1954/55), S. 506-553. 
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6 König und Reich 


Zunächst ist daran zu erinnern, daß die Wahl Josts von Mähren am 1. Oktober 
1410 durch die Kurfürsten Johann von Mainz, Friedrich von Köln und die Bevoll- 
mächtigten Wenzels von Böhmen, Rudolfs von Sachsen und Josts von Mähren 
vollzogen wurde, welcher rechtmäßig die brandenburgische Kurstimme innehatte.? 
Nach dem Tod Josts (18. Januar 1411) wählten dann auch die Erzbischöfe von Mainz 
und Köln persönlich sowie die Machtboten der Kurfürsten von Böhmen, Sachsen und 
Brandenburg Sigmund am 21. Juli 1411 zum römischen König. Damit war die Krise 
um die römische Krone überwunden. 

Was waren nun die treibenden Kräfte und warum sind sie in diesen Konstella- 
tionen wirksam geworden? Deutlich zeichnen sich im Verlauf der Wahlverhandlun- 
gen der Erzbischof von Mainz, Pfalzgraf Ludwig und Burggraf Friedrich als Prota- 
gonisten des Geschehens ab. Bei den beiden Erstgenannten handelt es sich zweifels- 
ohne um die herausragenden Träger des politischen Kräftespiels im Rhein-Main- 
Gebiet’, um die wichtigsten Rivalen in einem Gebiet, das durch die Verflechtung 
mainzisch-pfälzischer Territorialbestrebungen eine besondere politische Dynamik 
aufweist, die für unseren Zusammenhang von erheblichem Interesse bleiben wird. 
Durch die Interessenkollision der Großen erwuchsen den benachbarten Kleinen 
beträchtliche Gefahren, es entstanden aber auch — bei einigermaßen günstiger 
Konstellation — bestimmte Nischen, die ihr politisches Überleben ermöglichten. 
Unter den Beteiligten an diesem Balancespiel der kleinen Herrschaften findet sich ein 
großes Reservoir von Interessenten am rückhaltbietenden Königsdienst.‘ Der Main- 
zer Erzbischof als erster geistlicher und der Pfalzgraf als erster weltlicher Kurfürst, 
Angehöriger einer der drei praktisch königsfähigen Dynastien, bestimmten die 
kurrheinische Wahlentscheidung. Erzbischof Werner von Trier schloß sich dem 
Pfalzgrafen, Erzbischof Friedrich von Köln dem Mainzer an. 


Friedrich von Nürnberg 


.  Derdritte Handlungsträger bei der Wahl war Burggraf Friedrich von Nürnberg. 
Über seine Rolle finden sich höchst unterschiedliche Meinungen — von der Position 
Eberhards’, der ihm nur die Funktion eines Unterhändlers zubilligt, der die Interessen 


2 Zur Unrechtmäßigkeit der Beanspruchung der brandenburgischen Kurstimme von seiten Sig- 
munds vgl. KErLER, RTA VII, S. 42, Anm. 1; ausführlich auch Leuscuner, Wahlpolitik, S. 
527-528. 

3 Vgl. Ludwig Perry, Das politische Kräftespiel im pfälzischen Raum vom Interregnum bis zur 
Französischen Revolution. Anliegen und Ansätze der heutigen Forschung, in: Rheinische 
Vierteljahresbläuer 20 (1955), S. 81-100; Peter Moraw, Die kurfürstliche Politik der Pfalzgraf- 
schaft im Spätmittelalter, vornehmlich im späten 14. und frühen 15. Jahrhundert, in: Jahrburch 
für westdeutsche Landesgeschichte 9 (1983), S. 75-97, bes. S. 90. 

4 Vgl. Peter Moraw, Hessen und das deutsche Königtum, in: Hessisches Jahrbuch für Landesge- 
schichte 26 (1976), S. 43-95, besonders S. 62-74; vgl. auch Alois Geruch, Rheinische 
Kurfürsten im Gefüge der Reichspolitik des 14. Jahrhunderts, in: Der deutsche Territorialstaat 
im 14. Jahrhundert, 2, hg. von Hans PATze, Sigmaringen/München 1971, S. 149-169, bes. S. 169 
zur Rolle der Grafenhäuser. 


5 Wilhelm EBERHARD, Ludwig II., Kurfürst von der Pfalz und das Reich 1410-1427, Gießen 1896, 
$123. 


Reich ohne König 7 


des Pfalzgrafen Ludwig mit denen Sigmunds verknüpfte, bis zu Franklin, der 
feststellt, Sigmund habe Friedrich „fast allein seine Erwählung zum römischen König 
zu danken“. Zur Überprüfung dieser Aussagen kann man den Ausgang bei der 
unstrittig traditionell engen Beziehung des Hauses Zollern zum Königtum nehmen: 
„Die Burggrafen verkörpern den einen Haupttypus unter den erfolgreichen mittelgro- 
Ben Territorialherren, insofern sie den Weg nach oben mit dem König zurücklegten, 
und stellen den Einzelfall maximalen Gelingens innerhalb ihrer Gruppe dar. Politi- 
scher Erfolg beim König und territoriales Wachstum liefen parallel.“ Ältere Arbeiten 
untersuchen die Gründe für den Aufstieg der Hohenzollern zumeistretrospektiv vom 
preußischen Königshaus aus. Ergiebiger ist der Erklärungsversuch mit Hilfe der 
Struktur der Reichsverfassung und des „Stellenwertes“ königsnaher Landschaften im 
spätmittelalterlichen Gesamtgefüge. Dabei hat sich — grob vereinfacht und auf eine 
kurze Formel gebracht — das Prinzip einer Verknüpfung von gegenseitigem „Nötig- 
sein“ und „Nutzenbringen“ herausgeschält. Voraussetzung für Königsnähe? waren 
eine gewisse politische Beweglichkeit und ein gewisses politisches Substrat, weil — 
ganz im Sinne unseres komprimierten Modells — für das Königtum nicht „nötig“ sein 
konnte, was ihm keinen politischen Nutzen brachte. Eine fruchtbringende Königsnä- 
he fußte also auf Gegenseitigkeit. In unserem Fall konnte der König „geopolitisch“ 
den Kern Frankens nicht umgehen, und die Burggrafen nutzten die Nähe zum 
Königtum erfolgreich zur Vergrößerung ihres territorialen Substrats. Gleichwohl 
ergab sich aus der Königsnähe des Hauses Zollern nicht zwangsläufig, daß Friedrich 
VI. „Wahlhelfer‘ Sigmunds wurde. Ebenso war sein Erfolg in dieser Funktion nicht 
unbedingt vorhersehbar. 

Friedrich VI. war zunächst Rat Wenzels, dann Ruprechts gewesen und ging 
bereits 1409 zu Sigmund nach Ungarn. Obgleich die Gründe für seinen Wechsel an 
den Hof des Luxemburgers nicht bekannt sind, weist das Jahr seines Übertritts 
womöglich darauf hin, daß er die Konsequenzen aus dem Scheitern der pfälzischen 
Reichs- und Kirchenpolitik zog, welche das Pisaner Konzil deutlich gemacht hatte. 
Der König war jedenfalls im Herbst 1409 alles andere als unumstritten'®, und es ist 
durchaus vorstellbar, daß der bis dahin treue Bundesgenosse seines Schwagers'! zur 
Auffassung gekommen war, daß nach Pisa eine pfälzische Thronfolge ausgeschlos- 
sen schien und von den Luxemburgern Sigmund die besten Aussichten hatte, die 


6 Otto Frankuin, Die Deutsche Politik Friedrichs I., Kurfürsten von Brandenburg, Berlin 1851, S, 
77, s. a. Otto Hintze, Die Hohenzollern und ihr Werk, Berlin 1915, S. 27, wo Friedrich 
bescheinigt wird, er habe die Aufgabe übernommen, Sigmunds Wunsch, König zu werden, „die 
Erfüllung zu verschaffen“, 

7 Peter Moraw, Franken als königsnahe Landschaft im späten Mittelalter, in: Blätter für deutsche 
Landesgeschichte 112 (1976), S. 123-138, hier: S. 128; vgl. auch Christian MEYER, Geschichte 
der Burggrafschaft Nürnberg und der späteren Markgrafschaften Ansbach und Bayreuth, 
Tübingen 1908, S. 51. Meyer leitet eine besondere Beziehung zum Reich ursprünglich aus der 
Art des burggräflichen Amtes her, die dann durch die Vererbung zur überzeugungsmäßigen 
Politik geworden sei; ähnlich auch Franku, Deutsche Politik, S. 2. 

8 Vgl. etwa Frank, Deutsche Politik, S. 6-7; Hıntze, Hohenzollern, Vorwort S. VI. 

9 Zu den Bedingungen für Königsnähe siehe Moraw, Hessen, S. 65-66. 

10 Vgl. LEUSCHNER, Wahlpolitik, S. 542-544. 
11 Vgl. Peter Moraw, Beamten und Rat König Ruprechts, in: Zeitschrift für Geschichte des 
Oberrheins 116 (1968), S. 59-126, hier: S. 100. 
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Krone des Reiches zu erlangen. Diese Tendenz war jedenfalls absehbar, wie die 
alleinige Berücksichtigung des Hauses Luxemburg bei den Wahlverhandlungen 
1410/11 belegen dürfte. Es sieht sogar so aus, als habe Friedrich den Wechsel an 
Sigmunds Hof von sich aus eingeleitet. Die Verhandlungen verliefen nämlich über 
den Ritter Ehrenfried von Seckendorf, welcher wiederholt als burggräflicher Hof- 
meister oder Rat Friedrichs bezeichnet wird.'? Sigmund bot dem Burggrafen ein 
Jahrgeld von 4.000 Gulden für seine Dienste an, das Friedrich zweifellos gelegen 
kam.!? Denn er war 1408 gegen Rothenburg gezogen und hatte die Stadt wochenlang 
belagert, was seine ohnehin angespannte Finanzlage nicht verbessert haben dürfte. 

Ausschlaggebend dürfte allerdings die Überlegung gewesen sein, welche 
politischen Möglichkeiten sich ihm bei Sigmund boten. Immerhin brachte Friedrich 
seinerseits genaue Kenntnisse über das Reichsgeschehen, persönliche Beziehungen 
und reiche Erfahrungen im Königsdienst mit nach Ungarn. Außerdem waren die 
Burggrafen bereits mit allen drei königsfähigen Dynastien verschwägert, was dazu 
beitrug, daß eine politische Schwerpunktverlagerung nicht unbedingt einem Bruch 
mit den alten Bundesgenossen gleichzusetzen war. Ludwig III. von der Pfalz 
entschied sich jedenfalls 1410 genauso wie Friedrich ein Jahr zuvor. Er bemühte sich 
nicht um die Nachfolge seines Vaters im Königsamt, sondern kehrte ins Glied der 
Kurfürsten zurück und unterstützte den Luxemburger nach Kräften. Eberhard'* 
meinte sogar, der Kurfürst habe sich des Burggrafen „bedient“, um zu seinem 
Kandidaten zu gelangen. Dies ist angesichts des hohen Eigengewichts der Position 
Friedrichs in diesen Verhandlungen sehr unwahrscheinlich. 

Bereits im Juli 1410 hatten Graf Emicho von Leiningen, vor allem aber wohl 
der Markgraf von Baden einen diplomatischen Vorstoß zugunsten einer mainzisch- 
kölnischen Wahl Sigmunds unternommen." Der Markgraf hatte dem König in 
Visegräd ein Schreiben überbringen lassen, in welchem ihm die beiden Kurstimmen 
angeboten wurden. Der Luxemburger sollte den Burggrafen als seinen Vertreternach 
Frankfurt senden; Bernhard und Emicho wollten gewährleisten, daß die Wahl (mit 
Hilfe der Trierer Stimme) auf Sigmund fiele. Die Visegräder Verhandlungen schei- 
terten, wurden aber nicht völlig abgebrochen. Burggraf Friedrich wurde nun zu 
Verhandlungen mit derpfälzisch-trierischen Partei bevollmächtigt, welche im August 
stattfanden. Diese Verhandlungen führte Friedrich offensichtlich relativ selbständig. 
Die Wahlzusagen an Kurpfalz und Kurtrier wurden auf Bitten Sigmunds vom 
Burggrafen mitbesiegelt, Friedrich verbürgte sich für die königlichen Versprechen.'* 
Dieses Verfahren machte es so sogar denkbar, daß der Burggraf Blankette zur Hand 
hatte, die er dann durch sein Siegel bekräftigte." Im September schließlich trat 
Friedrich in Frankfurt als Vertreter des Thronkandidaten und als Bevollmächtigter 
des Inhabers der brandenburgischen Kurstimme auf. Nach dem Vollzug der Wahl 


12 Vgl. RI XI, 140; Erich BRANDENBURG, König Sigmund und Kurfürst Friedrich I. von Brandenburg 
(1409-1426), Berlin 1891, S. 32. 
13 Vgl. BRANDENBURG, Kurfürst Friedrich I., S. 6-9; Hınrze, Hohenzollern, S. 26-27. 
14 EBERHARD, Ludwig HI., S. 23. 
15 Leuschxer, Wahlpolitik, S. 521-533, Anhang S. 547-549; Hermann HEMPEL, Die Vener von 
En und Straßburg 1162-1447, Bd. 1-3, Göttingen 1982, hier: Bd. 2, Kapitel 10,$.637-690. 
A VII, 7-11. 


So vermuten jedenfalls LEuschner, Wahlpolitik, S. 508 und Quinpe, König Sigmund, S. 30-32, 
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verhandelte er dort weiter mit Kurköln/Kurmainz und verließ die Stadt in der 
Annahme, auch die übrigen Königswähler für Sigmund gewonnen zu haben.’ 


Ergebnisse 


Die maßgebliche Rolle des Zollern in allen Phasen der Königswahl weist ihn 
als „rechte Hand Sigmunds“ in dieser Angelegenheit aus.” In dieser Position war er 
für den Pfalzgrafen sicher nicht einfach „verfügbar“. Vielmehr wird man sagen 
müssen, daß Sigmund mit der Übertragung so wichtiger Dienste an den Burggrafen 
und mit dem Bekenntnis zu dessen Verdiensten sich konsequenterweise auch mit 
dessen „Umfeld“ verband. Zu des Burggrafen politischem Hintergrund gehörte seine 
Beziehung zum pfälzischen Hof genauso wie seine Herkunft aus dem traditionell 
königsnahen Franken. Beides waren für Sigmund ausgesprochen wichtige Pluspunk- 
te, wollte er das römische Königtum auf sich lenken. Die Entscheidung Friedrichs für 
den Luxemburger Sigmund war also, summa summarum, für beide Seiten von hohem 
Wert. Für Sigmund war sie ein nicht unbedeutender Schritt auf dem Weg zum 
Königtum, für den Burggrafen eine ungeheure Chance, die dieser erkannt hatte und 
zu nutzen gewillt war. In Hinsicht auf Kurpfalz bot sich Friedrich als Unterhändler 
geradezu an, weil zwischen ihm und dem Heidelberger Hof längst eine Verbindung 
bestand. 


Der Pfalzgraf bei Rhein 


Pfalzgraf Ludwig III. war nicht der „Königsmacher“ Sigmunds; eine zeitlang 
warsogareine Wahldes Luxemburgers gegen Kurpfalz erwogen worden. Aberer war 
der Kurfürst, der das passende Äquivalent zu Sigmunds Königsambitionen darstellte: 
Erstens bestand über Friedrich von Nürnberg eine besonders enge Verbindung zum 
Heidelberger Hof, zweitens bot die Kurpfalz ein nicht zu unterschätzendes machtpo- 
litisches Potential, und drittens war Ludwig als Sohn Ruprechts sozusagen „Konti- 
nuitätsträger“ des Königtums. 

Die Frage, welche Motive den Pfalzgrafen bewogen haben mögen, Sigmund zu 
seinem Kandidaten zu machen, ist aufs erste leicht zu beantworten, wenn man die 
anderen möglichen Kandidaten betrachtet: Von der Mächtetrias Habsburg-Luxem- 
burg-Wittelsbach, außerhalb derer schwerlich eine Dynastie in Frage kam, läßt sich 
zunächst Habsburg ausschließen, weil der Einfluß der Herzöge von Österreich nach 
Albrechts III. Tod vorerst infolge innerdynastischer Schwierigkeiten geschwunden 
war.” Im Haus Luxemburg konnte Wenzel als abgesetzter König gerade für den 


18 HEIMPEL, Vener, Bd. 2, S. 647; Leuscuner, Wahlpolitik, S. 551-552. 

19 Ein Beleg dafür sind auch die 20.000 Gulden, die Sigmund Friedrich am 25. Juli 1410 in Visegrád 
für seine Verdienste verschrieben hatte; vgl. BRANDENBURG, Kurfürst Friedrich I., S. 9, Anm. 1; 
Quippe, König Sigmund, S. 30, Anm. 4. 

20 Vgl. Alois GerLich, Habsburg-Luxemburg-Wittelsbach im Kampf um die deutsche Königskro- 
ne, Wiesbaden 1960, S. 356; DERSELBE, Die Westpolitik des Hauses Luxemburg am Ausgang des 
14. Jahrhunderts, in: Zeitschrift für die Geschichte des Oberrheins 107, NF 68 (1959), S. 
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Pfalzgrafen nicht in Frage kommen, und Jost von Mähren stand jenem zu nahe. 
Sigmund aber war Wenzels Konkurrent im Hause Luxemburg, was ihn als Wahlkan- 
didaten umso attraktiver machte. 


Ludwig als Erbe Ruprechts 


Doch warum entschied sich der Wittelsbacher für Sigmund und bemühte sich 
nicht selbst darum, die Nachfolge seines Vaters anzutreten? Eine pfälzische Kandi- 
datur war durch die Tatsache belastet, daß offensichtlich nur der Tod Ruprecht „vor 
der endgültigen Katastrophe, dem offenkundigen Zusammenbruch seiner Königs- 
herrschaft“2! bewahrt hatte. Vor allem war Ruprecht dadurch, daß er sich durch seine 
Approbation (1403) an den Papst in Rom gebunden fühlte, in unüberwindbaren 
Gegensatz zum Pisaner Konzil und zu allen geraten, die sich dieser Versammlung 
anschlossen. Damit manövrierte sich der König in eine beinahe aussichtlose Lage, 
zumal die Anhängerschaft des Konzils im Reich stetig wuchs und sich auch der 
schärfste Gegner Ruprechts, der Erzbischof von Mainz, zum Pisaner Papsttum 
bekannte. Der territorialpolitische Gegensatz zu Kurmainz war nach der Thronerhe- 
bung Ruprechts bald wieder aufgebrochen und hatte dessen Königtum durch eine 
großangelegte Koalition seiner Gegner unter Führung des Erzbischofs soweit ent- 
kräftet, daß Ruprecht am Ende kaum mehr als ein „Kurfürst mit Königstitel“ (Moraw) 
gewesen ist.? Dies wird seinem Sohn wenig nachahmenswert erschienen sein. An 
eine grundsätzliche Änderung der Lage war nicht zu denken, auch weil sich Ludwig 
infolge der Landesteilung nach seines Vaters Tod in einer territorialpolitisch schwie- 
rigen Situation befand. Immerhin spalteten sich Pfalz-Simmern-Zweibrücken und 
Pfalz-Mosbach sowie die auf Teile der Oberpfalz beschränkte Linie Pfalz-Neumarkt 
ab. Trotz beträchtlicher Einbußen war die Kurpfalz allerdings nicht existenzgefähr- 
det. Denn seit 1368 war ein Mindestbestand des kurpfälzischen Territoriums, das 
sogenannte Kurpräzipuum, trotz der immer noch herrschenden allodialen Rechtsauf- 
fassung weiter Kreise? als unteilbar festgelegt und damit vor Zersplitterung bewahrt. 
Darüber hinaus erhielt Ludwig uneingeschränkt die beträchtlichen Reichspfand- 
schaften, die König Ruprecht im Sinne dynastischer Politik seinem Sohn Ludwig 
verschrieben hatte. 

Landwehr” hat nachgerechnet, wie das Verhältnis von Ausgaben und Einkünf- 
ten aus dem Königtum für die Pfalz in jener Zeit aussah. Erkam zu dem Ergebnis, daß 

114-135, besonders S. 121-122. Dieser Dualismus, so Gerlich, ebenda, sei auch einer der Gründe 
dafür gewesen, daß Sigmund 1396 Reichsvikar wurde. Denn während Wenzels Gefangenschaft 
hatte eine Versammlung rheinischer Fürsten in Frankfurt das Königtum als vakant und Pfalzgraf 
Ruprecht II. zum Reichsvikar erklärt; darauf galt es im Sinne des Hauses Luxemburg zu 
reagieren. 

21 Heinz Thomas, Deutsche Geschichte des Spätmiteelalters 1250-1500, Stuttgart u.a. 1983, S. 377. 

22 Moraw, Pfalzgrafschaft, S. 92; vgl. auch Peter Moraw, Von offener Verfassung zu gestalteter 
Verdichtung, Frankfurt/Berlin 1985, S. 355-357. 

23 Meinrad SchAas, Grundlagen und Grundzüge pfälzischer Territorialentwicklung 1156-1410, in: 
Geschichtliche Landeskunde 10 (1974), S. 1-21, besonders S. 17-18; Hans Ra, Die Pfalzgraf- 
schaft bei Rhein als Landesfürstentum, in: Pfälzer Heimat 26 (1975), S. 41-50, besonders S. 42. 

24 Götz LAnpwenr, Die Bedeutung der Reichs- und Territorialpfandschaften für den Aufbau des 

kurpfälzischen Territoriums, in: Mitteilungen des Historischen Vereins der Pfalz 66 (1968), S. 
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die Ausgaben des Königtums die Kräfte der Pfalz tatsächlich überschritten, daß es 
Ruprecht aber gelang, die Aufwendungen durch Pfandsetzung von Reichsgut lang- 
fristig mehr als auszugleichen. Im Jahre 1402 hatte er seinem Sohn Oppenheim, 
Odernheim, Schwabsberg, Nierstein, Ingelheim, Winternheim mit allen dazugehöri- 
gen Herrschaftsrechten sowie Stadt und Reichsland Kaiserslautern? verpfändet und 
dies mit den hohen Aufwendungen begründet, die dieser in Reichsangelegenheiten 
gehabt habe. 

Verpfändungen dieser Art waren nicht neu. Schon 1375 hatte Karl IV. im Zuge 
der Vorbereitung der Königswahl Wenzels Oppenheim und Ingelheim an Ruprecht 
I. verpfändet. Dadurch war Kurmainz die Hoffnung auf ein geschlossenes Erzstifts- 
territorium am Mittelrhein genommen worden. Durch die Reichspfandschaft Kai- 
serslautern hatte der Pfalzgraf außerdem Kurtrier im Westrich zurückgedrängt. Neu 
war die Höhe der Pfandsumme. 100.000 Gulden nahmen sowohl dem König als auch 
dem Mainzer Nachbarn jede Möglichkeit einer Auslösung. Die Reichspfänder waren 
damit de facto kurpfälzisch geworden.?* Im Jahre 1408 verpfändete Ruprecht seinem 
Sohn Ludwig die Reichsstadt Selz und die Hälfte der Landvogtei Ortenau für 
insgesamt 40.000 Gulden.” Die Begründung war diesmal, daß Ruprecht als Mitgift 
für seine Tochter Elisabeth dem Herzog Friedrich von Österreich 40.000 Gulden 
versprochen hatte, sich diese Summe aber nur durch Verpfändung oberpfälzischer 
Städte und Dörfer hatte beschaffen können und Ludwig für die Minderung des 
Erbgutes Ersatz schaffen mußte. In diesen Zusammenhang fällt wohl auch die 
Übertragung der Landvogtei im Elsaß an Ludwig auf Lebenszeit, die mit einer 
Verpfändung einherging, welche aber nicht in vollem Umfang in die Praxis umge- 
setzt werden konnte??; sie wurde 1413 von Sigmund wiederholt.” 

Die territorialpolitische Situation der Kurpfalz war mithin nicht ungünstig, sie 
gründete sich jedoch großenteils auf stark erhöhte Pfandschaften und auf Ansprüche, 
deren Bestand noch gesichert werden mußte. Zudem war gerade geteilt worden, was 
besonders hinsichtlich der Gebiete, auf die Pfalz-Simmern-Zweibrücken Ansprüche 


155-196, besonders S. 162-165; vgl. zum Problem auch Meinrad ScHAAs, Geschichte der 
Kurpfalz, Bd. 1, Mittelalter, Stuttgart u. a. 1988, S. 104-109. 

25 Regesten der Pfalzgrafen am Rhein, 1214-1508, Bd. 2, Regesten König Ruprechts, bearbeitet 
von Graf L. von OBERNDORFF, 2 Teile, Innsbruck 1939: 2394, 2454, 2455, 3499,4740,4741,4747, 
4748, 4751, 4876, 4893, 4908, 4909, 4911, 4937. 

26 Vgl. Alois GERLIcH, Rheinische Kurfürsten, S. 156-157. Zur Pfandsumme vgl. LANDWEHR, 
Reichs- und Territorialpfandschaften, S. 162-163; Wolfgang REırensErs, Die kurpfälzischen 
Reichspfandschaften Oppenheim, Gau-Odernheim, Ingelheim 1375-1648, Diss., Mainz 1968, 
bes. Hauptteil A, Kapitel 3 und 4. 

27 Regesten der Pfalzgrafen, Bd. 2, 5938, 6028. 

28 EBERHARD, Ludwig IH., S. 15, Anm. 2; vgl. aber Henry J. Conn, The Government of the Rhine 
Palatinate in the Fifteenth Century, Oxford 1965, der der Aussage einer Verpfändung bereits zu 
diesem Zeitpunkt widerspricht: „King Ruprecht had nominated his son, as Landvogt for life in 
1408, reserving to the Empire 2.000 fl. of the annual imperial taxes“; desgleichen Weizäcker, 
RTA VI, S. 252-253, Anm. 2; vgl. auch ScHAaag, Geschichte, S. 136-138. 

29 LANDWEHR, Reichs- und Territorialpfandschaften, S. 164. LANDWEHR erwähnt, Ruprecht habe 
Ludwig 1409 gestattet, alle Reichspfandschaften des Elsaß und der Ortenau auszulösen und 
selbst als Pfand zu besitzen; Ludwig habe aber nur einige wenige de facto auslösen können. 


30 RI XI, 718, 719, 1104; Conn, Rhine Palatinate, S. 60, erwähnt noch eine Verpfändung im Jahre 
1423. 
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hatte, nicht unwesentlich ins Gewicht fiel. Hier mag ebenfalls ein Grund dafür liegen, 
daß Ludwig sich gegenüber der Krone zurückhielt. Die Konsolidierung der territo- 
rialpolitischen Lage der Kurpfalz mag ihm im Sinne seines Hauses nähergestanden 
haben als die erneute Übernahme der Risiken und Kosten, die das Königtum mit sich 
gebracht hätte. 

Die Zusagen, die Ludwig sich für seine Kurstimme von Sigmund machen ließ”, 
spiegeln diese Situation wider. Neben der allgemeinen Anerkennung der Regierungs- 
handlungen Ruprechts als römischer König”, die insofern von Brisanz war, als 
Sigmund hiermit die Absetzung seines Bruders und das Königtum Ruprechts bestä- 
tigte, finden sich Zusagen, die sich konkret auf kurpfälzische dynastische Interessen 
beziehen. So verhielt es sich mit der Bestätigung der bereits erwähnten Reichspfand- 
schaften des Pfalzgrafen.’” Damit verzichtete Sigmund von vornherein auf die 
Revindikation des Reichsguts und festigte die pfälzischen Neuerwerbungen. Des 
weiteren ließ sich Ludwig die Privilegienbestäügung für neun schwäbische und elf 
elsässische Städte einschließlich Straßburgs versprechen, falls diese innerhalb eines 
halben Jahres nach Übernahme des Königtums durch Sigmund darum nachsuchen 
sollten.” Die schwäbischen Städte hatten Ludwig schon 1410 als Reichsverweser 
anerkannt”, worauf dieser seit Ende Mai dieses Jahres Anspruch erhoben hatte.” 


Ludwig und die Städte 


Die Reichsstädte in Schwaben -in diesem Punkt übrigens vergleichbar mit den 
elsässischen Städten — bernühten sich gemeinsam um die Wahrung ihrer königlichen 
Privilegien gegenüber den Ansprüchen territorialer Nachbarn. Dieses Bestreben trieb 
sie zu stets wechselnden Koalitionen, so daß sie sozusagen in der „großen“ Territo- 
rialpolitik des Reiches unterstützend wirkten und selbst für ihre Interessen Unterstüt- 
zung gegen die jeweiligen Gegner erhielten. In der Anerkennung des Vikariatsan- 
spruchs kommt erneut der Wille der schwäbischen Städte zur Bewahrung der 
Reichsunmittelbarkeit zum Ausdruck. Bei einer Thronvakanz stellte man sich unter 
den Schutz des Reiches gegenüber solchen territorialen Kräften, die die königslose 
Zeit hätten nutzen können, um die Rechte der Städte zu schmälern. Besonders delikat 
war dies gerade gegenüber Ludwig, bei dem es angesichts der aggressiven pfälzi- 
schen Territorialpolitik besonders ratsam schien, an eine Art reichspolitischen 
Verantwortungsbewußtseins zu appellieren. Einen weiteren Gesichtspunkt für die 
Beziehung zwischen den Städten und dem Pfalzgrafen könnte ein Bündnis der 
schwäbischen Städte mit den Habsburgern bieten, weiches vom Mai 1394 stammte 
und am 29. September 1410 mutatis mutandis erneuert wurde.?” Einem Thronanwär- 
ter aus diesem Hause wurde darin unverblümt Unterstützung zugesagt.” Möglicher- 


31 RTA VII, 7-10. 

32 RTA VII, 7. 

33 RTA VII, 9. 

34 RTA VII 8. 

35 RTA VII, 4. 

36 RTA VIL 1. 

37 Vgl. Kerer, RTA VII, S. 8 

38 GERLICH, Westpolitik, S. 121; KERLER, RTA VII, S. 7-8. | 
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weise strebten die Städte von dieser einseitigen Haltung weg, um sich auch das 
wittelsbachische Wohlwollen zu sichern, denn die habsburgische Thronkandidatur 
war von eher theoretischer Bedeutung. Ob Ludwig die Verhandlungen über eine 
Bestätigung seiner Privilegien eher als „Reichspolitiker“ denn als „Dynast“ geführt 
hat, wird sich daher nicht exakt bestimmen lassen. Vielleicht sollte man von 
„dynastischer Reichspolitik“ sprechen. 

Eberhard?” spricht davon, der Pfalzgraf habe diese Bedingung gestellt, „um die 
ihm verbündeten und befreundeten Städte sich von neuem zu verpflichten, sie noch 
fester an sich zu ketten und als Haupt einer starken Koalition auftreten zu können.“ 
Sicherlich betrieb Ludwig Städtepolitik und betätigte sich sozusagen als Fürsprecher 
städtischer Interessen im Rahmen des Reiches. Sollte Sigmund König werden, 
mußten die Städte Ludwig für seinen frühzeitigen Einsatz zu Dank verpflichtet sein. 
Allerdings war deren Haltung eher abwartend“, und es lag wahrscheinlich nicht in 
ihrem Interesse, daß Ludwig sie so frühzeitig mit einem Thronanwärter verknüpfte. 
Das „Haupt einer starken Koalition“ sein zu wollen, paßte vielmehr hervorragend in 
das dynastische Interesse des Pfalzgrafen, sei es gerichtet auf die Mehrung des 
Einflusses bei den schwäbischen Städten, sei es bezogen auf die elsässischen 
Kommunen, bei denen das kurpfälzische Augenmerk auf die Landvogtei und die 
damit verbundenen Rechte noch intensiver war.” 

Außerdem bestand zwischen König Ruprecht, Pfalzgraf Ludwig, Straßburg 
und weiteren elf elsässischen Städten seit April 1408 ein Bündnis“, das über den Tod 
Ruprechts hinaus fünfzehn Jahre gültig bleiben sollte. Dieses Bündnis enthielt die 
Zusage, Ludwig nach dem Tod des Königs als Reichsvikar anzuerkennen, wie in der 
Goldenen Bulle vorgesehen, sonst wenigstens als Landvogt.* Bei dem neuen König 
-und zwar nach seiner Bestätigung der Privilegien und nach Huldigung und Schwur 
der Städte — wolle man dann um Anerkennung des Bündnisses nachsuchen.® Ludwig 
hatte sich also der elsässischen Städte bereits vor Ruprechts Tod für lange Zeit 
versichert. Indem er nun in Anlehnung an sein Reichsvikariat sozusagen als Mittler 
zwischen dem Thronkandidaten und den Kommunen auftrat, machte er von vornher- 
ein seine politisch-territoriale Interessensspähre deutlich. Indem Sigmund auf diese 
Wünsche einging, bestätigte er diesen Hegemonialbereich. 


39 EBERHARD, Ludwig III., S. 18. 

40 Beispiel dafür mag die späte Anerkennung Sigmunds von seiten der Städte sein. Die erste Wahl 
erregte kaum Aufsehen. So führt Kerler, RTA VII, S. 8 an, daß die schwäbischen Städte in einer 
Urkunde vom 22.5.1411, worin sie ihre Vereinigung verlängerten, „nicht nur nicht seinen Namen 
nannten, sondern sogar von einem künftigen Kaiser oder König sprachen.“ Qunte, König, 
Sigmund, S. 24-25, weist darauf hin, daß erst geraume Zeit nach Josts Tod erstmalig etwas von 
städtischen Gesandtschaften zu hören sei. „Viele und bedeutende werden esschwerlich gewesen 
sein, sonst würde der Burggraf wohl Namen nennen.“ Die Gesandtschaftsfrage war, so muß man 
Quidde einschränken, wohl aber auch eine Kostenfrage, zumal der König im Reich erwartet 
wurde, was die Reise an den fernen Hof möglicherweise ersparen konnte. 

41 Vgl. Com, Rhine Palatinate, S. 60-67. 

42 RTA VI, 188, S. 245-255. 

43 RTA VI, 189, S. 255-257. 

44 RTA VI, 188, S. 252. 

45 RTA VI, 188, S. 255. 
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Der Pfalzgraf als politischer Partner 


In gleicher Weise ließ sich Ludwig die Privilegienerneuerung für eine große 
Zahl von Fürsten, Grafen, Herren, Rittern, Stiften und Klöstern zusagen.“ Beim 
Versuch, die Zusammenhänge anzudeuten, auf die die Auswahl dieser Kräfte 
hinweist, muß man eine gewisse Fehlerquote in Kauf nehmen. Dennoch ist es 
unerläßlich, das Beziehungsfeld der Kurpfalz herauszuarbeiten, vor allem um festzu- 
stellen, ob es sich mit dem Beziehungsfeld des Königs deckte oder deutlich davon 
abwich. Wenn der neue König ein besonderes „Beziehungsfeld Kurpfalz“ für seine 
Politik zu nutzen vermochte, dann war die Liste des Pfalzgrafen ein gewichtiges 
Angebot.” 

Nach der Erwähnung der Mitglieder des Hauses Wittelsbach folgen in der Liste 
die südwestlichen Anrainerder Kurpfalz, die im Zusammenhang mitden Ambitionen 
der Pfalzgrafen im lothringischen und elsässischen Raum von großem Interesse sein 
mußten. An Herzog Karl von Lothringen, mit den Wittelsbachern verschwägert“*, 
schließen sich die Herren von Ochsenstein und Lichtenberg an. Rheinabwärts folgen 
einige der „wichtigsten Herren des Mittelrheingebiets‘“?, die Grafen von Bitsch bzw. 
Zweibrücken-Bitsch, von Leiningen, von Veldenz und von Sponheim. Sie alle 
befanden sich in unmittelbarer Nachbarschaft zur Kurpfalz und damit latent in 
territorialer Bedrängnis, die durch biologische Zufälle oder politisches Mißgeschick 
jederzeit manifest werden konnte. 

So starb das Haus Veldenz 1444 aus, der Besitz fiel an Pfalz-Zweibrücken.”° 
Der Streit um das Erbe der Grafen von Sponheim, deren Haus in zwei Linien 
gespalten war, begann schon früher. Im Jahr 1414 starb der letzte Graf von Sponheim- 
Kreuznach, 1417 gingen vier Fünftel der Grafschaft an Sponheim-Starkenburg, ein 
Fünftel an Ludwig III. von der Pfalz. Der letzte Graf von Veldenz, Friedrich II., und 
Markgraf Jakob von Baden erbten 1437 gemeinsam die gesamte Grafschaft Spon- 
heim ohne den kurpfälzischen Teil, 1444 ging der Veldenzer Anteil an die Linie 
Pfalz-Zweibrücken über.’! Die Grafschaft Zweibrücken war 1393 von Ruprecht I. 
vonder Pfalz als Mitgiftder pfälzischen Prinzessin Margarethe an Herzog Karl II. von 
Lothringen verpfändet worden. Bei derErbteilung von 1410erhielt Pfalzgraf Stephan 
unter anderem das Recht, die verpfändeten Gebiete auszulösen, was ihm 1416 
endgültig gelang.?? Die Erbschaft des Hauses Veldenz belegt, wie eng die gegensei- 
tige Verflechtung war und — vor allem — wie entscheidend der Sog des pfälzischen 
großen Nachbarn werden konnte. 


47 Vgl. hierzu Alois GERLICH, Interterritoriale Systembildungen zwischen Mittelrhein und Saar, in: 
BDLG 111 (1975), S. 103-137. 

48 Hans-Walter HERRMANN, Interterritoriale Verbindungen und Verflechtungen zwischen dem | 
oberrheinischen und lothringischen Raum im Spätmittelalter, in: Jahrbuch für westdeutsche 
Landesgeschichte 1 (1975), S. 129-176, besonders S. 155-156. | 

49 Karl-Heinz Spress, Lehnsrecht, Lehnspolitik und Lehnsverwaltung der Pfalzgrafen bei Rhein im 
Spätmittelalter, Wiesbaden 1978, S. 158. 

50 Handbuch der historischen Stätten Deutschlands, Bd. 5, Rheinland-Pfalz und Saarland, hg. von 
Ludwig Perry, 3. Aufl., 1976, S. 386. 

51 Vgl. ebenda, S. 360; Comm, Rhine Palatinate, S. 44, 

52 Handbuch der historischen Stätten, Bd. 5, S. 419. 
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Die Grafen von Leiningen bieten ein Beispiel für jene politische Regsamkeit, 
durch die man sich vor pfälzischer Expansion zu schützen suchte.” Im wesentlichen 
bemühten sich die Leininger um einen Ausgleich des pfälzischen Drucks durch 
Hinwendung zu den großen rheinischen Gegenspielern und durch Aktivität im 
Königsdienst. Im Jahr 1396 war die Kandidatur Jofrids von Leiningen für den 
Mainzer Erzstuhl gegen den kurpfälzischen Anwärter gescheitert und hatte zudem 
gewaltige Schulden verursacht. Die Umstände dieses Scheiterns sind interessant für 
die Analyse des Machtgefüges im Reich. Am Ende des 14. Jahrhunderts war es den 
verwandten Grafenhäusern Falkenstein, Saarwerden und Leiningen gelungen, zwei 
der drei rheinischen Erzstifte in ihre Hand zu bekommen. Die Falkensteiner saßen in 
Trier und Friedrich von Saarwerden in Köln. Wäre der 1396 vakant gewordene 
Mainzer Erzstuhl dem leiningischen Jofrid zugefallen, hätte man den Sippenverband 
in den großen Fragen der Reichspolitik nicht übergehen können. Zudem wäre die 
Pfalzgrafschaft bedenklich eingekreist worden. Ruprecht II. wehrte sich entschieden 
und erfolgreich, setzte mit seinem Einfluß auf die Kurie den Gegenkandidaten durch 
und verdrängte Jofrid.°® 

Emich VI. von Leiningen, der jüngere Halbbruder Jofrids, war zunächst im 
Dienste Wenzels und später bei Ruprecht königlicher Großhofmeister. Die Loyalität 
des Leiningers zum pfälzischen König stand und fiel mit den Interessen des eigenen 
Hauses und mit der Haltung von Kurmainz und Kurköln zu Ruprecht. Als diese sich 
abwandten, bahnte sich folgerichtig auch Emichs Abstieg an. 1402/03 lehnte Ru- 
precht Jofrids Plan ab, den schwachen Werner von Falkenstein auf dem Trierer 
Erzstuhl abzulösen. Der König wußte, daß der Falkensteiner weniger Bereitschaft zu 
politischen Eigenwilligkeiten zeigte oder weniger dazu in der Lage war. Konsequen- 
terweise schied Emich 1404 aus Ruprechts Dienst aus und wechselte zum Erzbischof 
von Köln. Als „von unsers herren von Colne wegen“ trat er am 22. Juli 1411 bei der 
zweiten Wahl Sigmunds als Zeuge auf?’ und soll schon 1410 im Auftrag oder mit 
Wissen Friedrichs von Köln vor den eigentlichen Wahlverhandlungen versucht 
haben, König Heinrich IV. von England oder einen seiner Söhne als Thronkandidaten 
zu gewinnen.” Graf Friedrich VIII. von Leiningen, ein Verwandter Emichs, stand 
ebenfalls auf der Bestätigungsliste des Pfalzgrafen. Angesichts der latent antipfälzi- 
schen Haltung des Hauses mag dies zunächst verwundern. Es sollte aber betont 
werden, daß die Lehnsbindungen dermittelrheinischen Grafenhäuser an die Kurpfalz 
kontinuierlich weiterbestanden. Dies mag damit zusammenhängen, daß die Verzah- 
nung der interterritorialen Systeme sozusagen einen Rahmen absteckte, welcher 
Wechsel in der Konstellation zuließ, unwiderrufliche Brüche jedoch verhinderte.’ 

Des weiteren führte der Pfalzgraf die Hochstifte Worms und Speyer auf. Als 
„eifersüchtig gehütete Versorgungsstätten des Pfälzer Adels“? ist ihr Erscheinen in 


53 Vgl. zu folgendem Peter Moraw, König, Reich und Territorium im späten Mittelalter, Habil. 

Heidelberg 1971, S. 785, 759-760; DERSELBE, Beamtentum, S. 65-67; EBERHARD, Ludwig 
L, S. 13-16. 

54 Vgl. GERLicH, Rheinische Kurfürsten, S. 159-160. 
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56 LEUSCHNER, Wahlpolitik, S. 507. 
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unserem Zusammenhang eine Selbstverständlichkeit. Raban von Speyer war Kanzler 
Ruprechts gewesen und hatte an der Aufteilung der pfälzischen Länder unter 
Ruprechts Söhne als Vertrauter des verstorbenen Königs teilgenommen.” Ähnlich 
abhängig waren die Grafen von Württemberg; sie standen als lokale Macht im 
Neckarraum im Schatten der Kurpfalz. Auch Eberhard X., Schenk von Erbach‘!, 
war Rat bei Ruprecht. „In die Auseinandersetzungen zwischen Pfalz und Mainz“ in 
der Mitte des 14. Jahrhunderts waren „auch die den östlichen Teil des Lorscher 
Odenwalds beherrschenden Ministerialen von Erbach hineingerissen‘‘ worden. 
„Obwohl sie pfälzische Dienstleute waren und Rudolf I. ihr gesamtes Land eroberte, 
konnte die Pfalz ihre Territorialhoheit nicht durchsetzen. Zwar mußten die Erbacher 
pfälzische Lehenshoheit anerkennen, aber der ganze zentrale Odenwald ... wurde zu 
einem eigenen Territorium, dessen Inhaber schließlich bis in den Grafenrang empor- 
stiegen.“ 

Die Herren von Weinsberg waren ebenfalls ein aus der Reichsministerialität 
aufgestiegenes Haus, welches den Edelfreien gleich geachtet wurde und seit der 
Stauferzeit nahezu ununterbrochen im Königsdienst nachzuweisen ist“; es blieb aber 
stets in Positionen zweiten Ranges. Engelhard VIIL“ war Rat und Gesandter 
Ruprechts, Lehnsmann der Pfalzgrafen, österreichischer Landvogt in Schwaben, im 
Elsaß und im Breisgau und arbeitete mit den Burggrafen von Nürnberg zusammen. 
Er war mehr reichspolitisch als territorial tätig. Konrad von Weinsberg wurde 
Reichsunterkämmerer Sigmunds. 

Ähnlich steht es mit den schwäbischen Grafen von Öttingen. Friedrich, dessen 
Namen wir im Verzeichnis finden, war 1398 im Dienst Wenzels; nach einiger Zeit 
ging er zu Ruprecht über und wurde dessen Hofmeister und Rat. Rat war er auch bei 
Sigmund, während sein Bruder, Ludwig XI., Rat und Hofmeister wurde.® Bei 
Sigmunds Wahl ist er zunächst der pfälzischen Partei zuzuordnen, später näherte er 
sich der Mainzer und Kölner Wählergruppe.% Das Bistum Eichstätt, ebenfalls im 
pfalzgräflichen Verzeichnis, war in öttingischer Hand.“ 

Im Bistum Bambergregierte ein Graf von Wertheim.“ Johann II. und Eberhard 
von Wertheim, ein Oheim Johanns, waren 1411 Zeugen bei der zweiten Wahl 
Sigmunds.’ Die von Wertheim gehörten zu den treuesten Anhängern des Königs; 
Johann I. war Hofmeister Ruprechts. Das Bistum von Würzburg hatte Johann von 
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Egloffstein inne. Konrad von Egloffstein war Deutschordensmeister. Wieder einmal 
lagen Königsnähe und Beziehungen zur Kurpfalz nahe beisammen. Personenbezie- 
hungen und Dienste hatten den Orden vor allem in Franken immer mehr an den 
Pfalzgrafen gebunden, während die Deutschmeister von den Hochmeistern immer 
unabhängiger wurden.’® 1494 erlangten sie den Reichsfürstenrang. Eine andere 
Beziehung zum Heidelberger Hof läßt sich über mehrere geistliche Räte Ruprechts 
aus dem Hause Egloffstein nachweisen, was abermals signifikant ist für die traditio- 
nell guten Beziehungen der nahegelegenen Ordensballeien zur Kurpfalz und zum 
Königtum.”! 

Auch den Schenken von Limpurg’”?, ehemals staufische Reichsministerialen, 
welche durch Heirat und geschickte Territorialpolitik den Herrenstand anstrebten, 
sicherte Ludwig von der Pfalz die Bestätigung ihrer Privilegien. In der Goldenen 
Bulle von 1356 waren sie als „Reichsafterschenken“ noch dem König von Böhmen 
zugewiesen worden. Friedrich HI., Schenk von Limpurg, war Rat Ruprechts”? und 
blieb im Dienst Ludwigs von der Pfalz in nicht unbedeutender Stellung.” 

Von den Wetterauer Grafen- und Herrenhäusern erscheinen die Herren von 
Hanau, von Katzenelnbogen und Isenburg-Büdingen. Die Grafen von Nassau, die der 
Mainzer Partei zuzurechnen sind, fehlen natürlich. Die von Hanau und Katzenelnbo- 
gen und in geringerem Maße das Haus Isenburg-Büdingen sind gute Beispiele 
erfolgreicher Königsnähe am Mittelrhein. In diesen Kreis wirkte das Königtum aktiv 
ein, indem „der König jenen Teil an ‚Souveränität‘ einbrachte, den die Kleinen nicht 
selbständig zu realisieren verstanden“.”” Auf der anderen Seite nahm eben dieser 
Kreis, der zugleich die wichtigsten Vasallen des Pfalzgrafen umfaßte”®, bevorzugt an 
den Verwaltungsgeschäften des Pfalzgrafen Anteil.” Beide Elemente, das „pfalz- 
gräflich-territoriale‘“ und das „königliche“, ergänzten sich auch hier. 

Anders der Landgraf von Hessen, welcher sich im Prinzip durch Distanz zum 
Herrscher auszeichnete. Königtum und Landgrafschaft waren nur bei ganz bestimm- 
ten Problemen gemeinsam betroffen. Dies waren die persönlich-dynastischen Ange- 
legenheiten des Landgrafenhauses, die Legitimierung landgräflicher Herrschaft, die 
äußeren politisch-militärischen Krisen der Landgrafschaft, d. h. insbesondere ihr 
Verhältnis zu Kurmainz, und die Krisen des Königtums und des Reiches.” Entschei- 
dend war nicht königlicher Traditionszusammenhang, sondern die gemeinsame 
Gegnerschaft zu Kurmainz. Diese lag auch einem Bündnis zugrunde, welches der 
Landgraf im März 1410 mit den Herzögen Heinrich III. und Erich von Braunschweig 
sowie mit Ludwig und Otto von der Pfalz abschloß.”? Die Streitigkeiten mit Mainz 


70 Conn, Rhine Palatinate, S. 144. 
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Gerhard TAnpey, 2. Aufl. 1980, S. 726-727. 
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74 Qum, König Sigmund, S. 47. 
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76 Vgl. Spiess, Lehnsrecht, S. 137, 224, 226, 227. 

77 SCHAAB, Festigung, S. 190. 

78 Moraw, Hessen, S. 51. 

79 Herzog Heinrich war zudem der Schwiegersohn Landgraf Hermanns. 
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resultierten aus Gegensätzen in der Kirchenfrage und aus Territorialkonflikten.’ 
Boockmann'!, der sich mit dem Zusammenhang zwischen politischen und Glaubens- 
fragen anläßlich des Konstanzer Konzils beschäftigt hat, erkannte, daß politische 
Fragen alsGlaubensfragen formuliert werden mußten, um theoretischdiskutierbar zu 
sein. Dies legt die Vermutung nahe, daß die Schisma-Problematik - im Gegeneinan- 
der von Kurmainz und Kurpfalz — eine gute Argumentationsgrundlage für realpoli- 
tische Zusammenhänge bot. Gerade das Schisma war für politische Fragen funktio- 
nalisierbar. Dies betraf Vorteile, die dem Ziel der Erweiterung der Landesherrschaft 
angesichts eines nicht aktionsfähigen Papsttums erwuchsen, aber auch die Frontstel- 
lung, in die sich die Dynasten mit ihrer — so darf man unterstellen — nicht nur unter 
religiösen Gesichtspunkten gefällten Entscheidung zugunsten des einen oder anderen 
Papstes begaben. Demnach gerieten Kurmainz und Kurpfalz nahezu zwangsläufig 
auch in dieser Frage in Konfrontation. 


Ergebnisse 


Pfalzgraf Ludwig bot dem neuen König zwei Traditionsstränge an: den „könig- 
lichen“ und den „kurpfälzischen“. Diese Stränge liefen in der Praxis zusammen, 
wobei einmal mehr der königliche, einmal mehr der dynastische hervortrat, niemals 
aber blieb einer ganz ohne den anderen. Insofern führen Mutmaßungen darüber, ob 
die oftgenannte Liste der Trabanten Ludwigs im Zusammenhang mit dem Reichsvi- 
kariat zu sehen sei, in die Irre. Ein Reichsvikariat im Sinne eines abstrakt definierten 
Amtes, ohne ein wie auch immer geartetes Eigeninteresse, hätte auch zu Namen 
führen müssen, die mit der Kurpfalz wenig oder gar nichts zu tun hatten. Statt dessen 
fehlen sogar solche Herren, die zwar im Prinzip zum kurpfälzischen Einflußgebiet ge- 
hörten, im Augenblick aber eine kurkölnische oder kurmainzische Ausrichtung 
hatten, wie die Markgrafen von Baden. Auf der anderen Seite ginge es zu weit, alle 
diejenigen, für die sich Ludwig die Privilegienbestätigung zusagen ließ, dem „Unter- 
bau“ des Pfalzgrafen zuzuordnen. Vermutlich war nicht allen Beteiligten an Ludwigs 
Vermittlung unbedingt gelegen (vgl. die Städte); zum Teil war man ohnehin so 
königsnah, daß eine Verbindung mit dem zukünftigen König auch ohne kurpfälzi- 
sches Zutun zustande gekommen wäre (Leiningen oder Weinsberg). Es wird also 
hauptsächlich in Ludwigs Interesse gelegen haben, dieses „Kompaktangebot“ zu 
machen. Sein Beziehungs- und Einflußbereich ließ sich auf diese Weise definieren 
und bestätigen. 

Eine nicht zu unterschätzende Rolle bei der Königswahl Sigmunds spielte das 
kirchliche Schisma. Dieses Problem war in beachtlichem Ausmaß „politisiert“, d. h. 
genauer gesagt im Sinne des politischen Systems funktionalisiert worden. Es trug mit 
eigentümlicher Konsequenz zur Zuspitzung der bereits bestehenden Verhältnisse bei, 
indem es eine Polarisierung der politischen Lager erzwang; das bewe gliche Mit- und 
Gegeneinander reduzierte sich, da auf die Dauer eine Entscheidung in der Kirchen- 


80 Joseph ScHMrT, Zur Geschichte der Beziehungen zwischen Hessen und Mainz im Ausgang des 
großen Schismas 1409-1416, Diss., Marburg 1903, S. 24. 
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frage unumgänglich war, auf eine Zuordnung zur einen oder anderen Schismapartei. 
Diese Situation hatte schon das schwache Königtum Ruprechts in die Ausweglosig- 
keit gedrängt und Ludwigs Nachfolge undenkbar gemacht. Auch bei Sigmunds Wahl 
waren die kirchenpolitischen Gegensätze mitbestimmend für den Verlauf der Ver- 
handlungen und verantwortlich für die Zweiteilung der Wahl. 


Der Erzbischof von Mainz 


Der Erzbischof von Mainz, der dritte Protagonist der Königswahl und schärfste 
Gegner Ludwigs von der Pfalz, war nicht zufällig auch der bedeutendste Vertreter der 
Pisaner Partei im Reich. Sigmund hatte sich ebenfalls zu Johann XXII. bekannt.” 
Hätte er sich jedoch gleich zu Beginn der Verhandlungen von Visegräd in der 
Approbationsfrage Mainz gegenüber festgelegt, wäre dies ein „Ausschlußkriterium“ 
für die kurpfälzische Partei gewesen, diediesen Punkt aus dem gleichen Grunde nicht 
zu einer conditio sine qua non in ihrer Richtung hochspielen konnte und dies auch 
nicht tat.® Bei der zweiten Wahl 1411 war die Rücksichtnahme auf die Interessen der 
Kurpfalz unnötig geworden; dementsprechend findet sich das Bekenntnis zu Papst 
Johann im ersten Artikel der Wahlkapitulation an Kurmainz/Kurköln.°* Die Reihen- 
folge der Wahlhandlungen war insofern bereits durch die Approbationsfrage hinrei- 
chend festgelegt. Deshalb ist es gut vorstellbar, daß Friedrich von Nürnberg nach der 
„Kirchhofswahl“ vom 20. September 1410 und nach einer Wiederaufnahme der 
Visegräder Verhandlungen Frankfurt in dem Glauben verlassen hatte, die Entschei- 
dung der „Restwähler“ sei nur eine Frage der Zeit. 

Daß dann doch Jost von Mähren Sigmund den Rang ablief, mag darauf 
zurückzuführen sein, daß dieser sich einseitig und völlig auf die mainzisch/kölnische 
Kurkoalition festlegte.® Jost konnte sich diese Einseitigkeit leisten, da er die böhmi- 
sche und die sächsische Stimme auf seiner Seite hatte. Mit Wenzel hatte er sich auf 
eine Teilung der Kaiser- und Königswürde geeinigt und damit an einen alten Plan 
Wenzels angeknüpft?‘, der später im Hinblick auf Sigmund wieder aufgenommen 
werden sollte.” Das Zwischenspiel mit Jost ist nur deshalb für die Wahl Sigmunds 
relativ bedeutungslos, weil er starb, bevor es zu einer Auseinandersetzung zwischen 
den beiden Gewählten kommen konnte. Ansonsten hätte die kurpfälzisch-kurmain- 
zische Polarisierung hier ihre Fortsetzung finden müssen. 


82 Vgl. SchroLLer, Wahl, S. 13-14; vgl. auch Gustav Beckmann, Der Kampf König Sigmunds 
gegen die werdende Weltmacht der Osmanen, Gotha 1902, den Exkurs über die Gesandtschaft 
Pippo Spanos an die Kurie im Juni 1410. 

83 Die Formulierung in den Dokumenten für Kurtrier und Kurpfalz lief sehr vage auf Duldung 
hinaus (vgl. RTA VII, 11). Egerharn, Ludwig III., S. 21, Quippe, König Sigmund, S. 33, und 
KAUFMANN, Wahl, S. 13, halten die Unbestimmtheit der Erklärung erstaunlicherweise für 
auffallend. KAUFMANN vermutet gar eine Fälschung von seiten der Kanzlei Sigmunds. Die 
kurpfälzische Partei konnte ihren Papst politisch nicht aufgeben, aber auch nicht durchsetzen: 
genau dies spiegelt das Wohlverhaltensversprechen wider. 

84 RTA VII, 64, S. 107. 
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Sigmund war für beide Parteien ein „Kompromißkandidat“, für die Gruppe des 
Mainzers sogar in besonders hohem Maße. Johann bemühte sich, in die Wahlverspre- 
chungen „Wenzel-Ruprecht-Traditionen“ aufzunehmen. Im labilen Gleichgewicht 
der politischen Kräfte an der Spitze des Reichs war infolge der Schwäche der beiden 
letzten Throninhaber die Bedeutung der Kurfürsten beträchtlich gewachsen; es lag 
nahe, den Versuch zu unternehmen, diesen Zustand zu stabilisieren. Dies war 
zweifelsohne mit sehr konkreten Absichten verbunden, sollte jedoch auch vor dem 
Hintergrund des kurfürstlichen Selbstverständnisses gesehen werden. Die kurfürst- 
liche Stellung im politischen Machtgefüge entwickelte sich so, daß die Kurfürsten als 
Wähler des Königs und Inhaber der Erzämter immer mehr Mitverantwortung für das 
Reich geltend machten.” Sie waren im Laufe der Zeit eine politische Kraft geworden, 
deren Mitregierung auf höchster Ebene weder ausgeschlossen werden konnte noch 
sollte, denn ohne sie schien Reichsherrschaft nicht möglich. Wesentlich war, wieweit 
es dem König gelang, diese Teilhaber nicht dominant werden zu lassen. Im Prinzip 
war dies nicht so problematisch, wie es zunächst erscheinen mag. Denn allein der 
territorialpolitische Gegensatz zwischen Kurmainz und Kurpfalz machte eine stabile 
Opposition gegen das Königtum auf die Dauer unmöglich. 

Einige Wahlversprechen Sigmunds an Kurmainz/Kurköln haben Anlaß zu der 
Vermutung gegeben, die Kurfürsten hätten ein allgemeines Konsensrecht bei wich- 
tigen Entscheidungen des Königs beansprucht.” Da war zunächst die Zusage, die 
Ernennung eines Reichsvikars von ihrer Zustimmung abhängig zu machen.” Dies 
war von seiten des Mainzers gegen das pfalzgräfliche Reichsvikariat für die Länder 
fränkischen Rechts gerichtet, welches Ludwig III. nach Ruprechts Tod gemäß der 
Goldenen Bulle für sich beanspruchte.?? Allerdings war der pfalzgräfliche Anspruch 
auf das Vikariatsrecht lange schon Verfassungswirklichkeit?, so daß der Mainzer 
Einwand politisch kaum durchsetzbar war. Neben der „antipfälzischen‘“ Spitze dieser 
Zusage konnte dieser Artikel der Wahlversprechungen, gerade weil er kaum einlös- 
bar war, möglicherweise in Zukunft Bedeutung als Rechtsvorwand gegen Sigmund 
erlangen. In dieser Hinsicht noch bedeutsamer wardie Zusage derRevindikation aller 
dem Reich entfremdeten Länder, insbesondere Mailands.”* 

Mehr wirtschaftlicher als politischer Natur war die Zollfrage,” da der König 
versprochen hatte, das kurfürstliche Einverständnis vor einer Einrichtung neuer 
Rheinzölle einzuholen. Aus dieser Forderung auf Konsensansprüche schließen zu 
wollen, wäre zu abstrakt gedacht. Die Zölle waren die hervorragendsten Einnahme- 
posten der am Rhein gelegenen Territorien, weil sie schnell und mit geringstem 
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Aufwand viel bares Geld brachten.” „Bei dieser Bedeutung der Rheinzölle ist es nicht 
verwunderlich, daß einerseits die deutschen Könige an ihren Zollrechten und deren 
Nutzung hartnäckig festzuhalten, andererseits aber die rheinischen Kurfürsten die 
Verfügungsgewalt über die Rheinzölle an sich zu ziehen suchten.“ Überhöhte Zölle 
und ein Zuviel an Zollstellen verringerten im Endeffekt die Einnahmen, weil sie den 
Handel vom Rhein abdrängten. Außerdem wurden „durch den Ausschluß anderer 
Territorialgewalten von den Zolleinkünften die finanziellen Möglichkeiten der 
Konkurrenten eingeschränkt und ihre politische Handlungsfreiheit getroffen.“ 
Daneben hing das Geleit, ein wertvolles Instrument territorialer Expansion, Kommu- 
nikation und politischen Einflusses,” unmittelbar mit der Zollfrage zusammen. 
Belegt wird die praktische Bedeutung der Zollfrage u. a. auch dadurch, daß die 
kurkölnischen Zollprobleme gegenüber Berg in das Wahlversprechen an Friedrich 
von Köln ausdrücklich aufgenommen wurden.'® 


Ergebnisse 


Einige der Wahlversprechen an Kurmainz und Kurköln lassen Assoziationen 
in Richtung „kurfürstlicher Königspolitik“ zu, d. h. der Angebotsaspekt des kurmain- 
zischen Regierungspartners war anders als bei Kurpfalz. Stand bei Ludwig ein 
„Regierungsapparat‘“ auf dem Plan, welcher dem König wie Kurpfalz politischen 
Nutzen versprach, beide aber auch gegenseitig in hohem Maße verpflichtete, so 
machte Kurmainz gleich zu Beginn die Mittel potentieller Opposition deutlich. 

Sigmund hat dementsprechend verhandelt. Er hat der kurpfälzischen Partei 
keine Zugeständnisse gemacht, die für die kurmainzische unannehmbar gewesen 
wären; und auch umgekehrt nicht oder nicht sogleich. Denn Entsprechendes geschah 
erst, als Kurpfalz bereits gewählt hatte. Bedenkt man, daß Sigmund obendrein mit 
Wenzel zu der schon erwähnten, politisch im Endeffekt irrelevanten Kaiser-König- 
Einigung!” kam, hatte er sich zu guter Letzt des Reiches, soweit es wesentlich war, 
beinahe rundum versichert. Große Variationsmöglichkeiten bei den Wahlverhand- 
lungen scheinen kaum vorstellbar. Eine Einigung mit der kurmainzisch-kurkölni- 
schen Partei bereits 1410 zu Visegrád hätte eine Einigung mit der Kurpfalz unmöglich 
gemacht. Allein am Beispiel der Approbationsfrage läßt sich zeigen, daß eine 
Einigung keine grundsätzliche Frage, sondern ein Terminproblem war. 

Aus dem Inhalt der Wahlzusagen läßt sich auf die Grundentscheidung Sig- 
munds für eine kurpfälzisch geprägte Reichsregierung schließen. Im folgenden soll 
der Frage nachgegangen werden, wie sich diese Orientierung konkretisierte und ob 
es politische Alternativen gab. Ziel wird sein, deutlich zu machen, wer in der 
Konsolidierungsphase des neuen Königtums an der Regierung beteiligt war und wie 
diese Teilhabe aussah. 
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12 1411 - DAS KÖNIGTUM VOR UND NACH DER ZWEITEN WAHL 
Die Situation 


Sigmund war in den Jahren 1410 und 1411 nicht im Reich. Dennoch war er als 
gewählter König am reichspolitischen Geschehen beteiligt. Da er mangels territoria- 
len Substrats nicht von vornherein Anteil hatte an den politischen Beziehungen, 
welche die Reichsangehörigen mehr oder minder eng miteinander verbanden, war die 
Situation des neuen Herrschers problematisch. Er war offenkundig darauf angewie- 
sen, seine politische Existenz im Reich dadurch zu behaupten, daß er sich an die 
bestehenden Strukturen anlehnte, indem er sich mit den Großen des Reiches verband. 
Wer dafür in Frage kam und wie sich eine solche Verbindung für beide Seiten 
gestaltete, mußte die Praxis erweisen. 

Die königliche Reichspolitik läßt sich in zwei Phasen einteilen: in die Zeitspan- 
ne vor der zweiten Wahl und in die Periode danach bis zum Eintreffen des Herrschers 
im Reich. Die Reichsgeschäfte im engeren Sinne, die unmittelbar nach der Wahl 
erledigt werden mußten, hatte Sigmund Friedrich von Nürnberg übertragen. Dieser 
verband den Anspruch des neuen Königs auf Anerkennung mit den konkreten 
politischen Möglichkeiten des Pfalzgrafen. Diese Verbindung war relativ unproble- 
matisch, weil die beiderseitigen Interessen, wenn sie sich überhaupt berührten, gut 
vereinbar waren. Dies zeigte sich bereits bei den Adressaten der Wahlanzeige. 


Das Königtum in der Anfangsphase 


Friedrich von Nürnberg! und die beiden kurfürstlichen Wähler? zeigten die 
Königswahl getrennt an. Zu den überlieferten Adressaten der kurfürstlichen Wahlan- 
zeige gehörten die Herzöge von Braunschweig und Lüneburg und der Landgraf von 
Hessen. Sie sind zugleich Bündnispartner der Pfalzgrafen vom März des gleichen 
Jahres.? Sigmund persönlich orientierte sich in gleicher Richtung und wandte sich im 
Januar 1411 gleich zweimal an das Haupt jener Bündnispartner, um nach Annahme 
der Wahl um Unterstützung zu bitten.* Weitere Adressaten waren selbstverständlich 
die städtischen Zentren, allen voran Frankfurt und Nürnberg. Bei den Städten reichte 
aber ein solches Schreiben — zumal von nur einem Teil der Kurfürsten - nicht aus, um 
dem neuen König zur Anerkennung zu verhelfen. Schließlich gab es nach der Wahl 
Josts sogar drei Könige, und es war längst nicht erwiesen, welcher sich durchsetzen 
würde. Diese Haltung dokumentiert eine Anweisung des Rates zu Frankfurt an die 
Gemeinde und alle Handwerker, sich in der derzeitigen Lage völlig neutral zu 
verhalten.’ 

1 RTA VI, 31. 

2 RTA VII, 32, 

3 Vgl. Schmrrt, Beziehungen, S. 24; ScHRoLLer, Wahl, $.4/5. Bei dem Bündnis handelt es sich um 
ein Treuebekenntnis zu Papst Gregor und zu König Ruprecht und um eine Vereini gung gegen den 


Erzbischof von Mainz, welcher für die Mißstände, die infolge des Schismas entstanden waren, 
verantwortlich gemacht wird. 
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Der Burggraf nutzte auch in dieser Angelegenheit den Vorteil, den die Verbin- 
dung mit der Kurpfalz brachte. Eine Woche nach der Wahl schrieb er aus Heidelberg 
an Frankfurt und die Reichsstädte in der Wetterau‘, er habe den Kurfürsten Ludwig 
im Namen König Sigmunds mit ihrem und anderer Reichsstädte Schutz beauftragt. 
Vom 2. Oktober schließlich ist ein diplomatischer Auftrag Friedrichs an den schon 
unter Ruprecht in solchen Dingen bewährten Albert Fleischmann, Pfarrer von St. 
Sebald in Nürnberg, in Sachen Königswahl überliefert.’ Friedrich griff mit Fleisch- 
mann die legitimierende Kraft der Kontinuität auf, die den Dynastienwechsel 
überdauerte.! Über diese Bezüge zur Kurpfalz und zur Ruprechttradition hinaus 
suchte der Burggraf von Ungarn aus eine positive Stimmung für seinen König zu 
erzeugen, indem er berichtete, wie erfolgreich die Verhandlungen mitdem Gegenkö- 
nig verliefen, daß Papst Johann auf Sigmunds Seite stehe und es ebenfalls nicht 
gutheiße, daß Mainz und Köln diesem ihre Stimmen versagt hätten.? Die Anspielung 
auf den Papst der Pisaner zielte in die gleiche Richtung wie die anderen Bemühungen. 
Aller Tenor war, daß die einzig legitime Entscheidung die für Sigmund sein könne, 
der die Tradition seines Vorgängers aufnahm und von päpstlicher Seite akzeptiert 
wurde. Da es sich um das von Köln und Mainz anerkannte Haupt der Kirche handelte, 
war deren Entscheidung gegen den König der Boden entzogen. Alles Recht war auf 
Seiten Sigmunds, seine endgültige Durchsetzung nur eine Frage der Zeit; dieser 
Eindruck sollte sich einstellen. 

Sigmund selbst äußerte sich erst im Januar 1411 zu seiner Wahl.!° Seine Briefe 
richtete er an Werner von Trier, dem er erläuterte, was ihn zur Annahme der Wahl 
bewegt habe. Er dankte für sein Vertrauen und bat, „unser und desselbin richs manne 
stete und undertane in unser gehorsam zu vorderen, die und auch alle unser sache und 
rechte zu hanthaben und die strasse zu schirmen wo des notdorft ist“.!! Dieselbe 
Aufforderung ist an den Pfalzgrafen Ludwig, die Burggrafen Friedrich und Johann 
und an Graf Eberhard von Württemberg ergangen.'? Mit der Auswahl der Angespro- 
chenen und mit dem Auftrag an sie bekräftigte Sigmund, was Friedrich von Nürnberg 
bereits in die Wege geleitet hatte: Die Delegierung königlicher Aufgaben an die Partei 
der Wähler aus Gründen der Praktikabilität der Regierung. Wer anders nämlich hätte 
die Mittel und die Bereitschaft gehabt, im Reich für Sigmund aktiv zu werden und das 
zu tun, was der König selbst zu leisten nicht imstande war. Tatsächlich gab dieses 
Schreiben politischen Handlungsanstoß. Werner von Trier jedenfalls beglaubigte 
eine Gesandtschaft zu Beratungen über Reichsangelegenheiten bei Frankfurt unter 
Hinweis auf Sigmunds Aufforderung.'? 

6 RTA VII, 34. 
7 RTA VII, 35. 
8 Zu Albert Fleischmann vgl. Moraw, Kanzlei und Kanzleipersonal, S. 501-502. 
9 RTA VII, 36. 

10 RTA VI, 37 weist den 12. Januar als Datum aus. Inhaltliche Bezüge lassen aber, so Quippe, 
König Sigmund, S.42-43, darauf schließen, daß wir dieses Schreiben zumindest im Zusammen- 
hang mit denen vom 21. I. sehen müssen, wenn nicht gar ein Abschreibfehler vorliegt. Sogar mit 
Friedrichs Brief vom 14. XII. gibt es Übereinstimmungen. Die Schreiben sind wohl alle im 
Zusammenhang zu sehen. Vielleicht wurden sie von Friedrich konzipiert. 

11 RTA VII, 37, S. 54, Zeile 38-40. 

12 RTA VII, 38. 

13 Frankfurts Reichscorrespondenz I, 399; Regesten der Erzbischöfe zu Trier, II, bearb. von Adam 
Goerz, Trier 1861, S. 135, 9.3.1411; RTA VII, 88. 
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Im wesentlichen ist es aber Ludwig von der Pfalz zugefallen, als Zentralfigur 
königlichen Handelns im Reich aufzutreten. Neben den schon aufgezeigten indirek- 
ten Hinweisen finden sich in den kargen Belegen der ersten Zeit gleich zwei weitere 
auf pfälzische Gesandte, die in Sigmunds Auftrag geheime Verhandlungen mit den 
Städten anknüpften.'* Der Weg hierzu scheint, wie gesagt, über Friedrich geführt zu 
haben, der sich nicht nur hervorragend in dem Netz politischer Beziehungen auskann- 
te, sondern auch mit seiner Teilhabe an diesem Netz imstande war, die entsprechen- 
den Fäden zu nutzen. Allerdings war der Burggraf nolens volens vorerst einzig auf 
den Pfalzgrafen und dessen politisches Umfeld verwiesen. 

Pfalzgraf Ludwig selbstentfaltete rege Aktivität, wobei er— wie sollte es anders 
sein — in pfälzischen Kategorien dachte. Einen Hinweis auf diese Prägung der 
königlichen Reichspolitik bietet neben den schon angeführten Adressaten der pfäl- 
zischen/königlichen Anerkennungspolitik die Prüfung der nicht angesprochenen 
Häuser. Dabei können solche vernachlässigt werden, die entweder zum Hegemonial- 
bereich von Nichtwählern gehörten oder „geopolitisch“ zu weitentferntlagen, als daß 
sie sich für die Königsfrage interessiert hätten. Bedeutsam ist dagegen das Verhalten 
der Markgrafen von Baden aus dem „Schatten“ der Kurpfalz, welche sehr wohl an 
Königspolitik interessiert waren, zum gegebenen Zeitpunkt aber in sehr getrübten 
Beziehungen zur Kurpfalz standen. Die Markgrafen erschienen weder in Ludwigs 
noch in Sigmunds Umgebung und wurden von pfälzischer Seite wegen ihres 
Handelns zur Wahlzeit scharf angegriffen"; Bernhard von Baden haben wir im 
Umkreis des Kölner Erzbischofs zu suchen. Sigmund verhielt sich in dieser ersten 
Zeit neutral. Erst 1414, als sein Königtum weitgehend konsolidiert war, nahm er 
Kontakt zum Markgrafen auf.” 

Die breite Übereinstimmung zwischen kurpfälzischer und königlicher Politik, 
die sich in der so dürftigen Überlieferung aufzeigen läßt, ist weitgehend durch die 
einseitig pfälzisch bestimmte Wahlhandlung zu erklären. Daneben spielte die starke 
Stellung des Heidelberger Hofes eine Rolle. Unabhängig davon, wie Sigmund dies 
im Augenblick einschätzen mochte, wird dem distanzierten Betrachter deutlich, wie 
günstig sich für Sigmunds Königtum eine neuerliche Bestätigung durch eine breitere 
Trägerschaft auswirken mußte. Erst die zweite Wahl — rein verfassungstechnisch 
oder unter Prestigegesichtspunkten betrachteteineeher peinliche Veranstaltung- bot 
in ihrer politischen Konsequenz eine Alternative zu einem quasi-pfälzischen König- 
tum, welches Ludwig die Verfügung über die Erfolge des Hertschers ohne die Ver- 
antwortung für dessen Niederlagen erbracht hätte. 


14 RTA VII, 38, Anm. 2; RTA VII, 42, 43; Frankfurts Reichscorrespondenz I, 398; vgl. auch das 
Schreiben Hermanns von Rodensiein, des Burggrafen zu Alzey an Frankfurt. Auch er verbreitet 
positive Nachrichten aus Rom und über die Annahme der Wahl. 

15 Vgl. LEuschwer, Wahlpolitik, S. 514-521. Es handelt sich um ein Aktenstück; HEIMPEL, Vener, 
Bd. 2, S. 1117-1121, bestimmt es als Diktat eines Briefentwurfs Job Veners von Anfang 
November 1410 an Straßburg. Es geht darin um gcheime Verhandlungen, die die Stimmen von 
Köln, Mainz, Trier betrafen. Ludwigs Wahl hätte damit überstimmt werden können. Außerdem 
war von Geld die Rede, welches dem Markgrafen geboten worden sei, damit er Köln und Mainz 
auf einen Franzosen wende. 

16 RI XI, 1204. Ein Schreiben vom 13.9.1414 aus Heidelberg. 
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Die Bedeutung der zweiten Wahl 


Eine deutliche Erweiterung der königlichen Existenzbasis und damit den 
Beginn einer neuen politischen Phase brachte die Wahl von 1411 in der Tat mit sich. 
Sie klärte nach dem Tod Josts von Mähren die Königsfrage zwischen Wenzel und 
Sigmund, sie führte diesem die andere Schismapartei endgültig zu und brachte die 
Anerkennung durch Städte, Bischöfe, Grafen und Herren, die im Dualismus Kur- 
pfalz/Kurmainz zumindest im Augenblick dem Erzbischof zuneigten. 

Auch wenn Sigmund die Jahre seiner Regierung von 1410 an zählte, gab es bis 
Juli 1411 — wie schon aufgezeigt - außerhalb des Kreises der Wähler kaum Hinweise 
auf eine Anerkennung des neuen Königs. Allerdings finden sich — mit Ausnahme der 
Nichtwähler!” — auch keine Hinweise auf eine dezidierte Ablehnung. Fehlende 
Publizität kann nicht der Grund für diese Unentschiedenheit gewesen sein, denn die 
Wahl war hinreichend bekanntgemacht worden. Gleichwohl hinterließ sie vorerst 
keine greifbaren Spuren im Reich. Man wird folgern: Sigmund hatte ersteinmal eine 
Option erworben, einen Anspruch, den es durchzusetzen galt. Zur Realisierung hätte 
esderphysischen Anwesenheitdes Gewählten bedurft. Dieser stellte sein Erscheinen 
zwar wiederholt in Aussicht, kam jedoch nicht. 

Etwa Ende Mai 1411, angesichts der bevorstehenden zweiten Wahl, hatte die 
Ruhe im Reich zunächst ein Ende. Man richtete sich auf ein Königslager vor 
Frankfurt ein und auf einen Frankfurter Tag, der am 11. Juni vorgesehen war. Die 
Königsfrage wurde politisches Tagesthema. Signifikant für die Ungewißheit über 
Sigmunds konkrete Pläne ist ein Schreiben des Pfalzgrafen an Elisabeth von Nürn- 
berg, in welchem er um Informationen über Zeitpunkt und Route der Reise des 
Königs nachsuchte.'” Der Pfalzgraf nutzte die beste Nachrichtenquelle, die kürzeste 
Verbindung zum „Drehpunkt‘“ zwischen König und Reich - Friedrich von Nürnberg. 
Vermutlich erhielt er die gleiche Auskunft wie die übrigen Interessenten: Der König 
komme so bald wie möglich. Für uns ist die Dringlichkeit bemerkenswert, die dieser 
Frage mittlerweile beigemessen wurde. In und um Frankfurt entwickelte sich Ge- 
schäftigkeit um die Wahlverhandlungen und die Vorbereitungen des Königslagers, 
wobei sich letztere, als Sigmund nicht kam, von selbst erledigten. Es drängt sich die 
Vermutung auf, daß es bei einer derartigen Dichte politischer Aktivität zu Gesprä- 
chen zwischen den Protagonisten kommen konnte, zumal unversöhnliche Gegensät- 
ze in der Königsfrage nicht bestanden. An Belegen für Kontakte und Verhandlungen 
fehlt es in der Tat nicht.'” Nimmt man hinzu, daß gleichzeitig Verhandlungen mit 
Wenzel über die Trennung von Kaiser- und Königswürde erfolgreich zuende gin- 
gen”, so scheinen die Briefe des Burggrafen von Nürnberg, in denen er die günstige 
Entwicklung der politischen Verhältnisse bekundet, recht realistisch.” Sigmunds 
Anerkennung reifte auf gutbestelltem Boden heran. 


17 RTA VII, 52. 

18 RTA VII, 71. 

19 RTA VII, 60, 104; sodann die Streitigkeiten um die pfälzische Kurstimme, 103, 104, 106; dann 
die Zusammenkunft der Räte der rheinischen Kurfürsten bei Rense, die Nümberg in einem 
Schreiben an Regensburg erwähnt, RTA VII, 82. 

20 RTA VII, 63. 

21 RTA VII, 78, 79. 
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Auch die Städte waren aktiviert. War es Sigmunds Begehren auf Durchzug?? 
oder die Sorge, daß nach seiner Ankunft Entscheidungen über die eigenen Angele- | 
genheiten getroffen werden könnten, ohne daß man gefragt würde”, die Königsfrage 
gewann an Brisanz. Das Kommen des Gewählten hätte zur Stellungnahme zu seinem 
Königtum herausgefordert, was noch immer nicht unproblematisch war. Dortmund 
schrieb ausdrücklich: „sed ignoramus, utrum idem illustris rex Ungariae veniet 
tamquam electus rex Romanorum vel per quem modum veniet ibidem“.” Die 
Nürnberger glaubten”, es mit dem König zu tun zu haben, legten sich aber auch nicht 
ganz fest. 

So war mit der Frankfurter Konzentration politischer Aktivität das Bedürfnis 
akut geworden, die Königsfrage zu klären. Denn die von allen erwartete Präsenz 
Sigmunds hätte dessen Handeln mit sich gebracht und damit Reaktionen herausge- 
fordert. Mit der zweiten Wahl wurde auch dieses Bedürfnis gestillt. Sigmund war jetzt 
seiner kurpfälzisch/kurtrierischen Zuordnung enthoben und rechtlich wie politisch 
eindeutig als König bestimmt. Dementsprechend setzten die Bemühungen der Städte 
Frankfurt und Nürnberg um Privilegienbestätigung ein, und die Unklarheiten bei der 
Bezeichnung des Königs fielen weg.” Eine Lösung in Sigmunds Sinne war gefunden 
worden, auch ohne daß er den traditionellen Spielregeln genügt, vor Frankfurt ein 
Lager bezogen und die Entscheidung zu seinen Gunsten selbst herbeigeführt hätte. 
Statt dessen gelang eine relativ „modern“ anmutende, eine diplomatische Lösung. 
Sie hatte gefunden werden müssen, weil der Frankfurter Tag mit seinen Ankündigun- 
gen zur Klärung herausforderte und Sigmund sie nicht selbst am Ort herbeiführen 
konnte. Ermöglicht wurde dies durch die Einigung der Kurfürsten, wenn schon nicht 
über die Wahl, so doch über den Kandidaten. Erleichtert wurde das Übereinkommen 
durch den Vertrag zwischen Sigmund und Wenzel, der die letzten Wahlprobleme 
ausgeräumt hatte. 

Somit konnte man sich auch der königlichen Legitimationsgewalt frei und 
unumstritten bedienen, die man bisher hatte entbehren müssen. Die räumliche 
Entfernung des Hofes wie die Erwartung, der Gewählte werde bald zur Krönung ins 
Reich kommen, regten dafür zu Übergangslösungen an. Eine davon scheint die Praxis 
gewesen zu sein, Huldigung und Privilegienbestätigung als formalen Akt auf spätere 
Zeiten zu verschieben”, die Steuern aber vom Zeitpunkt der Anerkennung an zu 
zahlen. Sigmund jedenfalls sandte seit Ende August 14112? Mandate an die Reichs- 


22 RTA VII, 72; damit war die Frage der Huldigung verbunden. 

23 RTA VII, 74. 

24 RTA VII, 74, S. 122, Anm. I. 

25 RTA VII, 72. 

26 Vgl. RTA VII, 83: Es handelt sich um einen Brief Nümbergs vom 25. Juli 1411 an den 
Burggrafen, sich für die Stadt bei Sigmund zu verwenden. Vom 22. Juli bereits stammt ein 
inhaltlich entsprechender Bericht von Frankfurt (RTA VII, 108). Ein Glückwunschschreiben 
Frankfurts vom 1.8. schließt sich an (RTA VII, 113). Zum gleichen Zeitpunkt geht ein ähnliches 
Schreiben an Johannes Kirchheim (Frankfurts Reichscorrespondenz I, 436) und an Friedrich von 
Nürnberg (Frankfurts Reichscorrespondenz I, 435). 

27 Sigmund schien dabei die Privilegienbestätigung, die Städte entsprechend die Huldigung zu 
einem möglichst späten Zeitpunkt leisten zu wollen. Gleichzeitigkeit war wegen der Abwesen- 
heit des Königs lange Zeit ausgeschlossen. 

28 RIXI, 80-120. 
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städte, und diese richteten sich danach. Sie erwarteten für ihre De-facto-Anerken- 
nung allerdings ein entsprechendes Entgegenkommen von königlicher Seite, d.h. sie 
beanspruchten die Bestätigung ihrer Privilegien.” Diese Übergangsregelung half 
Sigmund, seine Politik zu finanzieren, und nahm den Städten die Sorge um den Erhalt 
ihrer Reichsunmittelbarkeit. Am 3. August 1411 sind in Meran Priviliegienbestäti- 
gungen größeren Umfangs für die schwäbischen und elsässischen Städte belegt.” Die 
relative Nähe des Hofes zum Binnenreich bot hierzu eine günstige Gelegenheit. 
Nürnbergs und Frankfurts kostspielige Gesandtschaften in das entfernte Ungarn 
waren Ausnahmen für Städte, denen aufgrund ihrer besonderen Verbindung zum 
Königtum am unmittelbaren Kontakt mit dem Hofe gelegen war.” 


Die Bestätigung des Königtums 


Wie der Tag zu Frankfurt gezeigthat, war die Königsfrage im Reich aktualisier- 
bar, aber nicht jederzeit aktuell. Dies soll nicht besagen, daß sie nicht von großer 
Wichtigkeit war. Denn die königliche Legitimationsgewalt wurde zweifelsohne 
benötigt. In dieser Funktion war der König freilich weniger aktiver Teilhaber am po- 
litischen System als vielmehr passiver Garant für bestehende Strukturen. Als solcher 
konnteerdempolitischen Tagesgeschehen so lange fernbleiben, wie er die Legitimie- 
rungsfunktion ausreichend zu erfüllen schien. Für Sigmund wirkten sich dabei die 
Einstimmigkeit der Kurfürsten und die Vorbedingungen, die der Burggraf von 
Nürnberg geschaffen hatte, günstig aus. Sigmund war ein für beide Schismaparteien 
akzeptabler König, was im Hinblick auf das Konstanzer Konzil große Bedeutung 
erlangen sollte. Durch die Verknüpfung der politischen Aufgaben des Königs mit den 
Möglichkeiten des Heidelberger Hofes war Sigmunds Verankerung im Reich herge- 
stellt, und es war gleichzeitig gelungen, die Kontinuität über den Thronwechsel 
hinaus zu wahren. Auf der anderen Seite lockerten die übrigen rheinischen Kurfürsten 
in der zweiten Wahldie Abhängigkeit vom Pfalzgrafen. Dies alles vermittelte vorerst 
den Eindruck allseitiger Zustimmung und half, Übergangslösungen zu finden, die das 
Fernbleiben des Königs vorläufig überbrückten. Insofern hatte das Reich — so kann 
man sagen -einen weiter gespannten Toleranzbereich als Sigmund selbst. Fürihn galt 
es nun, über die eher passive Garantenrolle hinaus seine Existenz auch im politischen 
System des Reiches aktiv zur Geltung zu bringen. Es hieß, die Möglichkeiten, die das 
römisch-deutsche Königtum bot, für sich und sein Haus zu aktivieren und in seinem 
Sinne umzusetzen. 


29 Ein Beispiel aus Nürnberg ist überliefert. Es handelt sich um Verhandlungen mit Friedrich vom 
11.2.-3.4.1412, welcher kam, um die Steuern im Namen des Königs einzukassieren, „des man 
im auch willig was“, RTA VII, 121, S. 166, Zeile 13. 

30 Beleg wiederum aus dem Nürnberger Verhandlungsbericht, S. 166. 

31 RI XI, 570-598, 3.8.1413. 

32 Vgl. RTA VII, 113, 116. 
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Erste politische Schwerpunkte 


In der ersten Zeit seiner Regierung legte Sigmund eindeutig den Schwerpunkt 
seiner politischen Aktivität in den Nordosten des Reiches, was weder zufällig noch 
ohne Tradition geschah. Unmittelbarer Anlaß wird dabei die Niederlage des Deut- 
schen Ordens bei Tannenberg gewesen sein. Das Engagement für diesen Raum war 
aber nicht allein mit dieser Katastrophe verbunden. Es warälter und beruhte auch auf 
dynastischen Zusammenhängen. So konkurrierte das Hausmachtinteresse des Lu- 
xemburgers in vielen Bereichen mit den Bestrebungen Wladyslaws von Polen. Hier 
war der Deutsche Orden schon früher ein willkommener Partner gewesen. Hatte sich 
Sigmund 1409 doch auch deshalb mit dem Orden verbündet, weil er selbst sich wegen 
des Erbes Ludwigs des Großen in latentem Konflikt mit dem Polenkönig befand. 
Außerdem hatte er dem Orden mit der Verpfändung (1402) der nicht an Jost von 
Mähren übergegangenen Neumark die ersehnte Landbrücke von Pomerellen zur 
Oder verschafft. 

Die Ordensprobleme waren Sigmund also seit langem nicht fremd. Entspre- 
chend bekannt werden ihm auch die Reibungsflächen gewesen sein, die sich mit der 
Verfestigung des Ordens als selbständigem Machtfaktor nach allen Seiten längst 
ergeben hatten. Die Kriegssituation hatte die Probleme im Innern des Ordenslandes 
noch deutlich verschärft, und die Gefahr, daß die Konflikte aufbrachen, war nach 
Tannenberg beträchtlich gestiegen. Ein Appell Sigmunds an Ritter und Knechte in 
Preußen und an die Stadt Danzig, treu zum Orden zu halten’, spricht sehr dafür, daß 
Sigmund diese Situation kannte und um eine Konsolidierung der Lage bemüht war. 
Allerdings war er kein unkritischer Verfechter der Positionen des Deutschen Ordens. 
So war er keinesfalls bereit, sich bei jedem Revanchekrieg des Ordens uneinge- 
schränkt auf dessen Seite zu stellen und gegen König Wladyslaw zu verschließen. 
Dafür bestand nach der Christianisierung des Jagiellonen und seiner Einbindung in 
die dynastischen Zusammenhänge Ost-Mitteleuropas durch die Heirat mit der 
Tochter Ludwigs des Großen die ideelle Grundlage nicht mehr. Dementsprechend 
schloß Sigmund Anfang des Jahres 1412 zwar ein Verteidigungsbündnis mit dem 
Orden gegen Polen”, im März des gleichen Jahres aber auch ein entsprechendes 
Bündnis mit Wladyslaw, dem sich Witold einen Monat später anschloß.?? Sigmund 
und Wladyslaw einigten sich über die Anerkennung der polnischen Oberheit über das 
zur Zeit Ludwigs I. unter Ungarns Hegemonie geratene Fürstentum Moldau. Sig- 
mund unterstützte die polnisch-litauische Ostpolitik und gewann damit gleichzeitig 
Partner gegen die Osmanen. Diese Perspektive gedachte er sich durch eine einseitige 
Parteinahme für die Belange des Deutschen Ordens nicht zu verstellen. Aus einer 
Vereinigung beider Könige mit päpstlicher und kurfürstlicher Unterstützung erhoffte 
er Vorteile für die Christenheit.”* Ideen dieser Größenordnung mußten die realen 
Probleme der Kontrahenten Orden/Polen als weniger bedeutsam erscheinen lassen. 
Diese Unterordnung der Konflikte unter das einigende Band der „großen Sache“ 


33 RI XI, 10. 

34 RIXI, 155 (4.1.1412). 

35 RIX1,199-201 (15/16.3.1412); Codex diplomaticus Hungariae, Ecclesiasticus ac civilis, hg. v. 
Georgii FEser, Bd. X, 5, 1410-1417, Buda 1842, CXXII-CXXVII. 

36 RI X1, 208, 209; Frankfurts Reichscorrespondenz 1,451. 
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sollte dennoch nicht darüber hinwegsehen lassen, daß ein Problembewußtsein über 
die inneren und äußeren Reibungen des Deutschen Ordens bestand, wie der oben 
angeführte Appell an die Bewohner Preußens deutlich werden läßt. Die große Sache 
war nur wichtiger. Die Nordost-Orientierung des Jahres 1411 dauerte bis ungefähr 
Ende August. Sie äußerte sich auch in Akten geringeren Rangs wie der Aufnahme 
schlesischer Herzöge als Diener”, der Bitte an Herzog Heinrich von Braunschweig- 
Lüneburg”, die Bewohner der Mark Brandenburg zu unterstützen, in einer Auffor- 
derung an die Herzöge von Mecklenburg mit ähnlichem Inhalt”, sowie einem 
Schreiben an Heinrich von Plauen.“ Des weiteren finden sich Privilegienbestätigun- 
gen für brandenburgische Städte.“ 

Die Aktivitäten bis zu diesem Zeitpunkt lassen sich damit weitgehend ge- 
schlossen Sigmund in seiner Funktion als Markgrafen oder luxemburgischem Dyna- 
sten zuordnen. Sie waren nichteigentlich „königlich“. Dennoch hatte nicht alles, was 
der Markgraf tat, einen nur „regionalen“ Bezug. Auch in diesem frühen Stadium gab 
es schon Handlungen, die neben „markgräflichen“ auch „königliche“ Anteile aufwie- 
sen. Von besonderem Interesse ist in diesem Zusammenhang die Belehnung Engel- 
hards und Konrads von Weinsberg mit dem Erbkämmereramt.“? War dies an sich eine 
markgräfliche Handlung, so bezeugt sie doch auch die Aufnahme königlicher 
Tradition. Greifbar wird diese Doppelseitigkeit in der Amtsübertragung durch den 
Kurfürsten von Brandenburg und der Vergabe der Reichslehen, die durch den König, 
allerdings erst im Februar 1415, erfolgte.*” Mit der Belehnung der Weinsberger nahm 
Sigmund die Ruprechttradition auf, an dessen Hof Engelhard VIII. Hofrichter 
gewesen war. Konrad VII. zählte dank seiner umfassenden Tätigkeit und engen 
Beziehung zum Königtum zum engsten Personenkreis um Sigmund, wo er vor allem 
als Finanzpolitiker Bedeutung gewann. 


Die Verschreibung der Mark Brandenburg 


Eine weitere hochpolitische Angelegenheit war die Bestellung des Burggrafen 
Friedrich von Nürnberg zum Verweser und obersten Hauptmann der Mark mit vollen 
Rechten (außerdem Kurrecht) und die damit verbundene Verschreibung von 100.000 
ungarischen Gulden.“ Von einer gewissen Größenordnung an gewann das Ergebnis 
einer königlichen Entscheidung soviel Stabilität und Eigendynamik, daß es auch vom 
Herrscher selbst nicht mehr beliebig rückgängig gemacht werden konnte. Unter 
diesem Aspekt war die Abtretung der Mark an Friedrich, zusammen mit der 


37 RI XI, 77,78, 79. 

38 RI XI, 30. 

39 RIXI, 67. 

40 RIXI, 27. 

41 RI XI, 45-57; vgl. auch Codex diplomaticus Hungariae, LIX. 

42 RI XI, 32. 

43 RI XI, 1418, 1419, 1433. Zum Streit um das Falkensteiner Erbe vgl. Friedrich BATTENBERG, 
Reichserbkämmerer Konrad von Weinsberg und die Falkensteiner Erbschaft, in: Archiv für 
hessische Geschichte und Altertumskunde, NF 35 (1977), S. 99-176. 

44 RI XI, 58. 
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dynastischen Verankerung des Hauses Zollern im entsprechenden Raum durch die 
Verlobung Johanns mit der Tochter Rudolfs von Sachsen,“ eine Entscheidung von 
erheblicher Tragweite, auch schon in zeitgenössischer Perspektive. Am 31. August 
1411 wandte sich Sigmund in diesem Zusammenhang erstmals seit seiner Wahl in 
großem Maßstab an die Reichsstädte“ mit der Aufforderung, die halbe Judensteuer 
und den goldenen Opferpfennig der Jahre 1410/1411 an Friedrich zu zahlen, dem er 
befohlen habe, „etliche unsers kuniglichen hofs notdurfte in Tutschen landen zu 
bestellen“. Damit hatte Sigmund den Wahl-Diplomaten Friedrich großzügig be- 
lohnt. Ein Blick hinter die Kulissen dieser Transaktion bestätigt, daß Friedrich einer 
der politischen Akteure war, deren Wirken für den König so bedeutende Folgen hatte, 
daß sich eine Belohnung wie diese mit allen ihren Konsequenzen beinahe zwangsläu- 
fig ergab. Stromer” hat zahlreiche Indizien gesammelt, die einen Ausgleich finan- 
zieller Verbindlichkeiten Sigmunds gegenüber dem Burggrafen durch die Verschrei- 
bung der Mark Brandenburg wahrscheinlich machen. Danach hätte Friedrich die 
Mark zum Preis von zunächst 100.000 Gulden Kauf- oder Pfandsumme erworben. 
Die Finanzierung könnte über die Verrechnung der seit 1407 fällig gewordenen 
Besoldungsgelder und Sonderzahlungen, über Schuldübernahmen von seiten Frie- 
drichs gegenüber Dritten, die Verrechnung älterer Verbindlichkeiten des Königs 
gegenüber den Zollern und schließlich über Kredite Friedrichs bei Nürnberger 
Finanziers geregelt worden sein. Wie auch immer: Die Dimension der Transaktion 
beweist eindeutig, wie groß die Substanz war, die Friedrich für Sigmund darstellte 
und zeigt auch, daß die Königskrone weitaus mehr und anders war als nur eine Zier 
des brandenburgischen Kurhuts. Das Geschäft beruhte auf Friedrichs großem Reich- 
tum an Beziehungen in politischer wie finanzieller Hinsicht und auf seiner persönli- 
chen Fähigkeit, damit umzugehen.“ Die Übernahme der Mark barg beträchtliche 
Risiken. Erwerb und Erschließung kosteten viel Geld. Dennoch war dies die große 
Chance des Hauses Zollern, auch wenn man voll berücksichtigt, daß weder Friedrich 
noch Sigmund die historischen Konsequenzen absehen konnten. Die Probleme mit 
dem Nordosten des Reiches hörten damit freilich nicht auf; sie waren aber an einen 
nahestehenden politischen Partner erfolgversprechend delegiert. Die Gefahr, zu der 
ein (zu) erfolgreicher Inhaber der Mark für den König werden konnte, mag Sigmund 
gesehen haben oder auch nicht; zu seiner Entscheidung wird es kaum eine Alternative 
gegeben haben. 

Betrachtet man all diese Aktivitäten im Vergleich mit dem Größenverhältnis 
des Gesamtreichs, so kommt man zum Urteil: In der ersten Phase der Regierung 
Sigmunds blieb dieses von königlichem Handeln relativ wenig berührt. Sigmund 
versuchte zwar, seinen neuen Rang zu realisieren, vorläufig aber nur sehr punktuell 


45 RIXI, 74. 

46 RI XI, 80-119. 

47 RIXI, 80. 

48 Wolfgang v. STROMER, Oberdeutsche Hochfinanz 1350-1450, II, Wiesbaden 1970 (Beiheft 56 
zur VSWG), S. 398-404. 

49 Ein Beispiel für die personelle Verbindung zwischen König und Burggrafen ist Ehrenfried von 
Seckendorf, der aus der unmittelbaren Umgebung des Burggrafen kam; vgl. RI XI, 140. Er 
begleitete Sigmund nach Italien und erfüllte zahlreiche diplomatische Aufgaben hoher Bedeu- 
tung, etwa beim Deutschmeister (RI XI, 860) oder bei Städten. 
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und in Bereichen, die einen engen Zusammenhang mit anderen Elementen seiner 
persönlichen oder dynastischen Existenz aufwiesen. Dies ist wenig überraschend, 
solange das Königtum ganz in seinen Anfängen steckte und in sich ungefestigt war. 
Mit seiner Konsolidierung mochte sich auch dessen Handlungsspielraum ändern. 


Die Erweiterung der personalen Basis 


Ein neuer Abschnitt begann Ende September 1411 mit der Aufnahme der 
Grafen Adolf von Nassau und Philipp zu Nassau-Saarbrücken, Konrads von Bicken- 
bach und Kunos von Scharfenstein des Jüngeren zu Räten und Dienern.” Diese neuen 
Räte kamen aus dem Kölner bzw. Mainzer Beziehungskreis und erweiterten damitdie 
-soweit überhaupt feststellbar — bisher durchweg pfälzisch beeinflußte Repräsentanz 
am Hofe Sigmunds. Zu dieser Zeit bestellte Sigmund auch Herzog Karl von 
Lothringen zum Reichsverweser’ und erneuerte den Auftrag vom Januar an Frie- 
drich von Ortenburg-Sternberg, die Reichsgeschäfte in Aquileja und Friaul wahrzu- 
nehmen”; diesmal gemeinsam mit Stibor von Stibrowitz und Philipp von Ozora.’? 
Außerdem übertrug Sigmund dem Grafen Hermann von Sulz die Wiederbelebung 
des Hofgerichts zu Rottweil.’* 

Zumindest der letzte Punkt führt uns zu der Dynastie, die im ostmitteleuropäi- 
schen Kräftespiel genauso die dritte Kraft war wie im Mächtedreieck bei der Führung 
des römischen Reiches: Habsburg. So entstammte beispielsweise Ursula von Sulz 
dem Hause Habsburg. Wesentlich wichtiger war Sigmunds Verbindung mit Herzog 
Albrecht V. von Österreich Anfang Oktober durch die Verlobung der Königstochter 
Elisabeth mit dem Habsburger." Damit wurde nicht nur die Juxemburgisch-habsbur- 
gische Erbeinung von 1402 gefestigt; die Anbindung eines Zweiges des Habsburger 
Hauses, zumal des geographischen Anrainers und bedeutenden Zwischengliedes 
zwischen dem luxemburgischen Osten und dem Reich, bedeutete einen sehr beacht- 
lichen Substanzgewinn für Sigmund. Dynastisch gesehen entschärfte sie vorläufig 
mögliche österreichische Thronwünsche, sicherte die Loyalität eines der Zwei gedes 
stark auseinanderstrebenden Hauses und förderte damit dessen Schwächung, die sich 
aus der Uneinigkeit der Leopoldiner und Albertiner ergeben hatte. Dies war umso 
wichtiger, als sich das Verhältnis Sigmunds zu Friedrich von Tirol ausgesprochen 
schlecht gestaltete, weil sich die Interessen des Königs im Süden mit denen des 
Herzogs kreuzten. 


50 RIXI, 128-139, 

51 RI XI, 138. 

52 RI XI, 27-28; 144. 

53 RI XI, 144-145, 

54 RI XI, 142. 

55 RI XI, 136-137. Im Oktober klärte Sigmund in Ungarn die Vormundschaftsfrage. Albrecht 
wurde mündig und Ernst verpflichtet, ihn in seine Ländereien einzusetzen. Nach Joseph von 


ASCHBACH, Geschichte Kaiser Sigmunds, 4 Bde., Hamburg 1838-1845, Bd. 1, S. 321; vgl. auch 
Codex diplomaticus Hungariae LXVII, LXXV, LXXVI. 
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Friedrich von Tirol 


Die Südorientierung Sigmunds läßt sich sehr gut aus dessen ungarischer 
Perspektive erklären. Dort hatte der Kampf mit Venedig um Dalmatien Tradition und 
war zuletzt wieder aufgeflackert, als Sigmunds Rivale Ladislaus von Neapel seine 
Ansprüche auf Kroatien und Dalmatien an Venedig verkauft hatte. Mag der Blick- 
winkel auch noch so „ungarisch“ gewesen sein, Begründungszusammenhänge für die 
Aktivität in Oberitalien entnahm Sigmund den römisch-deutschen Ansprüchen. Dies 
war insofern gerechtfertigt, als der Kampf gegen die venetianische Expansion auch 
ein Reichsproblem war. Es konnte unter Umständen für den König sogar zur 
Existenzfrage werden, wenn nämlich das Revindikationsproblem bei etwaigen 
Absetzungsbestrebungen als einer der Punkte angeführt werden würde, in denen er 
sein Wahlversprechen nicht eingelöst habe. Demgemäß argumentierte Sigmund 
gegenüber Friedrich von Tirol Ende 1411, er habe als römischer König die Pflicht, in 
Friaulden Gehorsam gegenüber König und Reich wieder herzustellen; er beklagte die 
mangelnde Loyalität Friedrichs, erinnerte ihn an den Erbvertrag zwischen dem 
luxemburgischen und dem ‚„furstlichin huse zu Osterich‘ und an die Nachbarschaft 
ihrer Länder.* Friedrichs Hausmachtinteresse, welches spätestens seit der offiziellen 
Belehnung Habsburgs mit Tirol 1364 erfolgreich darauf ausgerichtet war, in Friaul 
Fuß zu fassen”, stand den königlichen Absichten, die Reichsrechte in Oberitalien im 
Interesse des Königs zu schützen, ganz und gar entgegen. Demzufolge blieb das 
königliche Handeln zunächst erfolglos. 

Friedrich hatte jedoch Sigmunds Position offenbar unterschätzt. Der König 
verlieh seiner Forderung Mitte Mai Nachdruck, indemerdem Pfalzgrafen Ludwigdie 
Führung eines Feldzuges gegen den Habsburger übertrug, zu dem er alle Mitglieder 
des Drachenordens aufrief.’? Die Finanzierung des Unternehmens suchte Sigmund zu 
lösen, indem er den Kriegsteilnehmern die Verpfändung der Orte, die sie Friedrich 
abnehmen würden, für eine vom Pfalzgrafen festzusetzende Summe zusagte.”? Dieser 
bewies damit erneut, daß er den König bei Bedarf politisch und militärisch zu 
vertreten bereit war. Die Angelegenheit ließ sich auf diese Weise im Sinne Sigmunds 
abschließen, wobei schließlich Wiadyslaw von Polen zum Schiedsrichter bestellt 
wurde, der die Streitigkeiten zwischen König und Herzog entscheiden sollte. Die 
Bestellung des Polen zum Schiedsrichter war angesichts des neuerdings guten 
Verhältnisses zwischen Wladyslaw und Sigmund nicht weiter verwunderlich. 


56 Frankfurts Reichscorrespondenz I, 445, 

57 Auch die Bistümer Trient, Chur und Brixen sowie die Gebiete beider Linien des Grafenhauses 
Görz standen im habsburgischen Sog. Vgl. etwa RI XI, 226, wo die Bayernherzöge aufgefordert 
werden, mit den Grafen von Görz zusammen Repressalien gegen Friedrich auszuüben. Grund: 
„Schandtaten“ Friedrichs in Friaul und gegen die Bischöfe von Trient, Chur, Brixen. 

58 Vgl. auch das Schreiben Sigmunds vom 30.1.1412, in welchem er seine Probleme im Nordosten 
und im Süden beschreibt und hinzusetzt, keiner solle dem Polenkönig gegen den Orden oder 
Friedrich und den Venetianern zu Hilfe kommen „wann wer daz tete, der were und tede swerlich 
wider uns und dem Riche“, Aschsach, Geschichte, Bd. 1, Beilage VII, S. 436. 

59 RI XI, 228. 

60 Außer in der Angelegenheit des Bischofs von Trient, RI XI, 288; ASCHBACH, Geschichte, Bd. 1, 
S. 436; siehe auch Codex diplomaticus Hungariae, CIV. 
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Insgesamt lassen sich diese Tatbestände dahingehend zusammenfassen, daß 
der König zwar offensichtlich aus ungarischer Sicht die Schwerpunkte seiner Politik 
bestimmte, daß römisch-königliches Handeln aber zunehmend an Gewicht gewann. 


Die Grenzen pfalzgräflicher Königsvertretung 


An dieser Stelle soll ein kurzer Einschub die Qualität der pfalzgräflichen 
„Königsvertretung‘ im Reich verdeutlichen.“ Für den Pfalzgrafen lag eine über die 
gewohnte fürstliche Autorität hinausgehende Position aufgrund seiner besonderen 
Stellung im Reichsgefüge ohnehin nahe. Er erfüllte aufgrund dieser Stellung z. T. 
königliche Aufgaben, zumindest in seinemHegemonialbereich. Aufgrund der beson- 
deren Beziehungen zwischen dem Pfalzgrafen und Sigmund war sein ohnehin breiter 
Aktionsradius noch um zahlreiche Missionen erweitert, die er im herrscherlichen 
Auftrag ausführte. Er mag den von ihm „Regierten“ daher fast als eine Art De-facto- 
König erschienen sein. 

Diesem Auftreten waren aber offensichtlich Grenzen gesetzt. Wenn der Pfalz- 
graf seine Ansprüche zu überziehen drohte, wandten sich die Bedrängten unmittelbar 
an den Hof in Ungarn.“ Das Bewußtsein, daß es in Reichsangelegenheiten eine letzte 
Instanz gab, die Gerechtigkeit versprach, blieb bestehen. Dies ist umso bemerkens- 
werter, als Sigmund durch sein Verharren in großer Entfernung vermutlich im Reich 
eine sehr abstrakte Größe blieb. Man mag dies ähnlich wie Übergangslösungen bei 
städtischen Steuerfragen interpretieren: Aus der Anerkennung erwuchs eine gegen- 
seitige Verpflichtung zwischen König und Reich, obwohl Sigmund so wichtige 
Positionen wie Anwesenheit und Krönung noch nicht ausgefüllt hatte. Daß man sich 
beiderseits darüber hinwegsetzte, war politische Praxis. Daß diese Praxis existierte, 
spricht für den konkreten Bedarf an Königtum und damit für den überterritorialen Zu- 
sammenhalt des Reichsgebildes. 


1.3. 1412-13 - DIE KONSOLIDIERUNG DES KÖNIGTUMS 
Die Situation 


Die Jahre 1412/13 umfassen eine Phase relativer Ruhe, gemessen an der 
vorausgegangenen Belastung des Reiches durch die Königswahl(en) und der kom- 
menden Hochzeit politischer Aktivität während des Konstanzer Konzils. Es erhebt 
sich die Frage nach dem weiteren Verlauf der Konsolidierung des Königtums in 
diesen „Normaljahren“, und zwar weiter unter der Voraussetzung, daß der König 
nicht ins Reich kam. 


61 Vgl. Moraw, Pfalzgrafschaft, S. 75-97. 

62 Vgl. Frankfurts Reichscorrespondenz I, 453; der Pfalzgraf hatte in der Rheinzollpolitik seine 
Ansprüche überzogen, worauf die betroffenen Städte sich mit Beschwerden an den königlichen 
Hof wandten. 
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Die Auseinandersetzung mit Friedrich und Ernst von Habsburg, die Durchset- 
zungsprobleme der Verweserschaft Friedrichs in Brandenburg', der Krieg gegen 
Venedig und die Bemühungen um die Schlichtung der Streitigkeiten zwischen dem 
Deutschen Orden und Polen,? die - wie oben angedeutet — von der Annäherung 
Sigmunds und Wladyslaws politisch begleitet wurden, waren die Hauptthemen des 
Jahres 1412.? Die Aktivitäten im Umfeld der Venedigfrage* sind insofern besonders 
interessant, als Sigmund seine Oberitalienpolitik immer mehr mit den Mitteln des 
römisch-deutschen Königtums betrieb. So fiel seine Idee von einem Handelsembargo 
gegen Venedig zeitlich mit der Ladung des alten und neuen Lübecker Rates vor sein 
Hofgericht zusammen.’ Offensichtlich wollte er das Erscheinen der Hansevertreter 
am Hofe dazu nutzen, diesen die Maßnahmen gegen Venedig näherzubringen. 


Die Vergrößerung des Hofes 


Neben diesen Hauptthemen finden sich 1412 auch schon in größerem Maße 
Hinweise darauf, daß der Hof inzwischen begonnen hatte, Adlige aus dem Reich an 
sich zu binden. Ein Indiz für die wachsende Konsolidierung des königlichen Hofes 
ist das Ausmaß, in dem es gelang, Familien an den Hof zu ziehen, die traditionell 
königsnah waren, d. h. die unabhängig davon, wer gerade die Krone trug, aus 
wohlverstandenem Familieninteresse in den Dienst des Königtums eintraten. So 
geschah es mit den Schwarzburgern, die im Juli 1412 mit einer Erbschaftsregelung 
erschienen.° Graf Günther von Schwarzburg bekleidete von 1414 an das Hofrichter- 
amt’, welches nach seinem Tod 1418 Hans von Lupfen übernahm.? Letzterer erschien 
ebenfalls im Oktober 1412, nachdem ihm bereits im Vorjahr für treue Dienste 600 
„rote“ Gulden bewilligt worden waren. Aus Franken kam Graf Johann von Hohen- 
lohe, welchem im Januar und Juli ein Jahrgeld von 800 Gulden auf die Frankfurter 
Stadtsteuer verschrieben wurde.? Die Hohenloher spielten fortan am Hofe Sigmunds 
eine beachtliche Rolle. Georg von Hohenlohe, Bischof von Passau, stand ebenfalls 


1 Immer wieder gab es Probleme mit dem Adel, der die Verweserschaft nicht anerkannte, vgl. RI 
XI, 162-175, 295-302, 341-354. Schließlich kam es zu einer Ladung des Adels vor das 
Hofgericht, RI XI, 367-373. Was daraus wurde, ließ sich bislang nicht ermitteln. 

2 Schiedsspruch zu Ofen am 24.8.1412, RI XI, 303. 

So die Beschäftigung mit Amadeus VIII. von Savoyen, welcher am 10.7.1412 Reichsvikar in der 

Lombardei wurde (RI XI, 269) und als starker Verbündeter in Oberitalien in Frage kam. 1416 

wird Sigmund den Grafen zum Herzog machen, RI XI, 1932. 

4 Hiermit hängt das Gebot an die Hanse zusammen, allen Verkehr mit Venedig abzubrechen (RI 
XI, 192) und sich nach neuen Handelswegen umzusehen. Sigmund schwebte die Umleitung des 
deutschen Handels nach Mailand, Genua und zu den Schwarzmeerhäfen vor. Vgl. Wol fgang von 
STROMER, Ein Wirtschaftsprojekt des deutschen Königs Sigmund, VSWG 51 (1964), S. 374 mit 
Literaturangaben. 

5 Vgl. die Zusammenfassung der Hintergrundereignisse bei Friedrich Bernward FAHLBUSCH, 

Städte und Königtum im frühen 15. Jahrhundert, Köln/Wien 1983, S, 81-95. 

RIXI, 267. 

RI XI, 1319; vgl. Moraw, Beamtentum, S. 68. 

RI XI, 3484. 

RI XI, 182, 286. 
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seit 1412 mit dem Hof in Ungarn in Kontakt.'’ Von 1417 bis 1423 fungierte er dann 
als Kanzler, Rat und Diplomat Sigmunds. Außerdem stand die Familie in engem 
Kontakt mit einer anderen, die ebenfalls schon Beziehungen zum neuen König 
geknüpft hatte: Seit 1400 verband die Häuser Weinsberg und Hohenlohe ein Erbver- 
brüderungsvertrag.'' Der Tod Johanns von Hohenlohe führte seinen Schwager, 
Friedrich MI., Schenk von Limpurg, der bereits bei der zweiten Wahl als Begleiter des 
Pfälzers aufgetreten war, an den Hof.!? Die Erbregelung war auch hier der unmittel- 
bare Anlaß. Erstmals erwähnt wird Erkinger von Seinsheim'?, der seit 1414 den 
Zusatz „Rat“ führte undim folgenden offensichtlich vor allem mit Geld, insbesondere 
den Judensteuern, befaßt war. Aus dem Kreis der engsten Vertrauten des Pfalzgrafen 
kam Johann Ladebaum, Domherr zu Worms.!* Hinzu kamen Anweisungen von 
Reichssteuern, einmal die der elsässischen Städte an Pfalzgraf Ludwig, Landvogt im 
Elsaß’, dann die der fränkischen Städte an Friedrich von Nürnberg. '® 

In diesen Jahren wurde die Basis für die Zukunft des Hofes gelegt. Es 
erschienen Familien, deren Eigeninteresse sie an den Hof verwies, die dem König 
allerdings sehr gelegen kamen, weil sie durch ihren Dienst „Regierung“ erst ermög- 
lichten. Für den überterritorialen Zusammenhalt des Reichsganzen waren sie zwei- 
fellos von Bedeutung. Ein mögliches Kriterium für den Erfolg eines Königs war das 
Ausmaß, in dem er dieses Potential für sich aktivieren konnte. Insofern rechtfertigt 
die wachsende Resonanz des Hofes eine positive Einschätzung des Maßes, in dem es 
gelang, den ungarischen Hof auf die Erfordernisse des römisch-deutschen König- 
tums umzustellen. Die, die kamen, waren weder Einzelpersonen noch kamen sie 
zufällig. Die Brücken zu Sigmund hießen traditionelle Königsnähe der Familien und/ 
oder Herkunftsregion, Verbundenheit mit König Ruprecht oder der Kurpfalz allge- 
mein. Zumindest zu Anfang brachte die Verbindung mit dem Heidelberger Hof für 
den König einen ganz besonderen Ertrag. Sie gewährleistete die Übernahme von 
Wissen und Technik römisch-königlicher Praxis. So ist der Aufbau der Kanzlei 
personifiziert in Johann Kirchen, der bei Wenzel und Ruprecht königlicher Protono- 
tar gewesen war. Offensichtlich trat er schon kurz nach der ersten Wahl Sigmunds in 
dessen Dienste. In Ungarn scheint er die römisch-königliche Kanzlei selbständig 
aufgebaut zu haben. Ende August 1412 wird er erstmals als Protonotar Sigmunds 
bezeichnet.” 


10 Erich ForstrReTTER, Die deutsche Reichskanzlei und deren Nebenkanzlcien Kaiser Sigmund’s 
von Luxemburg. Diss. masch. Wien 1924, S. 4-14. 

11 Dieter Karasek, Konrad von Weinsberg, Diss. Erlangen - Nümberg 1967, S. 3 

12 RTA VII, 67; Quipe, König Sigmund, S. 47; RI XI, 385-386. 

13 RIXI, 270. 

14 RI XI, 319; „Engster Vertrauter“ des Pfalzgrafen. Vorher Job Veners Notar-Kollege bei 
Ruprecht. Vgl. HeimreL, Vener, Bd. 3, S. 1559; Frh. Christoph von BRANDENSTEIN, Urkundenwe- 
sen und Kanzlei, Rat und Regierungssystem des Pfälzer Kurfürsten Ludwig III. (Diss. masch. 
München 1975), Göttingen 1983, S. 168-170. 

15 RI XI, 387. 

16 RI XI, 271-278. 

17 RI XI, 308-318; zu Kirchen vgl. Forstreiter, Deutsche Reichskanzlei, S. 25-28; ebenso 
BRANDENSTEIN, Urkundenwesen, S. 372-373. 
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Der Venedig-Feldzug 


Das erste Vierteldes Jahres 1413 ist durch das vorläufige Ende des wechselhaf- 
ten Krieges mit Venedig gekennzeichnet. Am 17. August 1413 wurde ein Waffen- 
stillstand für fünf Jahre vereinbart. Zu den wichtigsten Auswirkungen des Feldzugs 
auf das Reich gehörte die Beanspruchung des Königs, der Ende 1412 persönlich nach 
Italien zog. Zudem verursachte der Krieg beträchtliche Kosten. Die Finanzierung 
„treuer Dienste“ wurde meist über die Verpfändung von Städtesteuern’®, durch die 
Sonderbesteuerung der Juden!?, durch Kredite oder - wie in diesem Fall — auch aus 
ungarischen Quellen bestritten.” Leider sind die Zahlungen nur selten konkret 
bezeichnet, so daß es schwerfällt, den Umfang der Dienste und Kosten befriedigend 
zu ermitteln. Man muß mit der pauschalen Feststellung vorlieb nehmen, daß der 
Venedigfeldzug hohe Kosten verursachte, die zweifelsohne auf das Reich zurück- 
wirkten. 

Interessanter sind die „Amtshandlungen“ des Königs, die den Feldzug legiti- 
mierten. Dies begann mit dem Auftrag an Graf Friedrich von Ortenburg, Stibor von 
Stibrowitz und Philipp von Ozora, Grafen von Temesvar, die Reichsgeschäfte in 
Aquileja und Friaul wahrzunehmen (3. November 1411).?! Danach erfolgte die 
Bevollmächtigung Philipps, wohl eines der erfahrensten Feldherrn seiner Zeit, den 
„viele für den mächtigsten Herrn in Ungarn hielten“, gegen die Venetianer zu Felde 
zu ziehen.” Das Reichsvikariat von Padua wurde an Jacob und Marsilio von Carrara” 
und das von Verona und Vicenza an Brunoro della Scala” übertragen. 

Im italienischen Zusammenhang gab es also die ansonsten zu beobachtenden 
anfänglichen Vorbehalte Sigmunds, vorder Krönung königliche Amtshandlungen zu 
vollziehen, offensichtlich nicht. Dies läßt sich vielleicht mit der Distanz zwischen 
dem Reich und Oberitalien erklären. Die Revindikation dem Reich entfremdeter 
Gebiete war eine allgemein als wichtig empfundene Aufgabe des Königs, deren 
Erfüllung mit der entsprechenden Privilegierung seiner Akteure verbunden war. 
Formale Handlungen dieser Art, die sich auf das Reichsinnere bezogen hätten, wären 
in dieser frühen Phase vermutlich (möglichst) zurückgestellt worden. So findet sich 
beispielweise noch im März 1413 im Zusammenhang mit einer Beschwerde Frie- 
drichs von Österreich über die Nichtachtung von Gerichtsstandsprivilegien der 
Hinweis Sigmunds, er habe die Privilegienbestätigung bis zu seinem Kommen und 
seiner Krönung verschoben.” Erst im August 1413 wurde diese Zurückhaltung 
aufgegeben. 

18 Ein Beispicl für einen solchen Pfandnchmer bietet Frischhans von Bodman, welchem wiederholt 
einige Stadisteuern unter Hinweis auf dessen Kriegsdienste zugesprochen wurden. RI XI, 252, 
399, 400, 795-797, 890, 1684. 

19 Vgl. den Sondersteuerplan für die Juden, der von Weinsberg ausgearbeitet wurde. Vgl. Karl 
ScHuMM, Konrad von Weinsberg und die Judensteuer unter Kaiser Sigmund, in: Württember- 
gisch Franken 54 (1970), S. 20-58, hier S. 26-28. 

20 Ascısach, Geschichte, Bd. 1, S. 344, ordnet beispielweise die Verpfändung der Zips diesem 
Zusammenhang zu. 

21 RI XI, 144. 

22 AscHBacH, Geschichte, Bd. 1, S. 255 und 337. 

23 RI XI, 154. 

24 RIXI, 176. 

25 RI XI, 424. 
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Die Nähe des Hofes 


Mit der größeren Nähe des Hofes zum Binnenreich in Meran (3. August — 11. 
August 1413), dann in Chur (17. August - 29. September 1413), trat das Königtum 
in eine neue Phase ein. Nachdem es prinzipiell anerkannt worden war, konnte es nun 
praktisch „umgesetzt“ werden. Neben zahllosen Privilegienbestätigungen, die An- 
fang August einsetzten, findet man nun auch kleinere Verwaltungsakte, Angelegen- 
heiten jenseits großer Politik, deren Regelung an den Hof herangetragen wurde.” 
Erstmals war der König physisch so eng an das Reichsgeschehen herangekommen, 
daß er Gelegenheit hatte, sozusagen „vor Ort“ Kontakte zu knüpfen. 

Da war zunächst Bischof Hartmann von Chur, den Sigmund Ende August mit 
den Regalien belehnte und dem er die Privilegien seines Hochstifts bestätigte.” 
Auseinandersetzungen des Bischofs mit den Vögten von Matsch und dem Grafen 
Friedrich von Toggenburg, welche Eberhard von Nellenburg, Rudolf von Montfort, 
königlicher Landvogt in Schwaben, und Hans von Lupfen gemeinsam beilegen 
sollten”, brachten Grafenhäuser ins Spiel, die für Schwaben Bedeutung besaßen. Der 
Familienverband Montfort/Toggenburg/Nellenburg war ein relativ geschlossener 
Verbund kleinerer territorialer Mächte. Indem Sigmund diesen für sich gewann und 
um Kontake zum Truchsessen von Waldburg?, dem künftigen Landvogt in Ober- und 
Niederschwaben”, zu den Grafen von Werdenberg’ und — nicht zu vergessen — zu 
den schwäbischen Städten, deren Privilegien Sigmund am 4. August 1413 bestätig- 
te’, erweitern konnte, avancierte Schwaben rasch zum Ansatzpunkt für eine Ersatz- 
hausmacht im Reich. 

Die noch fehlende geographische Verbindung zwischen Ungarn und dem 
Reich wurde ebenfalls gesichert. Die in Frage kommenden Familien waren unterein- 
ander und mit Sigmund durch Verwandschaft oder Lehnsbindung verbunden und 
bildeten eine einigermaßen geschlossene Gruppe von Landesherren oder Funktions- 
trägern in den entsprechenden Territorien. Es handelte sich um Graf Hermann von 
Cilli, den Patriarchen von Aquileja, den Reichsvikar in Friaul Friedrich von Orten- 
burg-Sternberg und um die Grafen von Görz. Stabilisiert wurde dieses „geopoliti- 
sche“ Band des Königs von Ungarn ins Reich und insbesondere nach Schwaben, 
durch Kontakte mit den Bischöfen von Trient” und von Brixen? im Schatten der 
Grafschaft Tirol. Hervorzuheben ist unter den Genannten der Graf von Cilli, dessen 
Missionen den Rahmen regionaler Bedeutung bei weitem sprengten. Seine Aktivität 
umfaßte ein bedeutendes Spektrum. Die Grundlage hierfür bildete umfassender 
Territorialbesitz des Hauses Cilli, etwa in Slawonien.” Zudem verfügte das Grafen- 
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haus über hochrangige dynastische Verbindungen, die den Handlungsradius Her- 
manns beträchtlich erweiterten. 

Eine weitere Region, die 1413 ins Blickfeld trat, war das Elsaß. Hier begegnen 
wir den Ansprüchen des Pfalzgrafen Ludwig auf die Landvogtei wieder. Sigmund 
bestätigte, was Ruprecht in die Wege geleitet hatte, und verpfändete die Landvogtei 
auf Lebenszeit an Ludwig.” Dies schuf keine neue Situation; auch in der Zwischen- 
zeit war der Pfalzgraf im Besitz der Landvogtei gewesen.” Wahrscheinlich hing der 
Zeitpunkt der Verpfändung mit der schon erwähnten Anerkennung zusammen, die 
Sigmunds Handeln mittlerweile bekommen hatte. Im Jahre 1414 wurde die Pfand- 
summe erhöht” und die Bestimmung eingefügt, daß das Rücklösen nur durch 
Erlegung der gesamten Schuldsumme erfolgen könne. Damals wurde auch die 
Pfälzer Territonialisierung der Stadt Selz anerkannt. Die Konsolidierung seiner 
Position im Elsaß war sicherlich ein Bestandteil der „Belohnung“, die der Pfalzgraf 
für seine spezielle Königsnähe von Sigmund erwartete. Es ist in diesem Zusammen- 
hang beachtenswert, daß Ludwig gerade 1413 begann, seine Ansprüche zu reklamie- 
ren. Das Königtum machte inzwischen den Eindruck, als seies erfolgreich genug, um 
den eigenen Anspruch wirksam zu untermauern. 


Die Erweiterung der Hofkanzlei 


Entsprechend der immer augenfälliger werdenden Vergrößerung des Hofes 
wurde die Kanzlei um Peter Wacker” von Sinsheim und Johann Metzenpfennig® 
erweitert. Metzenpfennig hieß später Schreiber des Protonotars Johann Kirchen und 
stammte aus Heidelberg.“ Es ist daher anzunehmen, daß er auf Kirchens Veranlas- 
sung diesem an Sigmunds Hof folgte. Bei Wacker, der in Heidelberg und Wien 
studiert hatte“, ist dasselbe anzunehmen. Möglicherweise hatten ihn auch Raban von 
Speyer oder Pfalzgraf Ludwig selbst protegiert. Als Kirchen Ende 1414 in Ungnade 
fiel, ersetzte ihn Wacker und wurde im Januar 1415 der bis zum Tode des Kaisers 
einzige leitende Hofgerichtsschreiber.* 

Kirchen hatte den Aufbau der königlichen Kanzlei erfolgreich durchgeführt 
und wohl auch finanziert. Immerhin beliefen sich seine Ansprüche 1413 auf 4.000 
ungarische Gulden“ und ein Jahr später auf weitere 2.000 venetianische Dukaten.* 
Dafür erhielt er die Stadtsteuer von Esslingen verpfändet, die mit 800 Pfd. Hellern 
angegeben wurde.“ Seit 1413 wurde Kirchen eine Aufgabe übertragen, für die er 
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schon von Ruprecht herangezogen worden war. Es ging um die Eintreibung er 
goldenen Opferpfennigs der Juden“ und das Einsammeln städtischer Steuern. 
Sigmund, der in finanziellen Fragen bislang eher indirekt gehandelt hatte, ging nun 
mit direkten Aufträgen einen Schritt weiter.“ Sicherlich mußte dies nicht effizienter 
sein als zuvor und war schon gar nicht flächendeckend, aber es zeigt sich ein 
gradueller Fortschritt bei der Verfestigung des königlichen Wirkens. Offenbar 
strengte man sich an, die im Januar 1412 auf nur noch 13.000 Gulden bezifferten 
Reichseinnahmen zu erhöhen.’ 


Die Vorbereitung des Konstanzer Konzils 


Der weitaus wichtigste Anhaltspunkt für die Konsolidierung des Königtums — 
bedenkt man die weltgeschichtlichen Folgen — war die Tatsache, daß Sigmund ein 
Konzil zur Überwindung des Schismas zustandebrachte. Bemühungen, die kirchli- 
che Einheit wiederherzustellen, waren nach der erneuten Teilung der Kirche in Pisa 
noch dringlicher geworden. Unionsverhandlungen gingen von allen Seiten aus. Die 
Einigungsbestrebungen der drei gleichzeitig amtierenden Päpste Benedikt XII., 
Gregor XII. und Johann XXIL. sind durch prinzipielle Divergenzen gekennzeichnet, 
deren Überwindung oder Durchbrechung das Hauptverdienst Sigmunds war. Der 
König bewies dabei große Flexibilität und politischen Pragmatismus. Seine Konzils- 
politik vereinigte Positionen, die anläßlich des Konzils von Pisa erarbeitet worden 
waren und die der Einfachheit halber im folgenden als „Pisa“ und „Heidelberg“ 
bezeichnet werden." 

Beide Lager stimmten darin überein, daß nur ein Konzil die unhaltbare 
Situation der Kirche überwinden könne. Auch die Ansicht, daß einem ketzerischen 
Papst der Gehorsam verweigert werden müsse, war Allgemeingut. Der Streit ging 
darum, wer berechtigt sei, ein Konzil einzuberufen und zu leiten. Dazu - so „‚Heidel- 
berg“, personifiziert in Job Vener und Konrad von Soest - seien einzig der Papst oder, 
wenn dieser versagen sollte, (subsidiär) der römische König berechtigt. Letzterer 
hätte dabei nur ein formales Vorrecht gegenüber den anderen Königen, mit denen er 
zusammenwirken müsse. „Pisa“ wollte die Legitimität des Konzils auf die Anerken- 
nung des Pisanums gründen. Sigmund gelang es, den einen Weg zu gehen und sich 
den anderen offenzuhalten. 

Zur Erläuterung der Konstellation, die Sigmund bei der Konzilsvorbereitung 
vorfand, mag ein kurzer Überblick über die Verhandlungen Karl Malatestas von 
Rimini dienen. Karl, ein enger Freund des Heidelberger Hofes, dessen Beziehung zu 
Papst Gregor demzufolge als „kritische Treue“? bezeichnet werden könnte, war 
kirchenpolitisch höchst aktiv. Er verhandelte mit allen drei Päpsten. Malatestas 
Programm kann man in zwei Worten zusammenfassen: Abdankun goder Konzilsent- 
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scheidung.” Johann gegenüber scheiterte Malatesta, weil jener darauf bestand, das in 
Pisa für 1412 avisierte Nachfolgekonzil abzuhalten und seine Gegner lediglich dazu 
einzuladen. Karl gab schließlich die Verhandlungen auf und bedrängte den Papst 
militärisch. Dies war für Johann umso unangenehmer, als ihn von Süden her 
Ladislaus von Neapel bedrohte. Das Römische Konzil wurde im April 1412 zwar 
aufgenommen, bald darauf jedoch auf den 1. Dezember 1413 an einen sichereren, 
vom Papst binnen drei Monaten zu bestimmenden Ort vertagt.” Am 8. Juni 1413 fiel 
Ladislaus in Rom ein, der Papst mußte die Stadt fluchtartig verlassen. Der zweite 
Papst, Benedikt, befand sich ebenfalls in Verhandlungen mit Malatesta. Benedikt 
erklärte sich zu Gesprächen allenfalls mit Gregor allein bereit. Verhandlungen mit 
dem Pisaner Papst waren für ihn aus rechtlichen Gründen indiskutabel.’? Gregor, seit 
Ende 1412 in Rimini, legte ein Unionsprogramm vor, welches am ehesten Malatestas 
Vorstellungen entsprach.’® Dort war von einem Konzil trium omnium consensu die 
Rede, für das Prokuratoren der drei Päpste Ort und Zeit bestimmen sollten; oder, falls 
sich ein tauglicher Fürst fände, sollte die Berufung von diesem ausgehen. 

So war die Situation. Sigmund war gewiß persönlich von der unhaltbaren Lage 
der Kirche betroffen und sah sich als römischer König zu deren Heilung prädestiniert. 
Ein weiteres Motiv für seine Aktivität war die Aussicht auf einen Kreuzzug der 
christlichen Welt gegen die Osmanen, wozu die Beendigung des Schismas unabding- 
bar und die Union der lateinischen und der griechischen Kirche wünschenswert war. 
Dementsprechend unterstützte Sigmund die Annäherung des griechischen Kaisers 
Manuel an Papst Johann lebhaft.” Gute Beziehungen zwischen Johann und Sigmund 
bestanden von Beginn an. Bereits im Juni 1410 hatte Graf Pipo von Temesvar mit 
Unterstützung florentinischer Gesandter für die ungarische Krone wesentliche kir- 
chenpolitische Vergünstigungen am päpstlichen Hof erwirkt.°? Von einer Festlegung 
auf Johann war Sigmund allerdings weit entfernt. Im Gegenteil, im Laufe der 
Verhandlungen emanzipierte er sich zusehends von „seinem“ Papst. Dies äußerte 
sich etwa in der Tatsache, daß Sigmund die päpstliche Approbation seines Königtums 
von keinem der Schisma-Päpste einholte, auch nicht von Johann. 

Generell war die Haltung Sigmunds den Päpsten gegenüber vielmehr dadurch 
gekennzeichnet, daß sein Königtum nun aufeiner allgemein anerkannten Basis stand 
und sich weiter stabilisierte, während die Situation der Päpste sich deutlich ver- 
schlechtert hatte. In dieser Hinsicht hatte Sigmund übrigens wesentlich bessere 
Voraussetzungen als Ruprecht, dessen Thronübernahme problematisch gewesen war 
und der deswegen auf die Approbation durch „seinen“ Papst angewiesen blieb. 
Dagegen hatte Sigmund im Kräftespiel mit dem Papsttum ein deutliches Überge- 
wicht, welches sich noch erhöhte, nachdem Johann 1413 von Ladislaus vertrieben 
worden war. Sigmund blieb nominell der Pisaner Tradition treu, indem er sich nach 
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Möglichkeit auf Johann berief und dessen Konzilsinitiative aufgriff. So sehr er aber 
auch formal von Johann ausgehen mochte, seine Entfernung von dessen Position läßt 
sich ermessen, wenn man den Unterschied zwischen dem Römischen und dem Kon- 
stanzer Konzil als Maß nimmt. Sigmunds konkrete Politik kam der Heidelberger 
Position sehr nahe, so daß auch das Ergebnis, die Einberufung eines allgemeinen 
Konzils durch den Papst oder den römischen König in Abstimmung mit den anderen 
Königen, diesen Vorstellungen entsprach. 

Auch für den schlimmsten Fall, das Handeln als Vogt der Kirche, bemühte sich 
Sigmund um die Sicherstellung des Konzils.” Die wichtigste Voraussetzung war, daß 
sich der römische König im Einvernehmen mit den anderen Kronen befinde. Dieses 
Einvernehmen, vor allem mit dem französischen und dem englischen König, hatte 
Sigmund seit langem in die Wege zu leiten versucht. Bündnisgrundlage hätte aus 
seiner Sicht das gemeinsame Interesse aller drei Kronen an einer Beschränkung der 
burgundischen Expansion sein können.‘ Eher „pisanisch‘ war dabei sein Versuch, 
eine theologische Absicherung durch Kontakte mit französischen und englischen 
Universitäten zu erreichen.‘' So fand Sigmund für das Legitimationsproblem eine 
allseits akzeptable Lösung. Die Formulierung, nach der das Unternehmen mit 
Einverständnis des Apostolischen Stuhles und „gütiger Zustimmung“ der übrigen 
katholischen Könige und Fürsten dem römischen König übertragen worden sei, ließ 
kaum Wünsche offen. Sie vermittelte selbst dann noch genügend Autorität, wenn, wie 
im Obödienzbereich Benedikts, der Hinweis auf das Einverständnis Johanns fehlte 
und Sigmund als alleiniger Einberufer des Konstanzer Konzils erschien.“ 

Ein weiteres Indiz dafür, daß Sigmund sich prinzipiell auf der Heidelberger 
Linie befand, war das Verhalten Ludwigs von der Pfalz. Werner von Trier und 
Ludwig wurden offensichtlich bei der Suche nach einem geeigneten Konzilsort um 
eine Stellungnahme gebeten. Die Tatsache, daß von beiden Vorschläge (Basel, 
Straßburg) vorliegen“, ist ein Beleg für deren Mitwirkung. Darüber hinaus dokumen- 
tieren Schreiben des Pfalzgrafen an Gregor“*, daß Ludwig sich zurückhielt, im Sinne 
Gregors gegen das Konstanzer Konzil zu arbeiten. Der Heidelberger Hof hielt nicht 
mehr an der uneingeschränkten Treue zu Gregor fest.“ 
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So hatte Sigmund „Pisaner‘“ und „Nicht-Pisaner“ Fäden zusammengefügt. Er 


war soweit Pisaner, daß Papst Johann ihm folgen konnte, und war soweit von Johann 
emanzipiert, daß Heidelberg ihn unterstützte. Der Erfolg gab Sigmund recht und ließ 
auch die dem Konstanzer Sog erliegen, die anfangs nichts von diesem Konzil wissen 
wollten.% Dies wiederum vergrößerte den Erfolg, verstärkte die Autorität des Konzils 
und rechtfertigt das Bild von einer hervorragenden diplomatischen Leistung des 
römischen Königs. 


Ergebnisse 


Wir können die geschilderten Zusammenhänge aus zwei Blickrichtungen 


zusammenfassen: 


Ir 


Vom Reich her gesehen bestand durchaus ein konkreter Bedarf an Königtum. 
Das Königtum war dabei in erster Linie der Garant des bestehenden Systems. 
Eine längere Abwesenheit des Königs konnte in Kauf genommen werden, 
solange er im Prinzip seine Funktion erfüllte. Insofern war das „Reich ohne 
König“ relativ lange überlebensfähig. Es bezeichnet die Stabilität des Systems, 
daß sich an vielen Stellen Übergangslösungen für die Abwesenheit des Königs 
vorfanden, an denen es zum Funktionieren der politischen Ordnung eigentlich 
königlichen Handelns bedurft hätte. Dabei rückte die Tatsache, daß der König 
nicht gekrönt war, in der politischen Praxis immer weiter in den Hintergrund. 
Der Umstand, daß Sigmund 1413 zumindest zeitweilig dem Reichsgeschehen 
physisch so naherückte, daß man ihm Verwaltungsakte auch direkt abfordern 
konnte, wirkte sich positiv aus. Man kam, dem eigenen Bedürfnis folgend, an 
den Hof und vermehrte damit dessen Substanz. 

Dem neugewählten König war die Reichspolitik zunächst fremd. Er betrieb 
luxemburgische Politik ungarisch-brandenburgischer Provenienz. Die Verbin- 
dung zwischen dem Reich und König Sigmund gewährleistete der Burggraf 
von Nürnberg. Anfangs stand auf der einen Seite Sigmund, auf der anderen 
Seite mehr oder minder allein der Pfalzgraf bei Rhein. Die Übertragung der 
Mark an den Burggrafen belegt den Beginn einer Vermischung der „alten“ und 
der „neuen“ Existenz des Luxemburgers. Von da an nahm er in wachsendem 
Maße die Möglichkeiten des römischen Königtums für seine Politik in An- 
spruch. Auch wenner sich weiterhin eng an den Heidelberger Hof anlehnte und 
Gefolgsleute von dort heranzog, so ist es ihm doch gelungen, sich immer mehr 
vom Pfalzgrafen zu emanzipieren. Wesentlich dazu beigetragen hat die Erwei- 
terung seiner Basis durch die zweite Königswahl. Die Vergrößerung seines 
Hofes kennzeichnet die Konsolidierung seines Königtums. Trotz seines Nicht- 
Erscheinens im Reich rechtfertigen diese Beobachtungen ein vorerst positives 
Urteil über die Anfänge von Sigmunds Königtum, wenngleich diese besondere 
Ausgangssituation den Keim für spätere Probleme legte. Die Delegation könig- 
licher Aufgaben an den Pfalzgrafen und Friedrich von Nürnberg erfolgte in so 
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großem Umfang, daß sich daraus erhebliche Konsequenzen ergeben mußten. 
Dem König entstanden Verbindlichkeiten, die die Zukunft belasten mochten. 
Diese Zukunft war anders beschaffen als bisher. Mit der erfolgreichen Beendi- 
gung der Vorbereitungen für das Konstanzer Konzil stellte sich unmittelbar 
nach einer Phase relativen politischen Vakuums an der Spitze des Reichs das 
Gegenteil ein: eine ungewöhnliche politische Konzentration. 
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2. DER KÖNIG IM REICH 
2.1 1414-16 - SIGMUNDS POLITISCHE ANSÄTZE 


Das Konstanzer Konzil 


Die Zeit des Konstanzer Konzils läßt sich geradezu als Kontrapunkt zur 
„königsarmen“ Zeit davor verstehen. Der Kurztitel „Reich ohne König“ läßt sich 
dabei nicht unmittelbar durch „Reich mit König“ ersetzen, sondern bedarf der 
Erweiterung durch einige Aspekte, die die Versammlung der Großen von Kirche und 
Welt und die damit verbundene ungewöhnliche Konzentration geistlicher und 
weltlicher Macht an einem Ort mit sich brachten. Konstanz war in den Jahren des 
Konzils das Zentrum abendländischer Autorität. 

Die Konstanzer Versammlung war mittelalterlich. Sie war erfüllt von mittelal- 
terlichem Verständnis, das in eine universale Denktradition eingebunden war. Kirche 
und Gesellschaft wurden als Einheit aufgefaßt, wenn sich das eine änderte, wandelte 
sich ebenso das andere.' Schließlich betraf die Konfusion durch das Schisma das 
Ganze und nicht etwa nur geistliche Belange. Kirche und Reich (= Imperium) wurden 
analog begriffen und dementsprechend die für das Konzil geplante Kirchenreform 
und die Reichsreform. „Quia pro reformacione sacri imperii est in multis par racio 
cum reformacione papatus“ schrieb Job Vener? und argumentierte damit im Stil 
seiner Zeit. Die Praxis spiegelt sich in der Berufung des Konzils durch den römischen 
König wider. Sigmund selbst hielt diese Koppelung von Reichs- und Kirchenreform 
für selbstverständlich. Es finden sich zahlreiche Hinweise darauf, daß er zum Beispiel 
die Landfriedensproblematik zu den Konzilsangelegenheiten rechnete?, gemäß der 
Parallelität des geistlichen und des weltlichen Konzilium.* 

Es charakterisiert das Konzil allerdings auch, daß es im 15. Jahrhundert 
stattfand. Der traditionsgebundene, „konservativ“-universale Anspruch konnte in 
einer Zeit, die ein eigentümliches Mit- und Nebeneinander mittelalterlicher und 
schon neuzeitlicher Elemente kennzeichnet, im Verlauf des Konzils nicht voll 
durchgehalten werden. Es galt nicht mehr ganz, was Southern’ so zusammenfaßt: 
„Jedes politische Handeln, aber auch alle Bildung und alles Denken waren Funktio- 
nen der Kirche“. Konzils- und Reichsangelegenheiten wurden in der Praxis getrennt 
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in qweme und des entworte gebe; und diewile man von der bebste und geistlichkeide wegin 
tedingte, daz man dan des richs sache und werntlichkeit auch nit virgeße und zum besten 
uzrichte.“ 

4 RTA VII, 213, Pkt.4,S.323, Zeile 39 „werntlich concilium“ in einer städtischen Aufzeichnung. 

5 SOUTHERN, Kirche, S. 8. 
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voneinander behandelt, das „werntliche concilium“ war de facto Hoftagsgeschehen. 
Auch theoretisch war die Analogie, die par racio von Reichs- und Kirchenreform, 
nicht konsequent durchzuführen. „Der gelehrte Job theoretisiert, in universale 
Traditionen gebunden, mit dem Kopf, und steht mit den Füßen auf dem Boden, wo 
es Kurfürsten, Fürsten, Reichsbischöfe und Reichstädte gibt, überspitzt gesagt: Er 
redet von Imperium, und handelt, trotz jener einmaligen Erwähnung Italiens, vom 
Regnum.“$ Wenn die Kirchenversammlung trotz allem gezwungen wurde, politische 
Fragen zu behandeln (Polen/Deutscher Orden, Jean Petit-Prozeß), dann formte man 
sie zu Glaubensfragen um.’ Der Umgang mit theologischen Argumenten in politi- 
schen Angelegenheiten war theoretisch unbefriedigend, was allerdings praktische 
Resultate nicht ausschloß. 

So widersprüchlich-einheitlich war der Rahmen beschaffen, innerhalb dessen 
nun „Konstanz“ aus verengter Perspektive, als Zentrale derReichspolitik, zu betrach- 
ten sein wird. Konkret ist zu fragen, wie sich die schon charakterisierten Anfänge 
unter den neuen, anspruchsvolleren und „verdichteteren“ Bedingungen fortentwik- 
kelten. 


Der König im Binnenreich 


Das Funktionieren des Königtums beruhte seit 1410 aufeiner Konstruktion, die 
etwa mit „erweiterter kurpfälzischer Königsvertretung‘ beschrieben werden könnte. 
Der Pfalzgraf vertrat den König in vieler Hinsicht. Sigmund suchte sich zwar gegen 
kurpfälzisch bestimmte Einseitigkeiten zu schützen, vor allem mit Hilfe der zweiten 
Königswahl und der erneuerten Verbindung mit einem Teil des Habsburger Hauses. 
Dennoch war der Pfalzgraf eindeutig der Statthalter der Königsmacht im Reich. 
Dieses Systemruhte vorallem auf einer fundamentalen Voraussetzung, auf der klaren 
räumlichen Distanz zwischen dem König und seinem Protagonisten. Das Kommen 
des Königs störte diese Konstruktion oder zerstörte sie sogar. Die beiden Pfeiler, auf 
denen sie ruhte, rückten zu eng zusammen. Zugleich vollzog sich der Schritt von der 
vor allem legitimierenden Königsgewalt, von dem als passive Kraft verstandenen 
Garanten des Reichssystems, zur konkreten „Realpolitik“. Die Probleme, die nun 
auftreten mußten, sind nahezu logisch herleitbar. 

Sigmund agierte in Konstanz als von außen Kommender, d. h. realpolitisch 
gesehen zumindest substanzarm, wenn nicht - betrachtet man die geringen Aktiva des 
Königtums — geradezu substanzlos. Beinahe jeder Schritt, den er unternahm, um 
diesem Zustand abzuhelfen, mußte die Interessensspähren anderer verletzen und 
produzierte zunächst Defensive, von einem bestimmten Punkt an sogar Gegenoffen- 
sive. Die bislang geübte Praxis der Aufgabendelegierung — bevorzugt an den 
Pfalzgrafen — hatte dagegen den Interessensbereich der Angesprochenen eher ausge- 
weitet als eingeschränkt. Es sollte nun erbarmungslos zu Tage treten, wo und in 
welchem Maße ein praktiziertes Königtum konkrete Auswirkungen haben könnte 
und wo es auf Bereiche des Reichssystems traf, die in sich so abgeschlossen waren, 
daß sie den Bemühungen des Herrschers gegenüber unzugängig blieben. Diese 


6 HEIMPEL, Vener, Bd. 2, S. 856/857. 
7 BOoockMann, Konstanzer Konzil, S. 45-63. 
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Nicht-mehr-Verfügbarkeit von Elementen im Reich war vom König her gesehen 
sicherlich ein Negativum. Vom Reichsganzen her und von der historischen Zukunft 
aus beurteilt, bedeutete dies eine Entwicklung zur Eigenständigkeit-eine Vorausset- 
zung des kommenden Verfassungsdualismus — und ist schon deshalb von großem 
Interesse. 

Die königliche Reichspolitik zur Zeit des Konstanzer Konzils läßt sich in zwei 
Phasen unterteilen. Die erste Phase reicht vom Auftreten des Gewählten im Reich bis 
zur Rückkehr von seiner Konzilsreise, also von Mitte 1414 bis Ende 1416. Eshandelte 
sich zweifelsohne um eine „Eintrittsphase“, in der sich der König physisch und 
politisch erstmals selbst im Reich bewegte, relativ großzügig plante und handelte und 
seinen Spielraum erprobte. Die „Eintrittsphase‘‘ selbst gliederte sich in einen „Königs“- 
und einem „Reichs“anteil, die als actio und reactio einander bedingten, wobei Ab- 
grenzungen dieser Art nicht kategorisch zu verstehen sind. Der „Königs“anteil 
umfaßte die Zeit zwischen dem Sommer 1414 und 1415, der „Reichs“anteil die Zeit 
vom Sommer 1415 bis Ende 1416. Die zweite Phase verhielt sich zur ersten wie eine 
„Wirkungsphase“, d. h. sie präsentierte ein neues Verhaltenssystem, welches sich als 
Reaktion auf das königliche Handeln gebildet hatte. 


Die „Eintrittsphase“ 


Innerhalb der Eintrittsphase stellte die Krönung politisch betrachtet keine 
Zäsur dar. Sie war zwar ein notwendiger Akt, wurde aber in ihrer Aktualität von der 
bevorstehenden Konzilseröffnung überlagert. Zudem „funktionierte“ das Königtum 
Sigmunds, wie sich gezeigt hat, bereits seit einiger Zeit. So steckte die Anwesenheits- 
liste des königlichen Tages zu Koblenz (August 1414)! einen „politischen Radius“ ab, 
der den der Krönungszeremonie noch übertraf. In Aachen fehlte etwa der Mainzer 
Kurfürst, welcher sich bereits am 1. November in Bonn alle Privilegien und Besitzun- 
gen seines Erzstifts hatte bestätigen lassen’, nachdem am 29. Oktober in Koblenz eine 
Versöhnung gelungen war und ein Bündnis zwischen König und Kurfürst geschlos- 
sen werden konnte’, d. h. ein Minimalkonsens erreicht worden war. 

In Koblenz dagegen waren im August 1414 alle vier rheinischen Kurfürsten 
vertreten, was von vornherein für die politische Relevanz des Treffens spricht. Im 
Rahmen der Konzilsvorbereitung standen vor allem die Verhandlungen mit England 
und die damit in Zusammenhang gebrachte Luxemburger Frage auf dem Programm. 
Zwischen Sigmund und dem englischen König kam durch Vermittlung von dessen 
Gesandten!! und — wahrscheinlich — Pfalzgraf Ludwigs eine Übereinkunft zustande. 
Der Abschluß eines Bündnisses mit Heinrich V. wurde von Sigmund tatsächlich „ex 
totis desideriis cordis sui““’?, so das Zusageschreiben des englischen Königs, betrie- 
ben. In Verbindung mit einem Freundschaftsvertrag mit Karl VI. von Frankreich"? 


8 RTA VII, 143. 

9 RI XI, 1269, 

10 RI XI, 1268. 

11 Hartung Clux, Walter Hungerford und Dr. Sydenham; RTA VII, 142. 
12 Ebenda, S. 193, Zeile 28. 

13 RI XI, 993, 25.6.1414. 
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hatte Sigmund erreicht, was er wollte: Bündnisse mit den zwei anderen großen Kö- 
nigshäusern zur Absicherung des Konzils und gleichzeitig eine umfassende Vereini- 
gung gegen die burgundischen Herzöge. Dabei liegt die Feststellung, Sigmund habe 
ein doppeltes Spiel betrieben und sich mit Karl gegen Burgund und mit England 
gegen den Franzosen verbündet, nahe. Ebenso dürfte die Auffassung ‚zutreffen, 
England habe das gleiche Spiel mit Sigmund betrieben, indem es sich mit ihm gegen 
Burgund und mit Burgund gegen die Orléans verbündet habe.'* Die Bündnisse, 
welche in Leicester (Heinrich V./Burgund), Trino (Sigmund/Karl VI.), Koblenz 
(Sigmund/Heinrich V.) und schließlich Arras (Burgund/Karl VL) geschlossen wur- 
den, machen in ihrer Vielfalt die Komplexität der Situation deutlich. 

Sigmund hatte das Konzil sichern und seinem dynastischen Interesse folgend 
gegen die burgundische Herrschaft im Herzogtum Brabant vorgehen wollen. Wir 
konstatieren hier nur den eigentümlichen Schwebezustand seiner Bündnispolitik und 
enthalten uns aller Spekulation über mögliche politische Fernziele.'’ Sigmund hat 
jedenfalls bis zu seinem Tode daran festgehalten, daß das Herzogtum Brabant 
Reichslehen sei, welches der Burgunder widerrechtlich entfremdet habe.'® In Ko- 
blenz führten die Verhandlungen zwischen den Gesandten des Herzogs und den 
Kurfürsten von Mainz und Pfalz, dem Elekten von Köln, Herzog Reinald von 
Geldern, dem Markgrafen von Baden und Philipp von Nassau-Saarbrücken offen- 
sichtlich nur zu einer Vertagung.'” 

Weitere Probleme, die vermutlich ebenfalls in Koblenz beraten wurden, waren 
die Auseinandersetzung um die Besetzung des erzbischöflichen Stuhles in Köln und 
ein Landfriedensprojekt des Königs. Diese Fragen betrafen das innere Geschehen im 
Reich. Es ist nicht ganz selbstverständlich, daß Sigmund zur Inangriffnahme dieser 
Probleme so lange im Reich blieb. Denn als er sich Ende Juni 1414 hier aufhielt, stand 
es gerade schlecht um seine Bemühungen, der venetianischen Expansion Einhalt zu 
gebieten und seine Ansprüche im Kirchenstaat gegen Ladislaus von Neapel zu 
behaupten. Das Spiel wechselnder Koalitionen, auf welches der König, von sich aus 
relativ mittellos, auch im Süden angewiesen war, hatte sich zu diesem Zeitpunkt zu 
seinen Ungunsten gewendet. In Oberitalien stand ihm ein mailändisch-venetiani- 
sches, in Mittelitalien ein neapolitanisch-florentinisches Bündnis gegenüber.'? Sig- 
mund zog zunächst ins Uchtland, um Beistand gegen den Visconti zu fordern. Von 
dort aus begab er sich über Straßburg (11.17. Juli) nach Speier (19.-31. Juli), wohin 


14 Vgl. Max Lenz, König Sigismund und Heinrich der Fünfte von England, Berlin 1874, S. 47. 

15 Friedrich ScHoENSTEDT, König Sigmund und die Westmächte 1414/15, in: Die Welt als Geschich- 
te, Zeitschrift für universalgeschichtliche Forschung 14 (1954), S. 149-164; vgl. dagegen Lenz, 
König Sigismund, S. 57. 

16 Vgl. KREGER, Lehnshoheit, S. 86-88; vgl. zu der Problementwicklung auch Fritz Quicke, Les 
relations diplomatiques entre le Roi des Romains Sigismond et la Maison de Bourgogne (fin 1416 
- début 1417), in: Bulletin de la Commission royale d’histoire 90 (1926), S. 193-241. 

17 Regesten der Markgrafen von Baden und Hachberg, 1050-1515, hg. von der Badischen Histo- 
rischen Commission, bearb. von Richard Fester, Innsbruck 1900, 2827, 2828. 

18 Vgl. zu den italienischen Fragen Otto SCHIFF, König Sigmunds italienische Politik bis zur 
Romfahrt (1410-1431); in: Frankfurter Historische Forschungen I, 1909 und Moritz SAUERBREI, 


Die italienische Politik König Sigmunds bis zum Beginn des Constanzer Conzils 1410-1415, 
Diss. Halle - Wittenberg 1897. 
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er für den 8. Juli zu einem Tag geladen hatte.” Spätestens hier sollen ihn die 
Kurfürsten davon überzeugt haben, daß es besser sei, nicht in die Lombardei 
zurückzukehren, sondern die Zeit bis zur Eröffnung des Konzils zu dessen Vorberei- 
tung zu nutzen, d. h. sich vor allem krönen zu lassen. 


Der Kölner Sukzessionsstreit 


Zur Krönungsvorbereitung gehörte die Klärung der Kölner Nachfolgefrage. 
Die zwiespältige Besetzung des Erzstuhls nach Friedrichs III. Tod (9. April 1414) war 
eine politische Frage ersten Ranges, zumal sie beinahe selbstverständlich mit dem 
Problem der „Koexistenz“ zwischen dem Mainzer und dem Pfälzer Kurfürsten 
verknüpft war. Interessanter als die Einzelheiten des Bistumsstreits?!, der schon vor 
dem Tode Friedrichs begonnen hatte und sich letztendlich bis 1416 hinzog, sind für 
uns die Kandidaten und ihr kirchen- und reichspolitischer Hintergrund. Kennen wir 
die Regeln, die sich auf dieses Milieu anwenden lassen, so wird uns der Ausgang des 
Konflikts wenigüberraschen. Angesichts beider Kandidaten, Dietrich von Moers und 
Wilhelm von Berg, fällt es leicht, Gegner und Befürworter zu bestimmen. Dietrich, 
der zweite Sohn des Grafen Friedrich II. von Moers und Walburgas von Saarwerden, 
der Schwester und Erbin Friedrichs III. von Köln, war Repräsentant der Pisaner 
Partei. Er schien eine relativ stabile und kontinuierliche Verwaltung des Erzstuhls zu 
versprechen. Demgemäß standen der Mainzer Erzbischof und auch Sigmund auf 
seiner Seite. Dies umso mehr, als die zweite Kandidatur recht brisant war. Wilhelm 
kam aus der Obödienz Gregors XII.?, selbst wenn er im Zusammenhang mit seiner 
Kandidatur auf die Seite Johanns XXII. übergetreten sein sollte. Das Haus Jülich- 
Geldern-Berg bemühte sich, am Niederrhein eine Vormachtstellung aufzubauen. Der 
kurkölnische Erzstuhl hätte dadurch seine ohnehin beträchtliche Substanz gewaltig 
verstärkt, was weder im Sinne des Mainzers noch des Königs gewesen wäre. 
Obendrein bestanden zwischen Kurpfalz und Jülich seit langem Verbindungen, die 
durch das gemeinsame Festhalten an Gregor nur verstärkt wurden.” Insofern wären 
durch Wilheims Erfolg das relativ stabile Miteinander von Kurmainz und Kurköln 
gestört und das gespannte Gleichgewicht zwischen Kurmainz und Kurpfalz zugun- 
sten der Kurpfalz verschoben worden. Wenn es richtig ist, daß Johann XXIL. „sehr 


19 RTA VII, 135. 

20 SCHIFF, Italienische Politik, S. 60-61, bes. Anm. 1. 

21 Franz Kummer, Die Bischofswahlen in Deutschland zur Zeit des großen Schismas 1378-1419, 
vornehmlich in den Erzdiözesen Köln, Trier und Mainz, Jena 1892, S. 19-25; Franz RITTER, 
Erzbischof Dietrich von Köln und die Stadt Köln 1414-1424, in: Annalen des historischen 
Vereins für den Niederrhein, Heft 56 (1893), S. 1-90. 

22 Vgl. Kummer, Bischofswahlen, S. 116-119. 

23 Vgl. Rrrter, Dietrich von Köln, S. 16. Sein Beleg, Leonhard Ennen, Geschichte der Stadt Köln, 
Bd. 3, 1869, S. 173, ist nicht sehr überzeugend. AschBach, Geschichte, Bd. 1, S. 401, gibt an, 
Adolf von Berg habe von Papst Gregor eine Bestätigung erlangt (vgl. ebenda, Anm. 22a). 

24 Vgl. Spiess, Lehnsrecht, S. 169/170. Sodann die Wahlversprechen Sigmunds an den Pfalzgrafen 
(RIXL,9;RTA VII, 10). Außerdem war König Ruprechts Schwester Anna Wilhelms Mutter (vgl. 
EBERHARD, Ludwig II., S. 39, Anm. D. 
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geneigt war, dem Wilhelm von Berg die Konfirmation zu ertheilen“%, dann sind 
wahrscheinlich finanzielle Erwägungen als Grund anzunehmen. Politisch wäre 
höchstens ein Versuch des Papstes denkbar, sich gleichsam auf diesem Wege 
Sigmund gegenüber in eine bessere Lage versetzen zu wollen. Dafür spricht aller- 
dings wenig. 

Alle Komponenten zusammengenommen war der Erfolg der Kandidatur Diet- 
richs wesentlich wahrscheinlicher. So ist es nicht verwunderlich, daß Pfalzgraf 
Ludwig in Koblenz relativ früh (18. August 1414) von seinem Kandidaten Abstand 
nahm und Dietrich anerkannte.” Zu beachten ist dabei, daß die Eindeutigkeit der 
politischen Gewichtungen nirgends den Verdacht aufkommen ließ, der König habe 
in irgendeiner Weise gegen den Pfalzgrafen Politik gemacht. Die königliche Ent- 
scheidung war in dieser Lage vielmehr faktisch vorgegeben und dadurch systembe- 
zogen beträchtlich entpolitisiert. Dies entsprach den Regeln. Die andere Lösung, 
zugunsten der Pfalz, hätte dieser im Gesamtreich eine Position zugemessen, die ihre 
politische Bedeutung (vorerst) übertraf, so ein Vorschuß gehört nicht zu den Spiel- 
regeln. 


Die Königsfinanz 


Die Entscheidung der Kölner Angelegenheit fiel in Koblenz. Dies ist mit ein 
Grund dafür, diesem wohl beinahe zufällig entstandenen „Arbeitstreffen‘ Beachtung 
zu schenken. Daneben leitete man in Koblenz eine bedeutsame finanzpolitische 
Maßnahme ein: eine außerordentliche Abgabe der Juden zur Finanzierung insbeson- 
dere der Ausgaben der letzten zwei Jahre, so des Italienfeldzuges.?’ Diese Forderung 
erging an die Reichsstädte.*? Sie war offensichtlich nicht einheitlich. Zum Teil wurde 
der „Zweite Pfennig“, also die Hälfte des Vermögens, zum Teil der „Dritte Pfennig“ 
verlangt.” Die tatsächlich veranschlagte Summe war Verhandlungssache. Diese 
Sondererhebung brachte relativ hohe Einnahmen.” Aus Nürnberg kamen allein 
12.000 Gulden, drei Juden aus Heilbronn zahlten 1.200, ein Jude aus Weinsheim 
2.400, einer aus Hall 2.000 Gulden. Die Juden in Rothenburg, Nördlingen, Weißen- 
burg sollten den „Zweiten Pfennig“, die in Mainz den „Dritten Pfennig‘ zahlen”, die 
Wormser Juden hatten 1.500 Gulden geboten, mußten aber den für sie wohl ungün- 


25 Rrrrer, Dietrich von Köln, S. 16. 

26 EBERHARD, Ludwig HI., S. 43. Die päpstliche Bulle stammt schließlich erst vom 30.8.1414 und 
Wilhelm von Berg gab erst am 3.12.1415 seine Ansprüche auf und verlobte sich mit der Nichte 
Dietrichs, Adelheid von Tecklenburg, deren Mitgift 20.000 Gulden betrug. 

27 27.8.1414, Koblenz an Frankfurt am Main (Frankfurts Reichskorrespondenz I, 470); erstmalige 
Erwähnung des Projekts, 13.8.1414 (Frankfurts Reichskorrespondenz I, 467). 

28 Dietrich KERLER, Zur Geschichte der Besteuerung der Juden durch Kaiser Sigmund und König 
Albrecht II., in: Zeitschrift für die Geschichte der Juden in Deutschland 3 (1869), S. 1-13, S. 
109-129, hat zahlreiche Beispiele angeführt (S. 3/4). Unter anderem weist er darauf hin, daß 
Konrad von Weinsberg erstmals in Regensburg Anfang 1415 anstelle des vom König bestellten 
Erkinger von Seinsheim verhandelte ($. 3, Anm. 8). 

29 Vgl. Kostenabrechnung Frankfurts, 3.11.1414, RTA VII, 162. 

30 RTA VII, 160. Ein Schreiben der Frankfurter Gesandten Jacob Brun mit Johann von Egirsheim. 

31 RTA VII, 160, S. 232, Zeile 14-17. 
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stigeren „Dritten Pfennig“ entrichten. Die Juden von Köln boten 12.000 Gulden, man 
forderte aber ein Vielfaches (84.000 Gulden).?? 

Die Zahlungen belegen, daß einiges in Bewegung geriet. So fürchteten die 
Frankfurter, „daz man iz ungnedeclichen gein uns ufneme daz man von der Juden 
wegin nit getedingt habe“.’? Die Zahlung der Abgabe wurde also als verpflichtend 
angesehen und ist wohl auch relativ prompt geleistet worden. Mitte Juni 1415 erhielt 
Konrad von Weinsberg eine „Generalvollmacht zur Einziehung der Sondersteuer‘*, 
und Mitte Juli bekam Burggraf Friedrich von Nürnberg eine entsprechende Voll- 
macht für den Norden des Reiches. Diese Art der Finanzierung des Königtums war 
an sich nicht neu. Jedoch legte Sigmund wohl notgedrungen auf diesen Bereich ganz 
besonderes Gewicht.” Zur Erhebung dieser Abgaben bedurfte es freilich der Planung 
und Organisation eines Konrad von Weinsberg, der spätestens von 1415 an in diesem 
Bereich aktiv wurde.“ Aus modemer Sicht wird des öfteren kritisiert, Konrads 
Organisation sei uneinheitlich und „unvollendet‘“ gewesen, letztendlich habe auch 
Sigmund durch Sonderprivilegien die Einziehung der Steuern immer wieder durch- 
einandergebracht?”; immerhin gelang es Konrad, eine beachtliche Finanzquelle zu 
erschließen. Dabei hat er versucht, die Juden als des Reiches Kammerknechte aus 
ihrer Abhängigkeit von fürstlichen und städtischen Kanzleien zu lösen und direkt zu 
besteuern.?® Konrad von Weinsberg, von dem noch öfter die Rede sein wird, gehörte 
zu einer Gruppe, die hinter den „Großen“ stand, die nicht zu den Partnern des 
Königtums zählte, ohne die aber Regierung nicht möglich war.” 


Ein Landfriedensprojekt 


Die Planung eines umfassenden Landfriedens dürfte ebenfalls in Koblenz 
behandelt worden sein. Es war primär ein Projekt des Königs, welches mit seiner 
Umgebung sicherlich besprochen, schwerlich aber in vollem Umfang abgestimmt 
werden konnte. Denn Sigmund plante offensichtlich, erst für Franken in Nürnberg 
(1.-5. Oktober) einen Landfrieden zu errichten und dann für Schwaben, die Rhein- 
region und das Elsaß in Heilbronn (11.-19. Oktober) sozusagen einen zweiten Teil 
folgen zu lassen.“ Indessen führten beide Tage zu völlig verschiedenen Ergebnissen, 
so daß sich eine genauere Analyse des Problems als lehrreich erweist. 


32 RTA VII, 161, S. 233, Zeile 16-17. 

33 RTA VII, 160, S. 232, Zeile 7-8. 

34 Summ, Judensteuer, S. 28. 

35 Paul-Joachim Hemic, Reichsstädte, Freie Städte und Königtum 1398-1450, Wiesbaden 1983, S. 
88-97. 

36 Siehe Anmerkung 35; ScHumM, Judensteuer, setzt Weinsbergs Aktivität schon früher an. 

37 SCHUMM, Judensteuer, S. 28. 

38 ScHumM, Judensteuer, S. 30; KARasEK, Konrad von Weinsberg, S. 17-18; J. Friedrich BATTEN- 
BERG, Des Kaisers Kammerknechte, in: HZ 245 (1987), S. 545-599, charakterisiert die Entwick- 
lung seitdem 14. Jahrhundert mit den Begriffen „Kommerzialisiening“ und „Termitorialisierung“ 
(ebenda, S. 569); ursprünglich persönlich bestimmte Herrschaftsrechte, auch das Judenschutz- 
recht, seien in dieser Hinsicht umgewandelt worden (S. 570-571). 

39 Vgl. Moraw, Organisation, S. 35-36, 42-46. 

40 RTA VII, 146, 158. 
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Der Vertragscharakter eines Landfriedens des 15. Jahrhunderts erscheint uns 
unbestreitbar. Insofern war er ein „Abbild der politischen Macht des Königtums““', 
da er das Ergebnis eines Ringens „um die satzungsrechtlich jeweils erforderliche 
Neuverteilung von Rechtspositionen‘“? zum Ausdruck brachte. Im Prinzip war ein 
Landfrieden auch ohne die Mitwirkung des Königs möglich.”? Bei jedem Frieden 
aber, an dessen Zustandekommen der König beteiligt war, trat das Privilegienrecht 
formal bestimmend in Erscheinung.“ Der Landfrieden war danach eine vom König 
gesetzte und von den Betroffenen beschworene neue Friedensordnung. Diese Form 
läßt sich auch damit erklären, daß die Garantie des Königs die Rechtssicherheit 
insbesondere der Schwächeren in der Vereinbarung stärkte. Außerdem kam die Mit- 
wirkung des Königs dem Bedürfnis nach Sicherheit und Verbindlichkeit der Rechts- 
setzung entgegen — gegenüber der durch die Tradition legitimierten alten Rechtsord- 
nung. Vor allem war ein königlicher Landfrieden rechtlich „besser“ als ein solcher 
ohne den König. Das Zustandekommen eines solchen Landfriedensvertrages“ hing 
von bestimmten Vorbedingungen ab. 

Der Landfrieden für Franken“ wurde relativ problemlos erreicht, weil hier an 
die heimische Tradition angeknüpft werden konnte. Sigmund zog erklärtermaßen das 
Vorbild Ruprechts heran, indem er sich auf dessen Landfrieden vom 11. Juli 1404 
bezog. Insofern war der Rechtsakt nicht neu und bot daher auch keinen Anlaß zu 
besonderer Aufmerksamkeit. Außerdem bildeten die Betroffenen eine macht- und 
territorialpolitisch relativ ausgeglichene Schwurgemeinschaft. Mit anderen Worten: 
Im Kreis deran dem Frieden Beteiligten gab es niemanden, der das Gleichgewicht der 
Kräfte von vornherein hätte gefährden können. Dies galt auch für Burggraf Friedrich 
von Nürnberg, weil dessen regionale Ambitionen in Franken wegen seines relativ 
geringen territorialen Substrats nach der Landesteilung von 1397 offenbar gering 
waren. 

Schwierig war allein die Lage der Städte. Ihre Probleme führen uns von dem 
einen zum anderen Landfrieden. Denn die fränkischen Städte Rothenburg und 
Weißenburg gehörten dem schwäbischen Städtebund an und ebenso einem Bündnis 
der schwäbischen Städte mit dem Grafen von Württemberg und dem Pfalzgrafen.“’ 
Dieses Eingebundensein in Schutz- und Trutzbündnisse führte zu Überschneidungen 
mit dem Fränkischen Landfrieden. Während Rothenburg und Weißenburg diese 
Probleme „irgendwie“ zu lösen gedachten (‚so willen si doch den verainungen nicht 
ußgan und den dennoch gnug tun“)*, stellte sich die Lage im eigentlichen schwäbi- 


41 Götz LANDwEHR, Königtum und Landfrieden, in: Staat 7 (1968), S. 84-97, hier: S. 96. 

42 Ebenda, S. 97. 

43 H. HoLzuauser, Landfrieden II (Landfrieden und Landfriedensbruch), HRG, 1978, Bd. 2, Spalte 
1465-85; hier: 1477. 

44 Gerhard Preirrer, (Bearb.), Quellen zur Geschichte der fränkisch-bayerischen Landtriedensor- 
ganisation, München 1975, S. 7. 

45 Vgl. dagegen: Heinz ANGERMEIER, Königtum und Landfrieden im deutschen Spätmittelalter, 
München 1966. 

46 RTA VII, 146, 147-150; vgl. bes. 147, Punkt 47 (Liste derjenigen, die den Landfrieden 
beschwören). 

47 Zu den Bündnissen zwischen 19 schwäbischen Städten, dem Württemberger und dem Pfalzgra- 
fen vgl. RTA VII, S. 277, Anm. 3, 

48 RTA VII, 178, S. 272, Zeile 9-10. 
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schen Raum viel schwieriger dar. Dort stellten die Städte fest, daß „lantfrid und 
ainunge bi ainander nicht bestan mochten.“ Betrachtet man die regionalen Gegeben- 
heiten, dann wird deutlich, warum die Städte Komplikationen befürchteten. Allein 
die Liste der zu den Verhandlungen Eingeladenen macht den Unterschied zu den 
fränkischen Angelegenheiten deutlich.” In Heilbronn traf das oberrheinische Inter- 
essengeflecht mit dem ihm eigenen komplizierten überregionalen Schutz- und 
Trutzbündnissystem auf Sigmunds relativ naiv anmutenden Versuch, nach fränki- 
schem Muster zu verfahren. Die Städte als die schwächsten Glieder dieser Bündnisse 
bemerkten zuerst, daß das geplante neue, übergreifende Landfriedensprojekt für sie 
nicht verhandlungsfähig war, solange sie — unter Umständen sogar im Widerspruch 
zur Landfriedenseinung - in Bündnisse mit den bestimmenden Kräften ihrer Region 
eingebunden waren.” 

Von Ulm ist aus den Anfangszeiten der Verhandlungen (25. Oktober 1414) ein 
Bericht überliefert, der die Situation treffend charakterisiert.’? Auf die Anfrage der 
schwäbischen Städte, wie man widersprüchliche Projekte handhaben wolle, antwor- 
tete der Graf von Württemberg, er wolle bei der Einung bleiben, „doch hette er den 
sachen als verre nie nachgedacht“.’? Die Großen stellte das königliche Projekt nicht 
wirklich vor Probleme, weil es nicht ernsthaft vorstellbar war, daß Vertragswider- 
sprüche sie in Gefahr bringen könnten. Bei den Kleinen war das anders. So konnte der 
Landfrieden nicht zustandekommen, weil die schwäbischen Städte ihre Entlassung 
aus den bestehenden Bündnissen zur Beitrittsbedingung machten.’ Kurz: Ein Land- 
friedensvorhaben war nur unter der Bedingung realistisch, daß das königliche Projekt 
der bestehenden Ordnung ungefähr entsprochen hätte.’? Dies war hier nicht der Fall. 
Wäre dagegen mit Hilfe des Königs eine den eigenen Interessen förderliche Einung 
zustande gekommen, hätten die Großen in Schwaben, im Elsaß und am Rhein diesen 
Frieden umso lieber beschworen, als sie die königliche Autorität damit zur Absiche- | 
rung ihrer Interessen hätten ins Feld führen können. Nur in Franken war dies möglich 
und wurde verwirklicht. Denn die schon bestehende Ordnung wurde hier durch die 
Wiederaufnahme der königlichen Landfriedenstradition positiv verstärkt. In Regio- 
nen aber, die in sich durch komplizierte Abhängigkeitsverhältnisse bereits ausge- 
sprochen differenziert gegliedert waren, konnte der König das Bestehende nicht 
beiseiteräumen — zugunsten einer von ihm „auf dem Papier“ entworfenen Neuord- 
nung unter einem allgemeinen Landfriedensschema. Denn das konkrete regionale 
System hatte seine Ordnung längst aus sich heraus entwickelt. Es ließ sich nicht durch 
eine von außen kommende und ohnehin sehr schwache Macht umstrukturieren. Der 
König stieß hier — für uns zum ersten Mal - an seine Wirkungsgrenzen. Insofern war 
die königliche Landfriedenspolitik tatsächlich das „Abbild der politischen Macht des 
Königtums“*, aber genauso das Abbild des politischen Systems und seiner „Dichte“. 


49 RTA VII, 178, S. 272, Zeile 28-29, 
50 RTA VII, 158. 

51 RTA VII, 185. 

52 RTA VII, 178, 

53 RTA VII, 178, S. 272, Zeile 30. 

54 RTA VII, 181, Punkt 2, S. 277. 

55 RTA VII, 181, Einleitung. 

56 LAnDweHr, Königtum, S. 96. 
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Oder anders formuliert: Das königliche Landfriedensprojekt in Schwaben, im Elsaß 
und am Rhein war zum Scheitern verurteilt, weil es an der Realität vorbeiging. 
Insofern hat Eberhard recht, wenn er den Pfalzgrafen hier auch „zum erstenmal in 
einem unverkennbaren Widerspruch zu dem König” sieht. 

Als Zwischenergebnis bietet sich die Feststellung an, daß der König bei seinem 
Wirken im Reich auf verhältnismäßig feste Strukturen stieß, dieer- kamen sie seinen 
Vorstellungen, Einsichten und Möglichkeiten entgegen — zu bestärken vermochte. 
Erfolge hier brachten die Vergrößerung seiner Autorität und Machtfülle mit sich; sie 
vermehrten das, was man als des Königs „politisches Substrat“ bezeichnen könnte, 
und bereiteten damit den Boden für weiteren größeren Einfluß auf das Geschehen im 
Reich. Konkret gesehen brachten solche Erfolge natürlich auch materielle Augen- 
blicksvorteile.”® Wo Sigmund hingegen auf Strukturen stieß, die ihm nicht „entgegen- 
kamen“, vermochte er Entwicklungen oder Bedingungen nicht im geringsten in 
seinem Sinne zu verändern, er scheiterte. 


Der Feldzug gegen Friedrich von Tirol 


Der Feldzug gegen Herzog Friedrich von Habsburg-Tirol ist geradezu ein 
Paradebeispiel für das Regelsystem zwischen den Faktoren „notwendige Vorausset- 
zungen“, „politischer Gewinn durch günstigen Umgang mit der Situation“ und 
„Grenzen, die dem König gesetzt waren“ oder „Zugeständnisse, die er machen 
mußte“. 

Mit letzteren meinen wir weniger direkte Zusagen an Mitstreiter, Verpfändun- 
gen für „treue Dienste“ im Krieg’, die Minderung von Städtesteuern® oder die 
bemerkenswerte zeitliche Koinzidenz der Hauptmannschaft Friedrichs von Nürn- 
berg‘! und der Übertragung der Mark Brandenburg an den Burggrafen.‘ Für unsere 
Betrachtung interessant erscheint die Absicherung der Eidgenossen: Auf der einen 
Seite waren sie die am besten für den Kriegszug gegen den Herzog geeigneten 
Bundesgenossen. Auf der anderen Seite waren sie gegenüber gut fundierten Rechts- 
ansprüchen Österreichs in einer Lage, in der unkonditionierte Selbstverpflichtungen 
schwere Hypotheken für die Zukunft bilden konnten. So ließen sie sich mit beacht- 
lichem Aufwand bestätigen, daß sie den Friedensvertrag mit den Habsburgern durch 
ihre Hilfe gegen Friedrich nicht verletzten. Dies geschah durch einen Rechtsspruch 
der in Konstanz versammelten Vertreter der Könige von England, Dänemark, 
Böhmen und Polen.“ Weitergehend suchten die Eidgenossen sich zu sichern, indem 
sie sich bestätigen ließen, daß ihnen aus der Teilnahme am Krieg gegen den Herzog 


57 EBERHARD, Ludwig III., S. 49-50; vgl. auch Peter-Johannes SCHULER, Ludwig IIL, in: NDB 15 
(1987), S. 409411. 

58 So lieh etwa die Stadt Köln dem König 30.000 Gulden für die Vermittlung eines Vergleiches 
zwischen ihr und dem Elekten Dietrich, RI XI, 1338. 

59 Z. B. (RI XI, 1684) an Frischhans von Bodman. 

60 Z.B. (RI XI, 1732) bezüglich der Stadt Lindau. 

61 RI XI, 1570. 

62 RI XI, 1541, 30.3.1415; siehe auch RI XI, 1659-1666; Belehnung 18.4.1417, RI XL, 2201. 
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kein Nachteil erwachsen werde“, was — wie das Berner Beispiel zeigt“ - auch einen 
Schild gegen königliche Ansprüche aufrichtete. Bern ließ sich nämlich am 23. März 
1415 bestätigen, daß es kein Präjudiz bilden solle, wenn die Stadt König und Reich 
in höherem Maße diene, als sie laut ihrer Freiheiten verpflichtet sei. Absicherungen 
dieser Art markieren die Grenzen, in denen selbst interessierte Elemente der Reichs- 
struktur des 15. Jahrhunderts für den König verfügbar waren, auch wenn die Aus- 
gangslage ungewöhnlich günstig war. 

Die Voraussetzungen waren insofern wirklich gut, als der Herzog mit seiner 
„Fluchthilfe“ für Johann XXIII. grob gegen die Spielregeln unter Reichsfürsten und 
die „Öffentliche Meinung“ verstoßen hatte und das Konzil ernsthaft zu gefährden 
schien. Der Achterklärung vom 30. März 1415% folgten die Absagebriefe zahlreicher 
schwäbischer Grafen und Herren, u. a. der Grafen von Montfort-Tettnang, Eberhards 
von Nellenburg und Friedrichs von Toggenburg.‘ Der habsburgische Hegemonial- 
bereich fiel auseinander. Dies trug wesentlich zur Niederlage bei. Der eigentliche 
Gewinn aus diesem Feldzug für Sigmund war eine beachtliche Verschiebung der 
Lehns- und Pfandschaftsverhältnisse im Einflußbereich des Habsburgers; die An- 
sprüche Friedrichs von Tirol gingen an König und Reich über. Zudem begünstigte 
die Situation die Aufnahme von Beziehungen zwischen dem Königtum und kleineren 
Kräften im habsburgischen Bereich. Denn auch die ausdrücklich nur vorübergehend 
reichsunmittelbaren Lehens- und Privilegiennehmer empfingen ihre Rechte aus 
königlicher Hand“, was sich übrigens auch günstig auf die königliche Kasse 
auswirkte. Einige Städte erlangten im Rahmen dieser Verschreibung das Verspre- 
chen, auf ewig reichsunmittelbar bleiben zu dürfen.” 

Freilich veränderte sich die Lage im Einflußgebiet Habsburgs nicht grundle- 
gend und dauerhaft. An eine Eliminierung war nicht zu denken; sie wurde wohl auch 
nie erwogen. Entscheidend war nicht die Zerstörung des Systems, sondern seine zeit- 
weilige Öffnung. Diese nutzte Sigmund dazu, kleinere Veränderungen der Rechtssi- 
tuation im Stil der angeführten Verschiebungen vorzunehmen. Dies waren sicherlich 
keine wirkungslosen Maßnahmen, aber sie waren auch nicht grundsätzlicher Natur. 
Im allgemeinen wurde die Kontinuität nicht gebrochen. So bedeutete auch die 
Verpfändung der Landvogtei in Ober- und Niederschwaben an den Truchsessen von 
Waldburg”' und die Einsetzung Eberhards von Nellenburg zum Landvogt in Feld- 


64 RIXI, 1513 (Bern), 1552 (Basel), 1649 (Zug), 2147 (Unterwalden). 

65 RI XI, 1513. 

66 RI XI, 1542; vgl. auch Heinrich Korıer, Der Ausbau königlicher Macht im Reich des 15. 
Jahrhunderts, in: Das spätmittelalterliche Königtum im europäischen Vergleich, hg. von Reinhard 
SCHNEIDER, Sigmaringen 1987, S. 425-464, hier: S. 437-439. 

67 Vgl. J. N. von Vanorn, Geschichte der Grafen von Montfort und von Werdenberg, 1845, S. 
126-127. Toggenburg zog beträchtliche Gewinne aus diesem Feldzug, vgl. RI XL 2083, 
2135-2139. 

68 U. a. RI XI, 1635 vom 22.4.1415. 

69 Beispiele: 23.5.1415 Privilegienbestätigung an Freiburg i. Br. (RI XI, 1700). Danach Verspre- 
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kirch, Rheineck, Altstätten im Rheintal und iminneren Bregenzerwald allenfalls eine 
Akzentverlagerung.”? Die Landvogtei in Oberschwaben hatte bislang Rudolf V. von 
Montfort-Tettnang innegehabt.”” Während der Truchseß in den folgenden Jahren 
höchst aktiv in der Landvogtei wurde”, blieb auch Rudolf als Diener in Sigmunds 
Dienst; am 15. Oktober 1418 wurde er Hauptmann von Augsburg.” Eberhard von 
Nellenburg, Rat des Grafen von Württemberg’”“, Ehemann der einzigen Erbin des 
Grafen Wilhelm von Montfort-Bregenz, war ein ausgesprochen aktiver Königsdie- 
ner. Er wurde später zusammen mit Kaspar von Klingenberg sowie Frischhans und 
Konrad von Bodman der Räten Sigmunds zugerechnet” und ist dieser Gruppe, 
ebenso wie dem späteren Hofrichter Johann von Lupfen”*, auch deshalb zuzuordnen, 
weil sich ihr Tätigkeitsfeld weitgehend deckte. Sie erfüllten diplomatische Aufträge, 
wirkten bei der Entscheidung von Streitigkeiten mit (meist als Besitzer) und übernah- 
men Bürgschaften und Landvogteien.”? Es waren Politiker aus dem sozialen Mittel- 
feld der höfischen Hierarchie. 

Der Feldzug gegen den Habsburger verschaffte Sigmund — so kann man 
zusammenfassen — neue Substanz, reale in Form von konkreten Einkünften, poli- 
tisch-rechtliche in Form von verfügbaren Rechten und Privilegien, Ansprüchen und 
Autorität. So wurde der Feldzug nicht nur mit den freigewordenen Gütern finanziert, 
sondern er brachte darüber hinaus Gewinn, so abstrakt dieser in vieler Hinsicht auch 
erscheinen mag. Die Handhabe für den König war eine grobe und offensichtliche 
Regelverletzung durch einen Großen des Reichs gewesen. Sie bot dem König 
Gelegenheit, in ein regionales System einzudringen und das Vergehen zu ahnden. 


Ergebnisse 


Die Erfolge königlicher Aktivität lassen sich aus den folgenden Bedingungen 
herleiten: Das Königtum Sigmunds stand im Reich zunächst gleichsam über der 
„praktischen“ Politik, d. h. es war fast ausschließlich eine Garantie- oder Legitima- 
tionsinstanz. Ein Eingriff in das konkrete politische Geschehen war — wie sich nun 
zeigt - da möglich, wo entweder eine grobe Regelverletzung ein „Loch“ gerissen 
hatte oder wo der König „harmonisch“ in die bestehende Ordnung eintreten konnte. 


72 Mai 1415; RI XI, 1719. 

73 Vgl. Vanortı, Grafen von Montfort, S. 123; im Juni 1414 tritter noch als schwäbischer Landvogt 
auf, RI XI, 980, 

74 Es geht meist um österreichische Lehen in Schwaben, die er von Reichs wegen verleihen soll. 

75 RI XI, 3647, 3657. 

76 Vgl. Qumor, König Sigmund, S. 47 (Brief Johann Heilmanns an Conrad Roesler). 

77 Finanzpolitische Mission beim Patriarchen von Aquileja (31.5.1418), RI XI, 3241. 

78 Lupfen heiratete wohl auch die einzige Tochter aus der Ehe Eberhards und Elisabeths von 
Nellenburg, vgl. Vanortti, Grafen von Montfort, S. 177. 

79 Vgl. z. B. die Entscheidung der Sache des Klosters Weingarten (RI XI, 2111) im März 1417; 
sodann die Beisitzer in der Sache des Erzbischofs von Köln gegen Berg (22.4.1417), RI XI, 221 1: 
30.8.1413 den Streit zwischen dem Bischof von Chur und den Vögten von Matsch und Graf 
Friedrich von Toggenburg, RI XI, 666. Bürge bei den Basler Bürgern (20.10.1417), RI XI, 2616 
2626; bei Johann von Waldberg (1.7.1415), RI XI, 1799; bei Konstanz (22.2.1418), RI xI 2930. 
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Beide Wege führten über die Garantenrolle: zum einen die Verbesserung, zum 
anderen die Wiederherstellung der legitimen, bestehenden Ordnung. Die Möglich- 
keit einer Neuordnung der politischen Verhältnisse bot sich für Sigmund nicht. 
Prinzipiell war dies wohl auch kaum beabsichtigt. Versuchte man es im konkreten 
Einzelfall, so scheiterte dies. 


2,2 1416-18 - DIE REAKTION DES REICHES AUF DIE POLITIK DES KÖNIGS 
Die „Wirkungsphase“ 


Die politische Gesamtlage im Reich veränderte sich als Reaktion auf Sigmunds 
Einwirkungsbemühungen, was durch die allgemeine Erhöhung politischer Regsam- 
keit und Wachsamkeit im Reich infolge des Wirkens des Konzils noch verstärkt 
wurde. Qualität und Zeitpunkt dieser Reaktion sind im folgenden Gegenstand der 
Untersuchung. 

Vorallem ist die Reaktion der bedeutendsten Mit- und Gegenspieler des Königs 
auf die Veränderungen der politischen Situation von Interesse, besonders die Reak- 
tion der beiden rheinischen Widersacher Kurmainz und Kurpfalz. Das Verhältnis des 
Königs zum Pfalzgrafen war eindeutig positiv. Ludwig vertrat den König auch 
während dessen Abwesenheit vom Konstanzer Konzil.' Zum Mainzer Erzbischof 
unterhielt Sigmund eine kühle, auf einen Minimalkonsens beschränkte Beziehung, 
welche auf der Anerkennung der Mainzer Position im Reich beruhte und dazu diente, 
die Basis des Königtums zu verbreitern und dieses damit zu stützen. Das Verhältnis 
war von gelegentlichen Abkommen und „Versöhnungen‘““ gekennzeichnet und latent 
gegen den Pfalzgrafen gerichtet. Dieses Element gewann erstmals kurzfristig an 
Bedeutung, als der König sich im Streit zwischen dem Erzbischof und der Stadt 
Mainz’, in dem der Pfalzgraf die Stadt unterstützte, auf die Seite des Erzbischofs 
stellte.* 

Zwischen dem Pfalzgrafen und dem Erzbischof kam es nach dem ersten 
Halbjahr 1416, das geprägt war von den üblichen regionalen Streitfragen® und der 
alten regionalen Bündnispolitik, die vor allem der Mainzer nach bewährtem Muster 
verfolgte‘, zu einer Einigung. Mögliche Motive für die plötzliche Aussöhnung von 


Sigmund ernannte ihn zum Statthalter, Verweser und Beschirmer des Konzils, RI XI, 1771. 

19.10.1414 Koblenz, RI XI, 1268; 24.7.1415 Aarberg, RI XI, 1880. 

Vgl. zum Streit etwa Ernst Huckerr, Die Politik der Stadt Mainz während der Regierungszeit des 

Erzbischofs Johann H. (1397-1419), Diss. Leipzig/Mainz 1878, S. 95-105; EBErHarD, Ludwig 

II., S. 80-82. 

4 RI XI, 1912, 1913. Versprechen, den Erzbischof gegen alle zu verteidigen, die ihn um sein 
Erzbistum bringen wollen. 

5 Etwa der Streit um die Grenzen der realen Obödienz, in denen eine päpstliche Anordnung 
Gültigkeit behalten sollte, wenn der Papst abgesetzt war. Zwischen Mainz und Pfalz blicb 
umstritten, wo die reale Obödienz Gregors bzw. Johannes’ in Gebieten mit gemischten Herr- 
schafısbereichen lag; vgl. hierzu EBErttarD, Ludwig III., S. 76. 

6 Z.B. 20.2.1416: Bündnis des Erzbischofs mit Pfalzgraf Stephan und des Erzbischofs mit Stephan 
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Boppard’ am 2. August 1416 mögen im Interesse Ludwigs zu suchen sein, Streitig- 
keiten angesichts des Konzils und der Verhandlungen Sigmunds mit England (und 
Frankreich) beizulegen und damit die Arbeit des Königs von seiten des Reichs zu 
unterstützen. Schließlich war Ludwig an einer Übereinkunft Sigmunds mit dem 
Schwiegervater des Pfalzgrafen, dem englischen König, sehr interessiert, zumal 
wenn sie auf einen Bündnisvertrag hinausliefe. Zudem mag der Gedanke, daß neben 
der Behandlung der geistlichen Belange auch die Reichsangelegenheiten in Konstanz 
geordnet würden, eine Rolle gespielt haben. Eine entsprechende Ankündigung’ war 
noch vor Sigmunds Abreise von diesem formuliert worden und hatte zumindest bei 
den Städten eine Reihe von Verhandlungen ausgelöst’, die allesamt einer Absprache 
über die Haltung der Kommunen dienen sollten. Die Städte meinten jedenfalls, 
Privilegienwahrung (auch gegenüber dem Konzil), Fehden und Münzfragen gingen 
sie alle gemeinsam an. Deshalb planten sie, ihre Vorstellungen geschlossen vorzutra- 
gen.!° Es ist durchaus vorstellbar, daß ähnliche Erwägungen auch die rheinischen 
Kurfürsten zusammenführte. In Bingen beschlossen sie jedenfalls am 23. September 
1416 genau das, was Sigmund gem erreicht hätte: einen rheinischen Landfriedens- 
bund „gegen jedermann, zur Aufrechterhaltung ihrer Rechte und Privilegien; alle 
Streitsachen zwischen ihnen selbst und ihren Mannen, Burgleuten und Dienern 
sollten fortan friedlich beigelegt werden; der Rhein und seine Straßen sollten frei sein 
für jeden, der sie oder einen von ihnen um Geleit angehen würde; Unfrieden und 
Gewaltthat in ihren Territorien verpflichteten sie sich, zu bestrafen.“ Zudem 
verbanden sich Ludwig von der Pfalz und Friedrich von Nürnberg am 3. Februar 1417 
zu gegenseitiger Unterstützung gegen jedermann.'? 

Somit vollzog sich im Reich eine deutliche Veränderung der Lage. Angesichts 
des Konzils sowie der Verhandlungen und des Bündnisses von Canterbury”? verdich- 
tete man die politischen Beratungen, beseitigte wo immer möglich politische Zwie- 
tracht und rückte allgemein enger zusammen: ein Konzentrationsprozeß, der defen- 
siv gegenüber jeder Schmälerung des eigenen Status gemeint war. Obwohl nirgends 
ausgeführt, ist es doch wahrscheinlich, daß gerade die Ordnungsmaßnahmen Sig- 
munds gegen den Habsburger den Pfalzgrafen, Friedrich von Nürnberg und den 
Mainzer Erzbischof zu erhöhter Aufmerksamkeit gegenübereiner Schmälerung ihrer 
Freiheiten veranlaßten. Da Sigmund nur dort in das politische System eindringen 
konnte, wo eine Regelverletzung vorlag, mußte sich ein Konzentrationsprozeß im 
Reich für den König negativ auswirken. 

Sigmund mußte sich mit den Reaktionen, die sein Wirken hervorgerufen hatte, 
wenn auch gewiß unbewußt, auseinandersetzen und seine Regierungstätigkeit darauf 
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12 BRANDENBURG, König Sigmund, S. 56-57. 
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einstellen. Konkret bedeutete dies einen Ausbau der mittleren sozialen Stufe der 
„Regierung“. Stärker als bisher traten von nun an „Sachbearbeiter“ für verschiedene 
Bereiche hervor. Stark betont wurde die Verwaltungsarbeit, insbesondere die Ver- 
waltung der Finanzen. Die besten Finanzierungsquellen waren ihrer Natur nach 
abgehoben vom Finanzrahmen eines Territorialherren, d. h. akzidentiell oder irregu- 
lär. Sie weisen auf, wie wenig der König im Reich verankert war, wie überpolitisch 
seine Position blieb. Es handelte sich umdie Sondersteuern der Juden, die Einnahmen 
aus dem Feldzug gegen Friedrich von Österreich und um den Zehnten von allen 
geistlichen Einkünften während eines Jahres in allen Gebieten der Germanischen 
Nation, in den Diözesen Trier, Basel und Lüttich, den Papst Martin V. dem König am 
26. Januar 1418 bewilligt hatte.'* 


Der Bruch mit dem Pfalzgrafen 


Ais Sigmund Anfang 1417 wieder nach Konstanz ging, kam es zum Bruch mit 
dem Pfalzgrafen.'’ Der Anlaß war eine Geldanleihe. Der König soll im Streit gesagt 
haben: „lieber min herr, ir habent des richs gut me inne, obe ir dem rich icht lihent, 
es is langest bezalt.‘ Später soll er hinzugefügt haben: „ir habent dem rich gesworn 
me danne wir, ir sollent uns und dem rich, obe got wil, ein rechnung thun von des 
riches gut, daz ir und uwer vater manigen tag innegehept hant.“ Wie auch immer es 
mit der Überlieferungstreue dieses Windecke-Zitats bestellt sein mag, das Problem 
wird damit zweifelsohne getroffen. Der König ist sich wohl der Enge seines 
Spielraums und der Konsequenzen seiner bisherigen Zusagen bewußt geworden. Er 
versuchte im weiteren gerade diese Punkte zu revidieren. 

Am 11. Juli 1418 zog er die Verpfändung der elsässischen Städte zurück?’ und 
sandte den Markgrafen von Baden nach Selz, um es dem Pfalzgrafen abzunehmen. 
Der Pfalzgraf versicherte sich der Stadt, ließ die Festungswerke schleifen, sich die 
Schlüssel der Tore ausliefern und von den Bürgern den Treueid schwören. Die 
königlichen und markgräflichen Gesandten, die mit den königlichen Privilegien nach 
Selz abgeordnet worden waren, wurden daraufhin zurückgewiesen.'? Sigmund be- 
schwerte sich bei den Kurfürsten und verlegte die Verhandlung über diesen Vorfall 
auf einen schon zuvor festgesetzten Tag zu Trier'”, an dem er vor den Kurfürsten die 
Frage behandeln wollte, ob sein Vorwurf des Treuebruchs an den Pfalzgrafen 
berechtigt sei.” 

Der Streit ging um die Reichspfandschaften, wobei sich Sigmund nach allen 
vorhergegangenen Bestätigungen gegenüber dem Pfalzgrafen im Unrecht befand. 


13 RTA VII, 224, 15.8.1416. 

14 RI XI, 2851a. 

15 Zwei Streitversionen, ausgeführt bei EBERHARD, Ludwig II., S. 87-89. 

16 Eberhard Windeckes Denkwürdigkeiten zur Geschichte des Zeitalters Kaiser Sigmunds, hg. von 
Wilhelm ALtmann, Berlin 1893, § 120, S. 104. 

17 RTA VII, 237, Pkt. 11; vgl. auch KERLER, S. 351, Anm. 1 und S. 358, Anm. 2; RI XI, 3314. 

18 Windecke, $ 122; RTA VII, 236 und 237, Pkt. 11. 

19 RTA VII, 235, 11.7.1418. 

20 RTA VII, 236. 
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Das Verfahren ähnelt in gewissem Maße dem gegen Friedrich von Österreich so 
erfolgreich angewandten Vorgehen, welches Ende April/Anfang Mai 1418 mit der 
Versöhnung beider Parteien abgeschlossen wurde.” Sollte der König an die Möglich- 
keit gedacht haben, den Pfalzgrafen mit ähnlichen Methoden wie Friedrich von 
Österreich in die Knie zu zwingen, dann hatte er mindestens zwei Dinge außer acht 
gelassen: das Kurfürstentum des Pfalzgrafen und die Tatsache, daß gegen Ludwig der 
Vorwurf eines gravierenden Vergehens nicht haltbar war. 

Doch der äußere Streit war wohl auch nicht die eigentliche Ursache für den 
Zusammenstoß zwischen Pfalzgraf und König. Er lag vielmehr in der Stellung des 
Pfalzgrafen im Reich begründet, die durch die Pfandschaften nur untermauert worden 
war und neuerlich durch die Entwicklung der politischen Situation eine beträchtliche 
Verstärkung erfahren hatte. Betrachtet man nämlich die Partner des Pfalzgrafen nach 
dem gelungenen Abschluß der Bündnisse zwischen den rheinischen Kurfürsten und 
vergleicht sie mit der engeren Umgebung des Königs zu dieser Zeit, dann fälltein sehr 
gravierender Qualitätsunterschied ins Auge: Die pfalzgräfliche Umgebung war 
ordnungsgemäß kurfürstlich, Sigmunds Kreis bewegte sich ganz unköniglich etwa 
auf dem bescheidenen Niveau eines Markgrafen von Baden und mußte (seit 1416) mit 
den aus Ungarn dringend hergebetenen „Großen“, vor allem dem Erzbischof von 
Gran?? und Graf Hermann von Cilli, aufgefüllt werden. Dies kennzeichnet einen 
„Rückzug“, da dem Herrscher offensichtlich eine entsprechende hocharistokratische 
Umgebung und Unterstützung aus dem Reich nicht zur Verfügung stand, und war 
umso wichtiger, als gleichzeitig im Reich, insbesondere am Rhein, jener schon 
erwähnte Prozeß des „Zusammenrückens“ eingesetzt hatte. In der Empfindung oder 
Erkenntnis dieses Mankos, das in der Tat zeitgenössisch sehr wohl registrierbar war, 
lag die eigentliche Ursache für die Kollision des Königs mit seinem ihn ursprünglich 
ergänzenden Partner. Wie tief ging nun die Spaltung? 

Der Streit zwischen dem Pfalzgrafen und dem König bedeutete bei weitem 
keine völlige Zerstörung der Beziehungen zwischen Königtum und rheinischem 
Kurfürstentum. Wo politische Gemeinsamkeit ein Zusammengehen ermöglichte, 
blieb dies ohne Schaden bestehen. So etwa in Hinsicht auf das Bündnis von 
Canterbury, welches alle Kurfürsten, außer Wenzel, am 2. Mai 1417 bestätigten.” 
Dennoch istein Wandel unverkennbar. Das Bemühen der Kurfürsten, ihre Ansprüche 
dem König gegenüber gemeinsam — im Sinne jenes „Zusammenrückens“ — zu 
wahren, wird deutlich. Der sichtbarste Ausdruck dieser Verbundenheit ist eine 
Übereinkunft vom 7. März 1417, die in Boppard getroffen wurde und besagte, daß die 
Kurfürsten von Mainz, Trier, Köln und der Pfalz sich gegenseitig verpflichteten: „Ob 
eynich forderung von Romischen keysern oder konigen an sie alle oder ein teyle 
gescheen wurde, sie gemeinlich antreffend, daz da ir keyner under inen on die andern 


21 26.4.1418 Aussöhnung, RI XI, 3120a; 8.5.1418 Bestätigung der Privilegien und Belehnung, RI 
XI, 3152, 3153, 

22 Vgl. ein Schreiben Sigmunds vom März 1416 aus Paris, in welchem er den Erzbischof dringend 
ersucht, mit Hermann von Cilli zu ihm zu kommen, um bei Abschluß des Vertrages zwischen 
Karl von Frankreich und Heinrich von England mitzuwirken. Die Regierung Ungarns möge er 
einigen Magnaten überlassen, RI XI, 1945, ähnlich 1948 vom 5.4.1416. Am 27.11.14 16empfing 
Sigmund den Erzbischof von Gran sowie Nikolaus von Gara u. a. vor Aachen, RI XL, 1997c. 

23 RTA VII, 228. 
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keynerley antwortt geben oder thun sollen, sunder sie sollen sich, als dick des not 
gescheen wurtt, darumb by eynander fugen und gemeinlich mit eynander eyner 
antwort zu rad werden.‘ 

Die Kurfürsten nahmen damit eine Defensivhaltung an, die sich bei (weiterer) 
Herausforderung durch den König durchaus zu einer Offensive gegen die Beeinträch- 
tigung ihrer Freiheiten und Rechte zu wandeln vermocht hätte. Das Miteinander von 
Sigmund und dem Pfalzgrafen hatte sich zu einem Nebeneinander von König und 
Kurfürstentum entwickelt, die Eskalation des zwischen ihnen aufgestauten Mißtrau- 
ens hatte eine Abgrenzung der Lager gefördert. Die rheinischen Kurfürsten waren 
dabei besonders weit gegangen, weil ihre Interessen durch die Eingriffe des Königs 
am stärksten betroffen waren. Am engsten mit dem König verbunden blieb Markgraf 
Friedrich von Brandenburg, welcher ohnehin erst am 18. April 1417 feierlich mit der 
Kur belehnt wurde.” 


Konsequenzen für den König 


Der König ging, so zeigt seine „Regierungsmannschaft“, um vieles sozial 
reduziert aus der Konfrontation hervor.” Allerdings förderte sie die Verselbständi- 
gung und Emanzipation des Hofes, was zu einer offensichtlich recht regen politischen 
Tätigkeit führte, die vor allem kleinere und mittlere Adlige ausführten. Diese Kräfte 
hatten nicht das Potential der ganz Großen, dafür waren sie offenbar recht gut und 
vielseitig einsetzbar. Die Aufgabendelegation erfolgte immer weniger „en gros“, 
sondern blieb vielmehr auf bestimmte Bereiche verteilt, so daß der König im 
Endeffekt - wohlgemerkt im oben angedeuteten, sehr beschränkten Rahmen - unter 
„technischem“ Gesichtspunkt mehr „Politik“ in der Hand behielt als zuvor. Auf der 
anderen Seite bestand für ihn in Gestalt des rheinischen Kurfürstentums nun ein 
definiertes Gegenüber, welches aus jeweils ausgesprochen substratreichen Fürsten 
zusammengesetzt war. Zudem hatten diese gezeigt, daß sie bereit waren, ihre 
gemeinsamen Interessen gegenüber dem König zu behaupten. Die Handlungsmög- 
lichkeiten des Königtums wurden durch diese Voraussetzungen äußerst beschränkt. 

Was tat nun konkret der „Stab“ des Königs und wie sah er aus? Die Mitglieder 
dieses Stabes waren im wesentlichen mit der Verwaltung der drei hauptsächlichen 


24 Frankfurts Reichscorrespondenz I, 528. 

25 RI XI, 2201. 

26 Erschwerend kam hinzu, daß sich traditionell königsnahe Hochstifte derzeit selbst in einer Krise 
befanden und insofern für den König als Ansprechpartner ausfielen. In diesen Jahren wechselten 
sowohl in Chur wie in Augsburg (dort sogar verbunden mit einem Schisma) die Inhaber der 
Bischofsstühle. Dagegen scheint der Erzbischof von Salzburg auf den ersten Blick eine positive 
Ausnahme im Kreise der hohen Geistlichkeit gewesen zu sein. Dieser kam 1418 an den Hof, um 
Verletzungen seiner Rechte einzuklagen (RI XI, 3734, 3736). Er übernahm im November/ 
Dezember 1418 diplomatische Aufgaben bei den Venedig-Verhandlungen und erledigte eine 
finanzielle Transaktion zwischen dem König und dem Patriarchen von Aquileja (RI XI, 3718, 
3747, 3750). Seine Tätigkeit war aber so kurzfristig, daß von einer Verbindung zum Hof nur sehr 
punktuell gesprochen werden kann. Eine wirkliche Ausnahme machte allein Bischof Georg (von 
Hohenlohe) von Passau, welcher Ende 1417 Kanzler des Königs wurde (vgl. FORSTREITER, 
Deutsche Reichskanzlei, S. 73). 
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Einnahmequellen des Königs befaßt: a) mit Einnahmen aus dem Einzug der Lehen 
Friedrichs von Österreich, b) mit einer Sonderbesteuerung der Juden und c) mit dem 
Zehnten, den Papst Martin bewilligt hatte.” 


Die Lehen Friedrichs 


Zunächst ist die Verwaltung der Lehen und Pfandschaften Friedrichs von 
Österreich zu betrachten. Im Frühjahr 1417 gebot Sigmund allen denjenigen, die 
Lehen oder Pfandschaften vom Herzog innehatten, bis Ostern (11. April) oder zum 
1. Mai um Belehnung durch den König nachzusuchen.” Dies war eine Reaktion auf 
die Flucht Friedrichs vom März 1416. Die Maßnahmen gegen den Herzog wurden 
bekräftigt und verschärft (Wiederholung der Reichsacht, Bann). 

Allerdings hatte diese Aufforderung auch einen anderen Hintergrund: Sie 
bekräftigte den königlichen Anspruch auf freigewordene Gebiete und Rechte. Der 
direkte Übergang vom vorherigen Inhaber zum jetzigen Eroberer, eine Art Territo- 
rialisierung von Hand zu Hand, hätte den Anspruch des Herrschers und die damit 
verknüpften Einkünfte und Rechte übergangen. Die königlichen Forderungen sollten 
eine Handvoll jeweils am Ort handelnder Beauftragter durchsetzen, die meist 
Landvögte in den betroffenen Gebieten waren oder wurden. 

Johann Truchseß von Waldburg, der Landvogt in Schwaben, erhielt den 
entsprechenden Auftrag Ende März14172, ebenso Graf Friedrich von Toggenburg 
für die Züricher Bürger und für Feldkirch.” Zürich wurde ausgenommen, als Konrad 
von Weinsberg den Auftrag erhielt, sich im Aargau, in Burgund und bei der 
Eidgenossenschaft um die Lehensvergabe zu kümmern.?! Graf Hans von Lupfen, 
Landvogt im Oberelsaß und Sundgau?”, sollte den Lehnseid aller Edlen und Unedlen 
im Elsaß, Breisgau und Sundgau abnehmen.’ Im Breisgau wurde wenig später 
Markgraf Bernhard von Baden Landvogt.* 

Die Durchsetzung der königlichen Forderungen scheint auch bei diesem 
Organisationsversuch bei weitem nicht unproblematisch gewesen zu sein. Ein Jahr 
später wurde jedenfalls der Befehl an die Lehensträger Friedrichs von Tirol, ihre 
Lehen von Bernhard von Baden in Empfang zu nehmen und ihm als Bevollmächtig- 
tem des Königs zu huldigen, wiederholt.” Haupt von Pappenheim erhielt noch im 
Februar 1418 den Auftrag, österreichische Lehen in den Herrschaften Burgau und 


27 RI XI, 2851a. 

28 RI XI, 2105, 2174. 

29 RI XI, 2160. 

30 RI XI, 2158, 2163. 

31 RI XI, 2161; vgl. auch Karasek, Konrad von Weinsberg, S. 11-16. 

32 RI XI, 2077, 2483, 

33 RIX1,2159. Eine entsprechende Aufforderung ging an die Einwohner (RI XI, 21 86). Bald darauf 
lehnte Sigmund die Bitte der Freiburger, Breisacher, Neuenburger und Endinger um Aufschub 
ab (RI XI, 2191). Offensichtlich konnte sich Lupfen dennoch nicht durchsetzen. Eine Wieder- 
holung des Auftrags erfolgte etwa ein Jahr später (16.2.1418, RI XI, 2909), Siehe auch RI XI, 
2928, Aufforderung an die Vasallen im Elsaß und Sundgau. 

34 27.5.1417. RI XI, 2342. 

35 21.2.1418. RI XI, 2926. 
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Günzburg“ zu vergeben. Im März 1417 erhielt der Landvogt Frischhans von Bodman 
den entsprechenden Auftrag für die im Thurgau und am Rhein Ansässigen.”’ 

In derösterreichischen Angelegenheit tritt der Kreis der Mitarbeiter des Königs 
aus der mittleren Stufe höfischer Existenz beinahe geschlossen auf. Nur zwei 
Personen fallen aus diesem Rahmen, der Truchseß von Waldburg*, weil er nur im 
Zusammenhang mit der Landvogtei in Schwaben tätig war, und der Graf von 
Toggenburg, weil er aufgrund seines umfangreichen Besitzes zu den regionalen 
Großen zählte. Materiell war Friedrich von Toggenburg für den König unzweifelhaft 
von Gewicht”; er war, anders als sein „kleiner“ Verwandter, Graf Eberhard von 
Nellenburg“, nicht auf den Königsdienst angewiesen. 


Die Judensteuer 


Bei der zweiten königlichen Finanzquelle, den Sonderabgaben der Juden, 
dominierte Konrad von Weinsberg. Er organisierte die Besteuerung von 1415 an. Seit 
1416 finden sich Hinweise darauf, daß Sigmund begann, Konrad als eine Art 
königlichen Kassenverwaltereinzusetzen; wiederholt verwieser Schuldneran Konrad, 
welcher das Geld „von unserm gelte, daz du inne hast oder von dem ersten, daz dir 
von unsern wegen von Juden oder sust wirdet“!, nehmen sollte. Ein Erfolg beim 
Steuerprogramm hing in hohem Maße von politisch-diplomatischem Geschick ab.*? 
Verhandlungspartner waren in den seltensten Fällen die Juden selbst, sondern meist 
deren Pfand- oder Schutzherren, für die die Zustimmung zu Sonderabgaben eine 
Einschränkung der Zahlungskräftigkeit „ihrer“ Juden bedeutete. Selbstverständlich 
erwarteten sie dafür königliche Gegenleistungen. Offensichtlich hatte Konrad eine 
gute Hand, so daß ihn der König auch für andere Missionen einsetzte.” 

Anfang 1418 folgte mit der Forderung nach dem dreißigsten Pfennig vom 
Vermögen der Juden das sogenannte „Bullengeld‘““, welches mit den Kosten für eine 
Bestätigung der päpstlichen Freiheiten nach der Krönung Martins V. im November 
1417 begründet wurde. Weniger die Höhe der Abgaben ist in diesem Zusammenhang 


36 RI XI, 2911. 

37 RI XI, 2162, 2187, 2196. 

38 Seit Mai 1415, RI XI, 1658. 

39 Z.B. stellte er im Mai 1471 200 Fußknechte (RI XI, 2258) leistete Kriegsdienste gegen Friedrich 
von Österreich (RI XI, 2518), finanzierte den König (RI XI, 2518, 2663), verbürgte sich für ihn 
(RI XI, 2618, 2628) usw. 

40 RI XI, 1720; beachte die Überschneidungen mit Toggenburg. 

41 RIXI, 1965. 

42 Vgl. etwa die Verhandlungen über die Sonderabgaben der Regensburger Juden. Konrad mußte 
sein Ziel über den Pfandherrn derselben, Herzog Johann von Bayern-Straubing, den Elekten von 
Lüttich, zu erreichen suchen. Dessen Anliegen warein weitgestecktes Vorhaben am Niederrhein, 
welches auf eine Belehnung mit Holland, Seeland und Hennegau ausgerichtet war und über eine 
Heirat mit Elisabeth von Görlitz führte (Karasex, Konrad von Weinsberg, S. 20-21). Im 
Sommer/Herbst 1418 findet sich ein weiteres Beispiel. Konrad verhandele mit den Wettinem, 
welche sich vor allem um ihre Gesamtbeiehnung mit den Reichslehen sorgten (vgl. KARASEK, 
Konrad von Weinsberg, S. 31-37). 

43 Vgl. Karasex, Konrad von Weinsberg, S. 26-27. 

44 Vgl. Schumm, Judensteuer, S. 30/31; KERLER, Besteuerung, S. 7-10. 
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für uns von Bedeutung (die tatsächlichen Einnahmen dürften nach dem ersten Schub 

1415-17 stetig zurückgegangen sein) als ein verwaltungsorganisatorischer Ansatz, 

den Konrad von Weinsberg dabei entwickelte. Er teilte das Reichsgebiet in Bezirke 

ein, die von Kommissionen bereist werden sollten, die aus seinen en und 

einzelnen Juden zusammengestellt wurden. Es ergaben sich fünf Bezirke”, die 
Ben aufgeteilt waren: 

en Eat nnd Moses, Jude aus Konstanz, für die schwäbischen Städte, 

Meißen, Thüringen und Sachsen. l 
2. Pfarrer Meinwart von Baldersheim und Josef Rabbi von Schlettstadt für die 

Schweiz, das Elsaß und die Rheinlande. 

3, Sigfried von Goßheim, Fyvellin aus Giengen und Abraham, Jude aus Konstanz, 
für Bayern, Österreich und Ungam. 

4. Stephan von Leuzenbronn und Gottlieb, Jude aus Konstanz, für Franken. 

5. Johann Stopel* und Hans, Jude aus Herdisheim, für Nordwestdeutschland und 
einige Teile Mitteldeutschlands. 

Konrad ging bei der Festlegung des Erhebungsbereichs „kaufmännisch“ vor; er 
wählte den Aktionsradius so groß wie möglich, ging jedoch nicht weiter als biszuden 
Grenzen, von denen an keine Erträge mehr zu erwarten waren. So fielen die 
böhmischen Länder wegen Wenzel aus, Ungarn wurde konsequenterweise einbezo- 
gen. Konrad dachte nicht in reichs-staatlichen Dimensionen, sondern vom königli- 
chen Herrschaftsanspruch her. Dies und kaufmännisches Effektivitätsdenken präg- 
ten seine Organisation. Mag die Wirkung solcher Verwaltungsmaßnahmen im 
Endeffekt womöglich geringfügig zur Entwicklung moderner Staatlichkeit beigetra- 
gen haben, die Motive für solche Anstrengungen hatten mit einem solchen Ziel nichts 
zu tun. Weinsberg versuchte nicht, die „zerrütteten Verhältnisse der Reichsfinan- 
zen“ in Ordnung zu bringen, sondern einfach soviel Geld wie möglich einzutreiben. 
Er bediente sich dazu seines organisatorischen Geschicks und schuf eine Art von 
Verwaltung, die vielleicht der Entwicklung eines einheitlichen Reichsfinanzwesens 
- retrospektiv gesehen — hätte dienen können. 

Die Konkurrenz, die ihm durch die an Friedrich von Nürnberg“ erteilten 
Privilegien im Juli 1415 erwuchs, war insofern mehr „Geschäftskonkurrenz“. Die- 
sem war die Vollmacht erteilt worden, sämtliche Judensteuern in den Erzbistümern 
Magdeburg und Bremen, den Bistümern Hildesheim, Halberstadt und Schwerin, den 
Herzogtümern Braunschweig und Lüneburg, den Landgrafschaften Thüringen und 
Hessen, den Markgrafschaften Brandenburg und Meißen, den Herzogtümern Pom- 
mern-Stettin und Mecklenburg usw. bis auf Widerruf einzuziehen. Ähnliche Proble- 
me gab es mit dem Bruder Friedrichs, Johann von Nürnberg, bei dem der König 
mittelfristig durch eine Verschreibung der Judensteuern Schulden tilgte.” 

Diese Konkurrenten verminderten die Einkünfte Konrads. Man mag daher 
mittelbar davon sprechen, daß Sigmunds Verpfändungspolitik das System durchein- 


45 Karasek, Konrad von Weinsberg, S. 30. 

46 Nach Karasek, Konrad von Weinsberg, S. 30, Anm. 152, der Schreiber Konrads: Johannes 
Stoffer. 

47 SCHUMM, Judensteuer, S. 31. 

48 RI XI, 1872. 

49 RI XI, 2886, 2888. 
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andergebracht und der Sache geschadet habe. Vielleicht hätte der von Weinsberg 
allein mehr Erfolg gehabt als die anderen. Doch ein einheitliches System bestand 
gedanklich nicht, sondern stellt eine Projektion späterer Verhältnisse dar. Die 
Finanzkraft der Juden war ohnehin bald weitgehend erschöpft. Konrad trat in der 
ersten Hälfte des Jahres 1418 als königlicher Finanzverwalter zunehmend hinter 
einen „Einsteiger“ in den Königsdienst, den Markgrafen Bernhard von Baden, 
zurück. 

Dieser hatte nach dem Bruch zwischen König und Kurpfalz seine Chance bei 
Hofe gesehen und ergriffen. Seit 1417 finden sich zahlreiche Hinweise auf seine 
Tätigkeit im Dienste Sigmunds. Er übernahm die Zustellung einer Vorladung 
Ludwigs des Bärtigen vor das königliche Hofgericht”, erhielt im Mai 1417 die 
Landvogtei im Breisgau’ und vermittelte als königlicher Unterhändler im Streit 
zwischen dem Straßburger Elekten und der Stadt.” Im Februar 1418 schließlich 
bekam er das ansehnliche jährliche Gehalt von 2.000 Gulden.” Entscheidend für die 
Karriere Bernhards war wohl dessen Haltung gegenüber Ludwig von der Pfalz’* und 
seine Entscheidung, den König bei dessen Pfandschaftspolitik im Elsaß zu unterstüt- 
zen. Noch bevor Sigmund die Verpfändung der elsässischen Städte zurückzog (Juli 
1418)°°, hatte er nämlich den Markgrafen (Mail418) damit beauftragt, die Reichs- 
pfandschaften im Elsaß anhand der Urkunden zu überprüfen.’ Auch war es der 
Markgraf, der versuchte, Selz dem Pfalzgrafen wieder abzunehmen.” Politische, 
diplomatische und finanzielle” Unterstützung des Königs sicherten Bernhard im 
folgenden einen deutlichen Einflußgewinn am Hofe. Sigmund übertrug ihm die 
Verwaltung der hohen Summe (36.220 rh. fl.), die Herzog Friedrich von Österreich 
dem König zu zahlen versprochen hatte”, und die Einziehung des päpstlichen 
Zehnten. 


Der päpstliche Zehnt 


Die dritte Finanzquelle, anhand derer sich die sozial recht „kleinformatige“ 
Regierung des Königtums nach 1417 vorstellen läßt, war dieser Zehnte, welchen der 
Papst dem König überschrieben hatte. Nach seiner Krönung hatte Martin den Bischof 
Georg von Passau, den Erzbischof Johann von Riga und den Bischof Johann von 


50 Fester 2979; zu der Streitsache im Hause Wittelsbach vgl. Theodor StrAus, Bayern im Zeichen 
der Teilungen und der Teilherzogtümer (1347-1450), in: Handbuch der bayerischen Geschichte, 
Bd. 2, München 1969, S. 185-293, hier: $ 33, S. 234-241. 

51 RIXI, 2342. 

52 RI XI, 2407, 22.6.1417. 

53 RI XI, 2921. 

54 Im Juli 1417 schloß er mit Otto von Mosbach eine Einung auf 5 Jahre gegen Pfalzgraf Ludwig. 
Fester I, 2980. 

55 11.7.1418, RTA VII, 237, Pkt. 11; RI XI, 3314. 

56 30.5.1418, RI XI, 3237. 

57 Windecke $ 122; RTA VII, 236 und 237, Pkı. 11. 

58 Vgl. RI XI, 3300. 

59 RI XI, 3337. 
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Brandenburg‘ beauftragt zu gewährleisten, daß der besagte Zehnte dem König 
zukomme.‘! Georg von Passau, der seit August/September 1417 als Kanzler bezeich- 
net wurde“, hatte Bernhard von Baden in der Zehntenangelegenheit in den Diözesen 
Basel, Straßburg, Worms und Speyer zu seinem Stellvertreter gemacht. Gemein- 
schaftlich mit dem Markgrafen finden wir Graf Johann von Lupfen und Hans Konrad 
(?) von Bodman mit dem Zehnteneinzug befaßt.“ Letzterer gehörte auch zu einer 
Gesandtschaft, die beim Patriarchen Ludwig von Aquileja 5.000 Gulden abholen 
sollte®° und von Eberhard von Nellenburg angeführt wurde. 

Der päpstliche Zehnte wurde neben dem Geld Friedrichs von Österreich in den 
folgenden Monaten der „Hauptanweisungsfonds‘“ für Sigmund, wenn es um die 
Begleichung von Schulden ging. Alles wurde über Markgraf Bernhard abgewickelt. 
Gläubiger waren wiederum bekannte Namen: Markgraf Friedrich von Branden- 
burg“, der Kanzler Georg von Passau” und die Grafen von Montfort-Tettnang.‘ 
Nach dem Tode Günthers von Schwarzburg wurde Hans von Lupfen schließlich am 
18. September 1418 Hofrichter.” Wenn wir hinzunehmen, daß Markgraf Friedrich 
bevollmächtigt wurde, den päpstlichen Zehnten in den Hochstiften Bamberg und 
Würzburg einzunehmen’®, allerdings ohne erkennbare Verwaltungsaufgabe’”', dann 
schließt sich der Personenkreis. 

Zu dieser engeren Regierungs- bzw. Verwaltungs, ‚mannschaft“ jener Jahre 
zählte - sieht man von der Kanzlei ab - schließlich noch der königliche Hofmeister 
Ludwig von Öttingen, welcher allerdings zu dieser Zeit relativ selten in Erscheinung 
trat.”? 


Ergebnisse 


Das Fazit der Jahre nach Sigmunds Rückkehr nach Konstanz ist, daß der König 
sich auf eine relativ kleine, in Finanz- und diplomatischen Aufträgen recht gut 


60 RI XI, 3424. 

61 Vgl. 26.1.1418, RI XI, 2851a. 

62 Vgl. FoRSTREITER, Deutsche Reichskanzlei, S. 73. 

63 Vgl. RIXI, 3424. 

64 RI XI, 3481 (Hans Konrad = Frischhans und Konrad?). 

65 RI XI, 3241. 

66 RI XI, 3481. 

67 RI XI, 3611, welcher sein Geld aus dem österreichischen Fonds bekommen sollte. 

68 RI XI, 3647, 3648. 

69 RIXI, 3484. 

70 RI XI, 3599, 

71 Lediglich Friedrichs Rat Erkinger von Seinsheim sollte auf Bitten Sigmunds 4.232 Gulden aus 
diesen Einkünften erhalten (RI XI, 3309). 

72 RI XI, 2447; jener Streit ist, obwohl sehr materialreich, für unseren Zusammenhang relativ 
schlecht zu verwerten. Er bietet allerdings ein weiteres Beispiel für das Zusammenrücken und 
den Zusammenhalt des Kurfürstentums. In dem Streit spielte die Beanspruchung der kurfürstli- 
chen Rechte durch die bayerischen Wittelsbacher eine beachtliche Rolle. Die Kurfürsten 
bestätigten dem Pfalzgrafen 1418 ihre Loyalität und versicherten ihm, daß sie nach seinem Tode 
auch seinen ältesten Sohn anerkennen würden, vgl. zum Streit: STRAUB, Bayem, § 33, S. 234-241; 
EBERHARD, Ludwig I., S. 98-99. 
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verwendbare Personengruppe stützte, die im wesentlichen der mittleren bis unteren 
sozialen Stufe der Adelswelt vor allem Schwabens entstammte.” Die Verfügbarkeit 
dieser Gruppe war größer als diejenige eines kurfürstlichen Regierungspartners wie 
Ludwigs von der Pfalz. Ergänzt wurde diese Gruppe durch den Markgrafen von 
Brandenburg, welcher ohne Zweifel weiterhin dem Kreis um den König angehörte, 
allerdings in größerer Distanz blieb als bisher. Dennoch war er der Kurfürst des 
Königs, mag diese Formulierung auch etwas zugespitzt klingen. Im Oktober 1417 
wurde er königlicher Statthalter auf dem Konzil’* und am 2. Oktober 1418 Statthalter 
und Verweser des Reichs’; er trat damit sozusagen in die Fußstapfen Ludwigs von 
der Pfalz, allerdings ohne dessen überragendes Gewicht in der Reichspolitik. 

Sigmund verließ bald darauf das Reich. Im kirchlichen Konzilium hatte er den 
Prioritätsstreit des Sommers 1417 um den Vorrang der Kirchenreform vor der 
Papstwahl verloren’®, im weltlichen Bereich war sein Landfriedensentwurf geschei- 
ten”, wichtige Fragen waren ungelöst geblieben, und neue Höhepunkte politischer 
Auseinandersetzung warfen ihre Schatten voraus. So stand die venetianische Frage 
wieder auf der Tagesordnung, in der Sigmund durch ein Handelsverbot und die 
Umleitungsversuche des deutschen Handels durch Ungarn” erneut Akzente setzte. 
Die böhmische Frage war mit der Verbrennung von Hus (6. Juli 1415) eskaliert und 
die Deutschorden-Polen-Problematik hatte durch das Konzil keine Lösung gefunden. 
Blickt man daneben auf die ungünstige Konstellation im Reich, die wenig politische 
Möglichkeiten offenließ”, und bezieht das Ende des Konzils mit ein, dann erscheint 
die Abreise des Königs Anfang 1419 beinahe als zwingend. 

Er war zu diesem Zeitpunkt, so kann man zusammenfassen, ein um vieles 
reduzierter König. Die aktive Teilhabe am politischen Geschehen im Reich und auf 
dem Konzil hatte ihn seiner Überparteilichkeit, seiner Position oberhalb des politi- 
schen Geschehens enthoben. Die Konzilstätigkeit, die die politische und diplomati- 
sche Aktivität des Königs ungeheuer verstärkt (Beispiel: die Reisen nach England 
und Frankreich und der Vertrag von Canterbury) und die Kräfte von Politik und 
Kirche aufs höchste angespannt hatte, wirkte dabei wie ein Katalysator. Da Sigmund 
für die römisch-deutsche Königsposition an materiellem und territorialem Substrat 
als Landesherr überhaupt nicht und durch das Königtum per se schlecht ausgerüstet 
war, besaß er nicht die Mittel, die für eine eigenständige politische Realisierung des 


73 Der Markgraf von Baden ist keine Ausnahme, sondern Vertreter kleinerer Reichsstände. Sein 
fürstlicher Rang tritt hinter seiner politischen Abhängigkeit zurück; vgl. Konrad Krimm, Baden 
und Habsburg um die Mitte des 15. Jahrhunderts. Stuttgart 1976, S. 21-23. 

74 RI XI, 2634. 

75 RTA VII, 251, 252. 

76 Gleichsam als Trostpflaster waren ihm als König von Ungarn die Verfügung über die ungari- 
schen Prälaturen zugesichert worden. Vgl. Elemer MAıyusz, Das Konstanzer Konzil und das 
königliche Patronatsrecht in Ungarn, Budapest 1959, S. 5. 

77 6.12.1417. Die schwäbischen Städte erneuerten ihren Bund mit dem Grafen von Württemberg. 
„Daz ist unserme herm dem konige nit wole czu syne.“ (Frankfurts Reichscorrespondenz I, 560, 
S. 321). 

78 RTA VII, 239, 1.10.1417; 240, 2.7.1418; 241, 18.8.1418, 

79 So verhieß der angekündigte Tag zu Trier bei recht geschlossenen kurfürstlichen Positionen 
zugunsten Ludwigs von der Pfalz für den König wenig Gutes. Der Tag fand schließlichnnicht statt. 

80 Die letzte allgemeine Sitzung fand am 22.4.1418 statt. 
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Königtums nötig gewesen wären. Aktivieren ließ sich im eigentlichen Sinne nur 
abstraktes königliches Kapital, das Herrschertum als Legitimierungsinstanz. Hier 
boten sich über die Verstärkung bestehender Strukturen bzw. die Wiederherstellung 
(grob) verletzter Ordnungsprinzipien begrenzte Möglichkeiten zum Aufbau von 
abstrakter und konkreter Macht, d. h. von Autorität und Finanzmitteln. Es war eine 
Überlebensfrage fürden König, die Möglichkeiten und die Grenzen dieses „Kapitals“ 
zu erkennen und danach zu handeln. Nach der Abgrenzung des Kurfürstentums vom 
Königtum, die — wie gesagt - unter dem Einfluß der Verdichtung politischer Aktivität 
durch das Konzil besonders rasch erfolgte und besonders deutlich ausfiel, war der 
König auf eine unabhängige, eigene Verwaltung angewiesen. Von diesem Zeitpunkt 
an bildete sich im Umfeld des Hofes eine relativ kleine Gruppe von gut einsetzbaren 
„Verwaltern“ heraus. Diese „Sachbearbeiter“ gewährleisteten das recht beschränkte 
Funktionieren eines Königtums, welches proportional zu seiner „Profilierung“ Abwehr 
produziert hatte und diese nicht zu durchbrechen vermochte. Letztendlich fand sich 
Sigmund unter dem Druck unbeantworteter und unbeantwortbarer Fragen wieder 
dorthin zurückgedrängt, wo er hergekommen war — nach Südosteuropa. 
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II. DIE ABWEHR EINER GEFAHR FÜR DAS GANZE 
1. DAS REICH AUF SICH ALLEIN GESTELLT 


1.1 1419 - REICHSINTERNE KONFLIKTLÖSUNG UND DAS PROBLEM DER ABWEHR 
EINER GEFAHR VON AUSSEN 


Die Deutschorden-Polen-Frage 


Anfang 1419 sah sich Sigmund „geopolitisch‘ auf den Osten und Südosten ver- 
wiesen: die Deutschorden-Polen-Frage war nicht gelöst, in der Hussitenproblematik 
suchte der alternde Wenzel die Unterstützung! des römischen Königs für seine bis 
dahin pragmatisch-konziliante Politik in Böhmen?, und die Türkengefahr wie die 
Venedigfrage drängten Sigmund unvermindert zu militärischen Lösungen.’ Sig- 
munds Abreise war insofern nicht nur Ergebnis seiner zu diesem Zeitpunkt relativ 
schwachen Position in der Reichspolitik, sondern war auch außenpolitisch und 
dynastisch notwendig. Damit erhob sich zusätzlich die Frage, wie sich das Reich in 
sensiblen Bereichen östlicher Politik, etwa in der Deutschordensfrage, dem König 
gegenüber verhalten würde. Zuletzt und vor allem mußte sich zeigen, in welchem 
Maße das Reich imstande war, interne Konflikte ohne den König und unabhängig von 
ihm zu lösen. 


1 Eine böhmische Gesandschaft suchte Sigmund am 16.1.1419 bei Linz auf und warb um 
Verständnis; vgl. AscHBAcH, Geschichte, Bd. 3, S. 7; RI XI, 3795a. 

2 Vgl. Ferdinand SEIBT, Geistige Reformbewegungen, in: Die Welt zur Zeit des Konstanzer 
Konzils, Reichenau-Vorträge 1964, Konstanz/Stuttgart 1965, S. 31-46, hier: S. 4041. Seibt 
sieht eine Tendenz zu politischen Bündnissen zwischen Königtum und Bürgertum unter 
Ausnutzung der adelsfeindlichen Elemente des Hussitentums. Der König habe die hussitische 
Bewegung zu seinen Gunsten zu fördern versucht, obwohl „er durch ihren häretischen Beige- 
schmack gelegentlich pikiert war: nicht aus religiösen, sondern aus politischen Bedenken“ (S. 
40). Die Existenzbehauptung des Königtums gegenüber dem starken heimischen Adel war 
zweifelsfrei ein Hauptanliegen eines jeden böhmischen Königs. Aber auch in Böhmen ist eine 
einseitig ständisch begründete Parteizuordnung nicht eindeutig erkennbar. Der König handelte 
nicht „adelsfeindlich“; wenn aber Bruchstücke der hussitischen Reformanliegen der Festigung 
seiner Position zustatten kamen, dann griff der König sie auf. Oft korrelierten hierbei sogar die 
Interessen des Adels und des Königtums. So etwa in der böhmischen Kirchenpolitik, die auf eine 
Schwächung des Einflusses der Kurie angelegt war und den Suprematsanspruch des Königs 
realisieren sollte. Der umstrittene König und die häretischen Ketzer hatten hierbei ein gemein- 
sames Anliegen: die Konsolidierung der eigenen Position. Aber auch zahlreichen Magnaten, die 
sich eine Renaissance des Eigenkirchensystems erhofften, kam diese Politik zustatten. Vgl. zum 
Problem des funktionierenden Bündnisses zwischen Krone und Reform Malcolm D. LAMBERT, 
Ketzerei im Mittelalter, München 1981, S. 419-422; Ji KEX, Zur Entstehungsgeschichte des 
Hussitentums, in: Die Welt zur Zeit des Konstanzer Konzils, Reichenau-Vorträge 1964, 
Konstanz/Stuttgart 1965, S. 47—61. Siehe auch Ivan HıAvACer, Wenzel IV., sein Hof und seine 
Königsherrschaft vomehmlich über Böhmen, in: Das spätmittelalterliche Königtum im europäi- 
schen Vergleich, hg. von Reinhard ScHNEIDER, Sigmaringen 1987, S. 201-232. 

3 Im Herbst 1419 unternahm Sigmund einen Feldzug gegen die Türken. Vgl. Ascueacu, Geschich- 
te, Bd. 3, S. 33; RI XI, 3926a. 
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In der Deutschorden-Polen-Frage war es nach dem Scheitern eines Lösungs- 
versuchs in Konstanz zu einer Patt-Situation gekommen. Weder den Papst noch den 
König drängte es danach, sich erneut um eine Klärung dieser höchst komplexen 
Problematik zu bemühen. Die Verlängerung des Waffenstillstands am 13. Mai 1418 
hatte letztlich die Ohnmacht von Papst und König anschaulich dokumeniiert, die sich 
beide im Dilemma diplomatischer Rücksichtnahme gegenüber den streitenden Par- 
teien befanden. Dennoch stand eine Schiedsverhandlung aus, die entweder der Papst 
oder der König oder beide gemeinsam führen mußten und die keiner dem anderen 
allein überlassen wollte. Die Zusammensetzung des Schiedsgerichts war Gegenstand 
von Gesprächen zwischen Polen und dem Deutschen Orden, welche am 13. Oktober 
1418 begannen und kontrovers verliefen.‘ Die Polen glaubten ihre Interessen nur 
dann vertreten, wenn einzig Sigmund die Verhandlungen führte; der Deutsche Orden 
verlangte ein Gericht, welches den Papst mit einbezog. Die Kontroverse entsprach 
genauder politischen Parteiung und war insofern nicht erstaunlich, auch wenn seitens 
des Ordens Zeichen der Friedensbereitschaft gesetzt wurden, deren Ablehnung 
allerdings von vornherein als sicher galt.’ Das Resultat jenes Treffens war insofern 
wenig interessant. Zu relativ hoher Bedeutung gelangte es dadurch, daß es die 
anwesenden Augenzeugen, unter anderem Gesandtschaften aus der Pfalz und vom 
Mainzer Erzbischof‘, von der Friedensbereitschaft des Ordens überzeugte und zu 
diesbezüglichen Stellungnahmen einlud.’ Die Kurfürsten ergriffen die ihnen traditio- 
nell nahestehende Partei des Deutschen Ordens und traten für ein Schiedsgericht 
bestehend aus König und Papst ein.’ Inwiefern nahmen die Kurfüsten damit gegen die 
Interessen des Königs Stellung? 

Die Tatsache, daß „das Verhältnis Sigmunds zum Deutschen Orden eine 
Funktion seiner Politik gegenüber dem polnisch-litauischen Staat bildete‘, wurde 
zwar kaum in dieser Klarheit formuliert, mußte aber - zumindest unbewußt - den 
Zeitgenossen inzwischen deutlich geworden sein. Die Kurfürsten beriefen sich auf 
die Idee des Ordens als „Hort der Christenheit“!°, der von den beiden ihn legitimie- 
renden Gewalten König und Papst zu schützen sei. Sigmunds politische Eingebun- 
denheit in die ostmitteleuropäische Lage gebot ihm dagegen, in stärkerem Maße 
realpolitisch zu denken und den Orden als ein beachtliches landesherrschaftliches 
Gebilde mit dem einem solchen eigenen territorialpolitischen Anspruch” zu betrach- 


4 Vgl. zu diesen Ausführungen Wilhelm NöseL, Michael Küchmeister, Bad Godesberg, 1969, S. 
102-106. 
5 Ebenda, S. 105; Quellenangabe ebenda, Anm. 171. 
6 NoseL, Küchmeister, S. 106; siehe auch RTA VII, 253, Anm. 2. Die Gesandten waren: Graf 
Wilhelm von Eberstein im Auftrag des Pfalzgrafen sowie Kraft von Elkerhausen und Wilhelm 
von Beldersheim im Auftrag des Erzbischofs. 
Vgl. EBERHARD, Ludwig III., S. 115. 
8 RTA VII, 253-255. Schreiben der Kurfürsten von Mainz, Köln, Trier, der Pfalz und Branden- 
burgs an den König und den Papst sowie an das Kardinalskollegium. 
9 Zenon Nowax, Internationale Schiedsprozesse als ein Werkzeug der Politik König Sigismunds 
in Ostmittel- und Nordeuropa 1411-1425, in: Blätter für deutsche Landesgeschichte 111 (1975), 
S. 172-188, hier: S. 175. 
10 RTA VII, 253, S. 375, Zeile 15-16. 
11 Vgl. zu diesem Problem Hanns H. Hormann, Die Krise des Deutschen Ordens, in: Die Welt zur 
Zeit des Konstanzer Konzils, 1965, S. 63-81. Hormann führt sehr klar aus, wie unterschiedlich 
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ten. Als luxemburgischer Dynast und ungarischer König sah Sigmund die Ordenspro- 
blematik deutlich mehr unter einem machtpolitischen Aspekt als die „Christlich- 
universalistisch“ argumentierenden Kurfürsten.'? Dementsprechend unternahm er 
im Sommer Schritte gegen den Orden, der — durch die päpstlichen Legaten und die 
Kurfürsten ermutigt - zum Schlag gegen Polen rüstete. Sigmund stellte sich in 
Kaschau unzweideutig auf die Seite Wladyslaws!?, beschwerte sich bei Martin V. 
über das parteiische Verhalten seines Legaten'* und schickte den Erzbischof von 
Mailand zum Hochmeister"’, der ohne Widerspruch der Kurie die Verlängerung des 
Waffenstillstands und die Anerkennung Sigmunds als alleinigen Schiedsrichter'® 
erwirkte. Insofern konnte Sigmund die politischen Divergenzen in seinem Sinne 
lösen und zu einem günstigen vorläufigen Abschluß bringen. 

Der diplomatische Vorstoß der Kurfüsten hatte der Sache des Ordens letztlich 
mehr geschadet als genützt. Dennoch ist unverkennbar, daß sie anfangs eine Chance 
gesehen hatten, sich in dieser Frage politisch zu profilieren. Das gescheiterte Weluner 
Treffen bot den passenden Anlaß. Dem König gegenüber traten sie als christliche 
Mahner auf, was sie durch die Anrufung des Papstes zu bekräftigen suchten. 
Ansatzweise nahmen sie damit eine Funktion wahr, die im reichspolitischen Zusam- 
menhang der König innehatte: die des Repräsentanten der Rechtswahrung. Bemer- 
kenswert ist das Datum. Ein solcher Anspruch isterstmalig, nach dem Höhepunkt der 
Krise des Königtums und dem kurfürstlichen Zusammenschluß, fast unmittelbar 
nach der Abreise des Königs, erhoben worden. 


Reichsinterne Probleme 


Ein weites Feld zur Okkupation königlicher Funktionen könnte, so ließe sich 
vermuten, die Statthalterschaft Friedrichs von Brandenburg den Kurfürsten eröffnet 
haben. So war es aber nicht, jedenfalls nicht bei der kurfürstlichen Politik im 
allgemeinen. Die Statthalterschaft Friedrichs wurde von diesem nur in einer Ange- 
legenheit politisch verwertet: in seiner Auseinandersetzung mit Herzog Ludwig von 
Bayern. Dieser seit Jahren schwelende Konflikt, der in einem innerbayerischen 
Hausstreit wurzelte'”, hatte durch verschiedene umfassende Bündnisse des Landshu- 
ters mit den Nachbarfürsten des Ingolstädters im Laufe der Zeit beachtliche Ausmaße 
angenommen. Der Rang der in ihn verwickelten Mächte machte einen bayerischen 
Streit zu einem überregionalen Thema. 


die Entwicklungen des Ordens in Preußen und des Ordens im Reich selbst waren. Er verweist 
auch auf eine wachsende Interessendivergenz beider Ordenszweige, die sich aus der verschiede- 
nen Entwicklung ableitet. 

12 Dementsprechend auch die immer wieder als erschreckend eingeschätzte Idee Sigmunds, den 
Orden dem Reich einzugliedern. Vgl. Hormann, Krise, S. 70, und NößeL, Küchmaeister, S. 105; 
Ottokar Israeı, Das Verhältnis des Hochmeisters des Deutschen Ordens zum Reich im 15. 
Jahrhundert, Marburg 1952, S. 22-24. 

13 RIXI, 3867, 3882; vgl. auch 3869, 3872. 

14 RI XI, 3883, 

15 RI XI, 3887. 

16 Vgl. hierzu Nosr, Küchmeister, S. 110-111; RI XI, 3900. 

17 Vgl. insbesondere Straus, Bayern, 88 33-34, S. 234-248, 
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Seine Verknüpfung mit dem Königtum wurzelte in einer harten Auseinander- 
setzung! des Markgrafen mit Ludwig von Bayern um eine Mitbürgschaft Friedrichs 
für 23.000 ungarische Gulden, die Sigmund dem Herzog schuldete. An den König, 
dessen Position auf seiten seines Bürgen sich aus seinen Entscheidungen unschwer 
ablesen läßt!?, ergingen des öfteren Beschwerden, Erklärungen, Hinweise auf wider- 
rechtliche Handlungen usw. Friedrich bemühte sich offensichtlich, seine Statthalter- 
schaft zu einem Straffeldzug gegen den „ungehorsamen“ Herzog” zu nutzen, damit 
„solich beswerung ubergriff rauberi und unbilliche bekriegung nidergedruckt und in 
gut wesen bracht werden“.?! Dies erfolgte in enger Anlehnung an die königliche 
Legitimation.” Die Städte beschickten zum 1. September und zum 1. Oktober 1419 
Tage mit dem Markgrafen.” Dennoch gelang es nicht, den Treffen eine Art Hoftags- 
charakter zu verleihen. Es blieb ein Problem, das nur den Markgrafen und die Städte 
betraf.” Die Angelegenheit wurde klar von einem wirklich königlichen Anliegen 
unterschieden, dem von Sigmund gewünschten Venedig-Boykott.” 

Eine ganz ähnliche Feststellung läßt sich für einen anderen Zusammenhang 
treffen. In Mainz verhandelte man im Jahre 1419 erfolglos über die Regelung von 
Streitigkeiten der Stadt Köln und des Herzogs Adolf von Berg mit Erzbischof 
Dietrich von Köln, der von den übrigen rheinischen Kurfürsten und von Rainald von 
Jülich-Geldern unterstützt wurde. Auch dies war ein Konflikt von erheblichem 
Umfang und mit beachtlicher Relevanz für seine Umgebung. Beide Auseinanderset- 
zungen verband, daß sie interne Reichskonflikte waren, bei denen eine systemimma- 
nente Lösung angestrebt wurde, die des Königs nicht unbedingt bedurfte. Ihn 
brauchte man höchstens nominell, zur Stärkung der eigenen Position, dann etwa, 
wenn man wie Friedrich von Brandenburg in der fränkischen Fehde offensichtlich 
„Partei“ war. Bei der Behandlung der Kölner Frage findet sich der Hinweis, man 
handle im Namen des Königs, noch seltener. Hier wirkte sich aus, daß man sich im 
königsfernen Bereich befand. Die Autorität des federführenden Trierer Erzbischofs 
reichte allem Anschein nach aus. 

Insgesamt hatte die reichsinterne Konfliktlösung prinzipiell funktioniert. Die 
Statthalterschaft des Brandenburgers war daher wenig bedeutsam, die Abwesenheit 
des Königtums tolerabel. Die Rechtslage war bei beiden großen Auseinandersetzun- 
gen unumstritten, wie sich aus der eindeutigen Bündniskonstellation herauslesen 


18 Ebenda, § 33, S. 238. 

19 RI XI, 3778: Sigmund bat den Herzog, nachdem eine Schuldenregelung vereinbart war, den 
Markgrafen nicht länger zu mahnen; RI XI, 3795: Sigmund verpflichtete sich, keinen Frieden mit 
Ludwig ohne Zustimmung Friedrichs abzuschließen; RI XI, 3662: Sigmund enıschied einen 
Rechtsstreit zuungunsten Ludwigs; RIX1,3831,3841, 3844, 3845: Sigmund verbot dem Herzog 
Übergriffe gegen Donauwörth. 

20 Vgl. RTA VII, 257, S. 379, 

21 Ebenda, S. 379, Zeile 17-18. 

22 RTA VII, 257. 

23 Vgl. die Kostenabrechnungen Frankfurts und Nürmbergs, RTA VII, 264, 265. 

24 RTA VII, 259, 260; RTA VII, 264, S. 383, Pkt. 2,3. 

25 RTA VII, 259, 260; RTA VII, 264 (Kosten Nürnbergs), Abschnitt 3, S. 383. 

26 Vgl.RIX1,3820; siehe auch die kurzen Ausführungen zu diesem Streit bei Carpauns, ADB, Bd. 
5, S. 181; bei Erich Dosterwauo, Kleine Geschichte der Erzbischöfe und Kurfürsten von Köln 
(795-1801), Sankt Augustin 1974, S. 131; s. a. Kosten Frankfurts für einen Mainzer Tag im 
Januar 1419, RTA VII, 263. 
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läßt. Das Problem lag weniger in der Frage der Legitimation der Fehdehandlungen, 
es lag im militärischen Bereich. Hier aber hatte der König so gut wie nichts 
aufzuweisen, so daß sein Fehlen keine Rolle spielte. Es liegt sogar die Deutung nahe, 
daß der König durch seine Abwesenheit vor einigen unangenehmen Blößen bewahrt 
wurde. Insofern konnten innere Konflikte, die mit den dem politischen System des 
Reichs zur Verfügung stehenden Steuerungsmechanismen bewältigt werden konn- 
ten, gelöst werden. Das Reich hatte in diesen Fragen keine grundsätzlichen Probleme 
mit einem machtlosen König, weil auf dessen Mitwirkung am Entscheidungsprozeß 
verzichtet werden konnte. Dies wurde dann freilich anders, wenn das Reich — und 
noch dazu unvorbereitet — mit Anforderungen konfrontiert wurde, die die Kapazität 
eines solchen politischen Systems überschritten. 


Das Königsproblem 


Zu einem solchen Problem — zu einer Gefahr für das Ganze — wurde die 
Auseinandersetzung mit dem Hussitismus, welche sich 1419 — mit dem Tode 
Wenzels- beträchtlich wandelte. Sigmund beschäftigte sich von nun an sehr intensiv 
mit der Ketzerfrage. Als Thronerbe in Böhmen stand er unmittelbar vor dem Erwerb 
einer beachtlichen Hausmacht und der Kurstimme von Böhmen. Gleichzeitig be- 
wirkte der Tod Wenzels eine qualitative Veränderung des Hussitenproblems, weil 
den „Ketzern“ nun eine Stellungnahme zum Thronwechsel abverlangt wurde. Eine 
grundsätzliche Anerkennung der Legitimität des Thronfolgeanspruchs durch den 
Thronerben ließ sich auch in Böhmen voraussetzen.” Entsprechend war Ende 1419 
Anfang 1420 eine relativ breite Kompromißbereitschaft gegenüber den Ansprüchen 
Sigmunds unverkennbar.” Die anfängliche Politik der Gemäßigten, die durch die 
Annahme des Königs von diesem die Legalisierung des bisher Erreichten zu erwirken 
suchten und darauf das Bündnis zwischen Krone und Reform im Grunde fortsetzen 
wollten, entsprach diesem Denken.” 

Die Vorstellung, Sigmund werde dieser Linie folgen, war allerdings unreali- 
stisch. Für den römischen König war die Wahrung derchristlichen Ordnung für seine 
politische Existenz konstitutiv. Spätestens die Behandlung der Ketzerei in Böhmen 
durch das Konstanzer Konzil hatte die Position der christlichen Welt in dieser Frage 
festgelegt; obendrein war die Ausrottung der herrschenden Häresie ein ausdrückli- 
ches Anliegen des neuen Papstes.” Mit anderen Worten, die Illegitimität der hussi- 
tischen Bewegung war bereits definiert. Toleranz in Böhmen hätte die Glaubwürdig- 
keit des römischen Königs als weltliches Haupt der Christenheit in Frage gestellt. Ein 
— von Martin V. konsequenterweise zum Kreuzzug?! erhobener — Feldzug gegen die 


27 SEIBT, Geistige Reformbewegungen, S.41, spricht von „prinzipiellem Royalismus“. Die Lösung 
der Krone Böhmens von ihrem Träger fällt ebenfalls unter diese Charakterisierung. 

28 Vgl. LAMPERT, Ketzerei, S. 457—461; vgl. John Martin KLassen, The Nobility and the Making of 
the Hussite Revolution, New York, 1978, S. 128. 

29 Der Höhepunkt und das Ende dieser Politik war die Krönung Sigmunds am 28. Juli 1420 durch 
böhmischen und mährischen Hochadel. 

30 Vgl. den Hinweis bei Kesk, Entstehungsgeschichte, S. 59. 

31 Vgl. zur Vidimierung der päpstlichen Kreuzzugsbulle vom 1.3.1420, RI XI, 4233. 
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Hussiten lag deshalb nahe, zumal zwischen Sigmund und den Gemäßigten noch 
nichts endgültig entschieden war und ein „konservativ“ geführter Feldzug zur 
Durchsetzung des Sukzessionsanspruchseinigermaßen erfolgversprechenderschien. 

Die Hussiten befanden sich in zweierlei Hinsicht in der Defensive: sie mußten 
ihre Reform verteidigen und begründen, warum sie gegen den rechtmäßigen Thron- 
folger ins Feld zogen. Die Diskussion der Prager Magister kreiste um das Bemühen, 
ihren Kampf zu rechtfertigen.”? Sie sprachen vom „erlaubten“, dann vom „geheilig- 
ten“ Krieg (und später wieder vom „verbotenen“ Krieg). Diese intellektuellen 
Bemühungen belegen die Erweiterung und Differenzierung der theoretischen Grund- 
lagen des Hussitismus unter dern Druck der äußeren Anfechtungen. Die Vertiefung 
der Kluft zwischen Gemäßigten und Radikalen bei gleichzeitiger Einigkeit gegenü- 
ber dem Angreifer kennzeichnet die inneren Vorgänge in Böhmen in dieser Phase. 
Die Brisanz der Entwicklung jener Monate läßt sich daran messen, daß, was nach 
Vítkov erreicht schien — ein böhmisches Königtum Sigmunds — nach Vyšehrad 
unhaltbar wurde.” Der Bruch zwischen dem Prager Hussitentum und den Taboriten 
war endgültig besiegelt und der Führungsanspruch des Prager Altstadt-Hussitismus 
in Böhmen installiert (zumindest von 1420 bis Mitte 1421).”* Zur Legitimierung ihres 
Widerstandes bemühten sich die Prager fortan um die Konstruktion einer aus dem 
Hochadel und den anderen Städten gemeinsam errichteten Front gegen Sigmund.” 
Die Krise hatte in Böhmen eine Verhärtung der Standpunkte, die beiderseitige 
Abgrenzung der Gemäßigten von den Radikalen und den gemeinsamen Widerstand 
aller hussitischen Kräfte gegen Sigmunds Königtum bewirkt. Die Phase der Offen- 
heit der böhmischen Frage war vorbei. 


Strukturelle Parallelen 


Es gab gewisse Parallelen im Dilemma beider Königreiche mit ihrem König. 
Für die böhmischen Hussiten war Sigmund als König nicht akzeptabel. Sie lösten ihr 
Problem mit der Person des Königs durch die vollständige Lösung des Begriffs der 
Krone Böhmens von der Person ihres Trägers und dienten mit dieser Konstruktion 
„der Abstraktion des Staatsdenkens“.” Im römisch-deutschen Reich war der König 
ohne Hausmacht, ohne territoriales Substrat im Reich, „machtlos“ im engsten Sinne 
des Wortes. Diese Machtlosigkeit ließ sich bei günstiger Konstellation durch eine 
Verbindung königlicher Autorität mitrealpolitischer Macht aus dem Reich zu beider- 
seitigem Nutzen überwinden. Diese Konstruktion war aus der Verarbeitung von 
Krisen erwachsen. Sie entsprach der Erfahrung, daß das Gleichgewicht der mit- und 
gegeneinander wirkenden Kräfte nur dann einigermaßen gewahrt blieb, wenn ein 
übergreifendes Legitimitätsdenken, personifiziert in der Gestalt des Königs, dauer- 
haft fortwirkte. Die Bedrohung durch eine Gefahr von außen verlangte dagegen eine 


32 Ferdinand SeısT, Hussitica, Köln, Graz 1965, S. 16-57. 

33 Vgl. Ferdinand SEıBT, Von Vitkov bis Vyšehrad, in: Historisches Jahrburch 94 (1974), S. 89-117. 
34 Vgl. LAMBERT, Ketzerei, S. 466. 

35 Vgl. SET, Von Vítkov bis Vyšehrad, S. 89-117. 

36 DERSsELBE, Geistige Reformbewegungen, S. 41. 
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übergreifende Organisationsinstanz, die zunächst einmal Abwehr- und Angriffskräf- 
te mobilisierte, sie dann ordnete und anführte. 

König Sigmund bot sich für diese Aufgabe ganz und gar nicht an, aufgrund 
seiner machtpolitischen Schwäche und aufgrund der Tatsache, daß er zu selten und 
zu kurz ins Reich kam. Letzteres behinderte ihn auch als Vermittler von Rechtssicher- 
heit für das ganze Unternehmen. Das hussitische Böhmen und das den Hussitismus 
bekämpfende Reich, beide aus religiösen Motiven heraus kampfbereit, standen somit 
vor dem gleichen Königsproblem. Ohne Königtum hatte das Handeln des Gemein- 
wesens prinzipiell keinen legitimen Rahmen, doch der König (in Gestalt Sigmunds) 
wurde in beiden Fällen den an ihn gestellten Ansprüchen nicht gerecht. Während in 
Böhmen, auf relativ engem Raum, motiviert durch die gemeinsame Stigmatisierung 
als Ketzer und auf der Grundlage heimischer Solidarität, die eigenwillige Konstruk- 
tion von einer Krone ohne König half, das Herrschermanko vorübergehend zu 
überwinden, mußten im römisch-deutschen Reich andere Wege aus dem Dilemma 
gefunden werden. Das Problem konktretisierte sich seit 1421 und fand eigenständige 
Lösungen. 


1.2 1420 - DER BRESLAUER TAG - 
EIN ERFOLG „KONSERVATIVEN“ KÖNIGSHANDELNS 


Die Voraussetzungen 


Auf den ersten Blick scheinen Verlauf und Ergebnisse des Breslauer Tages der 
Annahme zu widersprechen, das Königtum habe den erhöhten Anforderungen des 
Reichs nicht genügen können. Bei näherem Hinsehen zeigt sich jedoch, daß der 
Breslauer Tag unter ungewöhnlich günstigen Voraussetzungen stattfand, so daß ein 
Erfolg des Königs beinahe zwingend nahelag. 

Sigmund kam am 5. Januar 1420 nach Breslau, um den Schiedsprozeß 
zwischen dem Deutschen Orden und Polen abzuhalten. Die Annahme, Sigmund habe 
„Schiedsverfahren ausschließlich als ein politisches Werkzeug“? betrachtet, ist- was 
die Resultate angeht — zumindest in diesem Fall zutreffend. Die politische Gesamt- 
situation im ostmitteleuropäischen Raum hatte sich seit Wenzels Tod grundsätzlich 
geändert. Der König baute auf Hilfe aus dem Reich zur Bekämpfung der böhmischen 
Ketzerei und bei der Inbesitznahme der böhmischen Krone. Konkret bedeutete dies 
Solidarität von König, Kurfürsten und Kurie, was wiederum präjudizierte, wie der 
Breslauer Spruch? ausfallen würde, im Sinne des „Hortes der Christenheit“ nämlich. 
Das Urteil entsprach „viel eher den Interessen Sigmunds als denen des Ordens‘“, weil 
es den Orden zu einem Zeitpunkt dem Unmut der Polen aussetzte, als er nicht mehr 
- wie im Jahr zuvor — voll gerüstet dastand. Sigmund hatte aber der kurfürstlichen 
Warnung vom 12. August 1419 Gehör geschenkt, daß bei einer Verletzung seiner 


1 RI XI, 3943e, 

2 Nowak, Internationale Schiedsprozesse, S. 188. 
3 RTA VII, 276. 

4 NößBEL, Küchmeister, S. 112-113. 
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Pflicht, den Orden zu schützen und zu beschirmen, „solich wort in dem riche darumbe 
ufersten wurde, die swarlich und harte widderzubrengen werden mochten“ ’ 

Bereits in seinem Einladungsschreiben hatte der König den Städten befohlen, 
sie sollten „selbs undr euch uberslahen‘“, mit wieviel Volk und Gerät sie ihm bei 
einem Feldzug unterstützen würden, den er für den Sommer geplant habe. In einem 
Straßburger Gesandtschaftsbericht ist dann davon die Rede, daß der König von 
Breslau nach Prag ziehen wolle, um die Hussiten, soweit sie nicht freiwillig zu ihm 
übertreten würden, wegen ihres Unglaubens zu bestrafen.’ Desweiteren plane er eine 
große Heerfahrt gegen die Türken.’ 


Die Hoftagsbesuche 


Das Forum des Breslauer Tages war, betrachtet man die Zeugenliste des 
Schiedsspruchs? und ein Schreiben des Hochmeisters des Deutschen Ordens, Pauls 
von Rusdorf'", in jeder Beziehung gut geeignet, die Feldzugspläne gegen Böhmen zu 
erörtern. Gemäß der Hochrangigkeit des Schiedsverfahrens waren bedeutende Ge- 
sandte anwesend, so die päpstlichen Legaten und drei Kurfürsten. Gemäß dem 
„geopolitischen‘‘ Schwerpunkt der Streitfrage und dem Ort des Treffens waren 
zudem schlesische Fürsten angereist. Sigmund hatte aus Ungarn Nikolaus von Gara, 
seinen Kanzler Georg von Passau und die in der Deutschordenssache für ihn tätigen 
Diplomaten mitgebracht.!! Zieht man in Betracht, daß nach Angaben des Frankfur- 
ter Gesandten'? 32 Städte den Tag beschickt hatten, dann bot sich ein ansehnliches 
Forum von Ansprechpartnern, von denen viele zudem aus Regionen kamen, die an 
der böhmischen Frage besonders interessiert waren.!? Demzufolge liefen die Feld- 
zugsvorbereitungen offensichtlich vielversprechend an. Sigmund dokumentierte 
seinen Anspruch auf die Krone Böhmens durch zahlreiche Privilegienbestätigungen 
als König von Böhmen”, rief als Nachfolger Wenzels verschiedene Bewohner des 
Landes zum Gehorsam gegen seine Vertreter und zur Hilfe gegen die Ketzer auf’, be- 
stätigte als Kurfürst von Böhmen das Bündnis von Canterbury's und traf Strafbestim- 


5 RTA VII, 271, S. 397, Zeile 31-33. 

6 RTA VII, 266, S. 394, Zeile 24-25. 

7 RTA VII, 280, S. 408, Zeile 28-31. 

8 RTA VII, 280, S. 408, Zeile 31-32. 

9 RTA VII, 276, S. 403-404. 

0 RTA VII, 277. 

1 Es handelte sich um den Erzbischof von Mailand und um Heinrich von Bayern, RI XI, 1639, 

3950; diplomatische Tätigkeiten im Jahre 1423, RI XI, 5537, 5538, 

12 RTA VII, 281. 

13 Vgl. die Kostenabrechnung Frankfurts zum Breslauer Tag, RTA VII, 286. Dort wird unter Pkt. 
2 angeführt, der Tag sei dazu bestimmt gewesen, den Streit zwischen Polen/Litauen und dem 
Deutschen Orden zu schlichten, „und sunderlich umb der stede rads und helfunge zutun zu eim 
felde einer reise in dem Romischen riche in Dutschen landen zu volnbrengen“; beiden Themen 
wurde also eine hohe Bedeutung beigemessen. 

14 RIX1, 3955-3965; Belehnung RI XI, 4080. 

15 RI XI, 4009, 4053, 4061. 

16 RI XI, 4091. 
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mungen gegen einzelne Hussiten.'” Schließlich predigte der päpstliche Legat Bischof 
Ferdinand von Lucca den Kreuzzug gegen die Ketzer in Anwesenheit des Königs." 


Gründe für den Erfolg 


Der Breslauer Tag war ein Erfolg. Er brachte Sigmund nicht nur ein Kreuzfah- 
rerheer, welches erim Sommer 1420 ins Feld führte. Der Breslauer Tag bewegte auch 
auf diplomatischem und politischem Sektor einiges im Sinne des Königs.” Die 
Voraussetzungen dafür entsprangen dem glücklichen Zufall, daß sich die beiden 
großen Tagesordnungspunkte, das Schiedsverfahren und der Böhmenfeldzug, 
„geopolitisch“ so vorteilhaft zusammenfügen ließen. Zusätzlich waren die Aktivitä- 
ten des Tages thematisch so gelagert, daß sie in nahezu klassischer Manier dem 
Königsbild entgegenkamen: Sigmund stellte Gerechtigkeitim Schiedsgericht wieder 
her und rief gemeinsam mit dem Papst zu der traditionellen anti-häretischen Maßnah- 
me des christlichen Abendlandes, dem Kreuzzug, auf. 


Die Kurfürsten 


Hier, wo „konservatives“ Königshandeln gefordert war, befand sich Sigmund 
in einer relativ guten Position. Immerhin besuchten drei Kurfürsten den Tag: Trier, 
Brandenburg und Sachsen. Letzterer war nach Wenzels Tod an Sigmunds Seite 
getreten.” Den Brandenburger führte neben der Schiedsverhandlung sein Interesse 
an königlicher Unterstützung seiner Belange in der Auseinandersetzung mit den 
Herzögen von Pommern-Stettin?! an den Hof. In dieser Frage vermittelte Sigmund 


17 15.3.1420 mit Zustimmung Sigmunds wurde der Hussite Krasa aus der Prager Neustadt 
hingerichtet, RI XI, 4061a. Vgl. auch die Verhaltensmaßregeln für die Bürgerschaft Bautzens 
gegenüber Hussiten, die in ihre Hände fielen, RI XI, 4061. Am 6.3.1420 soll es dann auch in 
Breslau eine Hinrichtung gegeben haben; vgl. Friedrich v. BezoLp, König Sigmund und die 
Reichskriege gegen die Hussiten bis zum Ausgang des dritten Kreuzzugs, 3 Bde., München 
1872-1877, hier: Bd. 1, S. 37. 

18 Vgl. RI XI, 4062. 

19 Auf die Böhmenpolitik, wo dem König von Ascmsacu, Geschichte, Bd. 3, (S. 35-36) bis Seibt 
stets vorgeworfen wird, er habe einen überraschenden Zugriff auf die Krone versäumt (Ferdinand 
SEIT, Die Hussiten in Böhmen, in: DERSELBE, Revolution in Europa, München 1984, S. 313), 
können wir in unserem Zusammenhang nicht eingehen. 

20 Kurwürden- und Privilegienbestätigung am 14.1.1420 bei RI XI, 3952, 3953; die jährliche 
Stadtsteuer von Lübeck wurde dem Herzog überschrieben, RI XI, 3947. 

21 Der Streit mit den Herzögen Otto und Kasimir von Stettin um deren Rechtsansprüche auf die 
Uckermark war eine langwierige Auseinandersetzung (bereits am 10.5.1415 war in dieser Sache 
wegen dreimaligen Nicht-Erscheinens vor dem kgl. Hofgericht die Reichsacht verhängt worden, 
RI XI, 1668), bei der Sigmund den Brandenburger unterstützte. Im Prinzip ging es um die 
erfolgreiche Ausdehnung der Machtansprüche des Brandenburgers im norddeutschen Raum. 
Zwar handelte es sich dabei wohl kaum um die „Bildung eines großen norddeutschen Staates“ 
(Martin SEELIGER, Die politischen Beziehungen König Sigmunds zu Erich von Dänemark, Diss. 
Halle - Wittenberg, 1910, S, 26), aber eine Expansion des Brandenburgers war auch ohne dieses 
Ziel bedrohlich. Sigmund förderte Friedrich in diesem Bestreben. Vgl. im finanzpolitischen 
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eine Verlängerung des Waffenstillstandes”?, womit dem Markgrafen vorläufig ge- 
dient war. 

Aufschlußreich ist die Anwesenheit des Trierers. Otto von Ziegenhain hatte auf 
seinem Weg zum König den Erzbischof von Mainz in Dieburg getroffen. Dieser 
verbündete sich eben zu jener Zeit mit Ludwig von der Pfalz auf der Grundlage des 
Oppenheimer Vertrages von 1396, womit er sich in die Tradition rheinisch-kurfürst- 
licher Politik begab.?? Otto, der „schweigende Garant im Hintergrund‘ des Bünd- 
nisses, „Vermittler der späteren Zwiste zwischen Erzbischof Konrad und Pfalzgraf 
Ludwig“, war aufgrund dieser seiner Zwischen- und Mittlerstellung unter den 
rheinischen Kurkollegen ein willkommener Ansprechpartner. Seine Attraktivität 
erhöhte sich dadurch, daß er erst im Vorjahr die Nachfolge Werners von Trier 
angetreten hatte und seine politische Position noch nicht eindeutig festgelegt war. Die 
Reise nach Breslau zahlte sich für ihn dann auch aus. Sigmund belehnte den Trierer 
mit den Regalien%, seinen Bruder mit Nidda und dem Geleit in Ziegenhain”, 
gestattete Otto die Verlegung einer Moselzollstelle zur Erhöhung seiner Einnah- 
men”, übertrug ihm Schutz und Schirm der Schlösser und Städte des Grafen Adolf 
von Nassau? und zog ihn zur Vermittlung des obengenannten Waffenstillstandes 
hinzu.” 


Königliche Reichspolitik 


Der Kreis der Hoftagsbesucher und die Themen des Tages weisen auf eine 
gewisse Erholung des Königtums hin. Zwar war es nicht gelungen, einen Hoftag 
„erster Ordnung“ zusammenzubringen, zu dem Gesandtschaften aller rheinischen 
Kurfürstentümer erschienen wären. Außerdem kamen die Gesandten fast ausschließ- 
lich aus dem Teil des Reiches, welcher unmittelbar am Schiedsspruch interessiert 


Bereich die Übertragung der Judenabgaben in den Erzbistümern Magdeburg und Bremen, den 
Bistimern Hildesheim, Schwerin, den Herzogtümern Braunschweig und Lüneburg, Stettin und 
Mecklenburg, den Landgrafschaften Thüringen und Hessen, sowie in Brandenburg und Meißen 
bis auf Widerruf. Dies geschah zur Befriedigung finanzieller Forderungen des Brandenburgers 
an Sigmund (RI XI, 1872). Es half ihm aber auch bei der Stabilisierung seiner Position im 
norddeutschen Raum. 

22 RIXI, 3968. 

23 Vgl. Christiane Marttuss, Kurfürstenbund und Königtum in der Zeit der Hussitenkriege, Mainz 
1978, S. 17-23. 

24 Mams, Kurfürstenbund, S. 19. 

25 Mamies, Kurfürstenbund, S. 23. 

26 RI XI, 3981. 

27 RI XI, 3974. 

28 RI XI, 3981. 

29 RI XI, 4011, 4075. Gleichzeitig engagierte sich Konrad von Mainz im Bereich Nassau — 
Wiesbaden (vgl. Mathes, Kurfürstenbund, S. 32-36). MATtIEs vermutet, Sigmund habe davon 
gewußt und den Mainzer bewußt bei der Übertragung der Schutzfunktionen übergangen; 
wahrscheinlich ist jedoch in dieser Sache der Trierer Erzbischof von sich aus an den König 
herangetreten. Otto war an dieser Funktion interessiert, weil er seinerseits die Positionen am 
Mittelrhein gegen Kurmainz zu erweitern oder doch wenigstens zu halten versuchte. 

30 RI XI, 3968. 
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war; d.h. der Anreiz, nach Breslau zu kommen, ging nicht primär vom Erscheinen des 
Königs aus, sonden vom Thema des Tages. Dies mochte an seiner besonderen 
Bedeutung als Schiedstermin liegen. Anders verhielt sich dies bei den Städten, deren 
Affinität zum Königtum auch an dieser Stelle deutlich wurde.” Sigmund jedenfalls 
ließ die Gelegenheit, mit Hilfe der Versammelten Reichspolitik zu machen, nicht 
ungenutzt verstreichen. So lag eine erneute Aufnahme der Frieslandpolitik nahe. Seit 
1416 bereits hatte der König Probleme der Friesen behandelt, deren Privilegien und 
Reichsunmittelbarkeit zu Konstanz bestätigt worden waren”, die aber „widerspen- 
stig“? gegenüber finanziellen Anforderungen des Reiches” blieben und zugleich 
Widerstand gegen Expansionsbestrebungen benachbarter Fürsten leisteten. Unter 
Sigmunds Vertretern in diesen Angelegenheiten hatte sich stets Nikolaus von 
Bunzlau befunden, welcher nun als „Wratislaviensis ducatus cancellarius“ den 
Bezug zur Wiederaufnahme der Frieslandpolitik in Breslau schuf. Sigmund beauf- 
tragte Bischof Otto von Münster”, die Auseinandersetzungen zu prüfen und zu 
entscheiden.” Die Nähe seines Bistums, vor allem aber wohl seine Herkunft aus der 
Grafschaft Hoya, bestimmten ihn zu dieser Aufgabe. 

Auch andere ältere Probleme, so Verfahrensfragen hinsichtlich der von Frie- 
drich von Österreich abgetretenen Reichslehen”, wurden erneut angeschnitten. 
Neben diesen reichspolitischen Problemen? sind solche hervorzuheben, die im 


31 Das Anliegen der Städte, interne Probleme an den Hof zu tragen, ist augenscheinlich. War 
abzusehen, daß der König oder seine Stellvertreter nicht (mehr) erscheinen würden, bröckelte die 
städtische Konferenzteilnahme deutlich ab. (Vgl. RTA VII, 290. Ulm berichtet über die 
Ergebnislosigkeit eines vom König gewünschten, aber nicht selbst bestellten Tages.) Alle 
städtischen Gesandtschaftsberichte enthalten außerdem Hinweise auf lokale Probleme, die auf 
Hoftagen nebenbei verhandelt wurden. 

32 RIXI, 2584, 2586, 2587. 

33 RIXI, 3595. 

34 RI XI, 2585. 

35 RI XI, 2593; siehe auch RI XI, 2735; seit 1420 „Rat“ RI XI, 4101. Andere Gesandte in der 
Frieslandfrage: Heinrich von Clant, RI XI, 2001; vor allem Sigfried von Wemdingen, RI XI, 
2586, 2593, 2594, 3595, 4101; sie treten mit Bunzlau gemeinsam auf. 

36 Otto von Hoya, Bischof von Münster, war vereinzelt bereits mit dem König in Kontakt getreten. 
So war u. a. ihm der Schutz der Stadt Dortmund am 9.9.1416 in Calais übertragen worden (RI 
XI, 1983a); Wiederholung in Lüttich am 1.1.1417 (RIX1I, 2021). Am 14.11.1416 wurden ihm in 
Nijmwegen die Regalien seines Stifts (RI XI, 1991) übertragen. 

37 RI XI, 4100, 4101, 4102. 

38 RI XI, 3994, 3995, 4033. 

39 Eines dieser allgemeinen Probleme war auch die Frage der Handelssperre gegen Venedig. Vgl. 
RTA VII, 287, S. 416. Bartholomäus von Mailand setzte den Städten noch einmal den 
königlichen Plan auseinander, den Handel nach Genua umzulegen. Genaueres wurde auf einer 
Versammlung in Ulm besprochen, die aber nicht zu einem Ergebnis kam (vgl. RTA VII, 290). 
Nürnberg rief seine Kaufleute nach der Breslauer Versammlung zu alsbaldiger Rückkehr aus 
Venedig auf (RTA VII, 288). Vermutungen über die Wirksamkeit oder Unwirksamkeit des 
Handelsboykotts erhielten durch diese Aktionen neue Nahrung. So kann der Handelsboykott 
nicht völlig gegriffen haben, wenn Nürnberg trotz der Sperre noch Kaufleute aus Venedig zu- 
rückbeordern konnte. (Hermann HEIMPEL vertritt diese These, etwa in: DERSELBE, zur Handelspo- 
litik Kaiser Sigismunds, in: VSWG 23 (1930), S. 145-156.) Andererseits bemüht man sich nicht 
— wie Nürnberg - intensiv um die Kassierung einer bedeutungslosen Anweisung (vgl. zu 
Nürnbergs Bemühungen RTA VII, 291, 292). STROMER, Hochfinanz, S. 235, 237, 250, weist 
außerdem glaubhaft nach, daß man wirtschaftliche Einbußen in Kauf nahm, um dem königlichen 
Ansinnen gerecht zu werden. 
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Zusammenhang mit den Einflußgebieten der rheinischen Kurfürsten standen, insbe- 
sondere wenn sie gegen die „Hauptakteure“ kurrheinischer Politik, Ludwig von der 
Pfalz oder Konrad von Mainz, gerichtet waren. Konrad von Mainz war zu diesem 
Zeitpunktein politisch noch kaumeinzuschätzendes Gegenüber. Er befand sich in der 
Konsolidierungsphase seiner Regierung, sowohl gegenüber der Stadt Mainz“ als 
auch hinsichtlich seiner Beziehungen zu den rheinischen Mitkurfürsten. Auf der 
einen Seite trat er mit dem Pakt von Dieburg in die Tradition seines Vorgängers ein, 
auf der anderen Seite ergaben sich Anknüpfungspunkte zum König, wohl über einen 
gemeinsamen Vertrauten, Graf Adolf von Nassau.“ 

Sigmund verhielt sich ähnlich wie der Erzbischof. Er signalisierte Mißtrauen, 
wartete jedoch vorerst ab*?. Gegenüber dem Pfalzgrafen dagegen wurde der König 
aktiv. Er verbot den Städten des Elsaß Bündnisse untereinander und mit Dritten” und 
übertrug die Schlichtung der Streitigkeiten der Stadt Straßburg mit ihrem Bischof 
dern Markgrafen von Baden.“ In dieser Frage, wie auch beim Streit der Stadt mit der 
vereinigten Ritterschaft „uszer Strassburg‘, war der Markgraf nur Schlichter „zwei- 
ten Ranges“.* Die Straßburger Kontroversen, ebenso wie die Auseinandersetzungen 
des Markgrafen mit den breisgauischen Städten“, die sich der König zunächst selbst 
zur Entscheidung vorbehielt und später dem Erzbischof von Mainz übertrug”, 
berührten ohne Zweifel badische und pfälzische Territorialinteressen. Die Stärkung 
des Badeners und das Übergehen kurpfälzischer Interessen standen im Zusammen- 
hang mit dem schlechten Verhältnis zwischen Sigmund und Ludwig, was sich 
zugunsten des Markgrafen auswirkte und jenem, wenigstens für kurze Zeit, starken 
Auftrieb gab. Bis Mitte 1424 konnte sich der Badener in dieser Position halten. Dann 
wurde er in einer großen Fehde, bei der die Städte des Breisgaus und des Elsaß auf 
pfälzischer Seite standen, in seine Grenzen zurückverwiesen.“ Im Jahre 1420 war die 
Konstellation noch nicht so eindeutig wie 1424, aber die Betreuung des Markgrafen 
mit den Straßburg-Problemen hatte auch zu diesem Zeitpunkt schon einen antipfäl- 
zischen Impetus. 

Solche Akzente ließen sich nur dann setzen, wenn der König aufgrund einer 
relativ guten Basis dazu in der Lage war. Dies war 1420 eindeutig der Fall. Breslau 


40 Konrad war am 10. Oktober 1419 wegen der Unruhen in Mainz auf dem Ehrenfels zum 
Erzbischof gewählt worden und konnte erst am 24.12.1420 in Mainz einziehen. (Anton Ph. 
Brück, Konrad II., in: NDB, 12, S. 512). Wilhelm Auener, Konrad III. von Mainz und seine 
Reichspolitik (1419-1434), Diss. Halle 1908, beschreibt diese Probleme stark harmonisierend: 
„Um seinem Staate aufzuhelfen, erstrebte Konrad, als er Erzbischof geworden, zunächst weiter 
nichts, als ihn nach außen und im Innern zu kräftigen...“ (S. 9). 

41 Vgl. Mamies, Kurfürstenbund, S. 35. 

42 Etwa durch betont großzügige Zuwendungen an die Stadt Mainz, die sich in einer Auseinander- 
setzung mit ihrem Stadtherrn befand (RI XI, 3938, 3943). 

43 RI XI, 4029. 

44 RI XI, 4045, 4054, 4066, 4067. 

45 Beide Streitparteien in dem Zwist zwischen Rittem und Stadt waren mit dem Markgrafen 
einverstanden. (FESTER 3149, 3157.) Allerdings hatte sich die Stadt auch um die Vermittlung 
Ludwigs bemüht, RTA VII, 282. 

46 RI XI, 4681; Fester 3338; RI XI, 4747, 4748, 4848. 

47 Fester 3447; RI XI, 5101, 5102. Der Erzbischof von Mainz war zu jener Zeit Statthalter des 
Königs im Reich. 

48 Fester gibt im Baden-Regest 3676 eine kurze Schildening der Positionen bei Ausbruch der 
Fehde im Juni 1424. 
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war ein Erfolg gewesen. Bei der Bekämpfung der Ketzer standen König und Kurie 
eng beisammen, die Kurfürstentümer von Trier, Köln und Mainz waren neu besetzt, 
ihre Inhaber befanden sich erst in der Konsolidierungsphase ihrer Herrschaft, und der 
bevorstehende Kreuzzug war ein Anliegen, dessen Konsequenzen und praktische 
Probleme noch nicht absehbar waren. Letzteres änderte sich in den folgenden Jahren 
grundlegend. Zugleich stabilisierten die Kurfürsten ihre Position zusehends. Sie 
profitierten dabei von dem in der Krise immer deutlicher ins Bewußtsein tretenden 
Mangel an königlicher Präsenz. Sie füllten dieses Defizit so gut es ging auf, indem 
sie mit Hilfe der Kurie die Organisation des Ketzerkrieges in ihre Hände nahmen. 
Dabei verlor der König an politischem Einfluß auf das Reichsgeschehen. Eine der 
Folgen war übrigens die Unhaltbarkeit der badischen Position.“ Der Pfalzgraf nutzte 
seine Stärke dazu, in seinem Hegemonialbereich Ordnung zu schaffen und seine 
Schutzfunktion über die Städte der Region erneut geltend zu machen.” 


Ergebnisse 


In Breslau fand Sigmund 1420 glückliche Umstände vor und nutzte sie mit 
großem Geschick. Insofern wurde der Schiedstermin ein voller Erfolg für den König, 
während vier Jahre nach Breslau ein Tiefpunkt erreicht werden sollte. Strukturell 
betrachtet ist diese Umkehrung der Vorzeichen königlicher Politik nicht verwunder- 
lich, weil die Basis des Breslauer Erfolges eine günstige Teilnehmerzusammenset- 
zung, die vorübergehende Schwäche der Kurfürsten und die Forderung nach kulmi- 
niert „konservativem‘‘ Königshandeln waren. Der König tat, was man von ihm 
erwartete, und schöpfte darüber hinaus alle in Breslau vorhandenen politischen 
Kapazitäten voll aus. Die Proportionen zwischen Soll und Haben waren aber nur in 
Ausnahmefällen so ausgewogen wie hier. Dem „politischen Sonntag“ folgte der 
Alltag auf dem Fuße. 


1.3 1421 - KURFÜRSTLICHE INITIATIVEN ZUR SELBSTORGANISATION DES REICHES 
Die Situation des Königs 


In das Jahr 1421 fällt die Aufnahme des Kampfes gegen den Hussitismus in 
Böhmen durch das Reich. Gleichzeitig wurde das Königsproblem konkret. Das Reich 
bedurfte einer übergreifenden Organisationsinstanz, die militärische Kräfte mobili- 
sierte, ordnete, anführte und die dem ganzen Unternehmen Rechtssicherheit verlieh. 
Nun würde sich zeigen, welche dieser Funktionen ausgefüllt werden konnten und in 
welchem Maße dies geschah. 

49 Im Mai 1424 wurde Ludwig von der Pfalz beauftragt, die Streitsache zwischen Walter Erbe und 
Straßburg bis zum 29. September beizulegen; RI XI, 5844. Hier zeichnet sich das Ende der 
markgräflichen Schlichtertätigkeit ab. 

50 Es gab massive Klagen der Städte, der Markgraf schränke ihre Freiheiten ein; vgl. FESTER 3676; 
RTA VIII, 4, eine Einladung Straßburgs zu einem Städtetag. RTA VIII, 4, S. 9, Zeile 22, findet 
sich ein allgemeiner Hinweis auf die Beschneidung städtischer Freiheiten. Gemeint war dabei u. 
a. Baden (vgl. RTA VIII, S. 9, Anm. 4; RTA VIII, 34). 
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Bis zum März 1421, als Sigmund „ziemlich unverrichteter Dinge“! Böhmen 
vorerst wieder verließ, hatte sich die Situation dort zunehmend zu seinen Ungunsten 
verändert. Spätestens seit November 1420 bemühte sich der König deshalb verstärkt 
um Unterstützung aus dem Reich.? Ihm schwebte offensichtlich ein Tag zu Eger 
Anfang 1421 vor, „wann wir zu dißer czijt gen Tutschen landen nicht verrer den gen 
Eger komen mogen durch der egnannten ketzerey willen“.’ Eine königliche Gesandt- 
schaft an die Kurfürsten‘, die eruieren sollte, ob von seiten des Reiches überhaupt 
Hilfe zu erwarten sei, kam mit einer Zusage an den Hof zurück. Diese Frage betreffe 
die Christenheit allgemein und „auch das heilige riche und die crone zu Behem die 
eyn merklich und wirdig glid“ des Reiches sei. Allerdings könne der Tag nicht in 
Eger stattfinden, sondern solle in Nürnberg abgehalten werden. 

Das diplomatische Vorspiel des Tages sowie der Wortlaut der Einladung nach 
Nürnberg verdeutlichen, daß die Böhmenfrage in jener Phase als Problem des Königs 
aufgefaßt wurde. Dementsprechend waren seine diplomatischen Möglichkeiten zur 
Durchsetzung des von ihm gewünschten Ortes nicht groß genug. Auch die Formulie- 
rung des Einladungsschreibens, das sich an die Lehnsformeln anlehnte$, drückte wohl 
eine gewisse Unsicherheit des Königs über die Lage im Reich und die Bereitschaft 
zu einem Böhmenfeldzug aus. Diese Unsicherheit war berechtigt. Angesichts der 
Auswirkungen der bayerischen Fehde und der Übergriffe des Markgrafen von Baden 
lag den angesprochenen Städten das Böhmenproblem relativ fern. Der königlichen 
Einladung folgten zwar städtische Konferenzen’, deren Thema aber einzig die 
Verteidigung städtischer Freiheiten war. Man bemühte sich, Gesandtschaften nach 
Nürnberg zusammenzustellen, die so qualifiziert besetzt werden sollten?, daß sie die 
städtischen Nöte auf jeden Fall überzeugend darlegen könnten. Die königliche Auf- 
forderung, einen Tag in Nürnberg zu beschicken, wurde also dankbar aufgenommen. 
Sigmunds Intentionen spielten allerdings keine Rolle, die Städte ließen die Böhmen- 
frage vorläufig außer acht. 


Die Initiative der Kurfürsten 


Dies änderte sich, als die Kurfürsten die Initiative ergriffen und die Städte zur 
Behandlung dieses Themas zwangen. Ende Februar/Anfang März trafen sich die vier 
rheinischen Königswähler in Boppard, um Gemeinsamkeiten festzustellen und 
Unstimmigkeiten auszuräumen, die in der letzten Zeit entstanden waren, z. B. 
dadurch, daß der Mainzer Erzbischof die Abwesenheit des Pfalzgrafen durch den 
englisch-französischen Krieg genutzt hatte, um politische Vorteile zu erzielen. Er 


LAMBERT, Ketzerei, S. 465. 

RTA VIII 1. 

RTA VIII, 1, S. 6, Zeile 23-24. 

Vgl. Hinweis RTA VIII, 2, S. 7, Zeile 20-23. 

RTA VIII, 2, S. 7, Zeile 25-26. 

RTA VIII, 2, S. 7. Die „Rat und Hilfe“-Formel sowie die Ermahnung an alle Reichsangehörigen 
bei „aller we“, zu der sie verpflichtet seien, den Tag zu beschicken. 

Vgl. RTA VIII, 4, 9, 10; Städteversammlung zu Straßburg. 

RTA V111,9,S. 15, Zeile 10-11. Straßburgbittet Basel, Johann Ludeman zum König zu schicken, 
„dann imme der stette anligende sachen künder sint und dann ieman anders“. Ebenso Freiburg 
i. Br. RTA VIII, 10, und Breisach RTA VIII, 11. 
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hatte ein Verteidigungsbündnis mit den Städten Mainz, Worms und Speyer abge- 
schlossen, das sich indirekt gegen den Pfalzgrafen richtete. Diese Herausforderung 
hatte Ludwig nach seiner Rückkehr sofort angenommen.’ 

In Boppard gelang es dem Trierer Erzbischof, den internen Konflikt beizule- 
gen.! Denn angesichts der Notwendigkeit, die kurrheinische Reaktion auf das 
königliche Ansinnen geschlossen zu erarbeiten, ließen sich partikulare Auseinander- 
setzungen kurzfristig überbrücken. Die Kurfürsten demonstrierten, daß sie die 
Schwäche des Herrschers erkannt hatten und bereit waren, in eigener Verantwortung 
das Defizit an königlichem Wirken zu decken - der Kurie und dem Reich gegenüber. 
Von Boppard aus wandten sie sich zunächst an den Papst mit der Bitte, von einer 
Revision des Breslauer Spruchs abzusehen.!! Dann schrieben sie in der Ketzerfrage 
an verschiedene Städte. Hier legitimierten sie sich durch ihre Funktion als „des 
heiligen richs getruwen korfursten und die nehisten geliddere‘“'? und untermauerten 
die Ernsthaftigkeit ihres Anliegens mit der päpstlichen Kreuzzugsbulle vom März 
1420.'? Angesichts der böhmischen Notlage, die jedermann angehe und zu deren 
Behebung daher auch jedermann verpflichtet sei!*, hätten sie einen Heereszug 
beschlossen. Von den Städten forderten sie die Festsetzung ihrer Kontingente und 
baten sie um ihre Stellungnahme. '? 


Die Reaktion der Städte 


Das kurfürstliche Schreiben mit der päpstlichen Bulle als Anlage war wesent- 
lich konkreter als das königliche und verlangte eine Antwort. Andererseits gab es 
keinen Anlaß, bereits im Vorfeld des Tages Verpflichtungen gegenüber den Kurfür- 
sten einzugehen. Entsprechend antworteten die Städte durchweg mit dem Hinweis, 
der König habe ebenfalls geschrieben und man sei bereit, den Nürnberger Tag zu 
beschicken.'* Der kurfürstliche Vorstoß hatte immerhin bewirkt, daß das Problem in 
die städtischen Beratungen einbezogen wurde. So verhandelten die Reichsstädte des 
Elsaß in Oberehnheimübereine Antwort und kamen überein, in Nürnbergdem König 
Geld oder Fußvolk anzubieten." Dieser Beschluß hinderte sie jedoch nicht daran, den 
Kurfürsten gegenüber unverbindlich zu bleiben. 

Den Städten, aufmerksam in allen Fragen des Rechts, der Freiheiten und der 
Vergrößerung oder Schmälerung königlicher Autorität, wurde bald ein zweites Mal 
deutlich gemacht, wie hart an der Spitze des Reiches um den Tag gerungen wurde. 
Die ausgesprochen sensible Geleitfrage eignete sich hervorragend dazu. Die rheini- 
schen Kurfürsten baten Nürnberg’ um Geleit zum Besuch des Tages. Dieses wurde 


9 Marniss, Kurfürstenbund, S. 49-50. 
10 EBERHARD, Ludwig IH., S. 120; Matus, Kurfürstenbund, S. 53-54. 
11 RTA VII, 5, 6, 7. 
12 RTA VIII, 8, S. 14, Zeile 16-17. 
13 RTA VII, 8, S. 14, Zeile 2. 
14 RTA VII, 8, S. 14, Zeile 12-13. 
15 RTA VIII, 8, S. 14. 
16 RTA VIII, 13, 14. 
17 RTA VIII, 12, 15; besonders 15, S. 20, Zeile 10-12. 
18 RTA VHI, 16. 
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ihnen sofort zugesagt, allerdings nicht ohne den Hinweis auf die Ungewöhnlichkeit 
eines solchen Ansinnens.'? Ebenso ist ein Geleitbrief Sigmunds für Ludwig von der 
Pfalz erhalten.” Diese Unsicherheitsbekundungen von seiten der Kurfürsten wirkten 
auf die Haltung der Städte zurück. Basel hielt es jedenfalls für nötig, grundsätzlich 
Stellung zu nehmen. Es erklärte, daß es keinen vernünftigen Grund für zusätzliche 
Geleitsansprüche gebe. Wenn der König zu einem Tag rufe, dann sei es recht und 
billig, daß die Teilnehmer in seinem Geleit stünden.?' 


Ein königloser Tag 


Der für den Hoftag genannte Termin (13. April 1421) verstrich, ohne daß der 
König kam. Er bat statt dessen seinen Kanzler”, die Fürsten dazu zu bewegen, auf ihn 
zu warten. Sigmund war sich inzwischen bewußt, wie angespannt die Situation im 
Reich war und wie problematisch sich sein Verhältnis zu den Kurfürsten entwickelt 
hatte.2? De facto in die Situation eines Bittstellers gedrängt, bot er an, den Kurfürsten 
nach Frankfurt zu folgen, falls es Georg von Passau nicht gelingen sollte, sie in 
Nürnberg zu halten.” Der Brief erreichte Nümberg in der Nacht zum ersten Mai.” Die 
Stadt und fünfkönigliche Räte bemühten sich, den Tagin Nürnberg zusammenzuhal- 
ten%, was sich im Laufe der Zeit von selbst erledigte, weil der König ausblieb. 

Dennoch wurde der Tag in vieler Hinsichtein Erfolg. Es bestätigt sich auch hier 
die bereits des öfteren formulierte Einsicht, daß Versammlungen der Großen unter 
sich zumindest politische Gespräche, wenn nicht sogar Problemlösungen mit sich 
brachten. In Nürnberg bewahrheitete sich dies zunächst im Kreis der Städteboten. Als 
alle anwesend waren, bildete man (zur Minderung der an den Gesprächen beteiligten 
Personenzahl) einen Ausschuß, der die alle betreffenden Fragen erfolgreich behan- 
delte.” Der Kanzler bestellte nach seiner Ankunft Fürsten und Städteboten zum Rat- 
haus, schilderte die Not in Böhmen und Mähren und plädierte für ein großzügiges 
Hilfsangebot, das nach Ankunft des Königs umgehend beschlossen werden müsse, 
da die Zeit dränge.” Als Sigmund einige Tage später immer noch nicht anwesend war, 
setzte sich unter den Städten eine pragmatische Haltung durch: Schließlich waren 


19 RTA VII, 17, S. 21, Zeile 25-26: „und wiewohl wir unter uns selb niht vernehmen daz unser 
vordem oder wir solicher schriftlicher geleite vormals angesunnen sein“. 

20 RTA VII, 18. 

21 RTA VIII, 19. 

22 Georg von Passau war seitdem 16.4. in Nürnberg; vgl. Straßburger Gesandtschaftsbericht, RTA 
VII, 34, S. 39, Zeile 16. 

23 RTA VIII, 24,$.25, Zeile 29-30: „nu hetten wir in selber geren geschriben, und forchten das wir 
sie erzwrnten und unwillige machten“, 

24 RTA VII, 24, S. 25, Zeile 31-35. 

25 RTA VIII, 26, S. 27, Zeile 12. 

26 RTA VIII, 26, 27. 

27 Vgl. Straßburger Gesandtschaftsbericht RTA VIN, 34. 

28 Ebenda, S. 39, Zeile 37-38: „die sach den christengloben anıreffende si der allergrosten sachen 
eine die ie kein man horte gedenken“ und „er kund mit sinre maht on ernslich grosse hilfe nit 
dowider gesin, die sach wer zu wust worden“, ebenda, Zeile 39-40. 

29 RTA VII, 34, S. 40, Zeile 3-18. Städtische Versuche, schon bei dieser Gelegenheit ihre Klagen 
loszuwerden. 
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alle Fürsten da; ob dagegen der König noch käme, war ungewiß. Besser, man brachte 
die Probleme vor die Fürsten, als daß man sie unbehandelt ließe.” Dieses Verfahren 
gewährleistete, daß der Nürnberger Tag im Frühjahr 1421 auch ohne den König für 
die Städte zumindest auf dem Gebiet der Kommunikation untereinander und mit den 
Fürsten sowie hinsichlich der Information über die Lage des Königs erfolgreich war. 

Die Bilanz des Tages wurde aber vor allem durch das kurfürstliche Handeln 
bestimmt. Die Kurfürsten griffen wie angekündigt das Thema antihäretischer Maß- 
nahmen gegen die böhmischen Ketzer auf. Am 23. April verbündeten sie sich unter 
Hinweis auf die Gefahr, daß der böhmische Unglaube, wenn man ihm nicht rechtzei- 
tig begegne, auch auf andere Länder übergreifen könne.” Entsprechend veränderte 
sich die Zielgruppe der Angesprochenen: Nicht mehr nur die dem König zur Treue 
Verpflichteten sollten Hilfe und Beistand leisten, sondern alle Christen.?? 

Dieser „Paradigmawechsel“, welcher sich fortan durchsetzte, bot beachtliche 
Vorteile. Die Kurfürsten mußten begründen, daß sie anstelle des Königs den Kampf 
leiteten, ohne daß die Bedeutung des Anliegens dadurch geschwächt wurde. Was 
konnte näherliegen als der Hinweis auf die Christenpflicht? Ein christliches Unter- 
nehmen mit den Kurfürsten an der Spitze hatte zudem den Vorteil, daß eine enge 
Anlehung an die Kurie möglich war. Die päpstliche Legitimation kurfürstlichen 
Handelns für (oder gegen) den König gab dem Vorhaben hohe Rechtssicherheit. Zu 
guter Letzt bot sich so die Möglichkeit, weitgehend unabhängig vom König zu 
handeln, das Reich um Beistand zu bitten oder Hilfeleistungen durchzusetzen. Den 
Kurfürsten war zweifelsohne bewußt, daß der König früher oder später auf ihr Ver- 
halten reagieren würde. Sie versprachen, sich gegenseitig über königliche Hilfegesu- 
che zu unterrichten und nur geschlossen zu antworten.” Es handelte sich zugleich um 
eine konkrete Anwendung, Erweiterung und Bekräftigung der 1417 in Boppard” 
geschlossenen Übereinkunft zum Schutz kurfürstlicher Interessen gegen königliche 
Eingriffe. Insofern war die kurfürstliche Vereinigung politisch brisant, auch wenn die 
konkrete Ausformung des Bündnisses im wesentlichen nur das Bekenntnis zu 
gemeinsamem Vorgehen gegen die Ketzerei enthielt, wo immer sie sich zeige, und 
den Plan, allen Reichsangehörigen einen Eid abzuverlangen.? 

Waren diese Punkte für jeden Christen guten Willens akzeptabel, so wurde ein 
anderer Passus im Reich mit großer Zurückhaltung aufgenommen. Er betraf die 
Erweiterung des Bundes auf möglichst viele Reichsangehörige.* Alle Teilnehmer 
sollten sich gegenseitig mit Rat und Hilfe beistehen und gegen eventuelle Angriffe 
wegen dieses Bündnisses geschützt werden.” Füreine Anzahl von Reichsfürsten war 
dies relativ unproblematisch, weil sie ohnehin in enger Anlehnung an einzelne 
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RTA VIII, 35, Straßburger Gesandtenbericht vom 23.4.1421. Zu einer Verhandlung zwischen 
den Vertretern der Kurfürsten und der Stadt Straßburg und der Ritterschaft vgl. RTA VIII, 36. 
31 RTA VIII, 28, S. 29, Zeile 3-5; ebenso RTA VHI, 29, S. 30, Zeile 12-13, 

32 RTA VIII, 28, S. 29, Zeile 5-8. 

33 RTA VIII, 28, S. 29, Zeile 15-21. 

34 Vgl. Frankfurts Reichscorrespondenz I, 528. 

35 RTA VIII 29. 

36 RTA VIII, 29, Pkt. 3a. 

37 RTA VIII, 29, Pkt. 4. 
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Kurfürsten lebten: so der Bischof von Speyer”, Bischof Johann von Würzburg”, der 
Landgraf von Hessen“, die Bischöfe von Bamberg‘, von Augsburg” und Wilhelm 
von Straßburg.“ Ähnlich nahe lag die Beteiligung der Anrainer Böhmens, etwa der 
Landgrafen von Thüringen und Markgrafen von Meißen.“ 

Die Städte dagegen hielten sich deutlich zurück. Ihnen war die Mediatisie- 
rungsgefahr, die in einem Beitritt zur kurfürstlichen Vereinigung lag, nur zu bewußt. 
Schließlich war das Problem der Verteidigung städtischer Freiheiten gerade zu dieser 
Zeit höchst aktuell. Die Werbung für den Bund rief demzufolge heftige und kontro- 
verse Diskussionen hervor. So ist ein Entwurf für eine Beitrittsurkunde des Schwä- 
bischen Städtebundes erhalten“ und auf der anderen Seite die klare Absage Basels an 
die Kurfürsten.“ Auf einer, allerdings schwach besuchten städtischen Konferenz in 
Basel, auf der über eine Reaktion auf den Nürnberger Bund diskutiert wurde, war jene 
Antwort zustande gekommen.’ Insgesamt darf man annehmen, daß die Städte bereit 
waren, ihren Anteil zur Bekämpfung der Ketzerei beizusteuern, aber bemüht blieben, 
dem Eintritt in ein politisch verbindliches Bündnis zu entgehen. Anders als die 
„Anrainer“-Städte, die sich auf dem Görlitzer Tag (Ende Juni) gemeinsam mit den 
schlesischen Fürsten der Vereinigung anschlossen, haben sich die übrigen Städte 
dieser Bindung entzogen. Die Städte der Lausitz und in der Umgebung Breslaus 
holten Sigmunds Genehmigung ein. Das Aufgebot „dewtschir zunge“® wurde 
allerdings durch die städtische Zurückhaltung nicht sehr beeinträchtigt. Es erreichte 
ein die Zeitgenossen beeindruckendes Ausmaß.°® 


38 RTA VIII, 30. 

39 RTA VII, 31. 

40 RTA VIII, 30. 

41 RTA VIII, 30. 

42 RTA VII, 30; Anselm von Nenningen war als Bischof von Augsburg sehr umstritten, Sigmund 
hatte mehrfach gegen ihn Stellung bezogen, und zwar politisch im Reich (Belehnung Friedrichs 
von Graveneck mit den Regalien RI XI, 4936, 3.8.1422) und an der Kurie (RI XI, 4106, 
13.4.1420). Der Erzbischof von Mainz dagegen hatte sich des vom Domkapitel gewählten 
Anselm angenommen und ihn gegen den bisherigen Abt von Szerard in Ungam, Friedrich von 
Graveneck, bestätigt. Vgl. Emst Huckert, Die Politik der Stadt Mainz, Mainz 1878, S. 83. 
Anselm übertrug den Kurfürsten von Mainz und der Pfalz dann auch, auf dem Tag zu Wesel 
(25.5.) für ihn und sein Bistum Verpflichtungen einzugehen. Vgl. RTA VIII, 45. 

43 RTA VIII, 30. 

44 RTA VII, 32. Zwischen den Markgrafen von Meißen und dem Erzstift Mainz bestanden von 
jeher Bindungen. Vgl. Eduard ZiEHEn, Mittelrhein und Reich im Zeitalter der Reichsreform, 2 
Bde, Frankfurt 1934/37, hier: Bd. 1, S. 108. Die Markgrafen hatten Sigmund bereits Ende 1420 
800 Mann und 500 Reiter gegen die Hussiten zugesagt. RI XI, 4417, 4418, 4150. Dafür sollten 
sie schadlos gehalten werden und 30.000 rheinische Gulden bekommen. RI XI, 4390, 4391. 

45 RTA VIII, 33. 

46 RTA VIII, 54, S. 69, Zeile 21-22; RTA VIII, 61, S. 75, Zeile 14-15. 

47 RTA VII, 59, 60. 

48 RTA VIII, 71. 

49 RTA VIH, 70, S. 82, Zeile 24. 

50 Vgl. Berichte über die Görlitzer Verhandlungen, die an den Deutschordensmeister gerichtet 
waren, Dort wird die Beteiligung von 86 (!) Reichsstädten erwähnt. Selbst wenn die Zahl nicht 
richtig gewesen sein sollte, zeugt sie doch von dem Eindruck, daß sich ausgesprochen viele 
Städte beteiligten. RTA VIII, 68-71; besonders: 68, S. 80, Anm. 5; 69, S. 81, Zeile 25 und S. 81, 
Anm. 2; RTA VIII, 70, S. 82, Zeile 17. 
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Die definitive Festsetzung des Feldzugs hatten die Kurfürsten Ende Mai in 
Oberwesel vorgenommen.’! Sie betonten bei der Bekanntgabe ihrer Beschlüsse, es 
handle sich um ein Anliegen des Königs und des Papstes. Während allerdings die 
königliche Aktivität sehr gering geblieben sei, habe der Papst alles getan, das 
Unternehmen zu fördern. Zum Weseler Tag habe er einen Legaten, Kardinal Branda, 
mit einer Ablaßbulle gesandt. Die Kurfürsten führten den Kardinal als Anwalt für die 
Sache des Glaubens an.® Sein im Namen des Papstes vorgebrachter Appell habe sie 
überzeugt, mit Heeresmacht gegen Böhmen ziehen zu müssen, und zwar „als des 
heiligen riches obirsten glidder und kurfursten in craft des almechtigen“.’° Die 
übrigen geistlichen und weltlichen Fürsten des Reiches „in Tutschen und Welschen 
landen“** habe man aufgefordert, ebenfalls zukommen, was jene als gute Christen- 
fürsten zweifelsohne tun würden. Die Städter sollten sich dem Zug anschließen.” Bis 
Ende Juni sollten sie ihre Kontingentsstärke angeben, damit man sich darauf einrich- 
ten könne. Diese kurfürstliche Aufforderung wurde von Branda durch ein eigenes 
Schreiben an die Städte im Namen des Papstes unterstützt. 


Die Teilung der antihäretischen Mächte 


Die Bekämpfung der Ketzerei war zu einer Sache des Christentums und des 
Heiligen Reichs geworden. Niemand konnte sich einem solchen Unternehmen 
ernstlich verweigern.’ Der König wurde als eine der Legitimationsinstanzen nur rein 
formelhaft erwähnt. Er war dadurch an den Rand der moralischen Verurteilung 
gedrängt, weil sein Engagement bislang der Aufgabe bei weitem nicht gerecht 
geworden war. Ihm blieb nichts anderes übrig, als dem Kardinal zu danken und zu 
versichern, daß auch er unter Aufbietung aller Kräfte kämpfen wolle.’? 

Sigmund akzeptierte die Teilung der antihäretischen Mächte in zwei Blöcke, 
den „seinen“ und den der Fürsten aus dem Reich. Von Ost und West kommend 
würden sie die Ketzer gemeinsam angreifen.“ So strategisch diese Teilung anmutet, 
so politisch war sie. Reich und König waren noch nie so sehr voneinander abgegrenzt 
gewesen. Sigmund war erstmals nicht nur als Machtpolitiker, sondern als Legitima- 
tionsinstanz in der Defensive. Da eine solche auch für das kurfürstliche Handeln 
unverzichtbar war, mußten sich diese auf die Kurie stützen. Insofern entspricht die 
starke Stellung des Kardinals der Schwäche des Königs. War dieser mittlerweile in 
das Feldzugsprojekt nicht mehr integriert, hatte der Kardinal eine wichtige Position 
als diplomatischer Wegbereiter und als Impulsgeber für die Motivation einer immer 
größeren Teilnehmerzahl. 

51 RTA VIII, 48, 49. 

52 RTA VIII, 49, S. 62, Zeile 30-39. 
53 RTA VIII, S. 63, Zeile 2-3. 

54 RTA VIII, 49, S. 62, Zeile 8-9. 
55 RTA VIII, 49, S. 63, Zeile 17-22. 
56 RTA VIII, 52. 


57 RTA VIII, 51. Der polnische König wurde in diesen „moralischen Imperativ“ einbezogen. An 
ihn erging ebenfalls eine entsprechende Aufforderung. 

58 RTA VIII, 49, S. 62, Zeile 39-41. 

59 RTA VIII, 63. 

60 RTA VIII, 63, S. 77, Zeile 14-17. 
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Die „Opposition“ der Kurfürsten 


In diesen Zusammenhang müssen auch alle Theorien über die oppositionelle 
Macht der Kurfürsten gestellt werden. Sicherlich konnten diese eigentlich nur an 
einem schwachen König interessiert sein, weil ein solcher nicht imstande war, ihre 
Kreise zu stören. Darüber hinaus gab es aber einen Bereich, in dem der König nicht 
ersetzbar war. Eine reichsübergreifende Aktion bedurfte eines Vermittlers von | 
Rechtssicherheit, der auch die Autorität besaß, über die Grenzen des politischen | 
„Partikularismus“ hinweg die Reichsangehörigen zur Mitarbeit zu bewegen. 

Im vorliegenden konkreten Fall ließ sich das Fehlen des Königs relativ leicht 
ausgleichen. Man stützte sich auf die religiöse Grundlage des Unternehmens und 
verlagerte den Akzent auf diesen Bereich. Handelten im „Normalfall“ König und 
Reich im christlichen Rahmen, d. h. in grundsätzlichem Einklang mit der Kurie, 
agierten diesmal Papst und Reich im Konsens mit dem König. Auch bei dieser 
Konstellation gab es eine dualistische Funktionsteilung in einen politisch-militäri- 
schen Anteil an der Problemlösung auf der einen und in die Bekräftigung und 
Legitimierung der politischen Handlung auf der anderen Seite. Kardinal Brandas 
Aufgabe war es im Prinzip, die Sache der vereinigten Kurfürsten zur Reichsangele- 
genheit zu machen. Es war ein objektiv, d. h. was die militärische oder politische 
Effizienz betrifft, kleiner Schritt, subjektiv jedoch war der Unterschied beachtlich. 
Branda verbreitete Sicherheit darüber, daß es sich nicht nur um ein politisches 
Manöver handle, bei dem vorsichtige Zurückhaltung geboten sei. Derart unterstützt 
gelang es den Kurfürsten, die Gefahr des Hussitismus überzeugend zu propagieren. 
Gleichgültig, ob die Besorgnis über die Gefahr aus Böhmen berechtigt war, vorallem 
hinsichtlich der Expansionsneigung: die beunruhigenden Berichte aus Böhmen und 
Mähren, auch durch den Kanzler des Königs“! und vom König selbst“, die päpstli- 
chen Kreuzzugs- und Ablaßbullen, die Predigten Brandas sowie die kurfürstlichen 
Aktivitäten überzeugten weite Kreise. 

Sobald allgemein anerkannt war, daß es Christenpflicht aller Reichsangehöri- | 
gen sei, mitzuwirken, war das Fehlen des Königs für diesen reichspolitisch umso | 
ungünstiger. In welchem Maße es eine wirklich politische Opposition war, die die | 
Kurfürsten motivierte, läßt sich nicht genau bestimmen. Den König derart im | 
„Abseits“ zu sehen, dürfte sie auf jeden Fall befriedigt haben. Allein aus politischem 
Kalkül haben die Kurfürsten ein derart großes Untemehmen jedoch gewiß nicht 
inszeniert. Dazu war der Kreis der erfolgreich Angesprochenen zu weit, ihre Zahl zu 
groß und ihre Motivation zu stark. Darüber hinaus war das einzige politisch verbind- 
liche kurfürstliche Ansinnen, der kurfürstliche Bündnisvertrag nämlich, relativ 
wenig angenommen worden. Viele hatten sich zwar zu dem Unternehmen zusam- | 
mengefunden, aber längst nicht alle hatten sich an die Kurfürsten binden wollen. 


61 RTA VIII, 34, S. 39, Zeile 15-35. 
62 RTA VIII, 1,2. 
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Der König am Rande des Geschehens 


Während die Kurie und Kurfürsten erfolgreich zusammenwirkten, war Sig- 
mund allenfalls eine Randfigur des Geschehens. Diesen Eindruck gewinnt man auch 
aus einer ganz anderen Perspektive. Ein Blick auf die personale Basis des Königs im 
Reich zeigt eine weitere alarmierende Verengung des Kreises derer, die dem 
Königtum zuzurechnen waren. Unmittelbare königliche Präsenz im Reichsgesche- 
hen vermittelte eine Delegation, die Sigmund zum Nürnberger Tag entsandt hatte, um 
die Teilnehmer der Versammlung dazu zu veranlassen, sein Eintreffen abzuwar- 
ten.® Diese Gesandtschaft bestand aus dem Kanzler Georg von Passau, Bernhard von 
Baden, dem Hofmeister Ludwig von Öttingen, Konrad von Weinsberg und Haupt von 
Pappenheim.“ Der Markgraf war zwar in Nürnberg anwesend, allerdings von seiner 
Fehde derart in Anspruch genommen, daß er als Verfechter königlicher Ansprüche 
ausfiel.‘ 

Anfang Juni, nachdem die kurfürstliche Initiative vorlag, änderte sich die 
Aufgabenstellung der königlichen Gesandtschaft. Sigmund setzte seine Gesandten 
nun zu dem Versuch ein, das Feldzugsprojekt nachträglich königlicher Hoheit zu 
unterstellen. Er bevollmächtigte seine Räte, vor allem den Kanzler und den Hofmei- 
ster, eine Versammlung einzuberufen, auf der sie die Angehörigen des Reiches dazu 
autorisieren sollten, alle notwendigen Maßnahmen zur Bekämpfung des Feindes 
einzuleiten, auch einen Feldzug, dann einen Vikar oder Hauptleute zu wählen, kurz, 
„alles das zu tun und zu lassen, was die kurfursten, fursten und herren gut sein 
bedunken wirt nichts ußgenommen‘“.% Die Kurfürsten hatten den nächsten Termin 
für eine Zusarnmenkunft ihrer Räte mit denen der Städte auf Ende Juni in Mainz fest- 
gelegt.” Georg von Passau kam „auf das lecz‘“® in Mainz dazu und erreichte, daß ein 
Tag auf den 19. Juli nach Boppard angesetzt wurde. Für den König war damit aber 
wenig erreicht. Längst waren alle Weichen gestellt, der Mainzer und der Bopparder 
Termin waren eigentlich nur Treffen zur Verabredung der Modalitäten des Feldzugs. 
Insofern war des Königs Versuch, sich in das Geschehen im Reich zu integrieren, 
nicht mehr als eine hilflose Geste. 


Die personale Basis des Königtums 


Dessen ungeachtet ist die Gesandtschaft Sigmunds einer genaueren Betrach- 
tung wert. Sie erweist sich in ihrer Zusammensetzung als ein Indiz für den königli- 
chen Rückhalt im Reich.” Die Leitung hatten Georg von Passau und Ludwig von 


63 RTA VIII, 24. Sigmunds Brief an seinen Kanzler. 

64 RTA VIII, 26; 1. Mai 1421. 

65 Vgl. Fester, 3246-3341. Der Margraf war danach im Januar (FEsTEr 3246) einmal als Finanz- 
verwalter des Königs tätig, seit dem 16. April war er in Nürnberg (Fester 3278, 3282, 3283). 

66 RTA VIII, 74, S. 86, Zeile 39-40. 

67 RTA VIII, 48. 

68 RTA VIII, 86, S. 93, Zeile 22. 

69 RTA VIII, 77, 78. 

70 Aufzählung der Delegationsmitglieder RTA VII, 74, S. 86, Zeile 26-30. 


90 Die Abwehr einer Gefahr für das Ganze 


Öttin gen.” Begleitet wurden sie von Hans von Lupfen, einem „Aufsteiger“ im 
Königsdienst.”? Er gehörte, wie der von Öttingen, dem schwäbischen Adel an. Beide 
repräsentierten die auch ansonsten relativ breite Verankerung des Königs gerade im 
schwäbischen Raum. Die Hinzunahme Philipps von Nassau entsprach nicht mehr der 
politischen Realität. Philipp hatte lange zwischen dem Dienst beim König und seiner 
Verbindung zum Mainzer Erzstuhl geschwankt. Seit Sigmunds Machtverfall hatte er 
sich jedoch zurückgehalten und die Konsolidierungsphase Konrads von Mainz für 
sich genutzt.” Ausgesprochen rührig waren Albrecht von Hohenlohe, der Bruder des 
Kanzlers und Schwager des Erzbischofs von Trier, und Konrad von Weinsberg. 
Beide traten auch in den kommenden Jahren bei der Übermittlung königlicher 
Vorstellungen an das Reich gemeinsam auf.” Durch ihre verwandtschaftlichen 
Beziehungen zu reichsfürstlichen Familien waren sie prädestiniert für diese Aufga- 
ben, zumal sie auf der anderen Seite selbst nicht so „ausgestattet“ waren, daß sie 
materiell unabhängig gewesen wären. Ihre Erfahrungen, Kenntnisse und diplomati- 
sche Geschicklichkeit, Eigenschaften, die zumindest bei Konrad von Weinsberg in 
hohem Maß nachweisbar sind’, machten sie außerdem zu diplomatischen „Fachleu- 
ten“, 

Die untere „Etage“ der Gesandtschaft bildeten schließlich drei Adlige, deren 
Bedeutung für die Reichspolitik des Königs jedoch nicht zu unterschätzen ist: Haupt 
Marschall von Pappenheim, der nach Rang und Namen erste dieser Gruppe, Frisch- 
hans von Bodman und Heinrich Beyer von Boppard. Während Bodman schon seit 
1417/18, also seit der letzten Krise des Königtums, zusammen mit Haupt in der 
näheren Umgebung des Hofes zu finden war, wurde Heinrich Beyer zwar ebenfalls 
1417 (gemeinsam mit seinem Bruder) unter das „Hofgesinde“ aufgenommen’S, trat 
jedoch erst seit 1420 deutlicher hervor. Vermutlich wuchs das königliche Interesse 
an dem Kleriker der Kölner Diözese” erst mit zunehmender Verdichtung der Kon- 
takte zu den rheinischen Kurfürsten.” In seiner Bedeutung für die königliche 
Verwaltung stand er weit hinter Pappenheim und Bodman zurück. Angesichts der 
Tatsache, daß Sigmund wegen der Dringlichkeit seines Anliegens nicht irgendeine 
Gesandtschaft, sondern möglichst hochrangige Vertreter ins Reich schickte, zeigt 
sich eine im Vergleich zur Krise 1417/18 weiter fortgeschrittene Verengung des 
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Bcachte: Ludwig von Öttingen war der Schwiegervater Bernhards von Baden, welcher mit Anna 

von Öttingen verheiratet war; vgl. u. a. Fester 3042. 

72 RI XI, 3484, 3247. 

73 Eine Zeitlang konkurrierten Philipp von Nassau und der Mainzer Erzbischof als Landvögte inder 
Wetterau (RI XI, 1524). Seit 1418 gab es hier höchstens vereinzelt Hinweise auf Verbindungen 
zum König. Mit dem Regierungsantritt Konrads von Mainz wurde Philipp von Nassau „Schlüs- 
selfigur“ Mainzer Territorialpoliuk in diesem Bereich. MATHIEs, Kurfürstenbund, S. 44-45. 

74 RTA VIII, 284; RI XI, 5644, 5656 (= Fester 3603), RI XI, 5881-5885. 

75 Vgl. die Schwierigkeiten des Weinsbergers mit der Stadt Weinsberg und die Selbstbehauptungs- 
probleme der Familie gegenüber kurpfälzischen Ansprüchen. Conn, Rhine Palatinate, S. 45—46; 
BATTENBERG, Falkensıeiner Erbschaft, S. 99-176. 

76 RI XI, 2540; zur Familie vgl. BRANDENSTEI, Urkundenwesen, S. 244-246. 

77 So wurde Heinrich 1420 auch Gesandter zum Erzbischof von Köln, RI XI, 4244. 

78 Vgl. RI XI, 4543; die Familie wurde 1421 in Anerkennung ihrer Verdienste in den Stand der 

Freien erhoben. Vgl. dazu auch Walter GoLDfnGer, Die Standeserhöhungsdiplome unter König 

und Kaiser Sigismund, in: MIÖG 78 (1970), S. 323-337, hier: S. 325. 
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königlichen Hofes. Auch im Verhältnis zu der inzwischen reichsumfassenden Tätig- 
keit der Kurfürsten war der königliche Stab bemerkenswert unbedeutend. Ein relativ 
starker Kanzler mit dem fränkischen Familienrückhalt Hohenlohe/Weinsberg und 
eine relativ ansehnliche Verankerung im schwäbischen Raum (Öttingen, Lupfen, 
Pappenheim, Bodman) war mehr oder minder alles, was der König aufzuweisen 
hatte.” 

Dies waren Amtsträger und Diplomaten des Hofes im engsten Sinne, d. h. 
„aktives Königspotential“. Das „passive Königspotential‘“, bestehend aus gelegent- 
lichen Ansprechpartnern des Königs, aus den in ihrem Territorium verbleibenden 
Sympathisanten königlicher Politik, lag brach, wenn der König längere Zeit außer 
Reichweite blieb. Dieser Verlust hatte zudem die Tendenz, sich im Laufe der Zeit und 
mit zunehmender Distanz zu vergrößern, was sich bereits in besorgniserregendem 
Umfang zeigte. Schließlich repräsentierte kein weiterer geistlicher oder weltlicher 
Fürst, erst recht kein Kurfürst, mehr königliche Politik im Reich. 

Im Gegenteil, „Sigmunds Kurfürst“, Friedrich von Brandenburg, stand im 
Begriff, eine dynastische Verbindung mit dem polnischen Königshaus einzugehen?®, 
wasangesichts der Unsicherheit über die polnische Loyalität im Ketzerkampf und der 
Differenzen zwischen Wladyslaw und Sigmund nach dem Breslauer Spruch einem 
Parteienwechsel nahekam. Ende Februar hatte der König den Kurfürsten bereits 
dringend gebeten, die Heiratspläne aufzugeben, um seine schwere Ungnade zu ver- 
meiden.®' Sigmund warf ihm Undankbarkeit und Untreue vor. Der moralische Appell 
konnte allerdings die Chance für die Dynastie der Hohenzollern nicht aufwiegen. Im 
April wurden der Ehepakt und ein Schutz- und Trutzbündnis zwischen Polen und 
Brandenburg gegen den Orden abgeschlossen. Der vorläufige Bruch zwischen dem 
König und seinem Kurfürsten war damit besiegelt und die Isolierung des Königs von 
allen Großen des Reiches auf die Spitze getrieben. 


79 Hinzukamen kurzfristige, zweckgebundene Beziehungen zu einzelnen Häusern. So bemühte 
sich Ludwig von Chälon-sur-Saöne um Kontakt zum königlichen Hofe, um in seinem Streit um 
die Grafschaft Genf Vorteile gegenüber dem Herzog von Savoyen zu erwirken. Außerdem war 
ihm daran gelegen, seinen Einfluß im Herzogtum Burgund zu stärken, wozu Kontakte zu 
Sigmund in den folgenden Jahren zahlreiche Vorteile brachten (vgl. RI XI, 5375, 5410, 5409, 
5440, 5441, 5633). Die meisten Übertragungen, Bestätigungen und Privilegierungen Ludwigs 
von Chälon bezogen sich in diesen Jahren, d. h. bis 1424, auf das Erbe Philipps von Burgund, auf 
die Grafschaften Genf und Valenciennes und auf Besançon). 1421 jedenfalls begann die 
Verdichtung dieser Beziehungen. Ludwig wandte sich an den König und wurde großzügig 
privilegiert (RI XI, 4556, 4557, 4561, 4562). Der König ernannte ihn zum Reichsvikar für 
Burgund, die Dauphine, Vienne, Valence, Avignon und der Provence (RI XI, 4557). Die 
politischen Motive Sigmunds lagen auch im Wunsch „de restaurer l'autorité imp£riale en 
Bourgogne et dans l’ancien royaume d’Arles“ (Frederic BARBEY, Louis de Châlon, Lausanne u. 
a., 1926, S. 109). Allerdings gab es auch weitaus vordergründigere Motive: Der Köni g benötigte 
Finanziers. So gibt es eine Zusage Sigmunds, daß Ludwig sich durch alle Reichseinkünfte aus 
dem ihm jüngst übertragenen Viktariat für eine größere Geldsumme schadlos halten sollte (RI 
XI, 4559), die er dem König für den Hussitenkrieg überlassen hatte. Der Diplomat, welcher die 
Transaktionen im Namen des Königs mit Ludwig vereinbarte, war Heinrich Beyer von Boppard. 
Literatur zu Châlon: Jean RıcHAro, in: Lexikon des Mittelalters, 2. Bd., 8. Lieferung, München 
1983, Spalte 1658-1659; Barsey, Louis de Châlon. 

80 RI XI, 4464. 

81 Vgl. BRANDENBURG, König Sigmund, S. 11-117. 
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Seine einzigen Erfolge konnte Sigmund in Meißen, Schlesien und im mähri- 
schen Bereich verbuchen. Hier gelang es ihm im November, mit Herzog Przemko von 
Troppau einen Bund gegen die Hussiten zu schließen’; er gewann Albrecht von 
Colditz „zum Hauptmann seiner Fürstentümer Breslau und Schweidnitz"? und 
verpflichtete die Markgrafen von Meißen und Landgrafen von Thüringen zur 
Mithilfe.“ Ein Blick auf die Karte läßt unschwer erkennen, in welch hohem Maße die 
„Frontlage“ dieser Mitkämpfer ihre Kooperationsbereitschaft fördern mußte. Übrig 
blieb nur der zukünftige Schwiegersohn Sigmunds, mit dem dieser 1421 den endgül- 
tigen Ehevertrag aushandelte. Grundsätzlich ging es um den Fortbestand der Dyna- 
stie und um die Verbindung der Häuser Luxemburg und Habsburg. Über das 
Ehebündnis hatte man sich im Prinzip schon 1411 einigen können.” Die Verhandlun- 
gen 1421 waren dennoch ausgesprochen brisant, weil es auch um die Finanzierung 
des böhmischen Krieges ging. Die Summe, um die es sich handelte, waren 400.000 
Dukaten, von denen mindestens die Hälfte in direktem Bezug zur Hussitenhilfe stand. 
Man einigte sich im Spätsommer.‘® Von da an kann man gleichsam von einerAdop- 
tion des Habsburgers sprechen, die Verbindung zwischen den Häusern Luxemburg 
und Habsburg begann in vollem Umfang zu wirken. Dieser Machtzuwachs war nicht 
zu unterschätzen. Aberes besteht eine wichtige Einschränkung. Daß der Habsburger 
nun voll zu Sigmunds Verfügung stand, wirkte sich nur im ostmitteleuropäischen 
Zusammenhang aus, wie die folgenden Jahre eindeutig zeigen sollten. Dieser 
dynastische Erfolg hat Sigmunds Rückhalt im Reich demnach nicht auffallend 
verbessert. 


Ergebnisse 


Der König befand sich zur Zeit des Feldzugs von 1421 in beinahe vollständiger 
Isolierung vom Reichsgeschehen. Die Krise des Königtums hatte ein bisher nicht 
gekanntes Ausmaß erreicht und umfaßte erstmals beide Hauptbereiche seiner Exi- 
stenz: sein Interesse als Machtpolitiker und seine Funktion als Legitimationsinstanz. 
Sigmund war beinahe ohne „geopolitische“‘ Verankerung im Reich und wurde zudem 
in seiner Funktion als Quelle der Rechtssicherheit durch den Papst, vertreten durch 
Kardinal Branda, ersetzt. In dieser Lage war die Tatsache, daß das Reich sich bei 
seinen antihäretischen Maßnahmen auf einen grundsätzlichen Konsens mit Sigmund 
berief und daß diese Übereinstimmung offensichtlich als unverzichtbar empfunden 
wurde, die einzige Sicherheit für den Fortbestand des luxemburgischen Königtums. 
Spätestens mit dem Ende des Unternehmens mußte Simund in starke Bedrängnis 
geraten, wenn nicht zuvor eine entscheidende Verbesserung des Zusammenhalts von 
König und Reich gelang. Zum Vorteil des Königs war die Berufung auf den Papst nur 
bedingt und nur kurzfristig geeignet, das „Königs-Defizit“ zu überspielen. Letzt- 


82 RI XI, 4660. 

83 Vgl. RI XI, 4532. 

84 Vgl. RI XI, 4150, 4390, 4391, 4417. 
85 RI XI, 136, 137. 

86 RI XI, 4610-4613. 
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endlich blieb der König der einzige, welcher Rechtssicherheit für das politische 
System des Reiches garantieren konnte. Dies war aber nur dann realisierbar, wenn er 
wenigstens potentiell ansprechbar war. Denn auf die Dauer war das Bedürfnis nach 
königlichem Handeln zu konkret, um aus der Ferne befriedigt oder über Ersatzlösun- 
gen gestillt zu werden. Die physische Anwesenheit des Königs und sein persönliches 
Urteil über die Vorgänge und Notwendigkeiten politischen und militärischen Han- 
delns waren in Krisenzeiten nur kurzfristig ersetzbar. Eine längere Abwesenheit war 
intolerabel. Entsprach der König diesem Bedürfnis nicht, war sein Königtum nicht 
haltbar. 


1.4 1422 - DER NÜRNBERGER TAG - DIE SELBSTORGANISATION DES REICHES 
Ein Tag in Regensburg oder Nürnberg 


Der Mißerfolg des Kreuzzugs! gegen die Hussiten vergrößerte die Spannungen 
zwischen Kurfürsten und König bis an die Grenze des Tragbaren. Es war schon 
beinahe sinnbildlich, daß es nicht einmal gelungen war, sich auf dem Schlachtfeld zu 
treffen und gemeinsam zu kämpfen. Anfang 1422 tagten die Großen des Reiches in 
Frankfurt? und Nürnberg?. Der König entsandte Albrecht von Colditz und Hartung 
von Clux® ins Reich, um sein Nicht-Erscheinen in Böhmen zu erklären.’ Ihre Mission 
sollte die Stimmung gegenüber dem König erkunden und feststellen, inwieweit im 
Reich Bereitschaft dazu bestand, den Kampf weiterzuführen. 

Colditz‘ kam in beiden Punkten zu einem offensichtlich ihn selbst verwundern- 
den Resultat: Im Reich sei er überall wohlwollend empfangen worden und könne nur 
feststellen, „daz sie alle meinen gnedigen hern liep und wert haben“ und sehr wohl 
zum Zuge gegen die Hussiten bereit seien, „mein herre welle is denne selber 
vorterben“. Diese Skepsis bezüglich der königlichen Zuverlässigkeit teilten die 
Kurfürsten. Sie sandten Dietrich von Köln’ an den königlichen Hof. Dieser erwirkte 
Anfang März in Skalitz zahlreiche Gnadenbezeugungen des Königs für sich und sein 
Stift? und bewog Sigmund dazu, einen Tag nach Regensburg auszuschreiben.? Zur 
Vorbereitung des Tages, so hieß es in dem Einladungsschreiben, würden die Kurfür- 
sten eine Konferenz ansetzen, die entsprechend zu beschicken sei. 


Vgl. BEzoLo, Reichskriege, S. 55-58. 

RTA VIII, 96, 97. 

RTA VIII, 95. 

Hartung von Clux war Sigmunds „familiaris und miles“ (RI XI, 62) seit 1411, im Prinzip aber 
als mehr oder minder ständiger Gesandter des englischen Königs am Hofe Sigmunds. 

RTA VII, 100, 101, 102. 

RTA VIII, 101, S. 116, Zeile 28 - S. 117, Zeile 2. 

RTA VIII, 100, S. 116, Zeile 11-12; 103, S. 118, Zeile 14; 104, S. 118, Zeile 37—40. 

RI XI, 4740-4744, 4758, 4759. Es ist auffällig, wie reich die Privilegierung Dietrichs und 
Heinrichs von Boppard zur gleichen Zeit am gleichen Ort ausfällt. (RI XI, 4738, 4739, 
4752-4755) Es ist an eine Belohnung für die burgundische Mission (vgl. oben, $. 91, Anm. 79) 
zu denken, vor allem aber, wegen der zeitlichen und örtlichen Nähe zu den laufenden Verhand- 
lungen, an diplomatische Funkuonen; schließlich besaß die Familie das Vertrauen beider 
Gesprächspartner. 

9 RTA VIII, 108. 
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Der Regensburger Tag sollte vor allem Beschlüsse fassen. Die politischen 
Vorarbeiten wollten die Kurfürsten bis dahin erledigt haben. Dies entsprach der 
Erwartung, daß der König allenfalls kurz ins Reich kommen werde. Daß er aber — 
auch im eigenen Interesse — ein Erscheinen nicht umgehen könne, mußte Sigmund 
deutlich gesagt werden. Der Papst mahnte den König jedenfalls unüberhörbar.!? Die 
Städte hatten Gesandte an den Hof geschickt, welche Reichsanliegen vor den König 
brachten!!, was die kurfürstliche „Überzeugungsarbeit‘ nur unterstützen konnte. 

Es gibt Anhaltspunkte dafür, daß auch in der unmittelbaren Umgebung Sig- 
munds die kritische Situation des Königtums besprochen wurde. Sigmunds Arzt, 
Magister Seyfried Degenberg, schrieb Anfang 1422 an den Hochmeisterdes Deutsch- | 
ordens, er fürchte, falls der König dem Regensburger Tag fernbleibe, „daz mein herre 
wurde komen von allen seinen kronen und reichen“.'? Trotzdem verschob Sigmund 
den Tag kommentarlos.'? Die Grenze, bis zu der Sigmund sein Gesicht hätte wahren 
können, war damit überschritten. 

Die Kurfürsten nahmen die Einladung zum Tag in ihre Hände. Sie luden für den 
15. Juli nach Nürnberg!*, verkündeten, sie würden dort persönlich erscheinen, und 
fuhren fort: „denselben tag wir dem vorgenanten unserm herren dem kunige auch | 
virkundigt und zugeschreben haben, und meinen ie daz er zu demselben tage mit sin | 
selbs person auch komen werde als wir daz eigentlich virnomen haben.“ Diese 
Initiative der Kurfürsten warf zwar organisatorisch einige Schwierigkeiten avf, 
wurde im Reich aber grundsätzlich angenommen.'® 

Die Städte nahmen in dem Zwist um den Tagungsort eine abwartende Haltung 
ein. Sie akzeptierten Regensburg!”, rechneten allerdings auch mit Nürnberg!®, zumal 
wenn die Kurfürsten nicht einlenken sollten.” Die Hauptsache war, daß der König 
überhaupt kam. Dieser hatte offensichtlich noch nicht alle Hoffnungen aufgegeben, 
daß die Kurfürsten die Ortsfrage noch einmal zur Diskussion stellen würden. Er 
schickte eine Delegation von hohem Ansehen nach Nürnberg, um mit den Kurfürsten 
zu verhandeln: den Grafen von Cilli und/oder Albrecht von Hohenlohe und den 
Bruder des Nikolaus von Gara.” Es ist charakteristisch für Sigmunds schwache 
Position im Reich, daß er seine Delegation mit einem ungarischen Hochadeligen?' 
„anreicherte“, um ihr mehr Gewicht zu verleihen. Das gewünschte Einlenken der | 
Kurfürsten war dennoch nicht zu erreichen. Die Ortsfrage stand schon lange nicht | 


10 RTA VII, 106. 

11 RTA VII, 103. 

12 RTA VIII, 118, S. 129, Zeile 18. 

13 RTA VIII, 110. 

14 RTA VIII, 111. Alle sechs, der Kurfürst von Böhmen fehlte natürlich. 

15 RTA VIII, 111, S. 126, Zeile 3-5. 

16 RTA VIII, 125, S. 134, Zeile 21-22, 

17 Augsburg schlug den Städteboten vor, sich bei der Stadt zu treffen und dann gemeinsam zum 
König nach Regensburg zu reiten, RTA VIII, 124, 21. Juli. 

18 Augsburg bestellte in Nürnberg Quartier RTA VIII, 117, 13. Juli 1422. 

19 RTA VIII, 122, 

20 Die Berichte sind nicht eindeutig. Vgl. RTA VIII, 121, S. 131; 122, S. 132; 125, S. 134. 

21 Vgl. die Zusammensetzung der ungarischen Gruppe nach der Präsenzliste des Tages; RTA VIII, 
182. Gara war das Haupt der Delegation ungarischer Hochadliger. 
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mehr offen. Es bedurfte einiger Zeit, bis der König bereit war, seine Niederlage zu 
akzeptieren. Am 26. Juli 1422 traf Sigmund in Nürnberg ein.” 
Bereits wenige Tage nach der Ankunft des Königs in Nürnberg betonte der 
Gesandte des Deutschen Ordens in einem Brief an den Hochmeister, der König habe 
ihm befohlen auszurichten, „das her sich mit seinen korfursten einmuticlich und 
eintrechticlich habe geeinet und entrichtet also das sie undir enander ganz eins sein, 
und sie wellen im beistehen und helfen, also wil her in widder thun“.?? Der Konsens 
war sicher oberflächlich, und die Einigkeit betraf nur einen äußerst begrenzten 
Themenbereich. Dennoch wäre es falsch anzunehmen, ein nur unter starkem kurfürst- 
lichen Druck zustandegekommener Tag müßte für den König zwangsläufig zu einem 
blamablen Mißerfolg führen. Eine solche Prognose ließe außer acht, daß ein allge- 
mein als wichtig empfundener Tag mit dem König diesem unter Umständen mehr 
politisches Gewicht zuführen mochte, als ein quasi-königlicher Tag in seiner Abwe- 
senheit ihm hatte entziehen können. Wenn es Sigmund gelang, diesen Tag geschickt 
zu leiten, war sein Königtum wieder gefestigt. Dies umso mehr, als die Anwesenheit 
der Kurfürsten” sowie Kardinal Brandas” gewährleistete, daß wirklich alle Protago- 
nisten der letzten Monate beisammen waren. Der Tag hatte eine entspechend hohe 
| Resonanz im Reich.” Das reichsübergreifende Thema der Ketzerbekämpfung und 
die Frage des Verhältnisses des Deutschen Ordens zu Polen-Litauen sowie die 
| Landfriedensproblematik im Reich ließen es zudem wünschenswert erscheinen, daß 
möglichst viele Große des Reiches kämen. Insofern war es keineswegs rhetorisches 
| Beiwerk, wenn die Abwesenheit eines der wichtigsten Territorialherrn, Herzog 
Adolfs von Berg, wiederholt bedauert wurde.” 


Die unstrittigen Fragen des Tages 


Es drängte zunächst eine Beratung der Deutschordensproblematik, denn der 
Waffenstillstand mit Polen lief am 13. Juli 1422 ab. In den letzten Monaten hatten sich 
die Spannungen zwischen Sigmund und Polen/Litauen infolge des hussitischen 
Werbens um Wladyslaw und Witold beträchtlich verschärft. Zudem war es den Polen 
gelungen, an der Kurie die Überprüfung des Breslauer Spruchs durchzusetzen. Schon 
seit Beginn des Jahres protestierte Sigmund entschieden gegen die päpstliche 
Einmischung, insbesondere gegen die Tätigkeit des im Dezember 1421 zu Sigmund 
entsandten päpstlichen Legaten Antonius Zeno.” Sigmund verlangte vom Papst statt 


22 RI XI, 489%6a; RTA VIII, 127; 128; 129. 

23 RTA VIII, 130, S. 141, Zeile 3-5; entsprechend der König an Paul von Rußdorf am 3.9, 1422, 
RTA VIII, 178. 

24 Der Erzbischof von Köln kam am 5.8.1422, siehe RTA VIII, 132. 

25 Vgl. Nürnbergs Propinationsaufzeichnungen, RTA VIII, 184, Punkt 3. 

26 RTA VIII, 129, 31.7.1422, S. 137, Zeile 29-32. Der Komtur von Brandenburg berichtete dem 
Hochmeister: „dornach von tage zu tage qwomen heer vil fursten und herren, das meisteteil der 
fursten us Deutschen landen; dorzu ist hie der cardinal Brandam Placentinus und bischofe us 
Walen und Engelant“, 

27 Vgl. RTA VHI, 133, 134, 139, 149. 

28 RI XI, 4707, 4719, 4720, 4858, 4875; vgl. Hans BELLÉE, Polen und die römische Kurie in den 
Jahren 1414-1424, Berlin/Leipzig 1914, S. 68-85. 
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dessen Unterstützung gegen Wladyslaw und Witold, weil jene die Ketzer begünstig- 
ten. In dieser Frage waren der König und die Kurfürsten völlig einer Meinung.” 
Insofern sind die Schreiben des Deutschordensvertreters in Nürnberg voll des Lobes 
über den Eifer aller Beteiligten, sich der Ordenssache anzunehmen.” Als Wladyslaw 
dem Orden schließlich - nach gescheiterten Verhandlungen -einen Tag nach Ablauf 
des Waffenstillstandes erneut den Krieg erklärte”, und die militärische Bedrängnis 
des Ordens in Nürnberg erkannt wurde”, hatte sein Vertreter keine Mühe, die Zusage 
des Königs und der Kurfürsten zu militärischer Hilfe zu erwirken. Der Pfalzgraf und 
der Erzbischof von Köln machten sich Ende August bereit”, einen Heereszug nach 
Preußen zu unternehmen.” Man schrieb aus Nürnberg über militärische Bündnisplä- 
ne% und meinte sogar, es gebe viele, „die gern ken Preussen zogen und liebir wenn 
ken Bemen“.?? Die bündnisbedingte Zurückhaltung Friedrichs von Brandenburg bei 
der Organisation der Hilfe für den Orden®® fiel politisch kaum ins Gewicht. Sie hatte 
allenfalls eine gewisse strategische Bedeutung, insofern als der Kurfürst günstige 
Anmarschwege durch seine Territorien anfangs blockierte.? 

Die Ordenshilfe war nur eine der großen unstrittigen Fragen des Tages. 
Schließlich war Preußen mittlerweile eine Art „Nebenkriegsschauplatz““ des böhmi- 
schen Ketzerkrieges geworden. In Nürnberg herrschte Einigkeit darüber, daß in 
diesem Krieg weiterzukämpfen sei. Nicht dieser Grundkonsens war allerdings das 
wesentliche Moment für einen erfolgreichen Abschluß der Nürnberger Verhandlun- 
gen. Viel bedeutsamer war der Umstand, daß diese Einigkeit zielgerichtet war, d. h. 
sich auf ein großes gemeinsames Unternehmen in näherer Zukunft bezog. Diese Per- 
spektive gab dem Tag eine besondere Ausrichtung und brachte eine gewisse Rang- 
ordnung in die anstehenden Fragen: Alles, was der Lösung der großen Aufgabe 
entgegenstand, war weniger wichtig und mußte als Störfaktor umgehend beseitigt 
werden. Dies erhöhte die Möglichkeiten des Königs, gestaltend in die Reichspolitik 
einzugreifen. Waren doch die meisten Hindernisse, die einem erfolgreichen Zug 
entgegenstanden, Fehden, Bedrohung städtischer Freiheiten, Rechtsverletzungen 
usw. Die Beseitigung solcher Probleme erforderte „konservatives“ Königshandeln, 
d. h. die Wiederherstellung der legitimen Ordnung und die Herbeiführung des 
Rechtsfriedens im Lande. Den nötigen Rückhalt für die Durchsetzung königlicher 
Maßnahmen bot der Tag, konkret das Zusammenwirken der versammelten Machtpo- 


29 RI XI, 4876. 

30 Vgl.diekurfürstliche Bitte, vonder Revision des Breslauer Spruchsabzusehen (RTA VIII, 5) und 
die Aufforderung an Wladyslaw, die böhmische Krone abzulehnen (RTA VII, 81). 

31 RTA VII, 129, 130, 137, 138; von Seiten der Kurfürsten erfolgte eigens die Versicherung der 
Bereitwilligkeit des Königs, nach bestem Vermögen dem Orden zu helfen, RTA VIII, 177. 

32 Vgl. BeLLée, Polen, S. 73-84, über die Vorgeschichte der Kriegserklärung. 

33 Vgl. RTA VIII, 137. 

34 RTA VIII, 138, S. 150, Zeile 27-36, 

35 Alssie allerdings ankamen, war der Friede vom Melno-See bereits geschlossen, vgl. Carl August 
LOCKERATH, Paul von Rusdorf. Hochmeister des Deutschen Ordens 1422 bis 144 1, Bad Godes- 
berg 1969, S. 49-50. 

36 RTA VIII, 138, S. 151-152. 

37 RTA VII, 138, S. 151, Zeile 5. 

38 RTA VIII, 138, S. 152, Zeile 10-11. 

39 LeckeraTH, Paul von Rusdorf, S. 32, vgl. dort bes. Anm. 69. 
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litiker im Zeichen des gemeinsamen Vorhabens. Was die Städte im Bewußtsein, die 
„Ausstatter“ des Krieges zu sein, formuliert hatten, daß sie nämlich „dest baß und dest 
sicherer“ dienen könnten, wenn endlich die großen Fehden eingestellt und ein 
Landfriede errichtet würde, fand infolgedessen sofort Aufnahme in die Tagesord- 
nung.^! 

a Tatsächlich wurde das Haupthindernis beseitigt. Am 1. September gebot 
Sigmund eine vierjährige Waffenruhe in der bayerischen Fehde mit der Begründung, 
der Streit verhindere den Böhmen-Feldzug. Wenn man auch die Auseinandersetzung 
nicht gleich beilegen könne, müsse wenigstens der Krieg augenblicklich ruhen. 
Während des Waffenstillstandes solle eine endgültige Friedensvereinbarung ausge- 
handelt werden. Sigmund drohte, er werde bei einem Bruch seines Gebotes die 
Partei des Angegriffenen unterstützen, und zwar „mitsambt unsern und des reichs 
kurfursten fursten edeln und getrewen und undertanen“.“? In der gegebenen Situation 
hätte der König seine Drohung womöglich in die Tat umsetzen können. Kardinal 
Branda bekräftigte die königliche Regelung, indem er unter Androhung der Exkom- 
munikation die Einhaltung der Waffenruhe forderte.“ 

Sigmund hatte an dieser Stelle eine Idee wiederaufgenommen, die bereits im 
Januar zu realisieren versucht worden war. Damals hatte er Herzog Ludwig einen 
zweijährigen Waffenstillstand vorgeschlagen.“ Der Vorstoß war allerdings zu schwach 
gewesen, um Wirkung zu erzielen. Nun, vor dem Hintergrund des Tages und nach 
einer empfindlichen Niederlage des Ingolstädters“, ließ der Erfolg nicht auf sich 
warten. Schon einen Monat später konnte das Friedensangebot in eine Friedensver- 
einbarung für vier Jahre verwandelt” und präzisiert und ein Hauptmann für den 
bayerischen Frieden bestellt werden.“ Hierbei nahm der Gewinn für den König 
konkrete Formen an. Der Hauptmann, Brunoro della Scala, war aus wohlverstande- 
nem Eigeninteresse seit Jahren in der Nähe des Königs zu finden.” Seine Ernennung 
war einer der Gründe, warum Sigmund auch in der Folgezeit Entscheidungsinstanz 
in dieser Angelegenheit blieb. Das Hauptverbindungsglied zwischen Sigmund und 


40 RTA VII, 131, S. 142, Zeile 344. 

41 So wurde gleich nach der Äußerung der Städte über den Streit zwischen Bischof und Stadt Speyer 
eine Gesandtschaft der Stadt Speyer angefordert, RTA VIII, 131, S. 142, Zeile 18-19. 

42 RTA VIII, 170. 

43 RTA VIII, 170, S. 202, Zeile 19-20; vgl. auch die entsprechende Erklärung an Ludwig von 
Bayem, RI XI, 5257; Klage gegen Friedrich von Brandenburg wegen Friedensbruchs, RI XI, 
5645. 

44 RTA VIII, 171. 

45 RI XI, 4708. 

46 Straus, Bayern, S. 239. 

47 RI XI, 5306, 5307, 5308, 5352, 5354. 

48 RI XI, 5362, 5372, 5377, 5458, 5959. Sigmund hatte Brunoro della Scala bereits 1412 zum 
Reichsvikar in Verona und Vicenza gemacht (RI XI, 176). Brunoro kämpfte im venetianischen 
Krieg für Sigmund (vgl. Aschsach, Geschichte, Bd. 1, S. 339-340). Allerdings war das Vikariat 
gegen die Venetianer wohl kaum zu halten, Daher wohl die „Verfügbarkeit“ Brunoros. 

49 Wie Anmerkung 48. 

50 RI XI, 5374, 5458, 5459, 5850. 
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Ludwig wurde in den kommenden Jahren ihrer beider Abneigung gegen den Bran- 
denburger.?! 


Die problematischen Tagesthemen 


Bei der Beseitigung anderer Hindernisse war Sigmund wesentlich zurückhal- 
tender. Es konnte nicht in seinem Interesse liegen, den labilen Konsens mit den 
Kurfürsten dadurch aufs Spiel zu setzen, daß er in relativ begrenzten Konflikten zu 
deutlich Stellung bezog und dabei hegemoniale Interessensphären verletzte. Ein 
Beispiel dafür war der Streit zwischen der Stadt und dem Bischof von Speyer, einem 
Vertrauten Pfalzgraf Ludwigs.’? Sigmund war dem Bischof bereits seit 1421 entge- 
gengekommen?” und setzte diese Linie auch fort‘“, blieb aber offensichtlich bemüht, 
sich selbst aus dem eigentlichen Gang der Verhandlungen herauszuhalten und eine 
definitive Entscheidung der Angelegenheit in die Hände der Kurfürsten zu legen.” 

Ähnlich verfuhr Sigmund in der Baden-Frage. Die Städte hatten ihn bereits 
Ende des vorangegangenen Jahres ihre Schwierigkeiten mit dem Markgrafen wissen 
lassen, woraufhin er ein Verfahren am 22. März 1422 angesetzt hatte.’ Dieser Tag 
wurde zunächst auf einen späteren Termin verschoben”; dann wurde die Angelegen- 
heit dem Erzbischof von Mainz zur Entscheidung übertragen.” Sie fand auch in den 
folgenden Jahren keine friedliche Lösung.” Seit Mitte 1424 kam es zu militärischen 
Auseinandersetzungen zwischen dem Pfalzgrafen und seinen Verbündeten mit dem 
Markgrafen.“ Sicherlich war es nicht nur die Verhinderung durch Reichsgeschäfte, 
die Sigmund 1422 bewog, einer Verhandlung gegen seinen Rat, Diplomaten und Fi- 
nanzverwalter aus dem Wege zu gehen, zumal sich das „geopolitische‘“ Zentrum des 
Konflikts im Einflußbereich der Kurpfalz befand und nirgends Zweifel bestanden, 
daß die Vorwürfe gegen den Markgrafen berechtigt waren.‘ 


51 Friedrich wird auf Klage Ludwigs im folgenden Jahr vor das Hofgericht zitiert (RI XI, 5645, 
5984). Während Sigmund sich 1419 verpflichtet hatte, mit Ludwig keine Verträge ohne 
Zustimmung Friedrichs abzuschließen (RI XI, 3795), machte er 1424 einen ähnlichen Vorbehalt 
zugunsten des Herzogs. Es ging dabei um mögliche Verträge mit Bischof Johann von Würzburg 
(RI XI, 5724). Johann war mit Sigmund, Konrad von Mainz und Markgraf Friedrich durch ein 
1422 erneuertes Schutz- und Trutzbündnis verbunden. Außerdem war Ludwig von Bayern 1424 
am Hofe in Ungarn (RI XI, 5964b; RTA VIII, 311). 

52 Vgl. BRANDENSTEI, Urkundenwesen, S. 357-360. 

53 Erstes Anzeichen war die Zurücknahme eines für Raban ungünstigen Privilegs, welches 
Sigmund der Stadt Speyer erteilt hatte, RI XI, 4494. 

54 RI XI, 4845, 4855, 5013. Raban gab dem König seinerseits die von diesem gewünschten 
Reichsregister Ruprechts (RI XI, 5048). 

55 RI XI, 5014. 

56 Fester 3338; RI XI, 4681. 

57 RI XI, 4747, 4748. 

58 RI XI, 5101; FESTER 3447. 

59 Vgl. RI XI, 5518; Fester 3540; ab Oktober des Jahres 1423 versuchte der König erneut zu 
vermitteln (RI XI, 5656/Fester 3603, RI X1,5733/Fester 3624, RI X1,5734/FEster 3625, RI XI, 
5811/FEster 3635; RI XI, 58366) und mahnte die Kurfürsten, die Sache endlich beizulegen (RI 
X15851/FEsTeR 3660). 

60 Vgl. Regest bei Fester 3676; siehe auch RTA VIII, 306. 

61 Sigmund selbst forderte den Markgrafen auf, die von jenem im Breisgau neu errichteten Zölle 
zurückzunehmen, RI XI, 4848. 
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Ein weiteres Thema, das vorsichtiges Handeln erforderte, war der Streit um 
Schleswig, das Erich von Dänemark als zur Krone gehörig für sein Königreich 
beanspruchte, während es die Grafen von Holstein als ihr erbliches Lehen betrachte- 
ten. Hier stand ebenfalls eine Entscheidung an.“ Erich von Dänemark rechnete mit 
Sigmunds Wohlwollen, da sich beide über ihre gemeinsame, wenn auch verschieden 
motivierte Ablehnung der Polen-Politik des Brandenburgers gerade wieder näherge- 
kommen waren. Es lag zur Zeit allerdings nicht im Interesse Sigmunds, die Kurfür- 
sten durch eine Parteinahme für den Dänen zu verstimmen. Er delegierte deshalb 
weitere Verhandlungen an Herzog Heinrich Rumpold von Glogau, der in Sigmunds 
Sinn einen befristeten Friedensschluß erwirkte“, bei dem alle strittigen Fragen 
zunächst offen blieben. 


Sigmunds Erfolg 


Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß Sigmund in Nürnberg zweifelsoh- 
ne bemüht war, durch entsprechende Ordnungsmaßnahmen die Voraussetzungen für 
den geplanten Feldzug zu schaffen. Das Bemühen, die oft beklagten Krisenherde im 
Reich zumindest kurzfristig ruhigzustellen, bezeichnet die Hauptrichtung seiner An- 
strengungen. Dabei bemaß der König Intensität und Entschiedenheit seines 
Eingriffs nach dem Rückhalt, den er für die jeweilige Maßnahme erwarten konnte. 
War ein Konsens mit den Großen des Reiches unsicher, hielt er sich zurück und 
handelte politisch entsprechend vorsichtig. Er versuchte, die Bedürfnisse des Reiches 
zu befriedigen, ohne sich politisch-militärisch zukompromittieren. Im Gegenteil, der 
Konsens auf dem Tag versetzte ihn in die Lage, Ruhe und Ordnung nicht nur 
anzumahnen, sondern deren Wiederherstellung an politisch Mächtige zu delegieren. 
Dabei war dem König politischer Gewinn relativ sicher. 

Die Einschränkung, daß Sigmund bei seinen Entscheidungen keineswegs freie 
Hand hatte, sondern die jeweilige Konstellation des Konfliktes berücksichtigen 
mußte, fällt dabei nicht ins Gewicht. Die neue Sensibilität für seinen politischen 
Wirkungsbereich und dessen Grenzen ist auch kaum einem Strategiewechsel in 
Sachen Reichspolitik zuzuschreiben. Wahrscheinlich hatten ihm die Ergebnisse des 
letzten Jahres nur allzu drastisch vor Augen geführt, daß mit den Kurfürsten in 
Böhmen möglicherweise alles, gegen sie kaum etwas zu erreichen war. Die örtliche 
und personelle Konzentration auf dem Tag und die Vorsicht gebietende Schwäche 
der königlichen Position hatten die Kommunikation zwischen den Beteiligten ver- 
stärkt und den König für politisch gebotene Rücksichten sensibel gemacht. 


Sigmund und die Städte 
Jeden Affront sorgfältig vermeidend, fand Sigmund sogar Gelegenheit, eigene 


machtpolitische Ressourcen zu entdecken und zu aktivieren. Die Voraussetzungen 
dafür waren recht günstig. So hatten die Städte in ihrer Bedrängnis durch die großen 
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Fehden der letzten Monate und bei der Abstimmung ihrer Verteidigung gelernt, wie 
wichtig gemeinsames Vorgehen in Krisenzeiten war. Dementsprechend konstatier- 
ten sie, „daz alle die stette die nun zu ziten allhie zu Nurenberg sint eine große begirde 
hant daz die stette ein einunge und eine früntschaft mit enander hettent“.“ Dieses An- 
liegen fand in geheimen Gesprächen mit dem König dessen Unterstützung.‘ Er 
empfand es als richtig, daß „sich die stette zusammen hieltent, wen die fursten eines 
werent“.% 

Sigmund brachte an dieser Stelle erneut seine alte Idee eines umfassenden 
städtischen Bündnissystems vor. Doch es hatte sich etwas geändert: Das Projekt von 
1415 war vom König aus gesehen etwas Aktives gewesen; es war von der Vorstellung 
getragen, der König könne von sich aus gestaltend in die Reichspolitik eingreifen. 
Das Projekt von 1422 dagegen war reaktiv, d. h. der König bekräftigte und lenkte nur 
die selbständig erwachsenen Anstrengungen der Städte zu organisatorischem Zu- 
sarnmenschluß. Von sich aus hatten die Städte mit dem Versuch zur Einigung auf die 
Bündnisse der Fürsten antworten wollen; sie hofften, dadurch ihre diplomatische und 
militärische Position zu verbessern. Dem König kam die Idee so gelegen, daß er sie 
gern bekräftigte und die Städte zur weiteren Diskussion anregte. Diese vereinbarten 
Konferenzen zu diesem Thema und einigten sich auf ein Konzept, welches den 
Zusammenhalt der Städte gegenüber „unpillicher widerwertigkeit und anfechti- 
gung“ sicher sollte. Der Entwurf fand in modifizierter Form“? breite Zustimmung. 
Auch wenn das Projekt keine verbindliche Ausformung fand, erfüllte es seinen 
Zweck. Eine städtische Gesandtschaft vom März 1423 berichtete jedenfalls, daß es 
dem König gefallen hätte, daß „sich die stette zu enander geton hetten; denne er 
alwent trw und worhet an in funden hette“.® Für Sigmund bedeutete ein solches 
Zusammenrücken bei gleichzeitiger Anlehnung an sein Königtum einen konkreten 
Zuwachs an machtpolitischem Substrat. Der Wert guter Beziehungen zu den Reichs- 
städten war kaum zu unterschätzen. 

Der Aufenthaltsort des Hoftags selbst war ein Musterbeispiel dafür. Nürnberg 
war ein für die gesamte oberdeutsche Wirtschaft zentraler Geldmarkt.” Außerdem 
war die Stadt durch ihre weitgespannten Nachrichtenbeziehungen stets über die 
politische Lage und die Kräfteverhältnisse in Italien und im Reich orientiert, was sie 
zu einem wichtigen Informationsträger und Vermittler zwischen König und Reich 
machte.” Nürnberg trat mit dem Hoftag von 1422 - und zwar jetzt endgültig - in den 
Mittelpunkt des königlichen Beziehungsnetzes im Reich.’? Dies bezog sich nicht nur 
auf finanzpolitische Transaktionen großen Stils”, sondern es betraf auch die Städte- 
vereinigungsinitiative direkt. Nürnberger Ratsvertreter vermittelten die Kontakte 
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zum König.” Die Stadt verstand es vortrefflich, ihr eigenes Streben nach Unabhän- 
gigkeit vom Burggrafen”° mit dem Interesse des Königs an einer Schwächung seines 
Widersachers zu verbinden. Nürnberg verhängte eine heimliche Kreditsperre über 
die Gegenspieler des Königtums, die vorallem Friedrich von Brandenburg ungelegen 
kommen mußte.” 

Der beiderseitige Vorteil war es, der Städte und Königtum zusammenführte 
und Sigmund die wirtschaftspolitischen Möglichkeiten der Kommunen erschloß. So 
wird die Annahme, der König habe „aus einer grundsätzlichen Besinnung auf den 
politischen Aufbau des Reiches“ heraus, quasi als „Verfassungs-Stratege“, die 
„Bildung der Front gegen die Fürsten” in Angriff genommen, den Verhältnissen 
nicht gerecht. Er hantierte nicht mit politisch unbesetzten Positionen, sondern 
bewegte sich in reichspolitischen Zusammenhängen von höchster Kompliziertheit. 
Kennzeichnend dafür ist die Unverbindlichkeit der Beziehungen zwischen König 
und Städten. Alles, was hier vereinbart wurde, stand auf der Basis freundschaftlichen 
Vertrauens. Das Substrat, welches Sigmund aus der Annäherung der Städte für sich 
gewann, blieb innerhalb dieses Rahmens. Konkrete, verbindliche Zusagen, wie die 
Fürsten sie von den Städten zur Errichtung des Landfriedens in „Tutschen landen’ 
gern gehabt hätten, waren nicht zu erhalten. Allenfalls zu gemeinsamen Beratungen 
fanden sich die Städteboten bereit.® Es war unter den gegebenen Voraussetzungen 
von vomherein ausgeschlossen, daß verbindliche Zusagen gemacht würden. Die 
Städte brauchten Freiraum für politische Koalitionen zur Wahrung ihrer Rechte und 
waren für verbindliche fürstliche Landfriedensregelungen kaum zu gewinnen. 

Auch von seiten der Fürsten war in dieser Sache nicht mit einem entscheiden- 
den Vorstoß zu rechnen. Dafür war schon die Kohärenz der Kurfürsten nicht stark 
genug. Außerdem war das Bedürfnis nach einem allgemeinen Landfrieden zu ab- 
strakt, d. h. es fehlte der konkrete Anlaß, der zu diesem Schritt den nötigen Ansporn 
geboten hätte. Für den bevorstehenden Feldzug reichten partikulare und provisori- 
sche Friedensregelungen aus. 


Die Ausstattung des Feldzugs 


Die Diskussion um den Landfrieden verlor sich dementsprechend schnell 
wieder -anders als diejenige um die Truppenkontigentfrage. Die Städte verweigerten 
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allerdings anfangs wieder genaue Zusagen. Sie zogen sich mit dem Hinweis darauf, 
daß die vom König angekündigte Vorbereitungskonferenz von den Kurfürsten nicht 
einberufen worden sei, zunächst einmal aus der Affäre.’' Als dann später König und 
Kurfürsten über eine „schatzung durch alle Dütsche land“? berieten, meldeten sich 
die Vertreter der Städte zu Wort und lehnten dies ab.’ Natürlich war man sich auf 
Seiten der Städte anfangs darüber einig, daß ein solcher Plan nur von den Fürsten 
stammen könne, später vermuteten sie ein königliches Projekt, „wanne er gerne gelt 
hette“.® Es ist nicht unwahrscheinlich, daß die Initiative zu einem „gemeinen 
anschlag“ tatsächlich vom König ausging; schließlich war seine Mittellosigkeiteiner 
der Hauptgründe für seinen derzeitigen Aufenthalt im Reich. Es ist jedoch auch 
denkbar, daß aus dem Kreise der Kurfürsten die Idee kam, nicht nur sich selbst zu 
verpflichten, sondern auch die möglichen Leistungen aller An- und Abwesenden zu 
veranschlagen.* Seit dem ersten Hussitenfeldzug hatte man schließlich für jeden 
Christen im Reich die Pflicht zur Hilfeleistung gegen die Ketzer festgestellt. Nun galt 
es eigentlich nur noch, diese Verpflichtung zu konkretisieren und (erneut) zu mate- 
nialisieren. 

In Nürnberg waren zahlreiche bedeutende Machtträger des Reiches persönlich 
anwesend, was diesen Plan förderte; denn durch deren Selbstverpflichtung war 
bereits ein ansehnlicher Teil der machtpolitischen Elite erfaßt. Weil die finanzkräf- 
tigen Städte ebenfalls anwesend waren, lag der Versuch, sie an Ort und Stelle in die 
Verpflichtungen einzubeziehen, denkbar nahe. Die Städte ließen sich jedoch nicht auf 
finanzielle Zusagen ein, worauf man schließlich zur Festlegung militärischer Sach- 
leistungen überging. Diese Form war unmittelbar auf den bevorstehenden Feldzug 


ausgerichtet und bei den Städten leichter durchsetzbar. Sie mögen hierbei befürchtet‘ 


haben?”, durch einen finanziellen Beitrag gegenüber den Fürsten und Herren benach- 
teiligt zu werden. Vermutlich waren die Städte jedoch an Unausgewogenheiten dieser 
Art längst gewöhnt; sie zogen eine militärische Sachleistung eher deshalb vor, weil 
sie damit ein größeres Maß an Eigenregie und Selbstverantwortlichkeit behielten. 
Eine allgemeine Sonderabgabe hätte sich zudem auch für andere Zwecke wiederho- 
len lassen. Hinsichtlich der Sachleistungen finden sich in der Folge Einwände nur 
noch gegen die Höhe der Forderungen‘, Sondervereinbarungen mit dem König, 
Bitten um Aufschub” und nicht zuletzt Vertagung des Problems”, aber kein prinzi- 
pieller Widerstand mehr. 
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Der große Rest der Reichsangehörigen sollte über den Grundgedanken der 
Solidarität zur Mithilfe gewonnen werden. Diese Solidarität der Kleinen war von 
einem gewissen Punkt an kein Problem mehr. Denn wenn der Erfolg prinzipiell si- 
chergestellt war, würden sie unweigerlich mitgezogen. Anders war es bei denen, 
deren Entscheidung für ganze Regionen Zugkraft hatte bzw. deren Absage dem 
Projekt große Gebiete verschließen würde. Auf die Unterstützung durch solche 
Großen konnte man nicht verzichten. Unter diesem Gesichtspunkt istdas Werben um 
den abwesenden Herzog von Berg zu verstehen.?? Von noch größerem Nutzen war, 
schon wegen ihrer geographischen Nähe zum Kampfgeschehen, die Mitwirkung der 
Markgrafen Friedrich und Wilhelm von Meißen.” Mit ihnen schloß der König einen 
Vertrag über die Verpfändung von Burgen im Vogtland gegen 90.000 rheinische 
Gulden.” Erklärtes Ziel der Transaktion war, die Hilfe der Markgrafen gegen die 
Hussiten zu sichern. Sigmund hatte Wilhelm bereits 1420 um Unterstützung gebe- 
ten.” Beide Wettiner waren diesem Begehren des Königs gegen die Zusagen, sie 
schadlos zu halten, umfassend nachgekommen.” Dabei hatten sich beträchtliche 
Verbindlichkeiten des Königs angesammelt.” Um diese abzulösen und um künftige 
Dienste zu entgelten, fand die Verpfändung der Burgen statt. Sie bewirkte regional 
einen merklichen Machtzuwachs der Wettiner, zuungunsten vor allem der Grafen 
von Schwarzburg.?® Auch wenn dies laut Vertrag ausgeglichen werden sollte, lag 
hierin ein Zugeständnis des hochverschuldeten und substratarmen Königs an seine 
Schuldner. Er verschob zugunsten des unentbehrlich gewordenen Markgrafen terri- 
toriale Gewichte zum Nachteil eines traditionell königsnahen Hauses. 

Diese Transaktion lädt zu Vermutungen in einem ganz anderen Bereich ein. Es 
ist durchaus vorstellbar, daß die Übertragung der sächsischen Kurwürde an die 
Wettiner ein Jahr später ein ähnliches Motiv hatte. Das Haus Wettin könnte aufgrund 
geleisteter und noch zu leistender militärischer und politischer Dienste gleichsam 
einen Anspruch erworben haben. Zudem mochte sich ein solcher Anspruch auf die 
Nähe der Wettiner zu Sachsen und auf den Machtzuwachs des Hauses in der jüngsten 
Vergangenheit stützen. Damit dürfte man die Übertragung Sachsens in die Nähe der 
Verschreibung Brandenburgs an die Burggrafen von Nürnberg rücken. Wie auch 
immer: Die Hilfe der Wettiner hatte einen hohen Preis, den der König zu zahlen 
gezwungen war. Die Mithilfe der Kleinen des Reiches war dagegen relativ unproble- 
matisch zu gewinnen. 

Vermutlich übernahmen die Kurfürsten die Aufstellung der Kontingentslisten. 
Sie waren es auch, die den Veranschlagten schrieben, wie hoch ihre Leistungen 
ausfallen und welcher Art sie sein sollten.” Der König hielt sich weitgehend im 
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Hintergrund.!® Er bestätigte die Veranschlagung, überließ das Konkrete aber den 
Kurfürsten.” Seine Zurückhaltung mag mit der Wahrscheinlichkeit einer erfolgrei- 
chen Umsetzung der Nürnberger Beschlüsse in Zusammenhang gestanden haben. 
Die Kurfürsten operierten aus der Nähe. Ihre Ansprechpartner standen großenteils 
auch machtpolitisch in ihrem Schatten und konnten sich deren Anforderungen 
entsprechend schwer entziehen. Außerdem waren die Kurfürsten in dieser Sache 
aktiver und hatten bislang weniger Versäumnisse begangen als der König. Ihre 
Aufforderung war insofern überzeugender. Selbst der Königargumentierte mit seiner 
Verantwortlichkeit den Kurfürsten gegenüber, wenn er Bitten um Befreiung von den 
Forderungen des „gemeinen anschlags“ abwies.'”? 

Sigmund seinerseits war allerdings alles andere als passiv. Im Umkreis seines 
Hofes gab es Adlige, die aufgrund ihrer Ortskenntnis und ihrer regionalen Bedeutung 
für eine erfolgreiche Abgabeneinahme in bestimmten Gebieten prädestiniert waren: 
so der Markgraf von Baden für den Südwesten und Hofmeister Ludwig von Öttin- 
gen!® für Schwaben. Beide sandte der König in die entsprechenden Regionen mit 
dem Auftrag, von den in Nürnberg übersehenen oder unbekannt gebliebenen Reichs- 
angehörigen den hundertsten Pfennig zu erheben.!® Des weiteren besann sich 
Sigmund auf die einzigertragreiche königliche Finanzquelle-die Juden. Mit dem Ar- 
gument, es seirecht und billig, daß niemand im Reich übergangen werde", verlangte 
Sigmund den „dritten Pfennig‘ ihres Vermögens für den Kampf in Böhmen. Das 
sonst so hilfreiche Argument der Christenpflicht war in diesem Zusammenhang 
freilich unbrauchbar. Statt dessen wurde die Zugehörigkeit zum Reichsverband zum 
bestimmenden Element der Begründung. Als bereits erprobte königliche Einnehmer 
fungierten der Pfalzgraf von Neumarkt!®%, Bernhard von Baden, Johann von 
Lupfen'® und Brunoro della Scala.'® Der Besteuerungsversuch stieß allerdings auf 
Widerstand. Man kann sagen, daß sich in dieser Frage die aus der Krise erwachsene 
Kommunikationsverdichtung gegen den König wandte. Die Städte berieten unterein- 
ander und setzten dem königlichen Ansinnen - soweit vorhanden - ältere Abgaben- 
befreiungs-Privilegien entgegen, die Sigmund selbst noch vor wenigen Jahren, als 
alles punktueller und unter dem Gesichtspunkt der Thronübernahme betrachtet 
worden war, großzügig bestätigt hatte.!!° 

Die Finanzierung bzw. Ausstattung des Hussitenfeldzugs spiegelte die bereits 
des öfteren angesprochene Verschiedenartigkeit der Einflußsphären von Königtum 
und Kurfürsten sowie des Papsttums wider: Der König legitimierte das Projekt und 
aktivierte die spezifisch königlichen Finanzquellen im Reich. Die Kurfürsten waren 
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die eigentlichen Organisatoren der militärischen und finanziellen Leistungen des 
Reiches. Der Papst trug neben dem König zur Legitimierung bei und regelte Mithilfe 
und Abgaben der geistlichen Machtträger, wobei er eine Beitragsbemessung durch 
die Kurfürsten ablehnte und am Prinzip der Selbstverpflichtung nach eigenem 
Ermessen festhielt.!!! 

Jeder der drei großen reichspolitischen Protagonisten besorgte entsprechend 
seinem Einfluß Mittel für den geplanten Krieg; jede der drei Quellen blieb im 
„Finanzierungs-Paket“ erkennbar. Der Übergang von der Selbstverpflichtung zum 
Versuch, alle allein aufgrund ihrer Reichszugehörigkeit zu besteuern, war zugleich 
Produkt der Hussitengefahr und der politischen Augenblickskonstellation innerhalb 
des Reiches. Die Stärke und Einigkeit der Kurfürsten gegenüber dem König, die den 
kurfürstlichen Wirkungsbereich für die gemeinsame Sache verfügbar machten, der 
Konsens mit der Kurie und die geistig-religiöse sowie politisch-diplomatische 
Vorbereitung durch die Ereignisse des Vorjahres bahnten den Weg für diese — 
retrospektiv gesehen — zukunftsweisende Maßnahme.'"? 


Das Mainzer Reichsvikariat 


Zwei weitere Punkte bestimmten den Abschluß der Verhandlungen und die 
Organisation des Feldzugs: die wenig spektakuläre Übertragung der Obersten Haupt- 
mannschaft an Friedrich von Brandenburg, vor allem aber die Erhebung des 
Erzbischofs Konrad von Mainz zum Reichsstatthalter.''* Beides waren, jede in ihrem 
Bereich, umfassende Vollmachten. Friedrich von Brandenburg wurde zugestanden, 
alles zu tun oder zu lassen, „das wir selber getun oder gelassen mohten ob wir 
gegenwortig weren“!!® und zwar mindestens bis zum 23. Mai 1423 und danach bis auf 
Widerruf. Die Mainzer Statthalterschaft umfaßte mehr als die Stellvertretung des 
Königs im Reich. Sie enthielt eine größtmögliche Zusammenstellung königlicher 
Macht, die dem Erzbischof für die Dauer von zehn Jahren in fast allen Bereichen der 
Reichspolitik die legitimierende Gewalt des Königtums übertrug. Die Urkunde war 
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Erneuerung der Erbeinung KarlsIV. von 1366 wohlmöglich „weitreichende politische Vorteile“ 
| im Auge gehabt habe. Aus RTA VIII, 169, geht hervor, daß diese Maßnahme Bestandteil der 
Finanzierung der mainzischen Statthalterschaft war. Die vermuteten Vorteile hätten gänzlich 
anderer Rahmenbedingungen bedurft. In Wirklichkeit hatte Sigmund nur einen neuen Zoll 
errichtet, mit dessen Verwaltung die drei Vertragspartner des Königs beauftragt wurden (RI XI, 
| 5117, 5118, 5120). Weitere Bestimmungen zur Erhöhung der Einnahmen des Würzburger 


Hochsufis (RI XI, 5121) erhärten den Eindruck, daß es sich primär um eine finanzielle 
Transaktion handelte. 
| 115 RTA VIII, 162, S. 185, Zeile 3-4, ebenso 20-21. 
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die im Sinne des Königs leicht entschärfte Fassung einer ursprünglichen Vorlage''®, 
welche dem Reichsvikar noch weitergehende Vollmachten übertragen hätte. 

Die Konstellation zeigt die Machtlosigkeit Sigmunds, der sich angesichts 
seines beträchtlichen Autoritätsverfalls und seiner Bedürftigkeit in der Böhmenfrage 
zu Konzessionen bereitfinden mußte, die ihn um einen beträchtlichen Teil seines 
„Königskapitals“ bringen konnten. Königliche Legitimierungsgewalt in den Händen 
des Erzbischofs hätte dessen politisches Substrat im Reich erheblich vergrößert und 
ihn mächtiger werden lassen, als der König je gewesen war. Die Kombination von 
politischer Macht mit der legitimierenden Gewalt des Königtums hätte Rückwirkun- 
gen auf die Durchsetzbarkeit königlicher Rechte gehabt und sie zu unter Sigmund 
bislang nicht erreichter Machtfülle belebt; allerdings nicht zum Vorteil des Königs, 
sondern zugunsten des Kurfürsten." Die Begründung für die Notwendigkeit einer 
solchen Maßnahme lautete, daß die königliche Abwesenheit „von Deutschen landen, 
die doch alczyt unser gegenwertigkeit wol bedurfften“''°, die Übertragung nötig 
gemacht habe. 

Das Mainzer Vikariat war aber in der Realität nicht durchsetzbar, denn es stand 
im Widerspruch zu den verbrieften Ansprüchen des Pfalzgrafen bei Rhein. Schon die 
Übertragung an Kurmainz war politisch nur möglich gewesen, weil durch die 
Abwesenheit des Pfalzgrafen kurzfristig ein Machtvakuum entstanden war. Ludwig 
von der Pfalz verlangte demgegenüber eine Verhandlung der Angelegenheit vor den 
Mitkurfürsten!!? an einem Termin nach seiner Rückkehr aus Preußen. Bis dahin sollte 
dem Reichsstatthalter die Anerkennung verweigert werden.!? 

Die Entschiedenheit des Pfalzgrafen verstärkte nur die bereits von Anfang an 
vorhandene Zurückhaltung der Städte. Der Erzbischof forderte sie auf, zum 16. 
Oktober einen Tag in Worms zu beschicken. Auf diesem Tag sollten sie die 
königlichen Schreiben zur Kenntnis nehmen und Maßnahmen zur Befriedung und 
Ordnung der Reichsangelegenheiten besprechen. Demgegenüber waren die Städte in 
höchstem Maße verunsichert. Die Belastungen durch die Rekrutierungsmaßnahmen 
nach dem Nürnberger Tag und die Bedrängnis durch den Mainzer Vikariatsanspruch 
ließen sie Verhandlungen über eine städtische Einung wieder aufnehmen?” und vor 
Stellungnahmen zum Nürnberger Anschlag und zur Reichsstatthalterschaft auswei- 
chen. Diese Themen verschob man statt dessen auf spätere Tage.!? Der Wormser Tag 


116 Entwurf Konrads von Weinsberg. Vermutlich liefen seit 1421 Verhandlungen zwischen dem 
Weinsberger und Konrad von Mainz (MATHIEs, Kurfürstenbund, S. 62-63). MATHIES nimmt an, 
Konrad von W. habe, insbesondere im territorialpolitischen Bereich, seine Chancen darin 
gesehen, Kurmainz zu unterstützen. Matres (S. 95ff.) fand im Nachlaß des Weinsbergers eine 
Fassung des Entwurfs, welche darauf hinauslief, daß das Reichsvikariat unabhängig von der An- 
oder Abwesenheit des Königs im Reich eine Mitregentschaft auf Zeit begründet hatte. 

117 Sigmund erkannte dies deutlich, wenn er nach Bericht einer städtischen Gesandtschaft 1423 
erklärte: „daz er im me gewaltz geben hette denn er selber hette; daz muste er tun“, RTA VIII, 
230, Punkt 3, S. 272, Zeile 17-18. 

118 RTA VII, 165, S. 193, Zeile 17-18; RTA VIII, 168, S. 198, Zeile 11-14; Schreiben des 
Erzbischofs RTA VIII, 189, S. 236, Zeile 28-29. 

119 RTA VIII, 193. 

120 Der Pfalzgraf weigerte sich, Köln das Geleit durch seine Gebiete zu geben, so daß die Stadt den 
Besuch des Wormser Tages absagte. RTA VIII, 202. 

121 RTA VIII, 201, Punkt 1-5; RTA VII, 221. 

122 RTA VIII, 201, Punkt 6-7. 
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war zwar gut besucht'?, weil dort die Verlesung der königlichen Anordnungen 
erfolgte!%; die Städteboten fanden sich aber nicht bereit, den Mainzer sogleich 
anzuerkennen, sondern vertagten ihre Anwort auf den 11. November.!? Eine weitere 
Verschiebung auf den 6. Dezember erwirkte dann Nürnberg!*, was der Erzbischof 
schon als „etwas fremde und unbillich“'” empfand. 

Es ist charakteristisch für den weiteren Verlauf, daß Frankfurt sich bei Nürn- 
berg und Straßburg entschuldigte, daß es den Erzbischof als Statthalter anerkannt 
habe. Seine Vertreter hätten Konrad von Mainz „gar flehelich und flißeclichen“ um 
einen weiteren Aufschub gebeten, aber nichts erreicht. Man habe sich dann ange- 
sichts der bedrohlichen Nähe des Erzstifts entschlossen, dem Drängen nachzuge- 
ben.!# Nürnberg hielt sich für nicht kompetent, in der Statthalterfrage Stellung zu 
beziehen.!? Offensichtlich hatten die Städte eine Delegation zum König gesandt, um 
dessen Haltung festzustellen. Bereits am 13. Januar war auf einer Konferenz in Ulm 
die Rede von einer Botschaft, die man zurückerwarte.'® Man nahm an, daß der 
Bericht der Gesandtschaft eine Änderung der bisherigen Haltung nötig machen 
könne. Unterdessen bemühte sich der Erzbischof weiter um die Huldigung der Städte 
und zeigte sich kompromißbereit; er schlug ihnen Verhandlungen über die königliche 
Vollmacht vor'”'; seien den Städten einige Artikel „zu schwer, darumb wolt er genden 
stetten zu tagen kommen und die nach der stette gefallen endern laßen und wolt vast 
vil guts daruf schaffen“. 

Inzwischen waren Nachrichten vom Hof eingetroffen. Danach plante der 
König — so ein Bericht der Bodensee-Städte!” — einen Tag zu Wien am 23. April. 
Speyer führte aus, daß der König „darinne keinen unwillen darzu hetde“, daß die 
Städte die Anerkennung des Erzbischofs bislang verweigert hätten.'* Nach ihrer 
Rückkehr bestätigte die städtische Gesandtschaft die königliche Stellungnahme. Daß 
die Städte zunächst hinhaltend reagiert hätten, „gefiele im [dem König] nút úbel. und 
rette och, daz er im me gewaltz geben hette denn er selber hette; daz muste er tun.“ 
Außerdem sei der Pfälzer bei Hofe gewesen, „den hette unser her der kung gnedeklich 
von im lossen scheiden“.!% 


123 Worms berichtet von mehr als 50 Städten. Auch wenn die Zahl geschönt sein sollte, zeugt sie 
zumindest von reger Beteiligung. RTA VII, 205, S. 250, Zeile 28. 

124 Es ergab sich aus der Verlesung eine gewisse Unsicherheit über den genauen Inhalt. Ein früher 
anzusetzendes Schreiben (RTA VIII, 166) eines Unbekannten spiegelt dies wider. Es ist von „gar 
vil gewaltes“ (S. 194, Zeile 19) die Rede, aber auch davon, daß die Artikel „niemandz gar 
behalten“ (S. 196, Zeile 25) könne. Ebenso wird es in Worms gewesen sein. 

125 RTA VII, 205, S. 251, Zeile 6-7. 

126 RTA VIII, 209. 

127 RTA VIII, 210, S. 254, Zeile 43. 

128 Anerkennung RTA VIII, 213; Schreiben an Nürnberg und Straßburg RTA VIII, 218. 

129 RTA VIII, 217. 

130 RTA VII, 219, S. 262, Zeile 14-16. 

131 Vgl. RTA VII, 221, S. 264, Zeile 3-6. 

132 Ebenda, Zeile 5-6. 

133 In Klammern ist dieser Nachricht folgender Kommentar angefügt: „die kurfürsten habent 
vormals solich beruffung getan, so welle er das nu selber tun und besehen wer zu im kommen und 
gehorsam sin welle“ (RTA VIII, 222, S. 265, Zeile 3-6). 

134 RTA VIII, 223, S. 266, Zeile 6-7. 

135 RTA VIII, 230, S. 272, Zeile 16-18. 

136 RTA VIII, 230, S. 272, Zeile 18-19, 
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Sigmund und der Anspruch von Kurmainz 


Die Reichsstatthalterschaft des Kurfürsten von Mainz war schon zu diesem 
Zeitpunkt de facto gescheitert und mit ihr der Versuch, dem König einen Teil seiner 
„Souveränität“ abzugewinnen. Die Anerkennung eines solchen Anspruchs hätte die 
Gewichte zwischen Konrad und Ludwig zugunsten des ersteren beträchtlich verscho- 
ben und - in Verbindung mit der kurmainzischen Territorialpolitik — im Reich ein 
„Quasi-Königtum“ entstehen lassen. Eine derart bedeutende Veränderung der Pro- 
portionen war aber nicht durchsetzbar. Des öfteren ist die Frage aufgetaucht, ob 
Sigmund eine Art „Zersetzungsstrategie‘‘ damit verfolgt habe, gerade Kurmainz so 
beträchtlich auszustatten, d. h. inwiefern erden Konsens der Kurfürsten zerstören und 
ihre Macht im Reich brechen wollte.!”” Eine solche Annahme setzt zunächst einmal 
voraus, daß der König in Nürnberg genug Handlungsspielraum hatte, um den 
Erzbischof frei auszuwählen und (freiwillig) so großzügig auszustatten. Zweitens 
müßten für den König die Folgen einer solchen Maßnahme vorhersehbar gewesen 
sein. Letzteres mag bis zu einem gewissen Grad zutreffen; denn die Ansprüche des 
Pfälzers waren Sigmund zweifellos bekannt und die Konkurrenz der beiden Kurfür- 
sten ebenfalls. Der Widerstand der Städte war allerdings schlecht kalkulierbar, selbst 
wenn man bei ihnen eine im Grundsatz ablehnende Haltung gegenüber einem kur- 
mainzischen Machtzuwachs voraussetzen konnte. Insofern war bei einer Übertra- 
gung der Reichsstatthalterschaft an den Mainzer zwar mit Ablehnung im Reich zu 
rechnen, aber die Stärke des Widerstandes war nicht vorauszusehen. 

Berücksichtigt man, daß der Mainzer bereits seit längerem Pläne in dieser 
Richtung verfolgte!”, und bedenkt man die Schwäche des Königs in Nürnberg, dann 
hatte Sigmund vermutlich keine andere Wahl, als dem Druck des Mainzers nachzu- 
geben. Der König versuchte, wie aus dem in seinem Sinne veränderten Vertragsent- 
wurf abzuleiten ist!?, seine Situation so günstig wie möglich zu gestalten und die 
unvermeidlichen Konzessionen nach Möglichkeit zu begrenzen. Zur Frage, inwie- 
weit Sigmund politisch aktiv wurde, um die Wirkung des Vikariats abzuschwächen, 
könnte die Unterstützung städtischer Bündnispläne'“, vor allem aber eine Erlaubnis 
an die Ritterschaft des Reiches, sich untereinander und mit den Städten zu verbin- 
den'“!, herangezogen werden.“ Allerdings sind dabei gewisse Einschränkungen 
unumgänglich. So dürfte die Annahme, von dem Privileg der Ritterschaft führe „ein 
gerader Weg zur Reichsritterschaft des 16. Jahrhunderts“'*, allenfalls in der Gegen- 
richtung Sinn ergeben, d. h. man findet wohl von der späteren „Reichsritterschaft“ 
einen Weg zurück zu Sigmunds Privileg. Dagegen istes realistisch anzunehmen, daß 
die schwäbischen Adligen in Sigmunds Umgebung den König auf die Nöte ihrer 


137 Ahnliche Erklärungen bei Heinz AnGERMEIER, Das Reich und der Konziliarismus, in: HZ 192, 
1961, S. 529-583, hier S. 558; Georg Schuster, Der Conflict zwischen Sigmund und den 
Kurfürsten und die Haltung der Städte dazu, Diss. Jena, Berlin 1885, S. 10; BRANDENBURG, 
Kurfürst Friedrich 1., S. 152-153. 

138 Mames, Kurfürstenbund, S. 61-64. 

139 Ebenda, S. 95-99, 

140 RTA VIII, 131, Nachschrift. 

141 RTA VIII, 181. 

142 Mamars, Kurfürstenbund, S. 101-102. 

143 Mau, Rittergesellschaften, S. 59. 
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Familien aufmerksam gemacht und ein solches Privileg initiiert haben könnten.!* 
Die nach der Übertragung der Statthalterschaft vorhersehbare Verschärfung konkre- 
ter Konflikte mag dafür Anlaß gewesen sein. Insofern ist die Ermunterung an Städte 
und Ritterschaft, sich zu vereinen, sicher im Zusammenhang mit den Spannungen im 
Reich zu sehen. Ein gewisser mittelbarer Bezug zum Reichsvikariat ist deshalb 
wahrscheinlich. Ein unmittelbarer Zusammenhang aber, wie ihn eine „Auszehrungs- 
maßnahme“ nahelegt, hätte dichtere und organisatorisch besser gefestigte Strukturen 
vorausgesetzt. Mehr als die doch recht abstrakte Vorstellung, die Kompetenzen des 
Statthalters aushöhlen zu wollen, werden den König in dieser Angelegenheit punk- 
tuelle Gesichtspunkte motiviert haben, etwa der Wunsch, loyalen Königsdienern eine 
Gnade zukommen zu lassen. 


Der König als Garant des Gleichgewichts 


Es gibt Indizien dafür, daß die königlichen Privilegierungen und Verschreibun- 
gen in Nürnberg dem Konsens der Kurfürsten nicht gerade förderlich waren. Man 
sollte dies aber nicht als Strategie geplanter Entzweiung deuten. Dazu waren die 
Entscheidungen Sigmunds zu sehr Produkte seiner Schwäche und Verschuldung. Es 
istnicht anzunehmen, daß Sigmund ungeheure Summen zahlte und sich in Abhängig- 
keiten begab, nur um diplomatische Ränke zu schmieden. Vielmehr deutet alles 
darauf hin, daß Konzessionen an die innerhalb des politischen Systems des Reiches 
wirkenden Konkurrenten sich dann zum Vorteil des Königs gestalteten, wenn die 
Privilegierung dereinzelnen so groß zu werden drohte, daß sie die Balance der Kräfte 
gefährdete. So wurde die Beziehung Friedrichs von Meißen zum König ein Jahr 
später de facto Argument für seine Ansprüche gegen Friedrich von Brandenburg auf 
die sächsische Kurwürde, so stand die Verschreibung der Steuern der elsässischen 
Reichsstädte in Höhe von 32.000 rheinischen Gulden, die der Kölner Erzbischof für 
sich von Sigmund erwirkte!®, gegen pfalzgräfliche Ansprüche auf das Elsaß’, so 
wirkte sich die Festigung städtischer Selbstorganisation gegen Kurmainz aus, und so 
provozierte schließlich die kurmainzische Statthalterschaft Kurpfalz bis an den Rand 
des Erträglichen. 

Zu vielen Maßnahmen bot sich dem König kaum eine Alternative; er kam 
lediglich Ansprüchen nach, die er nicht zurückweisen konnte. Der König war nicht 
in der Position, den Verlauf des Tages politisch zu gestalten, aber durch gewisse 


144 Ebenda, S. 58. Dort auch eine Aufzeichnung des Jörgenschildadels, welche mit Sigmund in 
Beziehung zu setzen ist. Es fällt auf, daß die Liste Sigmunds Stab beinahe vollständig enthält. 

145 Nicht nur der Mainzer holte sich also in Nürnberg, waser von Sigmund bekommen konnte. Der 
Kölner Erzbischof erreichte die Verschreibung der Steuern der elsässischen Reichsstädte am 
24. August. Begründung: er habe Sigmund bei der Königskrönung 23.000 rheinische Gulden 
geliehen und ihm, seiner Gemahlin und seinem Gefolge während des Aufenthaltes im Kölner 
Erzbistum Unterhalt gewährt. (RI XI, 5036, 5037 bis 5046). 

146 Am 11. Januar schon wird dem Pfalzgrafen die Landvogtei im Elsaß um 50.000 rheinische 
Gulden versetzt, und zwar von dem Zeitpunkt an, wo die kurkölnischen finanziellen Ansprüche 
abgegolten seien (RI XI, 5447). Unmittelbarer Anlaß dafür war - so Windecke, $ 191 - der 
Unmut Ludwigs über die Reichsstatthalterschaft Konrads. 
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Akzente in seinem Handeln und durch die konsequente Ausnutzung der ihm verblie- 
benen Ressourcen gelang es ihm doch, seine Lage des Tages deutlich zu verbessern. 


Ergebnisse 


So hatte Sigmund in Nürnberg aus der Not eine Tugend gemacht und seine 

Schwäche dadurch zum Teil kompensieren können, daß er vorsichtig taktierte, 
Zurückhaltung übte und diejenigen Kräfte im Reich, die auf königliches Wirken 
angewiesen waren, ermunterte und bestärkte. Seine Anwesenheitallein gab Sigmund 
zunehmend Gewicht, zumal die strenge Themengebundenheit des Tages und der 
hohe Anspruch, den die christliche Pflicht zur Bekämpfung der Ketzer darstellte, die 
Großen einbanden und störende Probleme relativierten. Die Hochrangigkeit und 
Machtfülle der Anwesenden, die in ihrer Gesamtheit genügend Autorität repräsen- 
tierten, um alle Krisenherde im Reich wenigstens kurzfristig ruhigzustellen, gaben 
dem König als Haupt der Versammlung eine reelle Chance, sich selbst aus seinem 
desolaten Zustand herauszuhelfen. Sigmund nutzte das Forum, wenn ihn auch seine 
eigene Bedürftigkeit in der Hussitenfrage dabei stark einschränkte. Am Ende war der 
Erfolg des Königs größer als wohl von ihm selbst erwartet. Dies hing allerdings mehr 
mit der Struktur seines Gegenübers zusammen als mit eigener „Strategie“. Die durch 
Schwäche erzwungene Zurückhaltung hatte den König in fast alle Konflikte einbe- 
zogen, aber kaum irgendwo kompromittiert. 

Die Bedrängnis der Kleinen im machtpolitischen Konzert des Reiches, insbe- 
sondere der Städte, führte diese zusammen und an die Seite des Königs. Der 
bedrohliche Anspruch des Mainzer Erzbischofs spitzte diese Entwicklung zu und 
löste eine Art Blockade aus. Im Endeffekt wandelten sich die reichspolitischen 
Verhältnisse zugunsten des Königs als Folge der überzogenen Vorhaben seiner 
Gegenspieler. Der Vorteil in der Hand des Mainzers löste nicht nur den kurfürstlichen 
Konsens kurzfristig auf, sondern trieb den Pfalzgrafen an den königlichen Hof. 
Sigmund wurde wieder in Entscheidungsvorgänge einbezogen, nachdem infolge der 
vielfältigen Belastungen durch innere Konflikte und durch den enormen Druck der 
Gefahr von außen die Ausgewogenheit des Reichssystems verlorenzugehen schien. 

Die Krise hatte zweifelsohne eine hohe Konzentration der Kräfte und eine 
deutliche Verdichtung der Kommunikation innerhalbdes Reiches gefördert; sie hatte 
aber auch das politische System des Reiches aus der Balance gebracht. Der Grat 
zwischen Anspannung und Überlastung warnicht sehr breit, das labile Gleichgewicht 
der im Reich wirkenden Kräfte geriet relativ leicht außer Kontrolle. Selbst die 
gemeinsame Sache war nicht geeignet, esdauerhaft zu stabilisieren. Dann aber drohte 
der Konsens zusammenzubrechen, und der Garant für Ordnung und Rechtmäßigkeit 
wurde wieder zu einem entscheidenden Faktor für den Zusammenhalt des Ganzen. 
Insofern wird man den Ausgleichs- und Regulationsmechanismen innerhalb des 
Reichssystems Substratfunktion für den König zuschreiben. 

Diese Konstellation konnte allerdings nur kurzfristig wirksam sein. Jede 
Einigung der politischen Protagonisten imReich hobdie Unsicherheit wieder aufund 
entzog dem König seine Funktion als Regulator des inneren Gleichgewichts. Die 
politische Situation des Jahres 1423 bot bald hinreichend Anreiz für die Kurfürsten, 
im gemeinsamen Interesse zu vereintern Handeln zurückzufinden. 


TTT 


Reich versus König 111 


2. REICH VERSUS KÖNIG 


2.1 1423-24 - DER BINGER KURFÜRSTENBUND - 
BEHAUPTUNG DES REICHSINTERESSES GEGEN DEN KÖNIG 


Die Deutschordensfrage 


Hätten die Kurfürsten Anfang 1423 den aktuellen Stand ihrer politischen 
Erfolgsbilanz errechnen wollen, so wäre ihnen bei zwei wichtigen Fragen vermutlich 
ein deutliches Minus aufgefallen: im Krieg des Deutschen Ordens und bei der 
Vergabe Kur-Sachsens. In beiden Angelegenheiten waren sie gewissermaßen zu spät 
gekommen, um auf die entscheidende Weichenstellung Einfluß zu nehmen; es blieb 
nur erbitterter Protest gegen bereits getroffene Regelungen. 

Seit Mitte September 1422 bereits hatten Unterhändler des Hochmeisters des 
Deutschen Ordens im Heerlager König Wladyslaws am Melno-See verhandelt und 
einen Vertragstext erstellt, der schon am 27. September vorläufig bestätigt werden 
konnte.! Der Frieden entsprach dem „Stand der tatsächlichen Machtverhältnisse im 
Nordosten Mitteleuropas“? und war de facto in Kraft, als seit November die militä- 
rische Hilfe aus dem Reich eintraf. Die Friedensbedingungen waren hauptsächlich 
dadurch bestimmt, daß der Orden gegenüber Polen und Litauen unhaltbar gewordene 
Ansprüche aufgeben mußte. An die territoriale Substanz des Ordens ging dabei 
besonders die Entfremdung der traditionsreichen Burg Nessau. Die landesherrlichen 
Grundlagen des Ordens berührte eine Klausel, nach der bei einem Friedensbruch der 
preußische Adel seiner Treuepflicht gegenüber dem Orden entbunden war. Dieser 
Passus war besonders bedeutsam, weil er „den Herrschaftsdualismus von außen her 
| zukunftswirksam‘“ machte, was den Zeitgenossen allerdings schwerlich in voller 
Tragweite bewußt werden konnte. Wie auch immer: Für das Selbstverständnis des 
Deutschen Ordens war der Friede vom Melno-See eine Demütigung. 

Sigmund legte Protest gegen den Friedensschluß ein*, verhandelte über ein 

gemeinsames Vorgehen des Ordens mit Ungam und schlesischen Verbündeten’, 

„nach dem und der vor genannt orden uns und dem heiligen riche zugehoret‘“ und ihm 

daher Hilfe zustehe. Bei Hofe verhandelten inzwischen Pfalzgraf Ludwig, der Ober- 

ste Marschall des Ordens, Bischof Konrad von Breslau und Herzog Przemko von 

Troppau in dieser Angelegenheit.’ Somit kam Sigmund erneut eine schiedsrichterli- 

che Funktion zu, d. h. er hatte in den Augen der Ordensfreunde noch immer den Bonus 

‚des Breslauer Spruchs. Der König nutzte die Gelegenheit und ergriff umgehend die 

Initiative zu Gesprächen mit der polnischen Seite. Die Verhandlungen? führten zur 


— 


Vgl. zum Frieden am Melno-See: LücKERATH, Paul von Rusdorf, S. 43-55; Ottokar IsRAEL, Das 
Verhältnis des Hochmeisters des Deutschen Ordens zum Reich im 15. Jahrhundert, Marburg 
1952, S. 30-31. 

LOCKERATH, Paul von Rusdorf, S. 47. 

Ebenda, S. 47. 

RI XI, 5426, 5427. 

Vgl. RTA VIII, 138, S. 151, Zeile 15-21; RTA VII, 178, S. 215, Zeile 1-5, 

RI XI, 5428. 

RI XI, 5428. 

RI XI, 5485a. 
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Erneuerung eines Schutz- und Trutzbündnisses zwischen Wladyslaw, Witold und 
Sigmund.’ Letzterer teilte danach mit, er habe sich mit dem polnischen König 
ausgesöhnt. Wladyslaw sei ein treuer Christ, und der Verdacht, er unterstütze die 
Ketzer, sei falsch.” Sogar von gemeinsamen Feldzugsplänen war die Rede'', und 
Kardinal Branda wurde aufgefordert, im Reich für eine Beteiligung an diesem Zug 
einzutreten."? Der neue Kurfürst von Sachsen hatte offensichtlich an Ort und Stelle 
seine Hilfe zugesagt!? und erhielt entsprechende Vollmachten.'* Seine und die Hilfe 
Albrechts von Österreich wurden in den Schreiben an das Reich bereits vorausge- 
setzt.!? Die Umgestaltung der politischen Lage und der Abschluß neuer Koalitionen 
waren äußerst schnell vor sich gegangen. Die Frist für die Realisation des Feldzugs 
wurde dabei so kurz veranschlagt, daß das Reich den Termin nicht einhalten konnte.'® 

Die Erklärung für diese zügigen und umfassenden Änderungen im politischen 
Mit- und Gegeneinander kann sich ganz auf die innere Logik jener Konstellation 
stützen. Die Verbindung des polnischen Königs zu den Hussiten, d. h. genauer gesagt 
seine unklare Stellung zu den Unternehmungen Herzog Sigismund Korybuts’”, sowie 
die polnische Ablehnung des Breslauer Spruchs hatten bislang eine Annäherung 
zwischen Wladyslaw und Sigmund vereitelt. Die Vermutung, es sei durchaus im 
Sinne Sigmunds gewesen, den polnischen Verbündeten der Hussiten im Norden zu 
binden'®, hat einiges für sich. Mittelfristig hatte diese Konstellation aber den Nachteil, 
daß der polnische König damit der Gegenpartei zuzuzählen war. Dabei blieb er ein 
bedeutender Konkurrent und attraktiver Ansprechpartner für politische Gegner im 
europäischen Nordosten, zumal er sich in geschickter Weise nie so eng an die 
Hussiten angelehnt hatte, daß seine Haltung für orthodoxe Christen intolerabel 
geworden wäre. 

Eindrucksvolle Beweise für die Bedeutung der polnischen Politik waren die 
Kontakte Wladyslaws zur Kurie, deren Resultat die Entsendung des Legaten Zeno 
war, und die Verbindung Friedrichs von Brandenburg mit dem Jagiellonen. Sie 
machte schon jetzt das Haus Zollern zu einem beachtlichen Konkurrenten in Nord- 
osteuropa, emanzipierte Friedrich endgültig von Sigmund und etablierte ihn als 
autonomen Machtpolitiker ersten Ranges im Reich. Eine Einigung zwischen Sig- 
mund und Wladyslaw entschärfte diesen „polnischen Trumpf“ und machte zudem 
das polnische militärische Potential für den Hussitenkampf verfügbar. Die faktische 


9 RI XI, 5493. 

10 RI XI, 5501, 5502. 

11 RI XI, 5495, 5496, 5500. 

12 RTA VIII, 235. 

13 Mehrere Privilegien für Friedrich sind in Altendorf bzw. in Käsmark ausgestellt (RI XI, 5490, 
5491, 5494), und im Schreiben an Herzog Albrecht ist die Hilfszusage des Markgrafen und seiner 
Vettern bereits erwähnt (RI X1, 5496). 

14 RIXI, 5504, 5505. 

15 RI XI, 5507-5510; RTA VIII, 236. 

16 RTA VII, 236, S. 286, Zeile 8-10. Die daraus folgende Verschiebung nahm der Pole zum Anlaß, 
sich nicht mehr an dem Krieg zu beteiligen (vgl. RTA VIII, 291, Punkt 1, Punkt 2, und ebenda, 
S. 342, Anm. 5). 

17 Zu den Vorwürfen vgl. ein kurfürstliches Schreiben an König Wladyslaw vom 26.7.1422, RTA 
VII, 176. 

18 IsraeL, Verhältnis, S. 31. 
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Revision des Breslauer Spruchs durch den Frieden vom Melno-See gabden Weg dazu 
frei, und Sigmund handelte mit bemerkenswerter Energie. 

Die Kurfürsten beurteilten die politische Situation wesentlich anders. Ihrer 
Meinung nach handelte der König gegen die Interessen des Ordens und des Reiches. 
Sie reagierten deshalb mit großer Zurückhaltung, wenn es um die Organisation des 
vom König geplanten Feldzugs ging, und engagierten sich statt dessen für einen Tag 
in Frankfurt, den die Städte unbedingt beschicken sollten.'? Auf diesem Tag fand der 
Melno-Friede, den Paul von Rusdorf „angerichtet“ und den der König unzweideutig 
gebilligt hatte, eine derart ungünstige Aufnahme, daß der Deutschmeister den 
Hochmeister bat, ihn von der Mitbesiegelung der Friedensurkunde zu dispensieren.? 

Im Reich hatte Sigmund den bereits bekannten Effekt ausgelöst: einen Zusam- 
menschluß aller Verteidiger der Interessen des Deutschen Ordens unter der traditio- 
nellen universal-christlichen Argumentation. Dabei war den Kurfürsten der macht- 
politische Zusammenhang des Geschehens nicht verborgen geblieben. Spätestens 
nach ihrer Einigung in Bingen bemühten sie sich aktiv, den Kontakt zum polnischen 
Hof ihrerseits nicht zu verlieren. Sie schrieben dem polnischen König, er möge 
unbedingt an der Verlobung seiner Tochter mit dem zweiten Sohn des Brandenbur- 
gers festhalten.?! Der biologische Zufall beendete das Spiel um die polnische 
Thronfolge; Ende 1424 wurde Sigmund als Pate zur Taufe des neugeborenen 
Königssohnes nach Polen eingeladen.” Daß er dem Orden von da ab ausgesprochen 
wohlwollend gegenüberstand und ihn besonders gegen die Ansprüche des Markgra- 
fen von Brandenburg auf die Neumark verteidigte, ist — betrachtet man die Zusam- 
menhänge königlich-fürstlicher Politik — kaum verwunderlich??; er hatte ja keine 
Veranlassung mehr zu einer Politik gegen die Interessen des Ordens, erst recht nicht 
in Angelegenheiten, in denen sich das Interesse des Hochmeisters mit seinem eigenen 
deckte. Die Ordenspolitik war somit der erste Bereich, in dem Sigmund wesentliche 
politische Vorteile für sich errungen hatte. Es gelang ihm, den Eindruck, die 
Kurfürsten seien die (alleinigen) Verteidiger des Ordens, abzuschwächen und davon 
unberührt seine Polenpolitik zu realisieren. 


Die sächsische Kur 


Eine zweite Chance bot sich bei der Verleihung der Kurwürde Sachsens. Mit 
dem Tod Albrechts im November 1422 war die Wittenberger Linie der Askanier 
ausgestorben. Anwärter bei der Nachfolgeregelung waren Ludwig von der Pfalz für 
seinen Sohn, Friedrich von Brandenburg, dessen ältester Sohn Johann seit 1416 mit 
der Nichte des verstorbenen Herzogs vermählt war, Markgraf Friedrich von Meißen 


19 RTA VIII, 240. 

20 RTA VIII, 254. 

21 RTA VII, 298 vom 20.1.1424. Zu diesem Zeitpunkt konnte die Geburt eines polnischen 
Thronfolgers (31.10.1424) noch nicht vorausgesehen werden. Außerdem entsandten die Kurfür- 
sten den Bischof von Lebus an den polnischen Hof. Jener sollte verhindern, daß Sigmund dem 
Wunsch des dänischen Königs nach Auslösung der Neumark nachkäme, 

22 RI XI, 6016; RTA VIII, 332. 

23 Israer, Verhältnis, S. 31; RI XI, 5832, 6015. 
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und Herzog Erich von Sachsen-Lauenburg. Die Verleihung der Kurwürde Sachsens 
an die Wittelsbacher oder die Hohenzollern konnte Sigmund allenfalls unter dem 
Gesichtspunkt erwägen, wie er dies vermeiden könne. Die Durchsetzbarkeit kurpfäl- 
zischer Ansprüche war dabei von vornherein als relativ gering zu veranschlagen; da 
das kurmainzische Reichsvikariat formal noch bestand, waren kurpfälzisches Den- 
ken und Handeln zu sehr davon bestimmt, diese Privilegienverletzung revidiert zu 
sehen. Bei einer Realisierung der Ansprüche des Erzbischofs wäre die Stellung der 
Kurpfalz im System des Reiches deutlich erschüttert worden. Der Abwendung dieser 
Gefahr mußte Ludwig die erste Präferenz einräumen.” 

Die brandenburgische Prätention war etwas schwieriger abzuwehren, weil der 
Markgraf Erbansprüche geltend machen konnte und zudem einen Teil Sachsens 
militärisch besetzt hielt.” Rechtlich begründete Sigmund die Umgehung der Ansprü- 
che beider Kurfürsten mit dem Hinweis, Vater und Sohn sollten nicht zwei Kurstim- 
men haben. Dieses Argument ließ sich nicht gegen den Anspruch vorbringen, den 
Erich von Sachsen-Lauenburg anmeldete. Nach Windecke kam dieser zum König 
„und clagete clegelichen, warumb er sin vetterliches erbe hinweggeluhen hette. also 
schobe es der konig an die korfursten“.?? 

Erichs Schwiegersohn, Konrad von Weinsberg, hatte den Lauenburger großzü- 
gig mit gefälschten Belehnungsunterlagen (mit ganz Sachsen!) versorgt”, die jenem 
nun zur Untermauerung seiner Forderungen dienten. Die Lauenburger Verhandlun- 
gen um die Kur waren wohl die einzige wirkliche Gefahr für den wettinischen 
Prätendenten, weil sie rechtlich dem Anschein nach gut begründet waren. 

Die politische Durchsetzung des königlichen Kandidaten, Friedrichs von 
Meißen, dem das Kurfürstentum Sachsen bereits am 6. Januar 1423 übertragen 
worden war”, gelang trotzdem relativ problemlos. Der wichtigste Faktor für diesen 
Erfolg war die Schnelligkeit des Vorgangs selbst; Sigmund schuf Fakten, noch bevor 
die anderen Kandidaten ihre Ansprüche formulieren konnten. Genauso schnell wurde 
die Inbesitznahme Sachsens (gegen den Brandenburger) in die Wege geleitet. Am 
Tag der Übertragung wurde der Hofrichter Sigmunds, Hans von Lupfen, beauftragt, 
das Herzogtum Sachsen für das Reich in Besitz zu nehmen und Friedrich von Meißen 
damit zu belehnen.” Ein Bündnis zwischen Sigmund und dem neuen Kurfürsten?! 
und eine umfassende Vollmacht für Friedrich, hinsichtlich der Hussiten nach Gut- 


24 Am 11.1.1423, RI XI, 5447. Windecke bezieht die Verschreibung von 50.000 Gulden auf die 
Landvogiei des Elsaß, welche Sigmund dem Pfalzgrafen in Preßburg schenkte, vermutlich zu 
Recht auf die Reichsstatthalterschaft (Windecke, $ 191). Allerdings läßt sich bei Windecke auch 
sonst nichts über Ludwigs Ansprüche auf die Kurwürde Sachsens finden. Aber auch dies mag ein 
Indiz für die fehlende Vehemenz sein, mit der Ludwig am Hofe seine Ansprüche auf Sachsen 
vortrug. 

25 Windecke, 8 178. 

26 Hinweis bei Mammes, Kurfürstenbund, S. 112, Anm. 117. 

27 Windecke, § 178, S. 152. 

28 Die Fälschung wurde 1426 aufgedeckt, RI XI, 6711; vgl. Joachim LEUSCHNeER, Der Streit um 
Kursachsen in der Zeit Kaiser Sigmunds, in: Festschrift für Karl G. Hugelmann, Bd. 1, Aalen 
1959, S. 315-344, hier: S. 324-325, und Karasex, Konrad von Weinsberg, S. 75-76. 

29 RI XI, 5430. 

30 RI XI, 5432. 

31 RI XI, 5431. 
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dünken zu verfahren?, Gerichts- und Siegelprivilegien? und nicht zuletzt Zugeständ- 
nisse zur Finanzierung der Böhmenzüge” sicherten seinen Status ab. 

Dem Kandidaten kam darüber hinaus zugute, daß er als bedeutender Territo- 
rialherr im Nordosten des Reiches über machtpolitische Möglichkeiten verfügte, die 
für den Hussitenkampf wichtig werden konnten. Wie der Vertrag von 1422 über die 
Verpfändung der Vogtland-Burgen bereits andeutete, war der König dem Wettiner 
für dessen Zusammenarbeit einiges schuldig, was vermutlich bereits bei der Auswahl 
des Kandidaten eine Rolle gespielt hatte.” Die Übertragung des Kurfürstentums 
Sachsen als Auszeichnung und Belohnung für vergangene Dienste und als Geste, die 
den Wettiner auch in Zukunft an den König binden sollte, lag nahe.”* 

Friedrich der Streitbare hatte offensichtlich genügend Kraft, sich in Sachsen 
bald erfolgreich durchzusetzen. So arrangierte sich Markgraf Friedrich von Branden- 
burg bereits im Februar 1423 mit dem Wettiner.” Dennoch war die Durchsetzung des 
Kandidaten, schon allein wegen der unsicheren Rechtslage, nicht ohne weiteres 
möglich. Dies führte dazu, daß Friedrich sich von Kurmainz eine Art „Vorvertrag zur 
Admission in den Kreis der Kurfürsten“ abhandeln lassen mußte, welcher ihn 
einseitig auf ein Zusammengehen mit Erzbischof Konrad festlegte.”” Außerdem 
mußte er sich vor seiner Anerkennung durch die anderen Kurfürsten” verpflichten, 
die Frage seiner Belehnung bis zur definitiven Entscheidung durch den König binnen 
eines Jahres oder durch den Kurfürsten im darauffolgenden Jahr als offen zu 
betrachten.* Dieser Versuch, der Übertragung den Anstrich des Vorläufigen zu 
geben, war inzwischen allerdings durch die Kraft des Faktischen sehr geschwächt. 
Die Schnelligkeit des Königs hatte die Kurfürsten vor vollendete Tatsachen gestellt. 
Dazu kam die Stärke des Kandidaten, die ihn für den König attraktiv gemacht hatte 
und die ihm auch bei seiner Durchsetzung gegenüber den Mitkurfürsten nützte. 


Die Landfriedenspolitik 


Schließlich war die Frage der sächsischen Kur im Verein mit den Konsequen- 
zen des Melnoer Friedens undderReichsstatthalterschaftdes Mainzers sozusagen der 
Stoff, der die Kurfürsten wieder an den gemeinsamen Verhandlungstisch zurück- 
brachte. Der unbefriedigende Minimalfriede des Deutschen Ordens mit Polen- 
Litauen und Sigmunds Bündnis mit Wladyslaw waren der unmittelbare Anlaß für die 
Kurfürsten, erneut eine gemeinsame Handlungsgrundlage zu suchen. Voraussetzung 
war die Aufgabe des längst unhaltbar gewordenen Anspruchs auf die Reichsstatthal- 


32 RIXI, 5446, 11.1.1423. 

33 RI XI, 5490, 5491, 25.3.1423. 

34 RI XI, 5504, 5505, 15.4.1423. 

35 RTA VIII, 172. 

36 Am 3.5.1423 schenkte Sigmund Friedrich das sogenannte Nasenhaus in Prag (RI XI, 5534) und 
wies dem Sohn des neuen Kurfürsten, der ihn mit 40 Pferden stets persönlich dienen sollte, ein 
Jahrgeld zu (RI XI, 5535). 

37 Irmgard von Brossick£, Friedrich der Streitbare, Berlin 1938, S. 68. 

38 Zum Vertrag vgl. Mattes, Kurfürstenbund, S. 133-135. 

39 18.1.1424, Bingen; RTA VII, 297. 
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terschaft durch Konrad von Mainz. Bei einem Treffen der Kurfürsten im Mai 1423 
in Boppard sprachen sich der Kölner und der Trierer Erzbischof als Schiedsrichter 
dafür aus, daß der Mainzer die Statthalterschaft aufgeben müsse.*! Erzbischof Konrad 
verzichtete am folgenden Tag“ mit der Begründung, der Pfalzgraf habe ihn darum 
gebeten und ihn mit Briefen und Urkunden davon überzeugt, „das des nit sin sall“. 

Der König hatte kurz vor dem Rücktritt noch versucht, den Erzbischof von 
diesem Schritt abzuhalten.“ Sicher nicht zu unrecht wollte er die vom Pfalzgrafen 
erzwungene Entscheidung der Kurfürsten nicht widerspruchslos zulassen, zumal sie 
ohne Zweifel einen Prestige-Verlust für sein Königtum bedeutete. Nachdem jeden- 
falls das Haupthindernis für ein gemeinsames Auftreten der Kurfürsten beseitigt war, 
luden die rheinischen Kurfürsten zu einem Tag nach Frankfurt am 7. Juli, um über 
einen Landfrieden zu beraten.“ Gleichzeitig versprachen sich die vier Kurfürsten 
gegenseitig, bei künftigen Treffen die Angelegenheit,weshalb sie sich versammeln 
würden, vorab zu besprechen, und vereinbarten eine gemeinsame Zollpolitik am 
Rhein.“ Mit anderen Worten: sie unterstrichen mit Nachdruck, daß in Frankfurt vor 
allem der Landfrieden (nicht etwa königliche Feldzugspläne) besprochen werden 
sollte. 

Dies und die Festlegung eines Tages zu einem Termin, an dem eigentlich die 
Vorbereitungen für den Feldzug stattfinden sollten, machte ihre Haltung gegenüber 
den königlichen Plänen unmißverständlich deutlich. Das Anliegen, eines „gemeinen 
frids“ wegen zusammenzukommen, stieß im Reich auf eine breite und positive 
Resonanz.“ Vorverhandlungen in Heidelberg“ zwischen oberrheinischen Städten, 
Raban von Speyer „und andern unsers herren herzoge Ludewiges reten“? hatten 
klären sollen, ob die Städteboten zu einer Einung bereit seien.” Der König hatte 
seinerseits eine Gesandtschaft nach Frankfurt entsandt, welche die königliche Hal- 
tung zum Melnoer Friedensschluß darstellen sollte”’, was aber nicht überzeugend 
gelang.’? Der Tag bot zweifelsohne die nötige Öffentlichkeit für die Äußerung 
kurfürstlichen Protestes. Allerdings ist wohl den Häuptern der Versammlung genau 
wie den in Fragen der Kommunikation überlegenen Städten der Vertrag längst vorher 
bekannt gewesen. Die Ziele der Versammlung wurden erreicht. Der Unwille des 
Reiches über den Friedensschluß wurde gleichsam offiziell. Wichtiger noch war, daß 
es gelang, die Diskussion eines fürstlichen Landfriedens zu aktivieren- sie wurdeden 
ganzen Sommer über beraten” — und das königliche Ansinnen aus der öffentlichen 
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Diskussion zu verbannen." Die königliche Aufforderung wurde von den Kurfürsten 
an den Rand des Interesses lanciert und verlief de facto im Sande. Umso ausgedehnter 
gestaltete sich die Landfriedensdiskussion. 

Es existieren Entwürfe für einen Landfrieden am Rhein und in der Wetterau” 
sowie ein Entwurf ungenannter Landvögte der vier Landfriedenskreise Rheinland, 
Schwaben, Franken und des Elsaß, in welchem übergreifende Rechtssicherheit 
garantiert werden sollte.’s Vieles spricht dafür, daß die Gespräche sehr weit gediehen 
waren”, allerdings führten sie nur in einem Fall zu einem vorläufigen Abschluß. In 
Franken und Bayern setzte Sigmund einen Landfrieden und bestimmte sogar einen 
Hauptmann.’® Dieser Friede war in Nürnberg beschlossen und dem König durch eine 
fürstlich-städtische Gesandtschaft zur Bestätigung überbracht worden.” 

Doch selbst in diesem Fall war die Landfriedenspolitik nicht von Erfolg 
gekrönt. Sigmund hatte die Vertragsvorlage dahingehend erweitert, daß alle Mitglie- 
der des Landfriedens, die dem Friedensschluß zwischen Friedrich von Brandenburg 
und Herzog Ludwig von Bayern vom September 1422 und seine Ergänzung brechen 
würden, von der Hilfe des Landfriedens ausgeschlossen sein sollten. Dieser Zusatz 
führte dazu, daß der Landfriede „niht furgangs““' hatte, wie Nürnberg es in einem 
Brief an königliche Kanzleibeamte ausdrückte. Über den Frieden wurde weiter 
verhandelt‘, bis es im Februar 1427 zu einer Einung fränkischer geistlicher und 
weltlicher Fürsten und Reichsstädte kam, die ohne ausdrückliche königliche Bestä- 
tigung abgeschlossen wurde. 

Symptomatisch ist, daß der fränkische Landfriede scheiterte, als Sigmund 
versuchte, die Teilnehmer en passant auch an das bayerische Abkommen zu binden. 
Landfriedenseinungen waren politische Verträge. Sie setzten einen Konsens über die 
einzelnen Punkte des Vertrages voraus. Dieser Konsens war im bayerischen Erbstreit 
noch lange nicht gewährleistet, eine politische Einigung unter Einschluß dieser Frage 
daher unmöglich. Es traf im Prinzip das gleiche Argument zu, welches einige 
fränkische Adlige erklärtermaßen davon abhielt, sich dem Projekt anzuschließen.“ 
Sie hätten eine Einung gegen den neuen Würzburger Zoll geschlossen“ und sähen 
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sich daher außerstande, den Bedingungen des Landfriedens zu genügen. Dieser setzte 
eine prinzipiell friedliche Koexistenz aller Beteiligten voraus, was in Franken nicht 
gegeben war. 

Auch die Teilnehmerliste für den Landfrieden am Rhein und in der Wetterau 
sprach aus diesem Grunde gegen einen erfolgreichen Abschluß: Kurmainz, Kurpfalz, 
Kurtrier sowie die Städte Mainz, Worms, Speyer, Heilbronn, Wimpfen, Frankfurt 
und die Reichsstädte der Wetterau versuchten hier eine Koordinierung ihrer Interes- 
sen. Dieser Versuch war schon deshalb ein hoffnungsloses Unterfangen, weil ganz 
konkrete territorialpolitische Divergenzen hätten überwunden werden müssen, um 
ein relativ abstraktes Ziel, den Frieden, zu erreichen. Dieses war nur partiell und 
kurzfristigrealisierbar, etwa wenn eine größere Gefährdung gemeinsamer Interessen 
vorlag oder wenn eine politisch übergeordnete Gewalt den Ausgleich regulierte, 
obwohl letzteres im Reich zu Zeiten Sigmunds jedenfalls nicht vorstellbar war. Damit 
soll nicht gesagt werden, daß partielle Erfolge nicht Schritte auf dem Weg zu einer 
übergreifenden Lösung gewesen wären; diese konnte nur nicht unmittelbar erreicht 
werden. 


Eine königliche Gesandtschaft 


Ende des Jahres 1423 sandte Sigmund seine Räte Albrecht von Hohenlohe und 
Konrad von Weinsberg ins Reich, um bei den Städten des Elsaß und im Breisgau 
wegen der badischen Fehde zu intervenieren“, vor allem aber, um auf einem weiteren 
Tag in Frankfurt, den Konrad von Mainz ausschreiben sollte, die königliche Auffor- 
derung zur Hilfe gegen die böhmischen Ketzer vorzutragen.°” In seinem Schreiben an 
Konrad von Mainz respektierte der König stillschweigend dessen Rücktritt von der 
Reichsstatthalterschaft, redete ihn jedoch weiterhin besonders gnädig an und zeich- 
nete ihn dadurch vor den anderen aus. 

Der Tag, so läßt sich aus dem Fehlen jeglicher Überlieferung schließen®, hat 
nie stattgefunden. Die königlichen Gesandten vermerkten statt dessen’, daß sie den 
Kurfürsten die Nachrichten und Weisungen des Königserstim Januar 1424 in Bingen 
hätten überbringen können. Sigmund hatte sie berichten lassen, daß Vorbereitungen 
für Verhandlungen mit den Hussiten getroffen würden. Diese Verhandlungen hatte 
Wladyslaw bereits seit dem Sommer 1423 angeregt’'; sie sollten an Weihnachten 
beginnen. Kardinal Branda und andere Geistliche und Gelehrte, Vertreter des Königs 
und seines Schwiegersohnes sowie des polnischen Königs würden anwesend sein.?? 
Allerdings solle man sich im Reich vorläufig nicht um diese Gespräche kümmern, 
sondern zu einem Feldzug rüsten, damit „ob die sachen nit geriht werden und zu 
ganzem ende kemen, daz der zuge fur sich ginge“. Außerdem sollte die königliche 
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Gesandtschaft die Kurfürsten um Unterstützung des Ansinnens bitten, beim Papst die 
Absetzung des ketzerischen Erzbischofs von Prag zugunsten des Bischofs von 
Olmütz durchzusetzen. 

Dieser Artikel der Gesandtschaftsinstruktionen regte wegen eines kleinen 
Nachsatzes die Historiker zu weitreichenden Überlegungen an: „...undenpfelhen den 
herzogen zu kronen“.”* Kerler vermutete”, daß mit dem Herzog der Schwiegersohn 
Sigmunds gemeint sein könnte. Sigmund habe möglicherweise seine Person als das 
Haupthindernis für eine Pazifizierung Böhmens aus der Diskussion nehmen und statt 
dessen dem Österreicher die Krone überlassen wollen. Der König hatte Anfang 
Oktober Albrecht und dessen Gemahlin die Markgrafschaft Mähren überschrieben.” 
Dabei hatte er den Bischof von Olmütz und den Herzog von Troppau ausgenommen, 
aber bestimmt, daß diese dem Markgrafen ihre Stimme beider Wahlzum böhmischen 
König geben sollten, falls Sigmund ohne Leibeserben sterben würde. 

Spielte Sigmund mit dem Gedanken, die Krone aufzugeben, um sie seinem 
Schwiegersohn zu übertragen? Oder war Albrecht „wohl keineswegs akzeptabler“”” 
als Sigmund selbst und der Gedanke daher unwahrscheinlich? Spekulationen um 
mögliche Pläne des Königs sind insofern müßig, als sie nicht unbedingt auf reale 
Zusammenhänge oder eine realistische Beurteilung dieser Zusammenhänge durch 
die Beteiligten schließen lassen. Erst die Umsetzung der Pläne, der Erfolg oder 
Mißerfolg, bietet eine gesicherte Grundlage. Dennoch ließ man sich auf die Erörte- 
rung möglicher Absichten des Königs ein, suchte die Motive für den Binger 
Kurfürsten-Bund darin, daß Sigmund nicht Albrecht, sondern Witold habe krönen 
lassen wollen, und folgerte, „der Vertrag kann als unmittelbare Reaktion auf eine 
durch die Pläne des Königs drohende Gefahr von Böhmens Ausverkauf betrachtet 
werden“. Diese Annahme ist wahrscheinlich richtig. Nur sollte sie nicht unbedingt 
auf die Witold-These gegründet werden, da diese wenig überzeugt. Erstens wäre 
Albrecht in diesem Zusammenhang sehr wohl „akzeptabler‘“ gewesen als Sigmund, 
da er nicht durch die Konstanzer Verbrennung des Hus kompromittiert war. Zweitens 
konnte die Unterstützung durch Olmütz und Troppau durchaus auch auf die Lebzei- 
ten Sigmunds bezogen werden, wenn die Kandidatur des Österreichers im Einver- 
ständnis mit dem König geschah. Drittens ist die philologische Herleitung der These 
nicht ganz schlüssig. Es heißt, Albrecht könne deshalb nicht gemeint sein, weil dieser 
immer nur als „sin son von Osterich‘ bezeichnet würde. Der einzige „Herzog“ im 
Text sei Witold. Bei genauerem Hinsehen erweist sich jedoch, daß der König und sein 
Schwiegersohn in dem Text der Gesandtschaftsinstruktionen, auf den sich die These 
stützt, stets als formelhafte Einheit behandelt wurden. Die einzige Stelle, wo Albrecht 
(eventuell) nur allein gemeint ist, kann daher durchaus anders lauten. Viertens und 
vor allem ist es schwer vorstellbar, daß Sigmund in dynastischem Interesse für die 
Zeit nach seinem Tode dem Schwiegersohn jede Unterstützung zusagen und zukom- 
men ließ, zu Lebzeiten aber eine litauische Kandidatur VOTZOg. 
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Wie dem auch sei: die diplomatische Bewegung in der böhmischen Frage, die 
Annäherung des Königs an Polen-Litauen und die sächsische Kur reichten aus, um 
die Kurfürsten zu einer Vereinigung zu bewegen. Die sächsische Kur war bereits 
durchgesetzt und kein Stein des Anstoßes mehr. Die beiden anderen Probleme aber, 
vor allem, wenn man sie miteinander in Zusammenhang brachte, waren sehr wohl 
bedrohlich, weil sie eine möglicherweise für das Reich nicht akzeptable Lösung der 
böhmischen Frage in Aussicht stellten. 


Die Offensive der Kurfürsten 


In Bingen erarbeiteten die Kurfürsten zwei Verträge” unterschiedlichen Te- 
nors, jedoch gleichen Inhalts, welche eine Vereinigung aller sechs Kurfürsten zur Un- 
terdrückung der böhmischen Ketzerei vorsahen. Die Texte lesen sich wie eine sanfte 
und eine stärkere Drohung an den König, allein schon deshalb, weil sie z. T. wörtlich 
die kurfürstliche Vereinigungsurkunde von Boppard aus dem Jahre 1399 wieder 
aufnahmen? und damit an die Vorgeschichte von Wenzels Sturz erinnerten. Zumin- 
dest demonstrierten die Kurfürsten unzweideutig ihre Bereitschaft, dem König, sollte 
er dem Reich durch seine Böhmenpolitik Schaden zufügen, Widerstand entgegenzu- 
setzen. Dadurch, daß sich alle sechs Kurfürsten zu diesem Bündnis bekannten, geriet 
Sigmunds Königtum ernstlich in Gefahr, zumal sich die Kurfürsten auch auf die 
Rückendeckung durch den Papst, dem Sigmund in der Ketzerfrage zu zögernd 
vorging®', verlassen konnten. 

Warum die Kurfürsten gerade zu diesem Zeitpunkt ein solches Unternehmen 
begannen und warum der Konflikt einen so grundsätzlichen Charakter annahm, läßt 
sich aus den bisherigen großen Bündnissen unter Sigmund erklären. Es hatte bislang 
zwei Verträge dieser Art gegeben, einen 1417 in Boppard’? und einen 1421 in 
Nürnberg” geschlossenen. Ersterer war ein Defensivvertrag zur Abgrenzung gegen 
den königlichen Herausforderer in reichspolitischen Angelegenheiten; er wandte 
sich gegen mögliche weitere Einschränkungen kurfürstlicher Freiheiten und Rechte 
durch den König und enthielt im wesentlichen die Feststellung, man werde gemein- 
same Interessen in Zukunft auch gemeinsam verteidigen. Der Nürnberger Vertrag 
griff die Komponente vereinten Handelns auf und konkretisierte sie für den Kampf 
gegen die Ketzer. Beim ersten Bündnis war die vermeintliche Bedrohung durch die 
politische Aktivität des Königs (und dessen Erfolge) der Anlaß für den Zusammen- 
schluß der Kurfürsten. Den zweiten Vertrag dagegen schlossen sie, um ihre relativ 
starke Stellung gegenüber dem um militärische Hilfe verlegenen König zu verbes- 
ser. Erst in der Folge dieser Selbstorganisation kurfürstlicher Kräfte kam das 
Königtum in eine ernstzunehmende Krise. So betrachtet hatte die Situation von 1423 
einige wesentliche Gemeinsamkeiten mit der von 1417. 


79 RTA VIII, 294, 295. 
80 RTA II, 41; vgl. auch die Gegenüberstellung der drei Texte RTA VIII, S. 334. 
81 Vgl. BezoLD, Reichskriege, Bd. 2, S. 25. Dort ein Zitat aus einem päpstlichen Schreiben vom 


14.2.1424, in welchem der Unmut des Papstes über die Trägheit Sigmunds ausgedrückt wird. 
82 Frankfurter Reichscorrespondenz I, S. 28. 
83 RTA VIII, 28. 


Reich versus König 121 


Sigmund hatte in diesem Jahr beträchtliche Erfolge aufzuweisen, die sich auf 
seine geographische Nähe zum Schauplatz der Ereignisse und auf ein Handlungskon- 
zept stützten, welches sich aus seiner politischen und dynastischen Verankerung in 
Nordost-Mitteleuropa ergab. Es stimmte allerdings schwerlich mit den im Reich 
verbreiteten Vorstellungen überein und war vom Westen des Reiches aus auch nicht 
immer einsichtig. Der relativ große Erfolg des Königs in jener Zeit gründete sich auf 
dessen Entschlußfreudigkeit und Schnelligkeit bei der Schaffung vollendeter Tatsa- 
chen. Handelte es sich doch um politische Entscheidungen in einem Raum, der für den 
König weit besser zugänglich war als für die in reichspolitischen Zusammenhängen 
federführenden rheinischen Kurfürsten. 

Diese aber hatten in den letzten Jahren zunehmend die Anliegen des Reiches 
und der Christenheit gemeinsam formuliert und in eigener Regie vertreten. Die 
königlichen Aktivitäten mußten sie zum Zusammenschluß und zur Abwehr provozie- 
ren, besonders in der Ketzerfrage, vom Deutschen Orden ganz zu schweigen. Die 
Möglichkeit, daß Sigmund mit dem polnischen König und den Hussiten ohne 
Beteiligung der Kurfürsten Einigungen erzielte, die den Ansprüchen des Reiches 
nicht genügen konnten und auf einen „Ausverkauf“ Böhmens hinausliefen, war 
einfach zu groß. Die Kurfürsten hatten die Ketzerbekämpfung im Namen des Reiches 
organisiert; nun fühlten sie sich berechtigt, den König diesem Reichsinteresse 
gegenüber zur Verantwortung zu ziehen. Insofern war das Bündnis von 1424 eine 
neue Stufe der Verteidigung der von den Kurfürsten definierten Belange gegen eine 
politische Herausforderung durch den König. 


Sigmunds Reaktion 


Nach der Binger Konferenz reiste eine kurfürstliche Gesandtschaft unter 
Leitung der Bischöfe Johann von Würzburg und Raban von Speyer nach Ungarn.” 
Die Mission der beiden hochrangigen Gesandten machte den Konflikt offiziell. Der 
König reagierte scharf auf ihre Botschaft. Windecke berichtet von einem Wutaus- 
bruch und zitiert den König: „hetten wir den korfursten also hoch gesworn, als sie uns 
gethon haben, wir wolten wol anders mit in umbgon, dann sie mit uns thunt“.” 

Seine Verteidigung war weit ausholend, wenn auch wohl nicht sehr überzeu- 
gend.** Ende Mai hielt Sigmund in Ofen eine Rede, in der er sich beklagte, man halte 
ihn für einen Hussiten und gebe ihm die Schuld, daß die Ketzerei nun schon so lange 
währe. In einem Schreiben an den Herzog von Berg und verschiedene Städte 
berichtete er von der Gesandtschaft und von der Unterstellung, er kümmere sich nicht 
genug um die Ausrottung der Ketzerei. Er habe den Gesandten aufgezählt, wieviel 
Kraft er bereits in diesen Krieg investiert habe und wie sehr er darüber hinaus noch 
im Osten in Kämpfe mit den Türken verwickelt sei. Zur endgültigen Vernichtung der 
Ketzerei habe er im Sommer einen Feldzug geplant. Die Kurfürsten wüßten dies seit 
langem, hätten sich aber bislang nicht dazu verstanden, ihm zu helfen. Er hoffe, das 
werde sich nun ändern. 
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Der König wußte, daß diese Replik allein die kurfürstlichen Angriffe nicht 
würde entkräften können. Er fügte eine eindringliche Aufforderung an die Städte 
hinzu, ihm unabhängig von der Vorbereitung des Feldzugs Gesandte zu schicken, 
„bey den wir euch unser meinung embieten mogen“.?” Wichtiger noch war ein 
persönliches Gespräch mit den Kurfürsten, zu dem er jene nach Wien gebeten hatte 
und an dem sie auch teilnehmen wollten, „wiewol in daz swere und unbequemme 
ist 


Die Situation des Königs 


Die politische Aktivitätdes Königs im Osten, Norden und Süden war unterdes- 
sen ungebrochen. Sigmund klärte einen Streit zwischen der Stadt Halle und dem 
Erzbischof von Magdeburg? zugunsten des Bischofs, belehnte die Herzöge von 
Pommern-Stettin gegen die Ansprüche des Brandenburgers mit der Uckermark” und 
entschied in einem aufwendigen Rechtsverfahren, daß die Ansprüche des dänischen 
Königs auf Schleswig berechtigt seien.” Im März des Jahres wohnte er der Krönung 
der Königin Sophie von Polen bei”, Anfang Juni kam ein Waffenstillstand mit den 
Türken zustande, der dem König den Rücken für den Kampf gegen die böhmischen 
Ketzer vorläufig freimachte.?? 

Im nord-, ostmittel- und südosteuropäischen Raum konnte Sigmund also 
weiterhin Erfolge verbuchen. Die Gegnerschaft zum Markgrafen von Brandenburg 
wurde zu einem politischen Plus für die Beziehungen zum dänischen König, wenn 
Sigmund und Erich auch die Genugtuung versagt blieb, die brandenburgisch- 
polnische Verlobung aufzulösen.” Während dem König also im östlichen Bezugssy- 
stem durchaus kraftvolles Handeln möglich war, weil es ihm gelang, umstrittene 
Fragen in seinem Sinne nutzbar zu machen, d. h. vorhandene Energie für seine 
Belange einzusetzen, stand er dem Geschehen im Reich hilflos gegenüber und 
empfand dies auch. Ein Brief des Königs an Friedrich von Brandenburg” drückte 
seinen Zom angesichts der Ohnmacht gegenüber dem, was im Reich vor sich ging, 
in beredter Form aus. Konkret handelte es sich um eine Stellungnahme zur badischen 
Fehde. Der Lauf der Ereignisse in Baden war allerdings symptomatisch für die 
Verschlossenheit der Reichszusammenhänge gegenüber königlichen Eingriffen. Der 
König hatte über die kurfürstliche Gesandtschaft die Erzbischöfe von Mainz, Köln, 
und Trier aufgefordert, sich des Badeners in seiner bedrängten Lage anzunehmen.” 
Im Mai hatten Verhandlungen stattgefunden, jedoch auf kurfürstliches Betreiben hin 
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und ohne Erfolg.” Die Fehde brach Anfang Juni aus”, am 3. Juli wurden schließlich 
Friedensvereinbarungen unter Vorsitz des Kölner Erzbischofs getroffen, die für den 
Markgrafen sehr ungünstig ausfielen.”” Die ganze Angelegenheit verlief beinahe 
zwangsläufig nach dem Muster, welches durch die streitenden Parteien vorgegeben 
war, und endete entsprechend den Kräfte- und Hegemonialverhältnissen, in deren 
Zusammenhang sie eingebettet war. Mitte Juni nun, während der badischen Kämpfe, 
schrieb der König an Friedrich von Brandenburg und beklagte sich bitter, daß „ein 
yeglicher imme reich nach seinem hawpt lebet“'®, und jeder ungeachtet königlicher 
Intervention Krieg führe, wann immer er sich dazu stark genug fühle. Zu einer Zeit, 
da „ein gemeyne sache vorhanden die gancze kristenheit antreffend‘“'”, sei dies ein 
besonders schweres Vergehen. Schließlich sei ein solches Verhalten eine grobe 
Schmälerung des Rechts, die eine „lestrung der geleidigten kuniglichen majestat“'” 
einschließe, wie es wohl nur von einem „zuleger und gunner der keczern“'” zu 
erwarten sei. Gemeint war der Pfalzgraf Ludwig samt seinen Verbündeten, zu denen 
auch Markgraf Friedrich gehörte. 

Sigmund begegnete mit dieser Offensive dem Vorwurf, durch fehlendes oder 
falsches Engagement dem Reichsinteresse zu schaden. Er warf den Kurfürsten 
seinerseits vor, es mangele ihnen an Loyalität gegenüber dem Königtum, womit sie 
das allgemeine Rechtsgefühl empfindlich verletzt hätten. Des Königs Argumente 
waren freilich schwach; gerade die Loyalitätsfrage stand doch auf der Tagesordnung. 
Sigmund wollte jeden Verdacht der Ketzerbegünstigung von sich abwenden und das 
Reich statt dessen für sein Konzept politisch-diplomatischer und militärischer 
Maßnahmen in Böhmen gewinnen. Dabei operierte er mit der im Reich entwickelten 
Problemhierarchie, nach der alles hinter dem Krieg gegen die Ketzer zurückzustehen 
habe. 

Im Jahre 1422 hatte diese Maxime dem König Handlungsvollmacht verschafft 
und ihn befähigt, über politische Macht zu verfügen und politische Aufgaben zu 
delegieren. In der besonderen Situation des Nürnberger Tages war dies noch möglich; 
außerhalb dieses Zusarmmenhanges jedoch kollidierte herrscherliches Handeln fast 
zwangsläufig mit den Vorstellungen der Kurfürsten. Schließlich unterschied sich der 
Blickwinkel des im Südosten verankerten Königs beträchtlich von dem der rheini- 
schen Kurfürsten, was sich im Augenblick, da diese Konstellation noch durch die 
Gegnerschaft Sigmunds zum Kurfürsten von Brandenburg ergänzt wurde, umso 
drastischer zeigte. Das gemeinsame Ziel hatte König und Reich zusammenwirken 
lassen und zu gemeinsamen Anstrengungen befähigt, was den Herrscher aber auch 
seine unverfängliche Position als Legitimationsinstanz oberhalb aller politischen 
Aktionszusammenhänge gekostet und ihn gemeinsam mit den (Kur-)Fürsten auf die 
Verwirklichung des Reichsinteresses verpflichtet hatte. Die ansonsten dem Tagesge- 
schehen de facto enthobene Pflicht des Herrschers, sich dem Reich gegenüber loyal 
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zu verhalten, war somit politisch konkretisiert worden. Dies wirkte sich immer dann 
besonders aus, wenn politische Aktionen Sigmunds anliefen, zu erwarten oder zu 
befürchten waren. 

Seit Nürnberg hatte der König des öfteren von sich reden gemacht und gegen 
die kurfürstlichen Vorstellungen vom Reichsinteresse verstoßen. Diese verfaßten 
schließlich im Juli 1424 eine ultimative Aufforderung an Sigmund, er solle den 
Anforderungen, die an ihn als Vogt der Kirche und römischen König gestellt würden, 
nicht zuwiderhandeln; anderfalls würden sie die erforderlichen Konsequenzen zie- 
hen.!“* Zum Vorteil des Herrschers kam das Vorhaben, ihm dies vortragen zu lassen, 
nicht zur Ausführung. Ein erneuter militärischer Vorstoß Herzog Sigismund Kory- 
buts veränderte die Lage in Böhmen, und eine grundsätzliche Kontroverse über die 
Beziehungen des Königs zum Reich wurde dadurch verhindert. 

Ohne diese aktuelle Rückverlagerung des Interesses auf die böhmischen 
Belange wäre Sigmund sicherlich kompromittiert worden, zumal seine Beziehungen 
zum Reich ausgesprochen problematisch waren. Lediglich eine Antwort auf die 
Vorstöße Herzog Friedrichs von Österreich, Entscheidungen der letzten Jahre zu 
revidieren!®, und eine Verbesserung der Beziehungen zum Grafen von Toggen- 
burg!% waren geglückt. Zu Ludwig von Bayern-Ingolstadt hatte der König bessere 
Beziehungen als zuvor, allerdings war dies in vieler Hinsicht durch die gemeinsame 
Abneigung gegen Friedrich von Brandenburg bestimmt.!” Gegen Ende des Jahres 
kam die Nachfolgefrage in Geldern auf den König zu." Ansonsten sind nennenswer- 
te Kontakte zum Reich für den Zeitraum von Mitte 1423 bis Ende 1424 nicht 
nachzuweisen. 

Im Gegenteil, mit dem Tod des Kanzlers Georg von Passau Anfang August 
1423'® verkleinerte sich der Kreis derjenigen, die in des Königs Umgebung das Reich 
repräsentierten, um ein wichtiges Glied. Sieht man von Albrecht von Hohenlohe und 
Konrad von Weinsberg ab’, die als Gesandte des öfteren genannt werden, lassen sich 
in direktem Kontakt zu Sigmund beinahe nur noch die Angehörigen der Kanzlei!!!, 
der Hofschreiber!!'? und der Hofrichter! finden. Interessant ist, daß seit 1422 
Albrecht von Colditz häufig im Auftrag des Königs als Diplomat oder Zeuge 
auftrat.'!* Er und der etwas unbedeutendere Schenk von Landsberg dokumentieren 
die deutliche Verlagerung des Zentrums der politischen Belange nach Osten.” Inden 
Zeugenlisten jener Zeit dominieren die Namen ungarischer Großer.'!° Auffallend ist 
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auch eine stärkere Beteiligung vornehmlich italienischer gelehrter Juristen an den 
Entscheidungsprozessen.!” Daß sich der königliche Hof personell aus Gegenden 
rekrutierte,die vom unmittelbaren Reichsgeschehenrelativ weitentfernt waren, hätte 
sich bei einer Loyalitätsdiskussion schwerlich zum Vorteil des Herrschers ausge- 
wirkt. 

Einzig eine Transaktion mochte sich der König zunutze machen: Im Frühjahr 
1424 erfolgte die Überführung der Reichinsignien nach Nürnberg.''* Sie wirkt wie 
eine Geste zur Widerlegung des Verdachts, Sigmund entfremde Reichsgut, und 
erfolgte aus Gründen der Sicherheit. Der Effekt des Unternehmens beruhte haupt- 
sächlich darauf, daß Nürnberg in seiner Funktion als königliche Zentrale im Reich 
gestärkt und mit den wichtigsten Repräsentationsmitteln des Königtums ausgestattet 
wurde. Dies verpflichtete die Stadt nicht nur zu besonderer Treue gegenüber dem 
Herrscher, sondern auch dazu, die Heiligtümer vor dem Zugriff von Widersachern zu 
schützen und sie bei Gefahr unverzüglich dem König zurückzuerstatten. 


Die Entspannung der Lage 


Die Ereignisse in Böhmen verhinderten, daß sich die Diskussion um die 
Königswürde Sigmunds weiter ausdehnte. Die in dieser Hinsicht brisante Gesandt- 
schaftsinstruktion wurde umgehend zurückgenommen und durch eine sachbezogene 
Variante ersetzt.!'” Dies kam den Wünschen der Kurfürsten von Sachsen und 
Brandenburg und auch denen des Bischofs von Würzburg entgegen, welche dienoch 
in Mainz versammelten rheinischen Kurfürsten gebeten hatten, einen Hussitenpassus 
angesichts des militärischen Wandels der Situation in Böhmen zu entschärfen.'? In 
dem entsprechenden Teil der Gesandtschaftsinstruktion war nämlich vorgesehen, 
dem König von der fehlenden Bereitschaft des Reiches zu einem wahrscheinlich 
wieder sinnlosen Feldzug Mitteilung zu machen.'?! Dies könnte, so die östlichen 
Kurfürsten, Sigmund zu einer Kurzschlußhandlung verleiten, wobei dann weitere 
Kriegskosten wiederum hauptsächlich auf den östlichen Fürsten lasten würden. Die 
rheinischen Kurfürsten erwirkten Änderungen, die den Herrscher zwar in die Nähe 
des Verdachts rückten, Korybut zu unterstützen!?, unterließen jedoch ultimative 
Forderungen; sie behaupteten allerdings, es sei ihnen nicht möglich, sich so weit von 
ihren Territorien zu entfernen, wegen „solichen sweren und wilden leufen, die dann 
iczung nit allein in Behem sunder och gemeinlich in Dutschen landen sint”. Sie 
seien jedoch bereit, ihm bis Regensburg entgegenzureisen. Sollte der König das nicht 
einrichten können, erbaten sie die denkbar hochrangigste Delegation, die Sigmund 


117 Nikolaus Zeiselmeister, Omnebonus de Schola aus Padua, Ludovicus de Cataneis aus Verona 
und Johann de Melanensibus aus Prato. Sie werden meist als Räte des Königs bezeichnet, vgl. 
RI XI, 5911, 5894, 5804. 

118 Vgl. hierzu und im folgenden: STROMER, Hochfinanz, S. 275-284; RI XI, 5619. 

119 RTA VIII, 303, besonders Punkt 4; RTA VIII, 309. 

120 RTA VIII, 307. 

121 RTA VIII, 303, Punkt 6a. 

122 RTA VIII, 309, Punkt 2a, S. 369, Zeile 9-17. 

123 RTA VIII, 309, S. 369, Zeile 22-24. 
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aufweisen konnte: Herzog Albrecht von Österreich, Niklas von Gara und Hermann 
von Cilli.” 

Die Verhandlungen der kurfürstlichen Gesandten in Ungarn scheiterten.'” 
Sigmund erklärte, er werde nicht kommen und auch die geforderte Gesandtschaft 
nicht schicken, weil deren Mitglieder in Mähren und gegen türkische und bosnische 
Ketzer kämpften. Außerdem sei den Kurfürsten wohlbekannt, welcher Schaden 
Preußen und der Christenheit dadurch entstanden sei, daß er sich schon einmal den 
Kurfürsten zuliebe vom Kriegsschauplatz entfernt habe. Er machte den Kurfürsten 
den Vorwurf, sie hätten Ungarn bislang die Last des Krieges fast allein tragen lassen: 
„das riche si wol riche groß und wit, aber der nutze cleine“; stets hätten sie ihn im Stich 
gelassen. Schließlich hätten sie ihr Erscheinen in Wien bereits zugesagt, was sich 
auch belegen ließe.!% Sicherheiten für die Reise wolle er ihnen so viele geben, „als 
ein mensche dem andern sicherheid geben solle und einem menschen von dem andern 
zimliche ist zu fordern“.! Seine Weigerung entspreche den gegebenen Umständen. 
Kämen die Kurfürsten nicht, so sei das ein deutliches Vergehen gegen die Sache der 
Christenheit, kämen sie doch, „wir hofften es solte noch alles gut werden; es hat 
mancher sine swert ußgezogen, qwemen wir bi einander er wurde es widder 
instossen“.!® Damit lag es ganz bei den Kurfürsten, ob die Dissonanzen zwischen 
ihnen und dem König auf diplomatischem Wege ausgeräumt würden. 

Wenn es dem Herrscher überhaupt gelingen konnte, die unglückliche Situation 
zu meistern, dann durch diese Verhandlungen zu eben diesem Zeitpunkt. Der Einfall 
Korybuts hatte — unabhängig von seiner militärischen Relevanz — die Situation 
deutlich zugunsten des Königs verändert. Der politisch-militärische Brennpunkt der 
Ereignisse hatte sich wieder in den Osten verlagert, was mindestens Brandenburg und 
Sachsen verunsicherte. Sigmunds Auftreten dagegen gewann an Sicherheit. Die 
Angreifer-/Verteidigerpositionen wurden ausgetauscht. Der Zenit kurfürstlicher 
Einigkeit war überschritten. Die Erfolglosigkeit des gemeinsamen kurfürstlichen 
Auftretens gegenüber dem König leitete eine neue Phase der Beziehungen ein, in der 
sich das Königtum Sigmunds relativ gut stabilisieren konnte. 


2.2 1425-26 - DIE NORMALISIERUNG DER POLITISCHEN SITUATION 
DES KÖNIGTUMS 


Der Wiener Hoftag 


Wenn es richtig ist, daß die Konfrontation zwischen König und Kurfürsten 
nunmehr den Zenit überschritten hatte, dann war im folgenden damit zurechnen, daß 
sich die Position Sigmunds im Widerstreit der Kräfte verbessern würde, zumal das 
kurfürstliche Gegenüber in sich uneinig war. 


124 RTA VIII, 309, Punkt 4. 

125 Vgl. hierzu und im folgenden: RTA VII, 311, bes. Punkt 5 und 7. 
126 RTA VIII, 311, Punkt 9 und 18; Zitat Punkt 5, S. 375, Zeile 9. 
127 RTA VIII, 311, Punkt 14, $. 376, Zeile 30-32. 

128 RTA VIII, 311, Punkt 14, S. 376, Zeile 37-38. 
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Der König nahm an, daß die Kurfürsten Ende November 1424 in Wien 
erscheinen würden!, teils weil sie ihm dies bereits zugesagt hatten?, teils in ihrem 
eigenen Interesse. Diese Vermutung hegte Sigmund nicht ganz zu Unrecht. Zumin- 
dest von Markgraf Friedrich von Brandenburg ist bekannt, daß er ursprünglich eine 
Reise an den Hof geplant hatte.? Solidarität mit den Mitkurfürsten und eine erneute 
Verschärfung der Auseinandersetzungen zwischen Sigmund und Friedrich? hinder- 
ten ihn dann daran.Statt dessen traf Friedrich zur veranschlagten Zeit mit Erzbischof 
Konrad und Pfalzgraf Ludwig sowie mit Räten der übrigen drei Kurfürsten in 
Aschaffenburg zusammen. Das Treffen war durch die Wahl des Zeitpunktes unmiß- 
verständlich eine Gegenveranstaltung zum königlichen Tag in Wien. Man vermied 
allerdings sorgfältig, provozierend aufzutreten. So gab es weder Einladungsschrei- 
ben noch öffentliche Verlautbarungen noch wichtige Beschlüsse? in Aschaffenburg. 

Sigmund tat seinerseits alles, um den Wiener Tag zu einem Erfolg zu machen. 
Die Städte sollten ihre Delegationen möglichst weitreichend mit Vollmachten 
ausstatten, damit sie an Ort und Stelle entschlußfähig seien.* Zur Auswahl des 
Termins ließ der König bekannt werden, daß er sich eigens bemüht habe, den 
Kurfürsten entgegenzukommen.’ In die Vorberatungen mit den Städten bezog Sig- 
mund den Frankfurter Walter von Schwarzenberg? ein, welcher in städtischen 
Angelegenheiten? gerade zur rechten Zeit bei Hofe gewesen war. Walter wurde 
beauftragt, im Sinne des Königs bei den Freien und Reichstädten für eine Beschik- 
kung des Wiener Tages einzutreten. Schwarzenberg erwirkte, daß auf seiten der 
Städte Vorbereitungen für Wien anliefen.'? Allerdings bewegten die Städte in erster 
Linie andere Sorgen als die, worüber Sigmund mit ihnen sprechen wollte. Sie 
diskutierten vor allem darüber, wie sie ihr Anliegen'', die Erhaltung der Reichsunmit- 
telbarkeit der Stadt Weinsberg gegenüber Konrad von Weinsberg!'*, bei Hofe wirk- 
sam vorbringen könnten. 

Beratungen über die vom König gewünschten umfassenden Vollmachten für 
die städtischen Gesandten mußten dagegen schon deshalb unter den Tisch fallen, weil 
Sigmund keine konkreten Forderungen hatte verlauten lassen und auch Schwarzen- 
berg keine weitergehenden Informationen mitbrachte. Die Städteboten waren daher 


ł RTA VIII, 311, Punkt 9. 

2 Vgl. RTA VIII, 304. 

3 Geleitsbrief vom 16.10.1424, RI XI, 6001; RTA VIII, 360, S. 425, Zeile 2-3. 

4 RTA VIII, 350, S. 425, Zeile 5, bis zum Ende des ersten Abschnitts. 

5 RTA VIII, 337, Bericht Nümberger Gesandter, die versucht hatten, in der Reichskleinodien- 
Transaktion die kurfürstliche Zustimmung zu erwirken, aber ohne Erfolg blieben. 

6 RTA VIII, 317, S. 382, Zeile 41. 

7 RTA VIII, 318. 

8 Zu Schwarzenberg vgl. Franz KrcHGAssner, Walter von Schwarzenberg, Diss. Marburg 1910, 

9 Vgl. RI XI, 5941 (Messefreiheiten, Geleitsprivilegien), 5942 (Verwahrung gegen die Besteue- 
rung der an Frankfurt verpfändeten Juden durch Markgraf Bernhard) 

10 Vgl. RTA VIII, 327, S. 389, Zeile 17-21; hier Zeile 19-21, s. a. RTA VIII, 314. 

11 RTA VII, 321 (vgl. ebenda, S. 385, Anm. 3), 325-326. 

12 Vgl. zum Inhalt des Konflikts den Weinsberg-Exkurs bei Faususch, Städte, S. 181-186, dort 
auch weitere Literaturangaben; Karl Schumm, Weinsberg. Auseinandersetzungen zwischen 
Herrschaft und Stadt, Historischer Verein Heilbronn 21 (1954), S. 205-224, hier: S. 214-216; 
Adolf Fischer, Der Streit zwischen Herrschaft und Stadt Weinsberg, Württembergische Jahrbü- 
cher für Statistik und Landeskunde 1874, 2, S. 187-196, bes. S. 190ff. 
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in Wien nur zu grundsätzlichen Stellungnahmen berechtigt: Wenn der König von 
allen Reichsangehörigen Hilfe gegen Böhmen verlange, dann würden sich die Städte 
dem nicht entziehen.!? Auf konkrete Angaben mochten sich die Delegationen ohne 
Rücksprache mit ihren Ratsgremien nicht einlassen. Sigmund setzte ihnen und 
verschiedenen anderen Reichsangehörigen eine Frist, bis zu der die Beratungen 
abgeschlossen sein sollten, und kündigte an, er werde Ludwig von Öttingen und 
Haupt von Pappenheim, Konrad von Weinsberg '* und den Markgrafen Bernhard von 
Baden! damit beauftragen, ihre Antworten entgegenzunehmen. 

Der König wertete das Ergebnis des Tages in seinem Sinne auf, indem er 
verkündete, die meisten Reichsstädte hätten ihm militärische Hilfe gegen die Ketzer 
zugesagt. Diese Interpretation der mageren Fakten war indirekt an die Adresse der 
Kurfürsten gerichtet, die an einen herrscherlichen Organisationserfolg ohne ihre 
Mitwirkung glauben sollten. Sigmund schlug sogar ein Angebot zu einem Zusam- 
mentreffen mit den Kurfürsten!” aus. Eine solche Zusammenkunft würde beide Seiten 
nur aufhalten und den Heereszug nach Böhmen gefährden.'? 


Die Städte zwischen König und Reich 


So verständlich der Wunsch des Königs war, seiner Tätigkeit den Anschein 
erfolgreicher Geschäftigkeit zu verleihen, so wenig stand dies alles auf dem Boden 
der Realität. Die militärische Hilfe fiel weit geringer aus, als Sigmund gehofft haben 
mochte; die angesprochenen Reichsangehörigen signalisierten allenfalls zurückhal- 
tende Bereitwilligkeit.'!? Für die Städte warf das königliche Hilfsgebot zahlreiche 
Probleme auf, die weniger die militärische Leistung an sich, als vielmehr den 
Zusagemodus betrafen. Außerdem hatte der König sich speziell an die Städte und die 
Rittergesellschaften mit St. Jörgenschild mit einem zweiten Anliegen gewandt. Er 
müsse wissen, inwiefern er auf Unterstützung (gegen die Fürsten) rechnen könne, 
wenn er ins Reich käme, um Recht und Ordnung wiederherzustellen.? 

Auf zwei großen Städtetagen in Ulm (20. März/15. April) versuchte man, der 
Probleme Herr zu werden; je nach dem Grad der politischen Unabhängigkeit der 
Städte von ihrer territorialen Umgebung kames dabei zu unterschiedlichen Ergebnis- 
sen. Denn was für Städte, deren regionale Autonomie und Nähe zum Königtum 
unbestritten war, unproblematisch erschien, konnte im oberrheinischen Krisengebiet 
eine Existenzfrage sein. Demzufolge sprachen sich Nürnberg und Frankfurt wie auch 
Augsburg und sogar Memmingen dafür aus, sich mitdem König - sofern dieser nicht 
davon abzubringen sei — sogar schriftlich zu verbinden.?! Die oberrheinischen 
Kommunen dagegen hatten große Schwierigkeiten, sich auf ein angemessenes 


13 RTA VIII, 338, Punkt la. 

14 RTA VII, 338, Punkt 1b; RTA VIII, 334; RI XI, 6097; RI XI, 6129-6133. 
15 RTA VIII, 336; RI XI, 6127-6128 (gilt für Straßburg und Freiburg). 

16 RTA VIII, 336, S. 396, Zeile 35-36. 

17 22.2.1425, RTA VIII, 336, S. 397, Zeile 6-8. 

18 RTA VIII, 336, S. 397, Zeile 6-8. 

19 RTA VIII, 347, 349, 352. 

20 RTA VII, 331, Punkt 6. 

21 RTA VIII, 353. 
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Verhalten zu einigen. Der König hatte den Städten des Elsaß und im Breisgau 
ausgerechnet den Markgrafen von Baden als die Instanz präsentiert, der sie ihre 
Antwort bezüglich des Aufgebots geben sollten. Aus Sigmunds Sicht gab es dazu 
keine Alternative, für ihn war der Markgraf der „zuständige“ Repräsentant in dieser 
Region. 

Für die Städte allerdings war der Markgraf einer der unmittelbaren Bedroher 
ihrer Freiheiten. Ihn zwischen dem König und sich zu wissen, war ihnen eine 
ausgesprochen unangenehme Vorstellung. Auf der anderen Seite war auch die 
Bindung an den Herrscher an und für sich ein heikles Unterfangen, weil Sigmund fern 
und die Fürsten nahe waren und die Städte es gewohnt waren, in regionalen 
Zusammenhängen zu denken. So war auch die Realität; sogar ein Konflikt König/ 
Städte gegen Fürsten hätte für die Städte in regionalen Zusammenhängen stattgefun- 
den, wobei Koalitionen — etwa mit dem Pfalzgrafen — in diesem Fall unmöglich 
gewesen wären, was die Städte militärisch in äußerste Bedrängnis hätte geraten 
lassen. Eine vertragliche Bindung an den König hätte zu einer Einschränkung der 
städtischen politischen Freiräume geführt und sich insofern beträchtlich von der 
durchaus fruchtbaren und in beiderseitigem Interesse gepflegten gegenseitigen 
Verbundenheit zwischen Königtum und Städten unterschieden. 

Straßburg, an Größe und Stellung den anderen Städten der Region weit 
überlegen, entschloß sich, den Markgrafen zu übergehen und sich direkt an Sigmund 
zu wenden. Allein dies ließ die Stadt Bernhard wissen.?? Zur Verstärkung militäri- 
scher Hilfe gegen Böhmen war Straßburg bereit, die Bindung an den König dagegen 
sollte auf dem status quo verbleiben.” Die übrigen Städte des Oberrheins einigten 
sich unter Vermittlung Basels™” auf ein gemischtes Verfahren. Man teilte dem 
Markgrafen die Details der militärischen Hilfezusagen” mit und wies die am Hofe 
weilenden städtischen Gesandten an, dem König, sollte es unvermeidbar sein, 
mündlich (!) zu antworten, man werde sich nicht verbindlich mit ihm vereinen. Von 
seiten der (oberrheinischen) Städte sei man nämlich besorgt, daß ein solcher Vertrag 
die Fürsten des Reiches dazu veranlassen könnte, „zu solicher helfe dester unwilliger 
ze sinde, das unsern fründen doch von herzen leide were.‘ 

Der König wußte, worin diese Zurückhaltung begründet lag. Die Verbindun- 
gen der Städte zum Pfalzgrafen und ihre Ausrichtung gegen den Markgrafen waren 
kein Geheimnis.” Sigmund verlieh den Straßburger Boten gegenüber seiner Enttäu- 
schung unmißverständlich Ausdruck. Der Freiburger Gesandte berichtete seiner 
Stadt von einer heftigen Ansprache Sigmunds, bei der dieser mit Nachdruck davor 
gewarnt hatte, Bernhard von Baden weiter zu schaden.” Der König habe ihnen in 


22 RTA VIII, 351. 

23 RTA VIII, 348, 355. 

24 RTA VIII, 354. 
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26 RTA VII, 358, S. 421, Zeile 38-39. 
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seinem Zorn sogar verschwörerische Absichten unterschoben: „und wellent wir den 
pfallenzgraffen für einen künig haben, so welle er doch herre und küng sein.“ 
Das heißt: Sigmund war wieder einmal an die Mauer gestoßen, die die 
Komplexität hegemonialer Auseinandersetzungen im Reich um gewisse Krisenher- 
de gezogen hatte und die dem König den Zugriff auf die Beteiligten verwehrte. Sein 
Zom entsprach der Erkenntnis seiner Ohnmacht; Vermutungen über mögliche 
Absichten Pfalzgraf Ludwigs, den König zu stürzen, lassen sich nicht daraus ableiten. 
Im Gegenteil, der Zusammenhalt der Kurfürsten hatte sich merklich gelockert”, weil 
die politischen Wege, denen die einzelnen Kurfürsten aus wohlverstandenern Eigen- 
interesse folgen mußten, auseinanderführten. Auch das Gegeneinander war im 
Überschneidungsbereich mainzisch-pfälzischer Territorialpolitik alles andere als 
neu, und in Hessen und am Oberrhein fanden sich Ludwig und Konrad im Laufe der 
nächsten Monate beinahe unversehens in Gegenparteien wieder, was sich bis 1426 so 
zuspitzte, daß es Ende Juli zum offenen Bruch zwischen den beiden Kurfürsten kam.” 


Friedrich von Sachsen 


Friedrich von Sachsen hatte inzwischen die Gefilde rheinischer Politik längst 
verlassen und sich seinem eigenen Bereich zugewandt, welcher ihn unzweideutig an 
Sigmunds Seite verwies. Schon im Sommer 1425 nahm dies konkrete Formen an. 
Sigmund, Friedrich und Albrecht von Österreich erneuerten das Bündnis ihrer Häuser 
und erweiterten es im Interesse gemeinsamen Vorgehens gegen die Hussiten um 
einen weiteren Vertrag.” In das Bündnis wurden fast alle kleineren territorialen 
Mächte der Region einbezogen.? Friedrich verpflichtete sich darüber hinaus, seine 
Kurstimme bei der nächsten Königswahl Sigmunds Schwiegersohn zu geben.” 
Ebenso sollte Friedrich Albrecht beim Erwerb der böhmischen Königswürde unter- 
stützen.” Danach erfolgte die feierliche Belehnung des Kurfürsten von Sachsen.” 


29 RTA VIII, 356, S. 419, Anm. 1; Fester 3837; Antwort der Städte, sie seien zu Unrecht vom 
Markgrafen kriegerischer Absichten bezichtigt worden, vom 20.7.1415, FEsTER 3856. Diese 
Aussage war allerdings vermutlich nicht richtig, vgl. FESTER 3882. 
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nichts bekannt (s. a. MATHIEs, Kurfürstenbund, S. 183, Anm. 86). 
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des Mainzers an Burgund (ebenda, Punkt 7; MATHIEs, Kurfürstenbund, S. 194), was „doch wider 
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Mames, Kurfürstenbund, S. 178-179; Fester, 3901-3904). Insgesamt war offensichtlich 
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Am gleichen Tag war von einer Schuld Friedrichs über 12.000 ungarische Gulden die 
Rede, über welche man mit Königin Barbara verhandelte.”’ 

Die Belehnung hatte den Kurfürsten viel gekostet, wobei nicht einmal in erster 
Linie die finanzielle Seite gemeint ist. Beiden Abmachungen zwischen Friedrich und 
Sigmund sowie Albrecht handelte es sich um ein sehr komplexes Vertragswerk.’* Im 
Vordergrund stand die dynastische Vereinbarung zwischen Habsburg-Luxemburg 
und Wettin, in welcher sich Sigmund eine Kurstimme sicherte. Der zweite Teil, das 
Bündnis gegen die Ketzer, umfaßte militärische Zusicherungen und betraf eigentlich 
nur Friedrich und Albrecht, d. h. territoriale Zusammenhänge. Die beiden verspra- 
chen, einander gegen die Ketzer militärisch zu helfen, wobei die Verpflichtungen 
deutlich abgestuft waren: „Friedrich hatte dem österreichischen Herzog auf jeden Ruf 
gegen die Hussiten zu helfen, während dessen Gegenhilfe nur im Fall eines Hussiten- 
einfalls in das kurfürstliche Gebiet einsetzte.’ 

So war der Wettiner nach einem kurzen rheinischen Intermezzo, das für die 
Festigung seines Anspruches auf die Kurwürde unabdingbar gewesen war, wieder an 
die Seite des Königs zurückgekehrt. Die „geopolitische‘ Lage seiner Länder im Osten 
des Reiches ordnete ihn, besonders unter den Bedingungen des Hussitenkrieges, 
diesem östlichen Bezugssystem zu. Den Ausschlag wird gegeben haben, daß die 
kurrheinische Bestätigung zwar de facto notwendig war, die Belehnung mit dem 
Kurfürstentum Sachsen aber einzig durch den König erfolgen konnte. Die feierliche 
Belehnung setzteder formalen Vorläufigkeitein Ende, auch wenndiespolitisch keine 
Rolle mehr gespielt hatte, da niemand mehr Anstalten machte, die Kurwürde 
Friedrichs ernsthaft in Frage zu stellen, außer den direkten Anhängern des Lauenbur- 
gers. Konrad von Weinsberg schrieb im März 1425, die Kurfürsten wollten den 
Markgrafen von Meißen „durch seiner maht willen lieber bei in haben dann unsern 
herren von Sachsen“? und der König „rett wol trostlich, sich ist aber daran nit zu 
lassen.‘“*! Im Gegenteil, durch sein — Konrads — Beharren auf dieser Sache sei er bei 
Sigmund in Ungnade gefallen.“ Mit dem feierlichen Akt der Belehnung war der neue 
Kurfürst der undankbaren Aufgabe enthoben, östlicher Exponent kurrheinischer 
politischer Konzeptionen zu sein, — eine Aufgabe, die ihn im Endeffekt mehr hätte 
kosten können als die Zugeständnisse an Sigmund und dessen Erben. 


Friedrich von Brandenburg 


Der zweite östliche Kurfürst, Friedrich von Brandenburg, war spätestens im 
Februar 1425 ebenfalls in Not. Die nördlichen Nachbarn, insbesondere die Herzöge 
von Pommern-Stettin, hatten begonnen, ihre Ansprüche auf die Uckermark mit 
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38 BROESIGKE, Friedrich der Streitbare, S. 83-87. 
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Waffengewalt durchzusetzen.“ Der bedrängte Kurfürst hatte sich im Reich nach 
Unterstützung umgesehen und zahlreiche Zusagen bekommen; die Hilfe blieb jedoch 
aus. Sigmund hatte zudem bereits Ende 1424 darauf aufmerksam gemacht, daß das 
Kurfürstentum Brandenburg dem Haus Zollern nicht erblich verschrieben sei; 
außerdem hatte der König dem Hochmeister des Deutschen Ordens versichert, daß 
der Anspruch Friedrichs auf die Neumark unberechtigt sei.“ Friedrich seinerseits war 
in der Auseinandersetzung mit Ludwig von Ingolstadt zunehmend in Bedrängnis 
geraten“ und sah sich zudem „durch seine Überschuldung und Insolvenz und dank 
der geheimen, aber offenbar wirksamen Nürnberger Kreditsperre auch in seiner 
politischen Aktionsfähigkeit weitgehend gelähmt“.* Schließlich hatten sich die 
äußeren und inneren Defizitposten derart angehäuft, daß das Ende der selbstbewuß- 
ten Eigenwilligkeit nicht mehr lange auf sich warten ließ. Die Aussöhung mit 
Sigmund erfolgte Mitte 1426 in Wien.“ 


Friedrich von Habsburg 


Zieht man in Betracht, daß Sigmund bereits im Februar 1425 mit Herzog 
Friedrich von Österreich einen Vertrag abgeschlossen hatte, der die Friedensbestim- 
mungen von 1418 aufhob, die Beziehungen zwischen dem Luxemburger und dem 
Hause Österreich normalisierte“ und den Österreicher verpflichtete, „mit aller seiner 
macht, land und leuten zu lebzeiten könig Sigmunds beim könig zu bleiben und ihm 
beizustehen““*, dann ergibt sich ein relativ abgerundetes Bild zugunsten Sigmunds. 
Hatte er zu Zeiten des Binger Bundes isoliert dagestanden, so war es ihm nunmehr 
gelungen, die politische Basis seines Königtums zu konsolidieren. Zuletzt konnte 
sogar das Habsburger Substrat’? in ganzer Breite einbezogen werden. 


Die Grenzen des Kurfürstentums 


Die Gefahr, die von den Hussiten ausging, hatte 1422 zu einem vorläufigen 
Höhepunkt der Anspannung der Kräfte im Reich geführt und die Kapazität des 
politischen Systems des Reiches um qualitativ neue Leistungen erweitert. Diese 
Kapazitätssteigerung trug allerdings „ihre eigene Verführung‘“! in sich, welche sich 


43 RTA VHI, 360, Punkt 7-9. 

44 RI XI, 6015. 

45 RI XI, 5984, 6333. 

46 STROMER, Hochfinanz, S. 288. 

47 RI XI, 6565; RTA VIII, 376; als Vermittler der Aussöhnung wird vor allem Herzog Friedrich 
von Sachsen genannt. 

48 Zum Vertrag vgl. Heidi SCHULER-ALDER, Reichsprivilegien und Reichsrechte, Bern u.a. 1985, S. 
136-144. Im Rahmen der Normalisierung erfolgte die Rückgabe eingezogener Reichslehen; RI 
XI, 6202-6241, 6158. 

49 ScHuLER-ALer, Reichsprivilegien, S. 136. 

50 Die Versöhnung erfolgte ausdrücklich „insbesondere“ auf Bitten Albrechts von Österreich, vgl. 
SCHULER-ALDER, Reichsprivilegien, S. 136. 

51 Bún, Krisentheorien, S. 38. 
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in der Ausnutzung des neugeschaffenen Potentials durch die Protagonisten der 
Krisenbewältigung äußerte. Konkret: Die einzelnen Kurfürsten hatten die Macht, die 
der Gesamtheit der Kurfürsten nach außen (mit dem König) und im Inner (gegen den 
König) zugewachsen war, zur Verwirklichung partikularer Interessen eingesetzt. 
Dies hatte ihre ohnehin labile Gemeinsamkeit zerstört und die Auseinandersetzungen 
verschärft, wie das Beispiel Kurmainz/Kurpfalz von 1426 belegt. Hinzu kam, daß die 
„östlichen Kurfürsten“ durch ihre „geopolitische“ Verankerung weit abseits des 
rheinischen Westens ohnehin auf die Dauer andere Akzente setzen mußten. Die 
Auswirkung der verschiedenen Blickrichtungen wurde dadurch verstärkt, daß die 
Hauptbedrohung aus dem Osten kam; die der Gefahr besonders ausgesetzten östli- 
chen Mächte mußten ein natürliches Interesse an gemeinsamem Handeln entwickeln. 
Sigmund und die östlichen Kurfürsten fanden unter diesen Umständen beinahe 
zwangsläufig zueinander. 

Schließlich war es auch das Königtum per se, welches die „Oppositionspartei“ 
der Kurfürsten nach einem Höhepunkt ihrer Geschlossenheit in Bingen wieder 
auseinander führte. Die Kurfürsten waren — auch in Zeiten größter Einigkeit — keine 
Opposition im Sinne einer Alternative zum Herrscher. Selbst bei Beachtung der 
Tatsache, daß Sigmund schwere Einbußen an politischerund sogar an Rechtsautorität 
hatte hinnehmen müssen, waren größere politische oder rechtliche Transaktionen 
ohne das prinzipielle Einverständnis des Königs auf die Dauer nicht haltbar; d. h. zur 
königlichen Konsens- und Legitimierungsfunktion gab es keine kurfürstliche Alter- 
native. Dies wiederum verhinderte den prinzipiellen Abschluß des Kurfürstentums 
gegenüber dem Königtum und verwies die einzelnen Kurfürsten immer wieder auf 
den König. Kurköln mag hierfür ein Beispiel sein. 


Dietrich von Köln 


Der Erzbischof von Köln, Dietrich von Mörs, warin hohem Maße in die großen 
Territorialfragen des Niederrheins eingebunden. Im Zuge des Ringens um die 
Vormachtim Nordwesten hatteerinden Konfliktinnerhalbdes Herzoghauses Kleve- 
Mark um die Ansprüche Gerhards auf die Grafschaft Mark zu dessen Gunsten 
eingegriffen. Daneben hatte es Dietrich verstanden, auf die überregionalen Macht- 
kämpfe, die infolge der ungeklärten Nachfolgefrage in Geldern zwischen Arnold von 
Egmont und Adolf von Berg ausgebrochen waren, in kurkölnischem Sinne einzuwir- 
ken.?? Erbstreitigkeiten dieser Größenordnung betrafen fast immer auch den König 
als obersten Lehnsherrn des Reiches. Sigmund hatte Geldern-Jülich als heimgefalle- 
nes Reichslehen in Anspruch genommen.°? Im Jahr 1423 handelte Sigmund 14.000 
ungarische Gulden (= ca. 16.590 rheinische Gulden)‘ „Lehnware“ für Jülich und 


52 Georg Does, Dietrich von Moers, S. 52-54, in: Rheinische Lebensbilder, I, Düsseldorf 1961, 
S.49-65; CARDAUns, ADB, 5, S. 179-182; Georg DRoEGE, Verfassung und Wirtschaft in Kurköln 
unter Dietrich von Moers (1414-1463), Bonn 1957, S. 52-54. 

53 Vgl. ähnliche Fälle zur Regierungszeit Sigmunds bei Krieger, Lehnshoheit, S. 464; zur 
Bedeutung Arnolds von Egmond RI XI, 5932-5935. 

54 Vgl. Krieger, Lehnshoheit, S. 454, 459; RI XI, 5959. Die Transaktion stand unter der Obhut des 
Nürnbergers Sebald Pfinzig. 
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Geldern mit Arnold von Egmond aus. Die Transaktion konnte jedoch offensichtlich 
nicht erfolgreich abgeschlossen werden. So wurde der zweite Anwärter, Herzog 
Adolf, im Mai 1425 mit Geldern und Zütphen belehnt.°° Obwohl der König fortan 
Adolf gegen seinen Rivalen unterstützte“, konnte sich am Ende Arnold, der Burgund 
und Kleve hinter sich hatte, in Geldern behaupten. Unabhängig von ihren Aussichten 
motivierte die Angelegenheit Kurköln und den Herrscher in beiderseitigem Interesse 
zur Zusammenarbeit. Sigmund beauftragte den Erzbischof mit Maßnahmen zur 
Durchsetzung seines Favoriten.” Der Erzbischof seinerseits bedurfte der Legitimie- 
rung von seiten des Königs zur Absicherung seiner Vormachtstellung im Nordwe- 
sten, die besonders im Falle ihrer Ausdehnung auf unsicherem Rechtsboden stand’ 
und durch das starke Haus Berg auf der einen und durch burgundische Interessen auf 
der anderen Seite eingeschnürt wurde. Das politische Substrat des Kurfürsten 
verband sich so mit der metarealpolitischen Funktion des Königs zu einer Gemein- 
schaft auf Gegenseitigkeit.” 


Der Streit der Wittelsbacher 


Dies war nicht der einzige Bereich, in dem der König in seiner Funktion als 
Lehnsherr und RichterEingang in das Reichsgeschehen fand. Gelegentlich stieß auch 
der biologische Zufall dem König Türen für reichspolitisches Handeln auf. Seitdem 
Tode Herzog Johanns stand das bayerische Teilherzogtum Niederbayern-Straubing- 
Holland zur Disposition. Ansprüche erhoben alle überlebenden Teillinien, d. h. alle 
Wittelsbacher waren genötigt, sich bei Sigmund um eine Entscheidung zu ihren 
Gunsten zu bemühen. Der König versicherte, die Auseinandersetzung friedlich 
beilegen zu wollen und bestellte die Kontrahenten zu sich. 

Der Streit, welcher im wesentlichen um das Straubinger Land geführt wurde‘!, 
konnte allerdings bis 1429 nicht aus der Welt geschafft werden. Der König hatte die 


55 RIXI, 6291—6294, 6308. Es mag sein, daß die Belehnung Adolfs von Berg nicht ohne Beziehung 
zum Tode Johanns von Bayern (6.1.1425) zu verstehen isı, weil infolge dieses Todesfalles der 
burgundische Einfluß am Niederrhein beachtlich gestärkt wurde. Amold war schließlich als 
burgundfreundlich bekannt. Es ist denkbar, daß der von Berg als Kontrapunkt gegen die 
burgundische Überlegenheit gestärkt werden sollte. Vgl. dazu auch Joseph CaLmerte, Die 
großen Herzöge von Burgund, 2. Auflage, München 1968, S. 170. 

56 RI XI, 6303, 6308, 6297-6300. 

57 RI XI, 6297-6300. 

58 Vgl. die Kaiserswerth-Erwerbung, DroEce, Verfassung, S. 53. 

59 Diese Verbindung war- für Kurköln zumindest - sehr ertragreich, vor allem, wenn man bedenkt, 
daß sich Dietrich schon Anfang 1425 mit Amold von Geldern auf die Anerkennung ihrer 
gegenseitigen Ansprüche verständigt hatte (vgl. DRoEGE, Dietrich von Moers, S. 53). Die Grafen 
von Mörs und Saarwerden haben im März 1426 verschiedene Vergünstigungen des Königs für 
sich erwirken können (RI XI, 6509-6511), Graf Friedrich von Mörs wurde bei Straßburg als 
königlicher Rat beglaubigt (RI XI, 6554). 

60 RIXI, 6419, 6455. 

61 Denholländischen Erbanteileroberte Philippder Gute von Burgund, welcher sich von 1426-1428 
fast ununterbrochen in den Niederlanden aufhielt und seine Ansprüche dort durchsetzte. Außer 
Protest (vgl. RI XI, 6782-6784) konnte der König dem wenig entgegensetzen (vgl. Richard 
VAUGHAN, Philip the Good, London 1970, S. 37-49). 
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Entscheidung zunächst an den Kurfürsten Konrad von Mainz delegiert‘”, welcher 
allerdings auch keinen Spruch fällte, sondern die Sache weiter verwies, worauf sie 
letztendlich wieder an den Königshof zurückkam. Eine reichsinterne Entscheidung 
über die Rechte der Parteien war offensichtlich nicht möglich, was vor allem in der 
Gleichgewichtigkeit der Ansprüche aller Beteiligten begründet lag. Ein königlicher 
Spruch war in solchen Fällen unverzichtbar. Sigmund sah sich trotz des Entschei- 
dungsdrucks außerstande, die möglichen militärischen und politischen Konsequen- 
zen zu tragen. Die Bedrohung durch die Hussiten und „eine wirksame militärische 
Verpflichtung der bayerischen Herzöge“ waren vermutlich nicht Argument für eine 
zügige Streitregelung, wie Krieger meint, sondern eher dagegen. Das Gespenst eines 
erneuten Aufloderns der bayerischen Fehde stand im Raum.“ Der Preßburger Spruch 
des Jahres 1429, wonach das Land „nach Köpfen“ in vier Teile geteilt werden sollte, 
läßt vermuten, daß der König um einen möglichst unverfänglichen Entschluß bemüht 
war. Er vermied eine provozierende Entscheidung zugunsten eines der Hauptkontra- 
henten und folgte der dem Hof am nächsten stehenden Münchener Partei in ihrer 
Rechtsauffassung.‘ In gewisser Hinsicht war die lange Verhandiungsdauer nicht 
ungünstig. Solange nämlich der Rechtsstreit der Wittelsbacher nicht entschieden war, 
vermochte Sigmund die Beteiligten in engem Kontakt zum Hof zu halten. 


Ein zweiter Tag zu Wien 


Während also für die Kurfürsten nach dem Gipfel gemeinsamer Anstrengun- 
gen im Jahre 1424 eine eher schwache Phase angebrochen war, gelanges dem König, 
eben daraus und aus seiner Funktion als oberster Lehnsherr des Reichs Nutzen zu 
ziehen. Die Hoftage der Jahre 1425/26 spiegeln die Konsolidierung des Königtums 
wider. Auf ihnen war es Sigmund, welcher die Initiative zu politischen Aktionen 
ergriff. Von dem Wiener Tag 1425 war bereits die Rede. Anfang 1426 stellte sich 
erneut die Hoftagsfrage. Die Kurfürsten hatten Adolf von Nassau“ im Sommer 1425 
nach Ungam geschickt, um dem König erneut ein Zusammentreffen anzubieten. 
Sigmund reagierte positiv, bot Wien als Ort des Treffens an und überließ den 
Kurfürsten die Bestimmung des Zeitpunktes. Zudem gab er ihnen eine Geleitzusage 
und das Versprechen, daß er sie nicht gegen ihren Willen „verrer ziehen oder furen“ 
wolle.” Adolf von Nassau besorgte auf seinem Rückweg nach Hause Geleitsbriefe 
von Albrecht von Österreich und der Stadt Wien.“ Auf einem Tag Ende November 


62 Am 8.10.1426, RI XI, 6682, 6785; KRIEGER, Lehnshoheit, S. 542-543. 

63 KRIEGER, Lehnshoheit, S. 543. 

64 Vgl. die Friedensverlängerungsangebote an Herzog Ludwig (RTA VIII, 393) und Herzog 
Heinrich (RTA IX, 29). 

65 Dem entspricht auch die Aufforderung von 1426, auf Herzog Ludwigs Belehnungsverlangen 
solange nichteinzugehen, bis alle Anspruch erhebenden Fürsten ihr Einverständnis erklärt hätten 
(RI XI, 6787-6790). Ebenso 1427 die Vertröstung auf eine Entscheidung zu späterer Zeit (RI XI, 
6981, 7024). 

66 RTA VII, 363. 

67 RTA VII, 362; Zitat ebenda, $. 432, Zeile 37. 

68 Mammes, Kurfürstenbund, S. 186, bes. Anm. 108. 
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in Mainz einigten sich die Kurfürsten auf den 9. Februar 1426 als Tagestermin.® Der 
König lud die Städte dazu einund kündigte an, daß in Wien ein „anslag und ordenung“ $ 
für einen „täglichen Krieg“ gegen die Ketzer festgelegt würden und die Städte ihre 
Gesandtschaften entsprechend instruieren sollten.” 

In Wien erschienen nur die östlichen Kurfürsten. Die Erzbischöfe von Mainz 
und Trier, welche in Nürnberg bereits eine Herberge bestellt hatten”, entschlossen 
sich unterwegs zur Umkehr.” Als Grund wurde das verspätet eingetroffene Geleit des 
Pfalzgrafen Johann angegeben, „so daß nun der Verdacht nicht unbegründet war, 
Ludwig habe durch seinen Bruder dafür gesorgt, den Erzbischöfen von Mainz und 
Trier das Unternehmen zu verleiden.“’? Der Pfalzgraf schrieb dann auch an Straß- 
burg, der Mainzer und der Trierer hätten vor ihrer Umkehr versucht, auch die 
Kurfürsten von Sachsen und Brandenburg zur Rückreise zu bewegen.” Er betonte, | 
daß diese beiden nicht berechtigt seien, in Wien im Namen derrheinischen Kurfürsten 
aufzutreten.” Eine städtische Anfrage, ob der Wiener Hoftag überhaupt stattfinden 
würde oder nicht, beantwortete der Pfalzgraf sehr unbestimmt.” Die Städte hielten 
sich erwartungsgemäß zurück, weil sich die weite Reise nicht zu lohnen schien. Der 
Wiener Tag war dementsprechend schwach besucht.” 

Wenn überhaupt ein Konzept dem kurfürstlichen Handeln zugrunde lag, dann 
war es das der Verweigerung. Allerdings spricht sehr wenig für planmäßiges 
Handeln. So gibt es keinen Hinweis auf ein kurfürstliches Gegenprogramm, sondern 
eher Andeutungen von Unsicherheit und Uneinigkeit. Deshalb kann man sagen, daß 
es sich bei diesem Vorfall mehr um das Ausweichen vor einem „Gipfeltreffen“ 
handelte als um einen Akt der prinzipiellen Verweigerung kurfürstlicher Zusammen- 
arbeit mit dem König. Darüber hinaus gab es freilich auch einen konkreten Boykott- 
grund: Wenn die Versöhnungsabsicht zwischen Friedrich von Brandenburg und 
Sigmund bekanntgeworden ist — was nicht unmöglich scheint —, dann war es sicher 
im Interesse der rheinischen Kurfürsten, nicht als Zeugen anwesend zu sein und den 
glanzvollen Rahmen für dieses unerwünschte Ereignis abzugeben. 

Das einzige Resultat des Wiener Tages war die Bekanntgabe eine neuen 
Termins (1. Mai) für Nürnberg.” Dort sollte das Angebot zu einem „täglichen Krieg“ 
gegen die Ketzer „biß zu einem ende der sache“ festgelegt werden. Sigmund 
kündigte zu diesem Tag seine „volmechtige und trefliche botschafft“® an. 


69 Vgl. RTA VIII, 365, 366, 368. 
70 RTA VIII, 367; Zitat ebenda, S. 437, Zeile 19. Kerler in der Ankündigung des täglichen Krieges 
RTA VIII, S. 431. „Damit war für jetzt der Verzicht auf die Hoffnung, mit den deutschen 


Streitkräften den Feind in offener Feldschlacht zu besiegen, ausgesprochen“. 
71 RTA VII, 370. 


72 RTA VII, 372, S. 441, Zeile 11. 

73 Mames, Kurfürstenbund, S. 187; vgl. RTA VIII, 371-372. 

74 RTA VIII, 373, 

75 RTA VIII, 373, S. 442, Zeile 1-2. 

76 RTA VIII, 373 „wiees ouch unsere herre der konig mit dem tage zu Wyne halte und ob der wendig 
si oder nit, des wißen wir auch nit.“ S. 442, Zeile 2-3. 


De VIH, 374; siehe auch die Kosten des Schwäbischen Städtebundes RTA VIII, 381, Punkt 


78 RTA VIII, 375, 


79 RTA VII, 375, $. 444, Zeile 14. 
80 Ebenda, Zeile 21. 
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Der Nürnberger Tag 


Die Zergliederung derkurfürstlichen „Front“ hatte bewirkt, daß im Au genblick 
zwischen König und Kurfürsten annähernd ein Gleichgewicht an politischer Autori- 
tät bestand. Dies hatte zur Folge, daß erfolgversprechende Politik derzeit von keiner 
der Parteien allein gemacht werden konnte. Angesichts der fortwährenden Hussiten- 
gefahr war daher eine Zusammenkunft unumgänglich. Nur wer mit wem zu treffen 
sich bereit zeigte, war in den folgenden Wochen umstritten. Vermittler war vor allem 
der Kurfürst von Trier, der als einziger der rheinischen Kurfürsten dafür zur 
Verfügung stand, nachdem sich Kurmainz und Kurpfalz rapide voneinander entfernt 
hatten und der Erzbischof von Köln durch seine Verwicklungen mit dem Herzog von 
Kleve ausfiel. Otto von Trier hatte sich in den letzten Monaten enger mit Konrad von 
Mainz verbunden?! und sich dementsprechend vom Pfalzgrafen distanziert. Insofern 
ist es nicht verwunderlich, daß gerade diese beiden Kurfürsten eine Gesandtschaft an 
Sigmund entsandten??, die den König in Ungarn aufsuchte und allem Anschein nach 
dafür gewinnen sollte, nach Nürnberg zu kommen. Der König änderte jedenfalls 
seinen Entschluß und kündigte sein persönliches Erscheinen an. Der Erzbischof von 
Trier sollte diese Nachricht überall publik machen, damit „si dester williger sin ghen 
Nurenberg zu kommen“.®* Außerdem solle Otto sich bereits vor Sigmunds Ankunft 
um den Abschluß der Vorverhandlungen zu dem angekündigten Aufgebot bemühen, 
„das sehen wir gern, wenn ir uns damit einer groissen muehe uberhebet.‘®° Weil der 
König unterwegs erkrankte®, erschien auf dem Tag dann doch nur eine Gesandtschaft 
unter Leitung des Kanzlers Bischof Johann von Agram.!’ Von kurfürstlicher Seite 
kamen neben Friedrich von Sachsen der Erzbischof von Trier und — verspätet — auch 
Konrad von Mainz” sowie die Räte des Kölners und des Pfalzgrafen. Dieser hatte sich 
die Entscheidung über Erscheinen oder Nicht-Erscheinen bis zuletzt vorbehalten.® 
Den Vorsitz der Versammlung hatte Kardinal Orsini inne.” 

Auf diese Weise war aus einem Gemisch politischen Kalküls und menschlichen 
Zufalls eine ausgesprochen produktive Zusammensetzung der Besucherschaft er- 
wachsen: die Beteiligten waren hochrangig, ein politisches „Gipfeltreffen“ erster 
Ordnung war jedoch nicht zustande gekommen, womit ein politischer Zusammen- 
stoß vermieden oder verschoben schien.” Auf königlicher Seite führte Ludwig von 
Öttingen die erste Phase der Verhandlungen.?? Gemeinsam mit dem kurpfälzischen 


81 Vgl. Mammes, Kurfürstenbund, S. 186. 

82 RTA VIII, 386, Konrad von Bickenbach und Friedrich vom Stein. 

83 „do viele uns in, das wir leiplichen gen Nuremberg reiten wolten“. RTA VIII, 386, S. 460, Zeile 
28-29; vgl. auch RTA VIII 383; 384, S. 458, Zeile 30-31 „nu haben wir betracht, das vil guts 
ersteen und geschafft werden mag, ist daz wir selbs uff denselben tag sein.“ 

84 RTA VIII, 383, S. 457, Zeile 32-33. 

85 RTA VIII, 383, S. 457, Zeile 35. 

86 RTA VIII, 386, S. 460, Zeile 34-35. 

87 Vgl. FORSTREITER, Deutsche Reichskanzlei, S. 217-218. 

88 RTA VIII, 409 Präsenzliste, vgl. ebenda, S. 497, Anm. 1. 

89 RTA VII, 397, S. 480, Zeile 31-35. 

90 Vgl. den Bericht über die Eröffnungsrede des Kardinals RTA VIII, 401, S. 483, Zeile 34-39, 

91 Zum Eklat zwischen Kurmainz und Kurpfalz kam es bereits einen Monat später in Boppard, vgl. 
RTA VII, 417. 

92 RTA VIII, 390, S. 462, Zeile 26. 


138 Die Abwehr einer Gefahr für das Ganze 


Gesandten Emich von Leiningen” vertrat er die „fürstliche“ Position gegenüber der 
„städtischen“, die von einem Ausschuß aus Städteboten von Köln, Mainz, Straßburg, 
Konstanz, Ulm und Würzburg” dargelegt wurde. Weil die Städte gedrängt wurden, 
möglichst viel konkret zuzusagen”, waren die Gespräche von vornherein zu einem 
unbefriedigenden Ergebnis verurteilt. Nach deren vorläufigen Scheitern setzten sich 
die Kurfürsten zusammen und berieten Verfahrensfragen der Kriegsführung gegen 
die Hussiten®, u. a. auch das Problem, welche Könige um Hilfe gebeten werden 
könnten.” Das Auftauchen polnischer Hilfstruppen”, eine — allerdings gescheiterte 
-Gesandtschaft Konrads von Weinsberg zum König von Dänemark” und die wenn 
auch vage Vermutung, daß der Erzbischof von Köln seine Verbindungen zum 
englischen Hof aktiviert haben könnte’, machen es wahrscheinlich, daß die Kurfür- 
sten in Abstimmung mit dem Gesandten Sigmunds auch die Realisierung ihrer 
Feldzugspläne gleich in die Hand nahmen. Unter dem Namen des Herrschers 
verkündete der Kanzler schließlich, die königlichen Gesandten hätten sich mit den 
Kurfürsten über das Aufgebot und einen allgemeinen Frieden für die Dauer des 
Feldzugs geeinigt.” 

Der Tag kam zweifellos zu Resultaten und machte auch Ansätze, diese 
Ergebnisse zu exekutieren. Eine Analyse der Rahmenbedingungen zeigt, daß die 
reibungsarme, aber ansehnliche Teilnehmer-Zusammensetzung für diesen Erfolg 
verantwortlich war. Es waren gerade diejenigen politischen Machtträger anwesend, 
die in den letzten Jahren organisatorische Formen für die Bewältigung derartiger 
Aufgaben erarbeitet hatten, so daß der Feldzug keine qualitativ neuen Probleme 
stellte. Die Ausgeglichenheit der Machtverhältnisse zwischen König und Kurfürsten 
tat das ihre, um die Verhandlungen zu „normalisieren“. Die schon erwähnte Zerglie- 
derung des Kurfürsten-Bundes und das damit verbundene Erstarken des Königtums 
hatten auch den Kardinallegaten in seiner Bedeutung zurücktreten lassen —es bestand 
kein „Legitimationsvakuum“, in das er hätte einrücken können. Daß Orsini den 
König beispielsweise davor warnte, sich auf Verhandlungen mit den Ketzern über 
Glaubensfragen einzulassen”, blieb auf dem Tag ohne bemerkenswerte Resonanz. 
Der Wandel läßt sich ermessen, wenn man sich vor Augen führt, welche Sprengkraft 
der gleiche Text zwei Jahre zuvor besessen hätte. 


93 RTA VIII, 390, S. 463, Zeile 21. Die kurpfälzische Gesandischaft vgl. RTA VIII, 410, S. 498, 
Anm. 4. 

94 Vgl. RTA VIII, 390, Punkte 3, 3a. 

95 Die Deutung KerLers, nach der die Tatsache, daß Ludwig von Öttingen mit den Städten auch im 
Namen der Kurfürsten verhandelte, ein Zeichen dafür sei, daß die Kurfürsten beweisen wollten, 
„daß ein königlicher Rath auch ihr Vertrauensmann sein könnte“ (RTA VIII, S. 452), geht zu 
weit. Die Interessenlage war einfach so, daß König und Kurfürsten sich gemeinsam an die Städte 
wandten. 

96 RTA VIII, 391. 

97 RTA VIII, 391, Punkt 12-13c. 

98 RTA VIII, 391, S. 469, Anm. 2. 

99 Gesandtschaftsbericht RTA VIII, 396; Instruktion 395. 

100 Droese, Dietrich von Mörs, S. 52. 
101 RTA VII, 392. 
102 RTA VII, 406. 
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Sigmunds Italienpolitik 


Die „Normalisierung“ der Lage des Königtums im Reich schuf freie Kapazitä- 
ten für politisches Handeln im weiteren Rahmen. Dies kam u. a. den italienischen 
Interessen Sigmunds zugute. Dieser verhandelte seit dem Frühjahr mit dem König 
von Aragon'®, besonders aber mit Filippo Maria Visconti von Mailand über ein 
Bündnis gegen Venedig-Florenz. Sigmund wollte den Mailänder bei seinem Kampf 
gegen die Liga unterstützen; Filippo sollte als Bündnispartner des Königs dessen 
militärischen und politischen Rückhalt in Italien gewährleisten, Sigmund bei der 
Erlangung der Krone Italiens unterstützen und den Durchzug nach Rom sichern. Der 
Visconti verlangte dafür den Herzogstitel von Mailand für sich und seine Erben und 
weitreichende politische Entscheidungsfreiheit.! Parallel zu diesen Verhandlungen 
hatte Sigmund Gespräche mit der Gegenpartei eingeleitet mit dem Ziel, die italieni- 
sche Frage möglichst zu lösen, was selbstverständlich Idealbedingungen für den 
Italienfeldzug geschaffen hätte.!® Daneben hoffte Sigmund, ein Frieden mit Venedig 
würde die Republik zum Partner im ungarischen Kampf gegen die Osmanen machen; 
eine zu optimistische Vorstellung, wie die Verhandlungen erweisen sollten.'% 
Vermittlungsversuche, die sowohl Florenz zwischen dem König und Venedig als 
auch der Herzog von Savoyen zwischen Venedig und dem König sowie dem 
Mailänder unternahmen!”, konnten nicht verhindern, daß sich die Polarisierung 
fortsetzte. Im Juli kam es zu einem Bündnis zwischen dem König und dem Visconti!® 
gegen Venedig, einige Tage später schlossen Venedig-Florenz und Savoyen einen 
Bund gegen Mailand. Diesem Bündnis gehörte u. a. auch der Markgraf von Montfer- 
rat!® an, so daß die wichtigsten Großen der Region in das Frontensystem einbezogen 
waren. Der König war konstitutives Element dieser Konstellation, was auf der einen 
Seite zweifelsohne ein Erfolg war, weil es ihn in das politische Geschehen in Italien 
eingeführt hatte; auf der anderen Seite kostete ihn dies seine Überparteilichkeit. Diese 
Ambivalenz kennzeichnet auch die weitere Entwicklung des Verhältnisses zwischen 
Sigmund und dem Visconti!!®, was sich auf dem Italienzug erweisen sollte. Dem 
Bündnis mit dem Mailänder folgte jedoch zunächst einmal eine Generalvollmacht für 
den Bischof Johann von Veszprim, der anstelle des Königs die Reichsangelegenhei- 


103 Karl August Finx, König Sigmund und Aragon, S. 154, in: DA2 (1938), S. 149-171; vgl. RI XI, 
6716. 

104 RTAX, 2,3. 

105 RI XI, 6433, 6721, 6763-6765. 

106 RTA X, 56, 57. 

107 Vgl. Qum, in RTA X, S. 26-27. 

108 RI XI, 6679; RTA X, 3; vgl. auch RI XI, 6694, RTA X, 12, 13. 

109 Ernst KAGELMACHER, Filippo Maria Visconti und König Sigismund, Diss. Greifswald 1885, S. 45. 

110 Auf beiden Seiten hatten hochrangige Diplomaten gemeinsam mit gelehrien Juristen die 
Bündnisverhandlungen geführt. Dies war vonnöten, weil die Rechtsansprüche des Reiches in 
Italien und die höchst problematische Herzogswürde für den Mailänder juristisch äußerst 
sensible Bereiche waren (vgl. RTA X, 6, die Zeugenliste, S. 40, und RI XI, 6735). 
In diesem Zusammenhang trat hinter dem „ausführenden Organ“ Zeiselmeister auch der 
Reichsfiskal hervor (vgl. zu diesem Funktionsbereich KRIEGER, Lehnshoheit, S. 114; Ulrich 
Knorte, Studien zum Ursprung und zur Geschichte des Reichsfikalats im 15. Jh., Jur. Diss. 
Freiburg/München 1965, Kap. II, S. 57-102, bes. S. 70-73). 
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ten wahrnehmen sollte'!!, und eine entsprechende militärische Vollmacht für den 
Visconti.!!? Eine Aufforderung an alle Reichsangehörigen, den Krieg gegen Venedig 
zu unterstützen, blieb angesichts der anderen Probleme ohne Resonanz; auch dem 
König selbst gelang es nicht, seinen Verpflichtungen nachzukommen." 


Ergebnisse 


Trotz aller Widrigkeiten war es Sigmund gelungen, erfolgreich auf die inneri- 
talienische Politik einzuwirken. Dies setzte einen gewissen Spielraum in der Reichs- 
politik voraus, der es dem König erst ermöglichte, Herrschaftsrechte in Italien oder 
auch im Reich! selbst geltend zu machen. Dieser Handlungsfreiraum des Königs 
war das Ergebnis der oben analysierten Regulationsmechanismen nach der ersten 
großen Anspannung des Reichssytems infolge der Bedrohung durch die Hussiten. 
Die Not war nicht beseitigt; aber die politische Kapazität des Reiches war zweifelsoh- 
ne gewachsen, wie die Praxis bewies. Die Protagonisten der „Konzentrationsphase“ 
fielen nun weitgehend aus, was dem König die Möglichkeit eröffnete, freigeworde- 
nes politisches Substrat dazu einzusetzen, Herrschafts- und Regierungsansprüche 
wahrzunehmen. Solange er sich innerhalb der Freiräume bewegte, war seine Politik 
erfolgreich. Er scheiterte allerdings sofort, wenn er gewisse Grenzen überschritt, d. 
h. wenn er versuchte, ausschließlich königliches Substrat in seinem Sinne zu 
„materialisieren‘. Als Beispiel hierfür mag der mißlungene Versuch gelten, das 
gemeinsame Interesse des Königs und der Städte gegen die Ambitionen der Territo- 
rialherren vertraglich zu verankern. Sigmund hatte hier die Wirkungskraft regionaler 
Strukturen und die Dichte hegemonialer Zusammenhänge unterschätzt. Die Ge- 
schlossenheit dieses Systems bewirkte, daß ein Substrat, welches der König für sich 
in Anspruch nehmen wollte, ihm unzugänglich blieb.'" 


111 RTAX, 14. 

112 RTA X, 12. 

113 RTA X, 13. 

114 Anfang 1425 hatte Sigmund den Grafen Ludwig von Öttingen damit beauftragt, allgemein nach 
entfremdeten Reichslehen oder -pfandschaften zu suchen und sie nach eigenem Ermessen an 
andere zu verleihen (RI XI, 6138). Der Erfolg oder Mißerfolg dieser Maßnahme ist schwer zu 
beurteilen, weil die von Öttingen erfolgten Belehungennicht in das RR eingetragen wurden (vgl. 
KRIEGER, Lehnshoheit, S. 112-113). 

115 Georg Schuster, Der Conflict zwischen Sigmund und den Kurfürsten und die Haltung der Städte 
dazu, 1424-1426, Diss. Jena, Berlin 1885, S. 64, interpretiert dieses Scheitern als die Niederlage 
eines Feldzugsplans in Deutschland und schließt: „Der Luxemburger galt nichts mehr im Reich; 
sein Name war verbraucht“ Hier handelt es sich um eine typische Fehldeutung aus der 
Absolutsetzung eines Teilbereichs. 
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3. KÖNIG UND REICH 


3.1 1427-28 - INNOVATIVE ANSÄTZE ZUR KRISENBEWÄLTIGUNG 
UND IHRE GRENZEN 


Die Situation 


Das langsame Wiedererstarken des Königtums war im wesentlichen aus drei 
Quellen gespeist worden. Erstens hatten sich die Spannungen im Kreis der Kurfür- 
sten nach einem kurzen Miteinander umso stärker entladen, sodaß sie als Gegenspie- 
ler des Herrschers ausfielen. Zweitens waren die Fürsten zur Sicherung ihrer Macht 
immer wieder auf die Legitimierung durch den König angewiesen und somit nicht 
dauerhaft zur Opposition fähig. Drittens bestand zweifelsohne das Bedürfnis, in einer 
Zeit, als das Reich von außen bedroht wurde, dem Auseinanderstreben der Interessen 
entgegenzutreten. Falls die Bedrohung weiter anwuchs, müßte sich an einem be- 
stimmten Punkt zeigen, ob zentrifugale Kräfte die Oberhand gewinnen und zum 
Zerfall des Ganzen (zugunsten kleinräumiger Verdichtung) führen würden oder ob 
der äußere Druck eher einen neuen Zusammenhalt des Ganzen fördern würde. 


Die Not des Reiches 


Die Nachrichten über die verlorene Schlacht bei Aussig hatten die Angst vor 
einem hussitischen Einfall vermehrt.! Gleichzeitig scheiterten in Böhmen Bemühun- 
gen der gemäßigten Hussiten unter Sigmund Korybut um Verhandlungen mit dem 
Papst, was zum Sturz des Litauers und zu einem politischen Führungswechsel in 
Böhmen führte.” Die Radikalen gewannen - jedenfalls kurzfristig — die Oberhand. Sie 
hatten mittlerweile damit begonnen, ihre Versorgungskrise durch Einfälle in die 
umliegenden Länder zu lösen, und verbreiteten Angst und Schrecken.’ 

Die neuerliche Unmittelbarkeit der Bedrohung führte dort zum Zusammen- 
schluß, wo die Gefahr besonders deutlich wurde und die Konsensfähigkeit traditio- 
nell relativ weit verbreitet war: in Franken. Anfang 1429 kamesin Bamberg zu einem 
Bund fränkischer Adliger gegen die Hussiten* und zum Abschluß der Ende 1423 
vorläufig gescheiterten Landfriedensverhandlungen.? In Franken war man so stark 
auf die Friedenseinigung angewiesen, daß man das Risiko, durch königliche Modi- 
fikationen das Inkraftreten des Vertrages erneut zu gefährden, nicht einging. Die 
fränkische Einigung wurde zwar „zu wirden und zu eren“ von König und Reich 
abgeschlossen und damit in gewisser Weise legitimiert, aber nicht mehr (wie 1423) 
dem König vorgelegt. 


1 Franz Palacky, Geschichte von Böhmen, 3. 2, Prag 1851, S. 417. 
2 Ebenda, S. 422-427. 

3 Ebenda, S. 432-436. 

4 RTA IX, 9; vgl. auch 10, 11. 

5 PFEIFFER, Quellen, 747. 

6 Ebenda, S. 318. 
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Ein Versuch des Königs, durch seinen Rat Johann von Lupfen’ in Anlehnung 
an Konrad von Mainz" im Reich einen Tag zu organisieren, scheiterte.’ Johann reichte 
als Integrationsfigur offensichtlich nicht aus, und der Mainzer Erzbischof hielt sich 
deutlich zurück.!® Sein Hauptaugenmerk richtete sich damals auf die Gefahr einer 
militärischen Auseinandersetzung mit Kurpfalz, der sich Kurmainz nicht gewachsen 
fühlte.” Erst im Rahmen der Vorverhandlungen über den vom König gewünschten 
Frankfurter Tag'? konnten die Spannungen zwischen beiden Kurfürsten soweit 
abgebaut werden, daß gemeinsame Aktivitäten wieder möglich wurden.'? 

Auch die Städte waren Anfang 1427 mit anderen Sorgen als der Hussitenfrage 
beschäftigt. Münzprobleme, das Verbot des Venedig-Handels und Übergriffe des 
Landgerichts der Burggrafen von Nürnberg veranlaßte sie zu großen Konferenzen in 
Ulm'* und Breisach.'? Sie beschlossen, insbesondere wohl wegen der Handelssper- 
re'*, eine Gesandtschaft an den königlichen Hof zu entsenden. Nürnberg war die beste 
Informationsquelle über den Aufenthaltsort des Königs,” besonders weil es zur Zeit 
eine bedeutende geschäftliche Transaktion mit dem Markgrafen von Brandenburg 
durchführte, für die es nach jeder Phase einer königlichen Bestätigung bedurfte. 
Friedrich war mittlerweile so hoch verschuldet, daßer seit Beginn des Jahres 1427 mit 
der Stadt über den Verkauf der Burggrafenburg samt Zubehör verhandelte.'® Nürn- 
berg gelang es im Laufe des Jahres, sich durch Verrechnung alter Schulden relativ 
günstig des Burggrafen zu entledigen. 


Die Belagerung von Mies 


Ende April/Anfang Mai 1427 wurde das Auseinanderstreben der Kräfte des | 
Reiches kurzfristig angehalten. Auf Initiative der östlichen Kurfürsten, besonders 
Friedrichs von Sachsen'?, wurde in Frankfurt beschlossen, Ende Juni von vier Seiten 


7 RI XI, 6738-6745; RTA IX, 1,3, 4. 
8 RTAIX,S. 
9 RTA IX, 12, 13. 

10 RTA IX, 14-16, Städtische Kosten, Nirgends sind Schreiben des Erzbischofs erwähnt, überall 
wird nur von den königlichen Briefen gesprochen, die Lupfen bekanntmachte. Auch erschien der 
Mainzer nicht selbst auf dem Mainzer Tag, vgl. RTA IX, 13, S. 16, Zeile 15. 

11 Mattes, Kurfürstenbund, S. 210-211. Der Höhepunkt der Krise lag im April des Jahres. Zu 
diesem Zeitpunkt stand die Fehde mit Kurpfalz „unmittelbar vor dem Ausbruch“ (S. 211). 

12 RTA IX, 12, 13. 

13 Mamiss, Kurfürstenbund, S. 213, 214. Ein gültiger Schiedsspruch erfolgte durch die Bischöfe 
von Würzburg und Speyer und den Deutschordensmeister am 15.5.1427 in Worms, vgl. RTA IX, 
S. 50, Anm. 4. Augsburg hatte sogar bei Frankfurt angefragt, „ob der tag alhie wegen der keczer 
in Böhmen oder allein dere irung zwischen Churmainz und dem pfalczgraven (Ludwig) 
angestellt seye”. Frankfurts Reichscorrespondenz 1, 643; RTA IX, 41. 

14 RTA IX, 17-19. 

15 RTA IX, 2. 

16 RTA IX, 60 

17 RTA IX, 20, S. 22, Zeile 29-32. 

18 RI XI, 6814, 6826-6827, 6966-6968, 6970. 6986; vgl. dazu auch Srromer, Hochfinanz, S$. 
288-294. 

19 Friedrich von Sachsen bedauerte,daßein Brief der schlesischen Fürsten nicht schon den Mainzer 
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aus in Böhmen einzurücken?®; eine Heeresordnung wurde erarbeitet.” Die Reichsan- 
gehörigen wurden aufgefordert, „mit ganzer macht und als vil ir danne außbringen 
mugt“2, an dem Zug teilzunehmen. Die Heerfahrt fand in der Tat statt, wenn auch 
weder in der geplanten Geschlossenheit noch unter besonders großer Beteiligung.” 
Ein Versuch, Mies zu belagern, scheiterte an einer „irrung‘”* im deutschen Heer, in 
deren Folge die Deutschen in Richtung Tachau flohen, wo Friedrich von Branden- 
burg und der päpstliche Kardinallegat angesichts des ungeordneten Heerhaufens 
„sere ersracken als wol billich was“. An eine Wiederaufnahme der Belagerung war 
nach dem Stand der Dinge“ nicht zu denken. Palacky beschreibt die Situation sehr 
plastisch: „Vergebens waren alle Bitten und Drohungen des Cardinals; vergebens 
ergriff er die Reichsfahnen, zerriß sie in heftigem Zorn vor den Fürsten und 
schleuderte sie ihnen unter furchtbaren Flüchen vor die Füße“.?’ Ganz umsonst war 
allerdings das Engagement des Legaten nicht. Sein energisches Auftreten in Böhmen 
wirkte sich positiv auf seinen Eintritt in das politische Leben des Reiches aus. 
Friedrich von Brandenburg bescheinigte ihm jedenfalls ausdrücklich, „das sich der 
obgnante cardinal in den sachen zu Beheim gar kecklichen und erberlich erzeigt hat, 
das er alle sache gerne gut gesehen und darzu geholfen hett.‘“® 

Persönliche Autorität, so entscheidend sie im Einzelfall gewesen sein mag, war 
aber nicht der einzige Grund dafür, daß der Kardinal von nun an für eine gewisse Zeit 
die Hauptrolle auf der politischen Bühne des Reiches übernehmen konnte. Sein 
Erfolg läßt sich nur dann einleuchtend erklären, wenn man in Betracht zieht, daß sein 
Erscheinen das Reich aus einer ungünstigen Situation befreite. Die Hussitengefahr 
hatte sich in den letzten Monaten vergrößert. Gleichzeitig hatte die Erfolglosigkeit 
des militärischen Kampfes aber die Motivation für neue Anstrengungen geschwächt. 
Hinzu kam das derzeitige Vakuum an der Spitze des Reiches, da auf absehbare Zeit 
weder der König noch die Kurfürsten verfügbar waren. Sigmund hielt sich in 
Siebenbürgen auf, um die unteren Donauländer gegen die Türken zu schützen, und 
es war im Reich bekannt, daß er „noch etlich zeit“? dort bleiben würde. Die 
Zergliederung der kurfürstlichen Zusammenarbeit hatte diese Gruppe zur Konzentra- 
tion politischer Macht unfähig gemacht. Folglich war im Augenblick auch ausge- 
schlossen, daß eine Kooperation von Kurfürsten und Papst wie 1421 das Fehlen des 
Königs hätte ersetzen können. Wenn 1427 dennoch zu einem Schlüsseljahr der 
Regierungszeit König Sigmunds wurde, dann lag dies daran, daß der Kardinallegat 
die Legitimationsfunktion und die politische Führungsrolle übernahm und zur domi- 


Tag erreicht hatte. Er habe sich gewünscht, so Friedrich, daß der Brief den Anwesenden „grosirn 
trost den ketzern zu wedirsten gegeben und si ingehitziget“ hätte. RTA IX, 23,8. 28, Zeile 31-32. 

20 RTA IX, 30, 33. 

21 RTA IX, 31. 

22 RTA IX, 33, S. 43, Zeile 4-35. 

23 Vgl. den Bericht Heinrichs von Stoffel an Ulm, RTA IX, 46. 

24 RTA IX, 52, Bericht Friedrichs von Brandenburg, S. 67, Zeile 33. 

25 RTA IX, 52, S. 67, Zeile 35-36. 

26 RTA IX, 52, S. 68, Zeile 3-4, 

27 Palacky, Geschichte, 3. 2; S. 447. 

28 RTA IX, 52, S. 68, Zeile 24-25. Und mit diesem Urteil stand Friedrich nicht allein da. Vgl. 
Nürnberg, RTA IX, 62, S. 75, Zeile 10-11. 

29 RTA IX, 20, S. 22, Zeile 32. 
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nierenden Integrationsfigur des Reiches wurde. Er stellte nicht nur dessen politische 
Handlungsfähigkeit wieder her, sondern nahm auch auf die konkreten Beschlüsse 
entscheidenen Einfluß. Das Bedürfnis des Reiches nach einer politischen Autorität 
und die Fähigkeit und Bereitschaft Heinrichs von Beaufort, diese Aufgabe zu erfül- 
len?®, ergänzten einander wirkungsvoll. 


Heinrich von Beaufort 


Der „Kardinal von England“ entsprach allen Anforderungen, die für die 
Mission, derer er sich angenommen hatte, an ihn gestellt werden konnten: Als 
Halbbruder Heinrichs von Lancaster war er von hoher Geburt und die Verwandt- 
schaft mit dem König sicherte ihm eine hervorragende Rolle in der englischen Politik, 
zumal es ihm gelang, eine Gruppierung bei Hof zu organisieren („a kind of constitu- 
tional court party“?’), die die Dynastie gegen alle Angriffe schützte. Im Jahre 1404 
hatte er den bischöflichen Stuhl von Winchester übernommen. Dieses Amt kam ihm 
bei der Absicherung seiner Position sehr zustatten und verhalf ihm zu einer beacht- 
lichen materiellen Grundlage durch beträchtliche Einkünfte aus Wollexporten?? und 
aus Gutsbesitz.?? Allerdings hätte diese finanzielle Basis ohne Beauforts einzigarti- 
ge Begabung im Umgang mit Geld keineswegs dazu ausgereicht, ihn binnen kurzem 
zum „chief financial prop of the Lancastrian dynasty‘“* zu machen. Durch groß 
angelegte finanzielle Transaktionen, insbesondere riesige Kreditgeschäfte mit dem 
König, wurde er innerhalb kürzester Zeit zum königlichen Finanzier schlechthin.” 
Beaufort hatte es dabei stets verstanden, sich zur Deckung seiner Anleihen gerade die 
Einnahmequellen zu sichern, aus denen sich die Regierung normalerweise finanzier- 
te%, so daß die fatale Situation eintrat, daß die Abhängigkeit des Kreditnehmers vom 


30 Fürden Kardinal hatte die Mission eine gewisse persönliche Kompensationsfunktion nach seiner 
innenpolitischen Niederlage in England vgl. Ernest F. Jacos, The Fifteenth Century, 1399-1485, 
Oxford 1961, S. 228. 

31 William Hunt, Henry Beaufort, in: The Dictionary of National Biography, Bd. 2, Oxford 
University Press 1921-22, S. 41—48, hier: S. 41; vgl. zu Beaufort auch: Lewis Bostock RADFORD, 
Henry Beaufort, Bishop, Chancellor, Cardinal, London 1908. 

32 Er galt als „the greatest merchant of wools“ (S. 62 in: Kenneth B. MCFARLANE, Loans to the 
Lancastrian Kings, in: Cambridge Historical Joumal 9 (1947), S. 51-68) und stand in dieser 
Eigenschaft auch mit beiden Beinen im Londoner Wollhandel. 

33 Jacos, Fifteenth Century, S. 104. 

34 Wie Anm. 33; vgl. auch Hunt, Henry Beaufort, S. 42. 

35 1416 erhielt Beaufort erstmalig einen Teil des Kronschatzes als Sicherheit, vgl. Hunt, Henry 
Beaufort, S.42. 1424 bekam er wieder Kronjuwelen aus den Händen des königlichen Schatzmei- 
sters (Jacos, Fifteenth Century, S. 228/229). Die Bedingungen für die Auslösung der Pfänder 
waren für die Krone derart ungünstig, daß Beauforts innenpolitischer Gegner Gloucester nicht 
unrecht hatte, als er 1440 „accused Beaufort of defrauding the king of his jewels ‚keeping them 
still to his own use to your great loss and his singular profit and avail‘.‘“ Jacon, Fifteenth Century, 
S. 229, desgl. Kenneth B. McFarlane, England: The Lancastrian Kings, 1399-1461, in: 
Cambridge Medieval History, VIII, 1936, Kap. 11, S. 388. Vgl. zum Umfang der Anleihen, Ralph 
A. GRIFFTTUS, The Reign of King Henry VI., London 1981, S. 390-394. Danach blieb Beaufort 
bis zu seinem Tod (1447) der herausragende Kreditgeber des Königtums. 

36 Vgl. Kenneth B. McFarlane, At the Deathbed of Cardinal Beaufort, S. 412—419, in: Studies in 
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Kreditgeber immer größer wurde. Beauforts Finanzmacht und sein damit verbunde- 
ner politischer Einfluß schienen keine Grenzen zu kennen. Sie waren an einem Punkt 
angelangt, den McFarlane als „the beginnings of a stranglehood over the royal 
finances which might easily have become permanent‘? charakterisiert hat. Nur ein 
durch Gewalt bewirkter Umschwung konnte Beauforts Überlegenheit brechen. Dies 
geschah im Oktober 1425, als es in London zwischen diesem und dem nominellen 
königlichen Stadthalter, dem Herzog von Gloucester, zu einem bewaffneten Konflikt 
um Regentschaftsansprüche kam.” Ein Schiedsspruch des „Parliament of Bats“ vom 
12. März 1426 geriet zum Zeugnis einer klaren Niederlage Beauforts, der daraufhin 
die Kanzlerschaft niederlegte und sich bald danach auf die Pilgerreise ins Ausland 
begab.” Sein Rückzug von der politischen Bühne Englands war freilich nur kurzfri- 
stig. Am 1. September 1428 zog er als Kardinal wieder in London ein, um als 
päpstlicher Legat den Kreuzzug gegen die Hussiten zu predigen und Geld für den 
böhmischen Ketzerkrieg zu organisieren.“ 

Das Amt des Kardinallegaten war in England ein Politikum ersten Ranges. 
Bereits 1418 war ein Versuch des neuen Papstes gescheitert, Heinrich von Beaufort 
in Anerkennung seiner Verdienste um den Pontifikat Martins V. in Konstanz“! — 
Beaufort galt in England als der Mann, der den neuen Papst ‚gemacht‘ habe“? — als 
Kardinallegaten zu verpflichten.” Der Papst hatte sich dessen politischen Einfluß 
zunutze machen wollen, um das englische Statut gegen Provisoren umzustoßen, 
welches der Kurie spätestens seit 1390/93 die Verfügungsgewalt über englische 
Pfründen und den Bezug der entsprechenden Abgaben (Servitien, Annaten) entzogen 
hatte.“ Dies berührte neben der Verminderung kurialen Einflusses auf die innerkirch- 
lichen Verhältnisse Englands auch die durch das Schisma ohnehin geschädigte 
Papstfinanz an einem empfindlichen Punkt.” Martin V. zählte Beaufort zu den 
bedeutenden Verfechtem einer Politik „pro iure et honore sedis apostolice et libertate 
ecclesiastica“ und hoffte mit seiner Hilfe auf eine Revision der englischen Zustände. 


Medieval History, presented to Frederick Maurice Powicke, hg. von R. W. Hunt, W. A. PANTIN, 
R. W. SouTHERN, 2. Aufl., Oxford 1969. S. 405-428. Vgl. auch Bertram WoLrre, Henry VI., 2. 
Aufl., London 1983, S. 42-43. 

37 MCFARLANE, At the Deathbed, S. 414. 

38 Vgl. Jacos, Fifteenth Century, S. 211-231; Hunt, Henry Beaufort, S. 43. 

39 MCFARLANE, England, S. 391. „The time was ripe for Beaufort’s long-contemplated entry into the 
larger field of Roman politics‘; vgl. Hunt, Henry Beaufort, S. 43; MCFARLANE, England, S. 391: 
„A short delay, however, was necessary to save his pride and to enable him to collect his debts.“ 
Beaufort verließ England im März 1427. 

40 Hunt, Henry Beaufort, S. 44; MCFARLANE, England, S. 392-393, 

41 Vgl. Hunt, Henry Beaufort, S. 42. 

42 Johannes Hauer, England und Rom unter Martin V., S. 251, in: QFIAB 8 (1905), S. 249-304. 

43 Vgl. Jacos, Fifteenth Century, S. 198-200. 

44 JACOB, Fifteenth Century, S. 267-268; HALLer, England, S. 250, führt aus, in England sei „nach 
Gesetz und Übung nicht mehr der Papst, sondern der König Herr der Kirche“ gewesen. Dennoch 
war das Geschäft mit der päpstlichen Finanz auch hier nicht unerheblich. Vgl. Arnold Esch, 
Bankiers der Kirche im großen Schisma, QFIAB 46 (1966), S. 277-398, bes. S. 294-301. 

45 Vgl. hierzu Clemens Bauer, Die Epochen der Papstfinanz, S. 120-126, in: DERS., Gesammelte 
Aufsätze, Freiburg u. a. 1965, S. 112-147. 

46 Vgl. Harter, England, Beilagen, Nr. 1, S. 289, Schreiben Martins V. vom 6.12.1421, ebenso 
Beilage Nr. 9, S. 299-300. 
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Der Tod Heinrichs V. und der Eintritt Beauforts in die Dienste der Kurie waren 
deshalb zwei bedeutende Impulse für die Englandpolitik Martins V.; der innere 
Kampf um den päpstlichen Anspruch in England erreichte dementsprechend in 
diesen Jahren einen neuen Höhepunkt.” So war Beauforts Aufenthalt im Reich 1427 
nur ein Intermezzo seiner politischen und kirchlichen Laufbahn. Es war allerdings 
insofern von Bedeutung, als er hier erstmals als Kardinallegat auftrat und auch 
akzeptiert wurde, was seine Autortiät auch in den englischen Belangen stärken 
mußte. 


Die Frankfurter Tage 


Dem Reich gab sein Erscheinen einen kräftigen innenpolitischen Impuls, wenn 
man auch damit rechnen muß, daß die Vorstellungen des Kardinals und seiner 
deutschen Gesprächspartner in politischen und in Finanzfragen so weit voneinander 
entfernt waren, daß eine Verständigung ausgesprochen schwierig gewesen sein muß. 
Der Kardinal war jedenfalls bereit zu handeln. Mitte August 1427 schrieb er einen 
Tag nach Frankfurt aus, auf dem Maßnahmen gegen die Hussiten beraten werden 
sollten. Dieser erste Anlauf scheiterte an der unzureichenden Vorbereitung, an 
mangelhafter Publizität und nicht zuletzt an einer gewissen Zurückhaltung aufgrund 
wiederholter wirkungsloser Tage, deren Beschickung sich nicht gelohnt hatte. Der 
Kardinal nutzte die Frankfurter Versammlung als Vorverhandlungsforum für eine 
weitere, die er für Mitte November ausschrieb.“ Die Beratungsgegenstände wurden 
aufgezeichnet und den Einladungen beigelegt. Es ging im wesentlichen um eine 
Verbesserung der Heeresordnung und um Finanzierungs- und Landfriedensfragen.’° 
Der König unterstützte das Projekt’! und auch auf städtischer Seite wuchs das 
Vertrauen, daß auf der Grundlage der bereits besprochenen Tagesordnung im 
November in Frankfurt konkrete Beschlüsse zustandekommen könnten.’? Für größe- 
re Publizität sorgten die Städte (in gewohnter Manier) untereinander und der Kardi- 
nallegat selbst durch die Versendung seiner Einladungen an verschiedene Große des 
Reiches und an zahlreiche Kommunen.’? 


47 Die Nominierung Beauforts zum Kardinal von St. Eusebius war am 24.5.1426 erfolgt. Den 
Kardinalshut empfing er ein Jahr später aus den Händen Herzog Bedfords in Calais, vgl. Hunt, 
Henry Beaufort, S. 43; siehe auch HALLER, England, S. 261. Bei Beaufort lag der Akzent zu allen 
Zeiten mehr im englischen Bereich als im direkten Bezug zur Kurie, vgl. Bernhard Are, Beiträge 
zur Geschichte des Kardinalkollegiums in der Zeit bis zum Tridentiner Konzil, Teildruck Diss. 
Bonn 1914, S. 25-26. Zum päpstlichen Anspruch in England vgl. Jacog, Fifteenth Century, S. 
200, 234-238; vgl. dazu auch die Gefangennahme des päpstl. Kollektors, über welche sich 
Martin V. im Oktober 1427 beschwerte (HALLer, England, Beilage Nr. 12, S. 303-304. 

48 RTA IX, 50, vgl. auch 51, 53-57. 

49 RTA IX, 59. 

50 Verzeichnis der Beratungsgegenstände, RTA IX, 58. 

51 RTA IX, 61, S. 73, Zeile 5-10. 

52 Vgl.RTAIX,63;62,$.75, Zeile 16-18 „hoffen wir zu got, die dink werden da stattlich fur hande 
genomen und beslossen, daz dem allmechtigen got loblich und der ganzen cristenheit trostlich 
werde“, 

53 RTA IX, 59, 64. 
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Der Tag kam in der Tat zustande und trug ganz und gar die Handschrift des 
Kardinals, welcher die Organisation eines Kreuzzuges vor Augen hatte, der als 
Aktion der Kirche und des Reiches unter seinem, d. h. kirchlichem Kommando stehen 
sollte.“ Beaufort eröffnete die Zusammenkunft auf eine Art und Weise, die darauf 
hindeutet, daß er das Bild einer einigermaßen gut organisierten Reichsversammlung 
mit fester Teilnehmerzahl vor Augen hatte: Er teilte den Anlaß des Tages mit und 
überprüfte die Anwesenheit anhand der Einladungsliste, wobei er es den Fürsten 
überließ, die Säumigen nach ihrem Ermessen zu bestrafen.?? Es ist nicht wahrschein- 
lich, daß Beaufort den Eindruck, es handle sich um eine geschlossene Versammlung 
mit Präsenzpflicht, aus dem Konzilszusammenhang übernommen hat, auch wenn 
gelegentlich von diesem Tag als „concili(um)“ gesprochen wurde. Beaufort selbst 
bezeichnete ihn als „dieta“, was auf den weltlichen Zusammenhang eines „gemeinen 
Tages“ hindeutet.* Offenbar sah er eine Parlamentssitzung vor sich, wie er sie ausden 
wesentlich stärker institutionalisierten englischen Verhältnissen kannte.” Zunächst 
leitete er zu einer Beratung zwischen den Fürsten und den Städteboten über; 
thematisch ging es dabei um die Landfriedensfrage. Diese Verhandlungen nahmen 
den bereits des öfteren beobachteten Gang: Alle Beteiligten sprachen sich prinzipiell 
für den Frieden aus, bestanden allerdings auf der Wahrung des bestehenden Pluralis- 
mus, was zur Folge hatte, daß die Vertreter bestehender Einungen sogleich abwink- 
ten.’® Die anwesenden („Haupt“-)Städte landschaftlich zusammengehörender Grup- 
pen verwiesen darauf, daß man sich zunächst einmal untereinander einigen müsse. 
Der nächste Vorstoß der Fürsten war der Vorschlag, man solle sich zur Verteidigung 
gegen hussitische Umtriebe vereinigen. Auch dieses Bündnis-Anliegen war nichtneu 
und die Antwort entsprechend vorauszusehen: Über die Hussitenbekämpfung könne 
man sich wohl auch ohne ein definitives Bündnis verständigen.’ 

Der zweite Tagesordnungspunkt war die Finanzierung des Kampfes gegen die 
Hussiten. Auch hier kehrten bekannte Positionen wieder: Die Städte boten Hilfe an 
für einen Zug, eventuell sogar für einen „täglichen Krieg“; „abir uf gelt zu geben, da 
were kein stad von iren frunden daruf ußgefertiget etc.‘ Die Fürsten verlangten aber 
gerade Geld für Söldner.‘ Die städtischen Gesandten baten schließlich, die Fürsten 


54 Vgl. dazu Karl SchnrrH, Kardinal Beaufort und der Hussitenkrieg, S. 129-130, in: Von Konstanz 
nach Trient, Festgabe für August Franzen, hg. von R. BAuMER, München u. a. 1972, S. 119-138. 

55 RTA IX, 70, Punkt 1,$.81, Zeile 40-43 „...; und wen er verbotet und verschrieben hette zu dem 
tage zukomen, tede er lesen. nu weren ireins teils hie, und auch ein teil nit; waz nu die pene were 
von den die nit hie weren, daz emphele er den fursten.“ 

56 Er bezeichnet den Tag als „dieta“ (RTA XI, 59), was in etwa dem englischen diet entsprechen 
dürfte. Im Reich setzte sich dieta als fremdsprachlicher terminus technicus für den Gemeinen Tag 
durch (vgl. Peter Moraw, Versuch über die Entstehung des Reichstags, in: Politische Ordnungen 
und soziale Kräfte im Alten Reich. Hg. v. Hermann Weser, Wiesbaden 1980, S. 1-36, hier: S, 
8). 

Hinsichtlich des vom Kardinallegaten einberufenen Tages sprach man im Reich aber von einem 
„concili(um)“, vgl. RTA IX, 51, S. 65, Zeile 19; RTA IX, 62, S. 75, Zeile 11. 

57 Vgl. Stanley B. Curmes, „House of Lords“ and „House of Commons“ in the Fifteenth Century, 
in: English Historical Review 49 (1934), S. 494-497. 

58 RTA IX, 70, Punkt 7-9. 

59 RTA IX, 70, Punkt 23-24. 

60 RTA IX, 70, Punkt 16, S. 82, Zeile 39-40. 

61 RTA IX, 70, Punkt 20, S. 83, Zeile 10-11. 
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möchten mit Hilfe der Räte eine Vorlage ausarbeiten, über die dann in ihren 
Heimatstädten umgehend beraten werden könne.°? 

Daraufhin erwog man einen „anslag“, welcher den Städteboten mitgegeben 
werden sollte. Man einigte sich darauf, daßdie Kommunen ihre Antwort am 1. Januar 
1428 den Fürsten kundtun sollten.‘ 


Die Hussitensteuer 


Nach vierzehntägiger Beratung beschloß man dann „zuleste mit gemeinen rate 
einen anslach‘“*, genauer: „das nucze gutte und bequeme seiein geltin der cristenheit 
aufzuheben‘“ und damit den Hussitenkrieg zu finanzieren. Die Erarbeitung des 
„Anschlags“ erfolgte unter Vorsitz des Kardinals“; auf seine überragende Sach- 
kenntnis in Fragen der Finanzverwaltung wird die bis dahin in Deutschland unbe- 
kannte detaillierte Systematik‘ der Vorlage zurückzuführen sein. Es handelte sich 
um eine Kombination aus einer Vermögenssteuer, einer Einkommenssteuer, einer 
ständischen Personalsteuer und der Kopfsteuer der Juden.“ Durch die Festsetzung 
allgemeiner Tarife war im Grundsatz jeder Christ? in die Steuerformel einbezogen. 
Das „Vergessen“ bestimmter Reichsangehöriger war- anders als beider Veranschla- 
gung nach der Reichsmatrikel 1422 — kein Problem mehr. Eine Ausnahme machten 
lediglich die (Kur-)Fürsten, welche durch die Steuerordnung nicht erfaßt wurden; ihr 
Beitrag oblag also weiterhin der Selbstverpflichtung, was dem Würde-Verständnis 
der Betreffenden entgegenkam.’”° Das Erhebungssystem war regional”, an fünf 
zentralen Legstätten (Köln, Erfurt, Breslau, Salzburg, Nürnberg)” orientiert. Hier 
sollte das Geld zusammengeführt und dann nach Nürnberg geschafft werden.” Eine 
zentrale Kommission, bestehend aus sechs Vertretern der Kurfürsten und drei Ver- 
tretern der Städte, sollte im Zusammenwirken mit einem obersten Hauptmann 
„soliche gelte getrewlichen“ einnehmen, behalten und darüber verfügen.” 


62 RTA IX, 70, Punkt 19, 33. 

63 RTA IX, 70, Punkt 36-39. 

64 RTA IX, 77, S. 111, Zeile 25-27. 

65 RTA IX, 76, S. 92, Zeile 32-33. 

66 Vgl. u.a. den Entwurf B, RTA IX, 72, S. 89, Zeile 35-37. Der Entwurf wird dem Kardinal zur 
Begutachtung vorgelegt. 

67 Wemer Wip, Steuern und Reichsherrschaft, Bremen 1984, S. 148. 

68 Eberhard Isenmann, Reichsfinanzen und Reichssteuern im 15. Jh., in: ZHF 7 (1980), Heft 1, S. 
1-76; Heft 2, S. 129-218; hier Heft 2, $. 158; ebenda S. 159 auch die Errechnung genauer 
Steuersätze. S. a. Peter Moraw, Der „Gemeine Pfennig‘, in: Mit dem Zehnten fing es an, hg. v. 
Uwe SchuLtz, München 1986, S. 134-142. 

69 Zur Bezugnahme auf jeden Christen vgl. RTA IX, 76, S. 92, Zeile 9-17; zur geographischen 
Ausdehnung über die Reichsgrenzen hinaus siehe ebenda, Punkt 19, 23. 

70 Isenmann, Reichsfinanzen, S. 158. 

71 Dies war sowohl 1422 wie 1427 der Fall. Das regionale System wurde 1471 durch eine territorial 
orientierte Steuereinziehung ersetzt. Vgl. Hinweis bei Dietmar WıLnowerr, „Matrikel“, in: HRG, 
Bd. 3, 1984, Spalte 389-391, hier: Spalte 390. 

72 Die 5 Legstätten und ihre Bezirke, RTA IX, 76, Punkt 16-23. 


73 Hauptrechnung der fünf Legstätten, RTA IX, 76, Punkt 28; Einlieferung ebenda, Punkt 29-30. 
74 RTA IX, 76, Punkt 25-27, 
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Die wesentlichste Neuerung gegenüber 1422 war die, daß erstmalig eine 
allgemeine Steuer in Geld erhoben wurde. Die Ursache für das Interesse der Fürsten” 
an einer monetären Reichsumlage lag in einer durch die wiederholten Kriegszüge 
gegen die Hussiten und die fortwährenden Fehden im Reich hervorgerufene „Über- 
beanspruchung ihrer finanziellen Ressourcen“”*, die zu akuter Geldnot geführt 
hatte.” Nicht neu war das Prinzip der Allgemeinheit, welches bereits 1422 feststand.”* 
Auch die Abkehr vom Prinzip der Selbstveranlagung war schon damals vollzogen 
worden. Daneben trug die Tatsache, daß diesmal ein Kardinallegat der Versammlung 
vorsaß, wesentlich dazu bei, eine monetäre Abgabe durchzusetzen. Aus dem Kreuz- 
zugszusammenhang heraus war man daran gewöhnt, daß die traditionellen Vorbehal- 
te gegen die königliche Steuergewalt durch päpstliche Dekrete umgangen wurden.” 
Es ist allerdings nicht eindeutig nachzuweisen, ob bestimmte Verfahrensmechanis- 
men auf direkte Vorbilder aus dem päpstlichen Finanzsystem zurückzuführen sind. 
Gewisse Parallelen, etwa die Aufbewahrung des gesammelten Geldes in einer Kiste 
in der Sakristei, weisen darauf hin, daß man sich an Bekanntem orientierte. Die 
Unterschiede zum Kollektoren-System waren aber, was seine Gliederung und die 
Sammlungs-Modalitäten betrifft, zu groß, um auf direkte Übertragung schließen zu 
können.’ 

Es ist daher anzunehmen, daß der Kardinal und die Fürsten in den vierzehn 
Tagen, die sie für die Ausarbeitung des Steuermodells benötigten, vor allem darum 
bemüht waren, theoretisch Mögliches und praktisch Machbares aufeinander abzu- 
stimmen. Beaufort kam aus einem Land, dessen geringe räumliche Ausdehnung und 
relative entwicklungsgeschichtliche „Modernität“ die innenpolitischen Verhältnisse 
stets überschaubar gelassen hatten. Ein bedeutend stärker institutionalisiertes Regie- 
rungssystem und eine besser durchgestaltete Königsfinanz waren die Folge.’ Dies 
und Beauforts außergewöhnliches Talent, welches ihn auch im vergleichsweise 
hochentwickelten England in den Ruf gebracht hatte, ein Finanzgenie zu sein, 
bestimmten ihn zum führenden Kopf der Verhandlungen. Wie stark sein Einfluß auf 
die Beschlüsse war, läßt sich daran erkennen, wie wenig seine Gesprächspartner nach 
seiner Abreise imstande waren, die Qualität der erarbeiteten Ordnung zu wahren. Der 
Kardinal hatte in Abstimmung mit den Fürsten versucht, eine dem Reich angemes- 
sene Umlageorganisation zu entwickeln; bereits bekannte Elemente verbanden sich 
dabei mit den neuen zu einer, angesichts der außerordentlichen Wichtigkeit des 


75 Vgl. die Verhandlungen der Fürsten mit den Städten, RTA IX, 70, Punkt 18, 20. 

76 Wap, Steuern, S. 145. 

77 Vgl. oben das Beispiel Friedrichs von Brandenburg, dessen finanzielle Transaktionen mit 
Nümberg die Situation besonders drastisch widerspiegeln. 

78 1422 hatte man die Reichsumlage mit der Christenpflicht und der Reichszugehörigkeit begrün- 
det. Sigmund schrieb (RTA VIII, 154, S. 176, Zeile 33-34), niemand solle dabei ausgelassen, 
ausgeschlossen oder übersehen werden. 

79 Vgl. Steven Rowan, Imperial Taxes and German Politics in the Fifteenth Century. An Qutline, 
in: Central European History 13, 3 (1980), S. 203-217, besonders S. 204. 

80 Dank schulde ich Frau Dr. Christiane Schucharo, Berlin, für ihre wertvollen Hinweise zu dieser 
Frage. 

81 Gerald L. Harriss, King, Parliament and Public Finance in Medieval England to 1369, Oxford 
1975, S. 3; vgl. auch John A. F. Thomson, The Transformation of Medieval England, 1370-1529 h 
London/New York 1983. 
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Anlasses nolens volens akzeptierten Einheit. Dennoch wirkte sich bald negativ aus, 
daß Beaufort die Verfassungsstruktur des Reiches offensichtlich nur ungenau kannte. 
So konnte er auch die unzulängliche Dichte der deutschen Verwaltungsorganisation 
nicht angemessen berücksichtigen. Außerdem gelang es ihm nicht, den Kurfürsten 
das Prinzip seines Steuerkonzeptseinsichtig zumachen. Dies führte dazu, daß bereits 
dererste Schritt zur Realisierung der Beschlüsse eine ganz wesentliche Qualitätsver- 


änderung brachte. 


Die Abwandlung der Beschlüsse 


Die Städte erklärten um die Jahreswende 1427/28 in Heidelberg ihre Bereit- 
schaft, dem „Anschlag“ nachzukommen.” In Abwesenheit des Kardinals wurde bei 
dieser Gelegenheit das Erhebungssystem bereitwillig modifiziert, wobei die Rich- 
tung der Änderung für sich selbst spricht. Der für das Reich erstaunliche Ansatz des 
ursprünglichen Konzepts, welcherden direkten fiskalischen Zugriff auf jeden Einzel- 
nen vorsah, wurde zugunsten der faktischen Rückkehr zu einer städtischen Pauschal- 
steuer zurückgenommen. Die Kommunen durften sich wieder „nach irer stat gewon- 
heit“ verhalten.®? Sie wahrten somit ihr Recht, städtische Gelder selbst zu verwalten, 
was im Reich generell als eine wichtige Voraussetzung für die Behauptung der 
eigenen Freiheit empfunden wurde. Frankfurt und der Schwäbische Städtebund 
versuchten, eine noch weitergehende Anlehnung an die altbewährte Praxis durchzu- 
setzen. Sie wollten das Geld nicht nur selbsteinnehmen, sondern auch „solch gelt selb 
versolden ... und folch darumb bestellen‘“®°, also die Verfügungsgewalt über das von 
ihnen gesammelte Geld nicht aus der Hand geben. Diesen Vorstoß wehrten die 
Fürsten allerdings mit dem Argument ab, ein solches Verfahren brächte nur große 
„irresal‘‘.36 

Auch andere weniger gravierende Modifikationen des Erhebungssystems 
bedeuteten eine Annäherung an die Verhältnisse des Reiches. Bald mußten nämlich 
einige Bestimmungen mit Rücksicht auf dessen strukturelle Probleme zurückgenom- 
men werden. So ging es mit der in Beauforts Schreiben an die Gläubigen des Reichs? 
enthaltenen Androhung von Kirchenstrafen, ein nicht außergewöhnliches Mittel, 
dem Gewünschten Nachdruck zu verleihen. Es wurde in diesem Fall jedoch als 
unzumutbar empfunden, weil der Zeitraum für die Erfüllung der Beschlüsse von 
vorneherein zu knapp bemessen und das Steuergebiet zu weiträumig sei. Außerdem 
traf die Strafandrohung auch die Zahlungsunfähigen, deren Anteil unbestimmt war. 
Die Aufforderung wurde daraufhin entschärft. 


82 RTA IX, 100. 

83 Die Genehmigung dieses Verfahrens, RTA IX, 100, Punkt 5a. 

84 Vgl. Rowan, Imperial Taxes, S. 208. 

85 RTA IX, 100, Punkt 4f.; vgl. auch den Erklärungsbeschluß, RTA IX, 98. 

86 RTA IX, 100, Punkt 5b, 11. 

87 RTA IX, 9. 

88 Vgl. Win, Steuern, S. 154-155; vgl. auch das Regest des Schreibens des Erzbischofs von 
Salzburg, RTA IX, 86. 

89 RTA IX, 84, 85. 
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Die fiskalischen Ansätze des Frankfurter Beschlusses hatten erstmals eine 
allgemeine Geldumlage im Reich verwirklicht und waren insofern von hervorragen- 
der Bedeutung. Sie waren an die bestehenden Reichsverhältnisse angelehnte, aber 
nicht aus dem Reichzusammenhang entwickelte Regelungen, die zwar Impulscha- 
rakter für die zukünftige Entwicklung haben mochten, nicht aber unmittelbar umge- 
setzt werden konnten. Der Kardinal von England war zur rechten Zeit zur Stelle 
gewesen, um der politischen Entwicklung einen Anstoß zu geben, indem er seine 
Kenntnis fiskalischer Prinzipien in den Entscheidungsprozeß einbrachte. Insgesamt 
gilt: Auch wenn das politischen System des Reichs noch nicht genug entwickelt war, 
um diese Anregungen in vollem Umfang aufzunehmen und praktischen Nutzen 
daraus zu ziehen, war doch ein Durchbruch gelungen: Von nun an lag das Modell für 
eine allgemeine Geldumlage vor. 


Die Realsisierung der Beschlüsse 


Die nun folgende Umsetzungsphase kann, wie schon das Beispiel der Heidel- 
berger Gespräche von Ende 1427 zeigte, als Spiegel der Adaptationsfähigkeit des 
Reiches gelten. Der Frankfurter Beschluß stellte hohe Anforderungen an das Reichs- 
bewußtsein der Veranschlagten; er forderte schließlich von einem jeden, die zentrale 
Festsetzung seines Beitrags zu akzeptieren, und verlangte darüber hinaus Vertrauen 
in die korrekte Verwaltung der in Nürnberg gebildeten Zentralkasse. Daß man mit 
allem einverstanden war, ist schon erstaunlich genug, vor allem wenn man bedenkt, 
daß bei gleicher Gelegenheit das Bündnis der Städte mit den Fürsten rundweg 
abgelehnt worden war. Dabei hätte ein politischer Vertragsrahmen — mag man ver- 
muten -hilfreich sein können, um die Verwaltung der gemeinsamen Kasse besser zu 
kontrollieren und das so finanzierte Unternehmen in der Hand zu behalten. Eine 
solche Argumentation ließe allerdings die unterschiedliche Qualität der Vorhaben 
außer acht: Der Fürsten-Städte-Bund wäre eine reichsinterne Angelegenheit gewe- 
sen, die mit dem gewohnten Handlungsmuster des generellen „Mediatisierungspro- 
blems‘ und des hegemonialen Kräftemessens im Reich belastet gewesen wäre. Das 
Frankfurter Steuerprojekt hatte demgegenüber einen deutlichen Legitimitäts- 
vorsprung,weil es unter dem Vorsitz des Kardinals und im Einverständnis mit dem 
König” zustande gekommen war. Ganz unabhängig von der Menge des einlaufenden 
Geldes - angesichts des Fehlens einer praktikablen Organisation war unter keinen 
Umständen mit großen Einnahmen zu rechnen — war die Tatsache, daß die Ausfüh- 
rung des Beschlusses reichsintern geregelt werden mußte, einer der Hauptgründe 
dafür, daß das Verfahren so schnell im Sande verlief.?! 


90 RTA IX, 103. Gesandtschaftsbericht von Hanns Rich und Henman Offenburg aus Basel. Sie 
berichten von der Annahme des Beschlusses durch die Städte: „sig sach daz solicher anschlag 
unsers allergnedigosten herren des Romschen kungs wille sig, so wellent si der sach och ingon“, 
S. 131, Zeile 33-34. Daß dem so sei, daran konnte nach Sigmunds Schreiben (RTA IX, 61) an 
den Kardinal kein Zweifel mehr bestehen. 

91 Aufkeinen Fall istallerdings die Einschätzung halıbar, die „Gesetze“ von 1422 und 1427 seien 
Zeugnisse des Schwankens zwischen „Staatenbund“ und „Bundesstaat“, die Albert WERMING- 
HOFF, Die deutschen Reichskriegssteuergesetze von 1422 bis 1427 und die deutsche Kirche, 
Weimar 1916, S. 127, völlig anachronistisch herzuleiten versucht. 
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Man kann jedenfalls nicht sagen, daß die „entschiedendste Opposition gegen 
die Ablieferung des Steuergeldes“ von den „Feudalherren“ ausging, „die nicht zum 
Kreis der obersten Fürsten des Reiches gehörten, die keine dezidiert reichspolitischen 
Ambitionen verfolgten und die nahezu ausschließlich Politik der Wahrung ihrer 
territorialen Interessen betrieben.“ Demnach wäre die Einhebung der Umlage 
partikularistischer Interessenpolitik zum Opfer gefallen.” Diese Deutung wird aller- 
dings der Situation nicht gerecht, weil sie mehr „Staat“ voraussetzt, als vorhanden 
war. Schon die Voraussetzung, daß das Vorhaben als ein Produkt allein der Vertreter 
„dezidiert reichspolitischer Ambitionen“ anzusehen sei, ist unrichtig. Es handelte 
sich auch nicht um ein ausschließlich kurfürstliches Projekt, welches den anderen 
sozusagen von oben „verordnet“ wurde. Im Gegenteil, Beaufort und die um ihn 
versammelte Fürstengruppe bemühten sich eifrig, in Frankfurt — wie 1422 - so viele 
Große wie möglich an den Verhandlungen zu beteiligen. Ein Gesandter aus Eger” 
berichtete, die Frankfurter Versammlung hätte nach weiteren Fürsten, Grafen und 
Herren gesandt und um deren Erscheinen gebeten. Als bereits Anwesende werden — 
außer den Kurfürsten - u. a. die bayerischen Herzöge und die Räte der Herzöge von 
Österreich genannt. Ähnlich wie fünf Jahre zuvor wollten die Kurfürsten die Umlage 
offensichtlich nicht über die Köpfe der übrigen Machtträger hinweg durchsetzen. 
Dies dürfte eigentlich nicht verwundern, fehlte doch jede Grundlage dafür, daß man 
Zahlungen ohne die Einwilligung der Betroffenen erwarten durfte. 

Auch die Verweigerungsthese in undifferenzierter Form ist problematisch. Sie 
stützt sich auf ein Schreiben Herzog Ludwigs des Bärtigen von Bayern, in welchem 
jener äußert: „und ist uns nicht fuglich das wir gelt auß unserem land lassen antwurten 
und unser land unbeschirmt beleib, wann es villeicht an ander gewendet und keret 
mocht werden, damit es unserem land nicht zu staten chome, das unserer will nicht 
ist.“ Dementsprechend sorgten die Wittelsbacher dafür, daß die Bistümer ihres He- 
gemonialbereichs, Passau, Freising und Regensburg, möglichst wenig Geld nach 
Nürnberg schickten.” Ähnlich argumentierte der Landesverweser der Herzöge, 
Landgraf Johann von Leuchtenberg. Das Steuergeld solle gleich am Ort verwendet 
werden; allenfalls sei an zusätzliche Zahlungen aus Nürnberg zu denken, wenn die 
Steuern aus Niederbayern nicht ausreichen sollten.” Für den Habsburger Bereich 
forderte Herzog Albrecht von Österreich Entsprechendes. Er wollte durch eine 
Gesandtschaft in Nürnberg mitteilen lassen, wieviel Geld in seinem Land eingenom- 
men worden sei, „daz ir ew darnach gerichten mugt etc.“ Gleichzeitig meldete er 
seinen Anspruch auf einen Teil der in Nürnberg einlaufenden Summen an, „daz uns 
geraten und hilf getan werde.‘ Dabei dachte er besonders an die Gelder aus dem 
Erzstift Salzburg. Nachdem die Herzöge von Österreich erfolgreich verhindert 
hatten, daß Zahlungen nach Nürnberg abflossen, erreichte Albrecht sogar bei Sig- 


92 Zitat und im folgenden: Wip, Steuern, S. 150-151. 

93 WERMINGHOFF, Reichskriegssteuergesetze, wie Anm. 91. 

94 RTA IX, 89, 

95 RTA IX, 120, S. 154, Zeile 33-35. 

96 RTA IX, 209, Punkt 24; zu Regensburg und Passau vgl. WERMINGHOFF, Reichskriegssteuergeset- 
ze, S. 244-250. 

97 RTA IX, 209, S. 256-257, Anm. 6. 

98 RTA IX, 149, S. 187, Zeile 20. 

99 RTA IX, 149, S. 187, Zeile 32. 
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mund, daß dieser im April 1429 ebenfalls dafür eintrat, daß Gelder an Albrecht 
überstellt würden.!® Ebenso fühlten sich die schlesischen Fürsten!” und Görlitz'” 
berechtigt, eher Unterstützung zu verlangen als zu leisten. 

Die Überzeugung, daß das eigene Geld demeigenen Land zur Verteidigung zur 
Verfügung stehen müsse, und die Befürchtung, daß dieses bei dem Umweg über die 
Nürnberger Zentralkasse nicht ausreichend gesichert sei, bestimmte also das Denken 
und Handeln derer, die sich unmittelbar hussitischen Einfällen ausgesetzt sahen. Die 
übrigen Reichsangehörigen lassen sich im wesentlichen in drei Gruppen einteilen: in 
diejenigen, welche die Zahlungen verweigertern oder zurückstellten, weil sie in 
andere Konflikte verwickelt waren!®, in diejenigen, welche sich darauf beriefen, 
nicht dem deutschen Bereich zuzugehören'* und in diejenigen, welche die Steuergel- 
der zurückhielten, weil es ihnen nicht gesichert schien, daß der Anschlag wirklich 
„samentlich“ sei, d. h. daß tatsächlich von überall her Geld nach Nürnberg abgeführt 
werde. Inder letzten Gruppe sind also „prinzipiell Zahlungswillige mit Vorbehalten“ 
anzusiedeln. 

Die Analyse dieser Vorbehalte gibt den besten Aufschluß darüber, warum sich 
die Besteuerung nicht besser realisieren ließ. Die Gruppe umfaßte einige östliche 
Fürsten und Herren, die abwarteten, wie sich die Lage in ihrem Bereich entwickeln 
würde.!® Hauptrepräsentanten der „Abwartenden“ waren allerdings die Städte'%, 
allen voran der Schwäbische Städtebund. Dieser ging nicht von seiner bereits zu 
Anfang geäußerten Idee ab, „solch gelt selb [zu] versolden“.'” Ulm als Sprecherin 
des Bundes wurde nicht müde, den Partnern vor Augen zu führen, wie sorgfältigman 
das eigene Verhalten gegenüber der Nürnberger Zentralkasse abwägen müsse. Die 
Stadt teilte die Ansicht vieler Beobachter, daß das Steueraufkommen zu gering sein 
würde, um damit einen Heereszug auszurichten.!® Die Städte waren sich allerdings 
nicht einig, ob es im Endeffekt günstiger sei, das Geld zu zahlen oder militärische 
Sachleistungen anzubieten.!® Ulm plädierte dafür, in die völlig unzureichend gefüllte 


100 Vgl. Salzburg bei WERMINGHOFF, Reichskriegssteuergesetze, S. 228-237; RI XI, 7194-719. 

101 Vgl. die Stellungnahme von Albrecht von Kolditz, RTA IX, 209, Punkt 89, und ebenda, S. 269, 
Anm. 5. 

102 RTA IX, 209, Punkt 113. 

103 So der Landgraf von Hessen, RTA IX, 209, Punkt 4; Karl von Lothringen (Punkt 17); Herzog 
Adolf von Kleve (Punkt 29); Markgraf Bernhard von Baden (Punkt 44); die St. Georgs- 
Ritterschaft (Punkt 46); der Patriarch von Aquileja (Punkt 67); der Bischof von Utrecht (Punkt 
76); der Bischof von Osnabrück (Punkt 77); der Herzog von Geldern (Punkt 79); Freiburg (Punkt 
96); Toul (Punkt 101); Breisach (Punkt 102); Rostock (Punkt 129); Kempen (Punkt 138); Utrecht 
(Punkt 141). 

104 RTA IX, 209 Trient (Punkt 10, 27, 100, Bischof und Stadt); RTA IX, 192, Toul, vgl. auch RTA 
IX, 207; der Erzbischof von Riga, RTA IX, 204. 

105 Erich und Bernhard von Sachsen RTA IX, 209, Punkt 54; Ulrich von Biberstein, Caspar von 
Dohna, Otto von Eulenburg usw. Punkt 61, 63-66. 

106 Regensburg RTA IX, 209, Punkt 116; Augsburg (Punkt 114); Straßburg (Punkt 142); Basel 
(Punkt 143). 

107 RTA IX, 100, S. 129, Punkt 4f, Zeile 23; Frankfurt verfocht dieselbe Idee vgl. RTA IX, 126. 

108 Erster Beleg dafür ist ein Brief vom April 1428 an den Deutschordens-Hochmeister, RTA IX, 
128, Punkt 4 (S. 164). Der Schreiber berichtet von dem geringen Steuereingang in Nürnberg und 
befürchtet, „das kein degelicher krieg oder zug von solichem gelde redlich und trefflich moge 
ußgericht werden“. 

109 Hierzu und im folgenden: RTA IX, 147; 173, bes. S. 205, Zeile 33ff. 
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Nürnberger Kasse nichts abzuführen. Die Stadt befürchtete - zu Recht, wie sich bald 
erweisen sollte —, daß die Reichsstädte am Ende Gefahr liefen, doppelt und dreifach 
zahlen zu müssen; um dies zu vermeiden, sei die Selbstverwaltung des Geldes 
vorzuziehen. Bei anderen Angehörigen des Reiches führte die Skepsis gegenüber der 
Nürnberger Kasse dazu, daß sie nur dann zahlen wollten, wenn gewährleistet sei, daß 
der „anslag furgank gewinnet“. Der Herzog von Berg etwa machte für seine 
Ritterschaft eine solche Einschränkung." Auch er kündigte nicht ausschließlich 
Geld, sondern auch militärische Eigenleistungen seiner Ritter an, wobei deren 
persönliche Bereitschaft wohl in höherem Maße als bei den Städten dem Kreuzzugs- 
charakter des Hussitenkampfes und der eigenen Geldknappheit zuzuschreiben ist. 


Ergebnisse 


Die Nürnberger Instanz wurde demnach im Reich nicht in vollem Umfang als 
eine Art „zweckgebundene Reichskasse“ akzeptiert. Zwar war unbestritten, daß man 
„Hussengeld‘“'!! sammelte, welches für den böhmischen Krieg bestimmt sein sollte. 
Auch wurde inzwischen die Beitragspflicht eines jeden Reichsangehörigen allge- 
mein vorausgesetzt. Dementsprechend gab es relativ wenig summarische Absagen, 
die allerdings mit Zahlungsunfähigkeit, nicht mit Zahlungsunwillen begründet wur- 
den, also keinen grundsätzlichen Charakter hatten. Insofern war der Konsens ausge- 
sprochen groß und die „Verweigerungstheorie“ führt in die Irre. 

Das eigentliche Problem dieses „Anschlags“ laganderswo. Es bestand aus drei 
Komponenten, die einander bedingten und sich gegenseitig verstärkten: 

- Im Reich war infolge der mangelnden Verwaltungsorganisation prinzipiell 
nicht daran zu denken, eine allgemeine Geldumlage effizient einzuheben.!'? 

— Der niedrige Organisationsgrad korrespondierte mit der Unfähigkeit des poli- 
tischen Systems, ein stabiles Zentrum auszubilden, welches die (kurfürstlich- 
städtische) Sammelkasse zu einer „Reichs‘kasse hätte machen können. Die 

(theoretische) Möglichkeit, diese Qualitätsveränderung über eine Beglaubi- 

gung durch den Papst (Kardinallegaten) oder den König anzustreben, blieb 

irreal, weil beide abwesend waren. 
—- __ DieKombination aus Organisationsschwäche und Unsicherheit über die Effek- 
tivität oder gar Integrität der Nürnberger Kasse verringerte die Erfolgsquote der 

Geldeinhebung immer mehr, weil im Laufe der Zeit kaum noch jemand damit 


110 RTA IX, 209, Punkt 81. ' 
111 Zum Begriff vgl. RTA IX, 215, S. 283, Zeile 28; RTA IX, 198, S. 239, Zeile 20; RTA IX, 199, | 

S. 239, Zeile 31 u. 6. | 
112 Hier unterschied sich das Reich beträchtlich von England, in dessen Kategorien Beaufort dachte. 

In England hatte sich die Besteuerung bereits zum Ende des 13. Jh. durchgesetzt (Harriss, King, 

S. 3). Sie hatte sich dort auf die „public necessity“ gegründet, welche sich wiederum aus den 

Bedürfnissen einer wachsenden königlichen Verwaltung ergab. Die andere Wurzel war der 

„public consent“, welcher der englischen Gesellschaft in einem zähen Ringen um rechtliche und 

politische Konzepte der Besteuerung abgerungen worden war. In diesem Prozeß hatten beide — 

der König und sein Gegenüber — eine politische Identität entwickelt, in deren Verständnis der 

König „head of a communitas“ (Harris, King, S. 4) war. S. a. Tuomson, Transformation, S. 

257-262. 
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rechnete, daß das gesammelte Geld im Sinne des „Anschlags“ verwendet 
werden würde. Die Zeit tat das Ihre, um diese Entwicklung reifen zu lassen." 


Die Rolle des Königs 


Den Kurfürsten war es offensichtlich nicht möglich, das Vertrauensniveau zu 
heben. Die für den Beschluß entscheidende Legitimation durch Kardinal Heinrich 
war nicht nachdrücklich genug, um auch die Durchführung des Vorhabens zu tragen. 
Mit Beauforts Abreise''* schwand die Sicherheit, welche er dem Unternehmen 
gegeben hatte. Die königliche Legitimation hatte man anfangs weitgehend vernach- 
lässigt, wenn Sigmund auch von Anfang an über das Geschehen informiert worden 
war. Die Kurfürsten hatten Raban von Speyer und Albrecht von Hohenlohe zum 
König gesandt, auch um die Hauptmannschaft Friedrichs von Brandenburg bestäti- 
gen zu lassen.!!5 Im März entsandte Nürnberg noch einmal eine Botschaft an den 
Hof!!$ und beförderte auch einen königlichen Brief an Heinrich von Winchester.!' 
Die ersten positiven Reaktionen des Königs hatten eine sehr schwache Resonanz. Sie 
überzeugten aber zumindest die königsnahen Zögerer, daß es sich bei der Frankfurter 
Angelegenheit nicht um ein vom König abgelehntes Projekt handele." Im Sommer 
reiste dann eine Delegation aus kurfürstlichen und Nümberger Bevollmächtigten 
zum König! Sie hatte u. a. den Auftrag, Sigmund zu einem eindringlichen 
Mahnschreiben zu veranlassen. Dieser Text war allerdings nicht dazu geeignet, die 
Überzeugungskraft und Autorität des päpstlichen Kardinallegaten aufzunehmen und 
gleichsam unter königlichem Siegel weiterzuführen.!? 

Dem König war auch kaum daran gelegen, sich anstelle Beauforts im Reich als 
Integrationsfigur eines neuen Hussitenfeldzugs darzustellen. Im Gegenteil, ihm kam 
im Augenblick militärische Zurückhaltung weit eher entgegen. Dies erklärt auch 
Sigmunds Reaktion auf das zweite Anliegen der kurfürstlich-städtischen Gesandt- 
schaft. Die Kurfürsten hatten sich über eine Reiterkriegs-Strategie beraten und dem 
König darüber vortragen lassen. Trotz grundsätzlichen Einverständnisses stellte 
Sigmund diese Überlegungen allem Anschein nach zurück. Erst Mitte April 1429 
finden sich Hinweise auf diesen Teil der Gespräche in einem Schreiben des Königs 
an Friedrich von Brandenburg.!” Die Verzögerung stand im Zusammenhang mit 


113 RTA IX, 211, S. 281, Zeile 20-22. Köln schrieb im März 1429: „sint dan auch daz gemeine 
geruchte sere grois geweist is daz dem anslage nit nagegangen wurde, dazselbe hait die lude seir 
unwillich gemacht ire sture zo gheben.“ 

114 Auch wenn der Kanzler des Kardinals im April 1428 in Nürnberg war (RTA IX, 124,8. 159, Zeile 
28). Er trat aber weder an dieser Stelle noch später in Erscheinung. 

115 RTA IX, 108, S. 137, Zeile 10-16; Albrecht von Hohenlohe war allerdings durch Krankheit 
verhindert, bis zum König vorzudringen (vgl. die politische „Verwertung“ der Botschaft durch 
Konrad von Mainz, RTA IX, 138; S. 173, Zeile 13-24). 

116 RTA IX, 116; RTA IX, 124, Punkt 2. 

117 RTA IX, 116; vgl. auch ebenda, S. 150, Anm. 5. 

118 RTA IX, 149 Reaktion Albrechts V. von Österreich. 

119 RTA IX, 169°, Punkt 2; 172, 184, 185, 187. 

120 RTA IX, 186. 

121 RTA IX, 217. 
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einem Vorstoß des böhmischen Adels. Eine Gruppe hussitischer Großer fürchtete 
nach der Vertreibung Korybuts und angesichts der zunehmenden Radikalisierung um 
ihren politischen Einfluß. Im Jahr 1428 hatten deshalb Vertreter des hussitischen 
Adels Kontakt mit Sigmund aufgenommen und Gespräche vorbereitet, welche 
Anfang April 1429 in Preßburg stattfanden, jedoch zunächst scheiterten.!? Erst 
danach kam der König auf die militärischen Vorschläge aus dem Reich zurück und 
engagierte sich für einen neuen Angriff. 

Die böhmischen Verhandlungen waren aber nicht der einzige Grund, warum 
der König eine gewisse Distanz zum Reichsgeschehen wahrte. Diese ergab sich auch 
aus seinen schweren und verlustreichen Kämpfen gegen die Türken'?, welche in 
jenen Jahren stattfanden. Sigmund beschäftigten Pläne für eine umfassende Lösung 
des Osmanenproblems. Seit März 1427 war Kaspar Schlick damit beauftragt, eine 
Ansiedlung des Deutschen Ordens an der unteren Donau ins Leben zu rufen.'* 
Ebenso stand die Italienpolitik des Königs im Zusammenhang mit dem Osmanenpro- 
blem. Die Verhandlungen mit Filippo Visconti auf der einen und Venedig auf der 
anderen Seite waren ebenfalls darauf ausgerichtet, Bundesgenossen gegen die 
Türken zu gewinnen.!? 


Romzugsvorbereitung 


Die Türkenfrage war aber nur einer der Gründe, weshalb der König seine 
Italienpolitik forcierte. Das Hauptinteresse galt nun der politischen und militärischen 
Absicherung des Romzugs. Sigmund hatte mit dem Visconti ursprünglich den 
Februar 1427 als Termin ins Auge gefaßt, später den Mai desselben Jahres. Dann 
allerdings kam es in Italien zu einer Bewegung der politischen Lager'” und infolge- 
dessen zu einer Verstimmung zwischen Sigmund und dem Visconti, weil der König 
seinem Versprechen, zur Unterstützung des Mailänders in Italien zuerscheinen, noch 
immer nicht nachkam. Endlich sandte Sigmund seinen Schwiegervater nach Friaul!?® 
und den Bischof von Veszprim und Brunoro della Scala zum Herzog von Savoyen’? 
und zu Filippo Maria von Mailand!”, um den Romzug diplomatisch und politisch- 
militärisch vorzubereiten. Johann von Veszprim konkretisierte die Bedingungen für 


122 Vgl. William R. Cook, Negotiations between the Hussites, the Holy Roman Emperor, and the 
Roman Church, 1427-36, in: East Central Europe 5 (1978), S. 90-104, hier: S.92-93; PaLacky, 
Geschichte, 3.2, S. 474-475. 

123 Vgl. Bezoro, Reichskriege, Bd. 2, S. 140-141. 

124 Vgl. Artur Zeche, Studien über Kaspar Schlick, Prag 1939, S. 42—43; RI XI, 6833-6837, 6887, 
6928, 7100, 7132; vgl. LUCKERATH, Paul von Rusdorf, S. 81-87; Erich Joacum, König Sigmund 
und der Deutsche Ritterorden in Ungarn, in: MIÖG 33 (1912), S. 87-119, bes. S. 93-107. 

125 ZECHEL, Studien, S. 80, weist darauf hin, daß Sigmund von Venedig die Entsendung einer 
Donauhilfsflotte forderte. Die Republik lehnte dies entschieden ab. Genau das gleiche Ansinnen 
war an den Deutschorden ergangen, vgl. RI XI, 7132, 6887, 6928, 7133. 

126 RTA X, 20, 22. 

127 Vgl. KAGELMACHER, Filippo Maria Visconti, S. 66-72. 

128 RI XI, 6904. 

129 RTA X, 26; RI XI, 6917. 

130 RTA X, 27. 
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eine Unterstützung des Königs in der Lombardei und bestätigte den Vorvertrag 
zwischen Sigmund und dem Visconti. Des weiteren übermittelte er dem Mailänder 
die Bestätigung seiner Herzogswürde, welche jedoch zu Lebzeiten Sigmunds geheim 
bleiben sollte.!?! Der Bischof verhandelte relativ erfolgreich über die Friedensfrage 
zwischen Mailand und Venedig, über die Übergabe Astis „pro descensu domini nostri 
regis“ und über Schiffe, die der Visconti dem König bereitstellen sollte.'”? Schließlich 
konnte Sigmund im November einigermaßen zu Recht den Abschluß der Vorver- 
handlungen für den Romzug mitteilen und den Beginn seiner Reise für „diesen 
winter“!® ankündigen. Die Route stand zu diesem Termin noch nicht fest. Erst im 
Februar 1428 machte der König den Herzögen von Bayern Mitteilung, sein Weg 
werde ihn durch Österreich, Bayern und Schwaben führen.!* 


Sigmund und die Städte 


Die Festlegung der Reiseroute war von politischen Anliegen des Königs 
mitbestimmt.!?? Dementsprechend kündigte er einen Tag in Ulm an. Die Ortswahl 
war kaum zufällig. Sie hing mit dem Wunsch Sigmunds zusammen, persönlich dafür 
einzutreten, das 1425 gescheiterte Projekt einer verbindlichen Annäherung von 
König und Städten doch noch zu realisieren.!* Im Mai 1428 entsandte Sigmund 
Haupt von Pappenheim und Peter Wacker ins Reich „in sachen die heilig cristenheit 
und das heilig Romische rich antreffend.“!?” Hinter dieser Formulierung verbarg sich 
hauptsächlich der Auftrag, den Städten den königlichen Einungsplan vorzulegen und 
schriftliche Stellungnahmen einzuholen.” 

Die städtische Haltung zu dieser Frage war unverändert darauf festgelegt, 
unverbindlich zu bleiben und sich möglichst auf dem Niveau mündlicher Abmachun- 
gen zu bewegen. Nördlingen!” schlug vor, den Gesandten zu antworten, daß man dem 
König selbstverständlich Gehorsam leisten werde, sich über dessen konkrete Form 
aber mit Sigmund selbst einigen wolle, sobald dieser in Ulm sei. Nicht viel anders 
verhielten sich Mainz und Frankfurt, welche sich mit einer allgemeinen Ergeben- 
heitsadresse direkt an den König wandten.!* Mehr war von den Städten nach wie vor 
nicht zu erwarten, hatte sich doch an den politischen Grundlagen ihrer Existenz nichts 
geändert. Die in beiderseitigem Interesse gepflegte prinzipielle Verbundenheit zwi- 
schen König und Städten war und blieb unbestritten. Die Notwendigkeit diplomati- 
scher Beweglichkeit und militärischer Bündnisfähigkeit mit den territorialen Kräften 
der Umgebung zählte aber ebenso gut zu den Selbstverständlichkeiten städtischen 


131 RTA X, 23, 25. 

132 RTA X, 28-35; siehe auch Quippe, RTA X, S. 15. 

133 Frankfurts Reichscorrespondenz I, 650; RI XI, 6979. Der König kündigte an, auf seinem Wege 
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134 RTA IX, S. 73-74, Anm. 5; RI XI, 7024. 

135 Auch RTA IX, 128, Punkt 1; RTA IX, 137; RTA IX, 140. 

136 RTA VIII, 331, Punkt 6. 
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Denkens. Beides ließ sich nur dann verknüpfen, wenn die Bindung an den König 
gleichsam auf einer Ebene über dem tagespolitischen Geschehen angesiedelt blieb 
(solange der König nicht als militärisch-politischer Bündnispartner in Frage kam, 
was bei Sigmund mangels Substrat ausschied). 

Von seiten der Städte wurde das Ansinnen des Herrschers nach vertraglicher 
Bindung also mit gewohnter Zurückhaltung aufgenommen, ohne daß dies die 
Beziehungen zwischen ihm und den Städten generell belastet hätte. Auf anderer 
Ebene nämlich bestand das Bedürfnis nach königlichem Wirken kontinuierlich 
weiter. Unter dem Druck der Hussitensteuer und fürstlicher Übergriffe wurde es 
sogar aktiviert und konkretisiert. Basel schlug vor, man solle vor dem Eintreffen des 
Königs im Reich eine umfassende („von gemeinen stetten und ieglicher gegnen“) 
städtische Gesandtschaft an ihn ausrüsten, die ihn in Ungarn mit den städtischen 
Problemen konfrontieren solle. Es habe keinen Zweck, wenn die Städte ihre Sorgen 
unablässig miteinander berieten; der König müsse schließlich doch angerufen wer- 
den.“ 


Rechtsautorität und königliche Macht 


Der Herrscher war bis zum Erscheinen im Reich in das reichspolitische 
Geschehen nicht eingebunden. Eine Isolation des Königtums - wie sie bereits des 
öfteren beobachtet werden konnte — trat dennoch nicht ein. Sigmund vermochte 
vielmehr, die 1425 erreichte Konsolidierung seiner Position im großen und ganzen 
zu erhalten, partiell sogar zu verbessern. Die mangelhafte Geschlossenheit der 
Kurfürsten und die Zweifel im Reich an der Integrität (kur-Jfürstlicher Kriegsvorbe- 
reitung sowie zahlreiche Konfliktherde (am Oberrhein, in Bayern, im Nordosten) 
taten das Ihre, um das Bedürfnis nach der Integrationskraft des Königs zu verstärken. 
Sigmund konnte sich auf seine Funktion als höchste Friedens- und Rechtsinstanz 
stützen und aufdiesem Wege in zahlreiche politisch relevante Auseinandersetzungen 
eintreten. Die fortbestehende Offenheit der bayerischen Frage!” bot dazu ebenso 
Gelegenheit wie die niederrheinische Auseinandersetzung zwischen Adolf und 
Gerhard von Kleve-Mark'“, bei der der König das Recht beanspruchte, einen 
kurkölnischen Schiedsspruch zu revidieren.'* Eine weitere Eingriffsmöglichkeit bot 
der Überfall, den Konrad von Weinsberg im August 1428 auf einen Kaufmannszug 
zur Frankfurter Messe verübt hatte. Dieser Überfall war Bestandteil des Kampfes 
zwischen Konrad und der Stadt Weinsberg um dessen Rechte auf die Stadthert- 
schaft.“ Schon im November 1428 hatten die Kurfürsten von Mainz, Trier und der 
Pfalz in Heidelberg eine Einigung zwischen den Gegner erzielt. Gegen Zahlung von 


141 RTA IX, 159, Zitat: S. 197, Zeile 28; vgl. ebenda, Zeile 15-17. 

142 Vgl. RI X1, 6933-36, 6979, 7024, 7135. 

143 Die Auseinandersetzungen, bei denen Dietrich von Köln sich um den Preis des wohl eergiebigsten 
Rheinzolls, Kaiserswerth, mit Gerhard von der Mark verbündet hatte, dauerten bis 1430 an. 
Danach wurde die Mark für die Lebenszeit Gerhards von Kleve getrennt. Ein Friedensschluß 
erfolgte 1435, vgl. DROEGE, Verfassung, S. 46-54. 

144 RI XI, 6925. 

145 Vgl. dazu Fischer, Streit; ScHhumM, Weinsberg, S. 216-222. 
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30.000 Gulden mußte Konrad die Stadt als Reichsstadt anerkennen und anderslauten- 
de königliche Belehnungsurkunden ausliefern'*, Der König verlangte nun die Aus- 
setzung dieser „Richtung“ und setzte eine neue Verhandlung vor seinem eigenen 
Gericht an.“ Die Entscheidung bestätigte den Heidelberger Spruch am Ende nicht 
nur, sondern verringerte die städtische Ausgleichszahlungen sogar noch um 16.000 
rheinische Gulden.'* 

Mit beiden Revisionsverfahren gewann der König Augenblicksvorteile, weiler 
sich damit die Verbundenheit der begünstigten Partei sicherte. Mittelfristigschadeten 
derartige Unternehmungen seiner Autorität allerdings eher, weil in der Regel am 
Ende der von ihm erzwungenen Wiederaufnahme eines solchen, bereits im politi- 
schen und rechtlichen Zusammenhang des Reiches gelösten Problems nur die 
Bestätigung eben dieser Lösung stand. Langfristig mochten solche Aktivitäten sogar 
die Rechtsautorität des Königtums schlechthin beeinträchtigen, weil Sigmund aus 
Motiven heraus, die eher politischer Pragmatismus zuzuordnen sein dürften, die 
Seiten wechselte und gegen eine ursprünglich von ihm selbst vertretene Rechtsauf- 
fassung Stellung bezog. Ein solches Verhalten verleitete auch dazu, die königliche 
Bestätigung eines Sachverhaltes als nicht mehr ausreichend anzusehen und sich 
daneben um kurfürstliche Willensbriefe zu bemühen, weil sie den Rechtsanspruch 
auf einer breiteren Basis verankerten.!® 

Autorität ging auch verloren, wenn der König erfolglos versuchte, bei Fragen 
Ansprüche geltend zu machen, die mit den Rechtsmitteln des Reiches bereits 
entschieden waren oder Bereiche betrafen, die machtpolitisch unzugänglich blieben. 
Ein Beispiel hierfür war der Versuch, die Ausweitung des neuburgundischen Herzog- 
tums auf Holland, Seeland und den Hennegau zu verhindern.'” Anlaß waren die 
militärischen Auseinandersetzungen nach Herzog Johanns IV. Tod, welche durch 
den Vertrag von Delft am 3. Juli 1428 im Sinne Philipps von Burgund abgeschlossen 
worden waren.'° Philipp hielt zwar an den Lehnsbindungen an das Reich zeitlebens 
fest und erbot sich des öfteren zum Empfang seiner Lehen'?, ließ sich aber nicht auf 
den Vorwurf des Königs, er entfremde Reichsgut, ein und billigte diesem noch 
weniger zu, die Grenzen seines Machtbereichs zu erweitern. 

Ähnlich aussichtslos war Sigmunds Bestreben, in der großen Auseinanderset- 
zung im Norden des Reiches zu vermitteln. Der König beauftragte seinen Rat 
Nikolaus Stock, die Friedensverhandlungen zwischen den Holsteinern und den mit 


146 Besonders die Belehung mit der Stadt Weinsberg zu ewigen Mannlehen vom 22.5.1417, RI XI, 
2330. 

147 RI XI, 7153, 7251, 7256, 7364, 7365, 7530, 7582. 

148 RIXI, 7826, 7832. 

149 KRIEGER, Lehnshoheit, S. 325; vgl. ebenda, S. 474-475, 

150 Zur Rechtslage vgl. KRIEGER, Lehnshoheit, S. 86-88; Sigmund ernannte am 9.4.1427 einen 
Procurator fiscalis des Reiches für Burgund und Savoyen (RI XI, 6893) und enısandte Bartolus 
von Pisa nach Burgund, England und Frankreich (RI XI, 6923); vgl. auch Frankfurts Reichscor- 
respondenz I, 649, 655-657. Vermutlich im Zusammenhang mit diesen Ansprüchen stand die 
Entsendung Reinhard Sassens an die brabantischen Städte im Dezember 1427, Frankfurts 
Reichscorrespondenz 1, 654, siehe auch 660. 

151 Vgl. Vaucnan, Philip the Good, Kap. 2, bes. S. 46-49, 

152 KRIEGER, Lehnshoheit, S. 88-89. 
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ihnen verbündeten Hansestädten und Erich von Dänemark weiterzuführen.'”? Stock 
sollte besonders auf die Städte Druck ausüben, den Kampf gegen den Unionskönig 
einzustellen. Die frei werdenden Kräfte dachte der König gegen die Hussiten 
einzusetzen. Ohne die städtische Unterstützung wären die Holsteiner Erich zweifels- 
ohne weit unterlegen gewesen. Die Mission Stocks war ein Fiasko. Die Städte 
betonten, sie hätten alles Nötige für den Kampf gegen die Hussiten getan und seien 
im Augenblick dabei, ihre Privilegien und Rechte zu verteidigen. Erich bestand auf 
der Vollstreckung des für ihn günstigen königlichen Urteils, während die Holsteiner 
ihren Erbanspruch vor einem kurfürstlichen Gericht durchzufechten gedachten.'* 
Die Zeichen standen nicht auf Frieden, und Stock mußte unverrichteter Dinge 
heimkehren. 


Ergebnisse 


So waren die meisten 1427/28 geltend gemachten Rechtsansprüche oder in die 
Wege geleiteten Ausgleichsbemühungen Sigmunds von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Es handelte sich um Konflikte, deren Bewältigung reichsintern schon 
erfolgt oder zumindest vorgezeichnet war. Dem König fehlte die exekutive Kraft 
derjenigen, für die seine Entscheidung unbedingt erforderlich gewesen wäre und die 
sich im eigenen Interesse für die königliche Position engagiert hätten. Im Endeffekt 
blieb in solchen Fällen nur die Bestätigung der Fakten. Diese Zusammenhänge 
konnten den Zeitgenossen allerdings kaum bewußt werden, weil wiederholte Erfolg- 
losigkeitamleichtesten im Rückblick und aufeinen großen Zeitraum bezogen als Teil 
des Autoritätsverfalls faßbar wird. Kurzfristig mochte die mannigfaltige Aktivität 
des Königs sogar dessen Ansehen mehren. Sei es durch jene Rechtsverfahren, sei es 
durch die sich zögernd vollziehende Rückgabe der Lehen an Friedrich von Tirol’, 
sei es durch die Bestätigung der Kurwürde der Wettiner’* — der König trat vielfältig 
legitimierend, friedensstiftend oderrechtsentscheidend auf, band auf diese Weise ein 
breites Spektrum politisch relevanter Kräfte im Reich an sich und entsprach so dem 
Bild, das man sich im Reich von seinen Aufgaben machte. 

Alles in allem fällt die Bilanz des Verhältnisses zwischen Königtum und Reich 
in diesen Jahren für Sigmund nicht ungünstig aus. Das Reich war sich durch den 
umfassenden Anspruch des „Hussengeldes“ seiner Zusammengehörigkeit stärker 
bewußt geworden, das „Kassen-Problem“ hatte aber auch die mangelhafte Integra- 
tion seines politischen Systems aufgezeigt. Die andauernden Fehden hatten das 
Ausmaß der Spannungen im Reich sichtbar gemacht. Unter dem Druck der äußeren 


Bedrohung riefen Unsicherheit und Unzufriedenheit im Reich nach der integrativen 
Kraft des Königtums. 


153 RI XI, 6928-6932; 6937-6942. Befehle, den Krieg gegen Erich um der Vereinigung aller Kräfte 
gegen die Ketzer willen zu vermeiden bzw. aufzugeben; 1429 desgleichen vgl. RIXI, 7158-7159. 

154 Vgl. Vilho Nirremaa, Der Kaiser und die Nordische Union, Helsinki 1960, S. 173-187. 

155 RI XI, 6847-6863. 

156 RI XI, 7084, 7092; vgl. Ernst Hinze, Der Übergang der sächsischen Kur auf die Wettiner, Diss. 
Halle 1906, S. 60-69. Der Streit ging unterdessen weiter. Der Papst drängte den König zur 
Erledigung der Angelegenheit (S. 61), und Sigmund lud die Beteiligten vor (RI XI, 7039), ohne 
daß vorläufig allerdings etwas geschehen wäre (vgl. Hinze, Übergang, S. 62). 
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Unterdessen genoß der Herrscher jedenfalls vorläufig einen gewissen reichspo- 
litischen Freiraum, den er in der Tat für seine eigenen Projekte dringend benötigte. 
Am wichtigsten darunter sind sein Krieg mit den Osmanen und das damit verbundene 
„Nordosteuropa-Paket“, welches die Ansiedlung des Deutschen Ordens an der 
unteren Donau’ vorsah und damit dem polnischen König Entlastung verschaffen 
sollte. Als Gegenleistung erwartete Sigmund dessen Zustimmung zur Königskrö- 
nung Witolds, was wiederum die polnisch-litauische Union geschwächt und den 
Litauer dem römischen König verpflichtet hätte.'”® Des weiteren war ein Treffen mit 
dem hussitischen Adel geplant, und auch die Vorbereitung für die Romfahrt verlang- 
ten ihr Recht. Überall betrieb Sigmund Vorhaben, zu deren erfolgreichem Abschluß 
die Kaiserkrönung wünschenswert oder erforderlich erschien. Zudem drängte die 
Zeit: Schon 1431 sollte in Basel!’ das nächste allgemeine Konzil eröffnet werden, bei 
dem auch Verhandlungen über eine Kirchenunion auf dem Programm standen. Es 
konnte nur von Vorteil sein, wenn dann den Griechen ein römischer Kaiser gegen- 
überstand. 


3.2 1429-31 - DER RÜCKBEZUG AUF DIE KAISERTRADITION 
Das Jahr 1429 
Die Situation 


Es hatte sich gezeigt, daß die integrativen Kräfte stark genug waren, trotz des 
militärischen Drucks von innen und außen und trotz mannigfaltiger innerer Uneinig- 
keiten das System des Reiches funktionsfähig zu erhalten. Das allein genügte aber 
nicht: Zur Selbsterhaltung auf Dauer mußte das Reich befähigt werden, sich an 
veränderte Situationen anzupassen und seine innere Organisation weiterentwickeln. 
Dies war unter der Leitung einer „Hilfs“-Integrationsfigur, des Kardinals ‚von 
Winchester, versucht worden. So bescheiden die konkreten Resultate des Steuerun- 
ternehmens gewesen sein mochten, es leistete einen Beitrag zur Bewältigung der 
Zukunft, indem es zahlreiche Reichsangehörige dazu veranlaßte, sich helfend oder 
Hilfe fordernd auf das Ganze zu beziehen. Die verwaltungstechnischen Modalitäten 
des Umlageverfahrens waren nicht realisierbar; sie wurden abgeschwächt oder 
ausgesetzt. Dies war aber nur ein Element der Krisenbewältigung — das innovative. 
Daneben und zugleich als Antwort auf diesen innovativen Lösungsansatz verstärkte 
sich der Rückbezug auf die Instanz, die als einzig wirklich legitime Integrationsfigur 
von alters her den Zusammenhalt des Reiches garantierte, den König. Es ist zu fragen, 
wie sich Sigmund auf diese Situation einzustellen verstand; sein Kaiserplan zumin- 
dest paßt gut in diesen Rahmen hinein. 


157 Verschreibung der Neumark als Gegenleistung für die Zusage der Ansiedlung, RI XI, 7398, 
7403, 7405, 7408. 

158 Vgl. LOCKERATH, Paul von Rusdorf, S. 67-76, über Rusdorfs Zurückhaltung in den Verhandlun- 
gen über Witolds Königskrönung; RI XI, 7162, 7171, 7183-7184, 7215, 7347-7349, 

159 Vgl. Joseph Gi, Konstanz und Basel - Florenz, Mainz 1967, S. 145-158, Vorbereitung des 
Basler Konzils. 
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Sigmund versus Konrad von Mainz 


Im Frühjahr 1429 faßte der König nach dem vorläufigen Scheitern der Preßbur- 
ger Verhandlungen einen Sommerfeldzug gegen die Hussiten ins Auge und forderte 
die Reichsangehörigen auf, ihn dabei „nach allem irem vermugen“! zu unterstützen. 
Er entsandte Heinrich von Plauen und Pfalzgraf Johann von Neumarkt’, die sich mit 
dem Aufgebot des Reiches befassen sollten. Haupt von Pappenheim und der Land- 
vogt von Schwaben? sollten den Schwäbischen Städtebund ansprechen, während 
Graf Johann von Lupfen sich um Straßburg bemühte.* Daneben beanspruchte 
Sigmund gleich zweimal Geld aus der Nürnberger Zentralkasse, zunächst die 
Einkünfte aus dem Erzstift Salzburg für Herzog Albrechts Kampf in Mähren? und 
dann Geld zur Finanzierung von 3.000 Reiten‘, die der König — Vorschlägen aus dem 
Reich folgend - im Pilsener Kreis einsetzen wollte. Sigmunds Versuch, gleichsam 
von oben unvermittelt die Verfügungsgewalt über das „Hussengeld“ zu beanspru- 
chen, scheiterte. Friedrich von Brandenburg teilte dem König mit, er sei nicht 
berechtigt, ohne den Neuner-Ausschuß über das Geld zu verfügen.” Dies war eine im 
Sinne der zeitgenössischen Rechtsauffassung korrekte Antwort. Zu Unrecht, aber 
den Realitäten entsprechend fruchtlos blieben die Bemühungen der königlichen 
Gesandtschaft, die Reichsangehörigen über allgemeine Willenserklärungen? hinaus 
zu konkreten Zusagen zu bewegen. Im Sommer unternahmen Friedrich von Branden- 
burg und sein Bruder Johann noch einen letzten Versuch, die gewünschte Konkreti- 
sierung zugunsten Sigmunds zu erreichen, weil sonst „sein gnade kein genugen hat 
wollen haben.‘? Die Bemühungen blieben allerdings durchweg erfolglos.'? Schließ- 
lich sandte Sigmund zwei Räte zu Heinrich von Winchester, um ihn für die 
Organisation des Feldzugs zu gewinnen.!! Der Kardinal sagte sein Erscheinen zwar 
zu, aber auch er kam nicht. 

Unterdessen hatte der Erzbischof von Mainz damit begonnen, die allgemeine 
Verunsicherung politisch zu nutzen. Während der König Anstalten machte, das Reich 
mit einem neuen Feldzug zu belasten, bot Konrad die Lösung innerer Probleme an. 
Der Sinsheimer Überfall hatte in den Städten eine rege Diskussion über alte und neue 
Bündniskonzepte ausgelöst. Es ging darum, wie die Rechte und Privilegien jeder 


RTA IX, 216; Zitat, S. 291, Zeile 20. 

RTA IX, 217, S. 294, Zeile 14-16, 

RTA IX, 231. 

RTA IX, 236. 

RTA IX, 217, S. 293, Zeile 12-18. 

RTA IX, 217, S. 293, Zeile 24 bis S. 294, Zeile 2. 

RTA IX, 222, bes. S. 299, Zeile 33-38. 

RTA IX, 223, S. 301, Zeile 16-17; siehe auch Augsburger Erklärung, RTA IX, 238-239, welche 

allerdings offensichtlich mit Pappenheim in dieser Form abgesprochen war (!) (RTA IX, 242, S. 

315, Zeile 23-25). 

9 RTA IX, 225, S. 303, Zeile 1. 

10 RTA IX, 227; S. 305, Zeile 3-5; RTA IX, 229, S. 307, Zeile 10-13. Zumindest die schwäbischen 
Städte hatten konkrete Zahlenvorstellungen; sie waren nur ausdrücklich nicht bereit, sich 
schriftlich festzulegen (vgl. RTA IX, 242, S. 316, Zeile 1-7). Dies mag damit zusammenhängen, 
daß die Forderungen des Königs und das Angebot der Städte zu stark voneinander abwichen. 

11 RTA IX, 226, S. 304, Zeile 14-15; RTA IX, 227, S. 305, Zeile 10-19. 
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einzelnen Reichsstadt gemeinsam verteidigt werden konnten.'? Der Erzbischof nahm 
die städtischen Ängste zum Anlaß, einen Landfrieden in drei Punkten vorzulegen.'? 
Diese Initiative hatte Konrad zunächst (9. Juli) seinen Mitkurfürsten vorgestellt und 
„sie sunderlich darzu willig und wolgeneigt‘“'* gefunden. Auf einem Tag in Aschaf- 
fenburg, zu dem man auch den Kardinal von England erwartet hatte!°, wurde ein 
Einungsentwurf's formuliert. Entsprechend seiner Provenienz war dieser Entwurf 
stark auf rheinische Interessen hin ausgerichtet, so daß er zwar ausgiebig diskutiert 
wurde'”, sich letztlich jedoch als nicht beschlußfähig erwies und so — zumindest 
vorläufig — beiseite gelegt werden mußte. Die kurfürstliche Autorenschaft an 
diesem Entwurf und seine rheinische Orientierung können die Ablehnung bereits 
hinreichend erklären. Hinzu kommt noch, daß der König massiv auf den Entschei- 
dungsprozeß Einfluß nahm, indem er Straßburger Gesandte, stellvertretend für alle 
Städteboten, in einer „ernstlich rede‘!? davor warnte, sich auf den Bündnisplan 
einzulassen.?° Außerdem erwiderte Sigmund die kurfürstliche Initiative mit dem 
Entwurf einer südöstlichen Vereinigung gegen die Hussiten.?' 

Die königliche Offensive zeigte Wirkung. Bald meldeten sich die Städte bei 
Hofe und teilten mit, daß sie ganz im Sinne Sigmunds „derselben ainunge einzegan 
nie willen gehebt‘“?? hätten. Die Entschiedenheit der Stellungnahme des Königs war 
offenbar auf das Konkurrenz-Gebaren des Erzbischofs von Mainz zurückzuführen, 
welcher die (königliche) Aufgabe, den Frieden im Reich wiederherzustellen, an sich 
zu ziehen drohte, besonders, falls ihm gelingen sollte, worum der Herrscher sich seit 
langem bemühte: ein Bündnis mit den Städten zur Befriedung des Reiches abzu- 
schließen. Sigmund betonte, daß an der Spitze einer solchen Initiative niemand 
anders als er selbst stehen dürfe, „denn er wer’ derderdazhobt wer’ und die korfürsten 
die gelider“.”? Deshalb sei es allein seine Aufgabe, „alde recht frid und gemach“ 
wieder aufzurichten. Ohne Unterstützung sei dies allerdings nicht möglich.” 

Nachdem der König bereits einen Tag in Wien oder Preßburg bestimmt hatte, 
auf dem er die südöstliche Einung beraten wollte”, traf ein Schreiben des Mainzer 
Erzbischofs ein, welches Sigmund ein Zusammentreffen mit den Kurfürsten am 


12 Z. B. durch Boykott der Frankfurter Messe RTA IX, 251, 258; vgl. KErLER, RTA IX, S. 285-287. 

13 RTA IX, 248, S. 322, Zeile 38 bis S. 323, Zeile 3 und RTA IX, 265, S. 336, Zeile 4-6. 

14 RTA IX, 255, S. 327, Zeile 8-9. 

15 Vgl. RTA IX,227, S. 305, Zeile 13-14. Anwesende auf dem Tag zu Aschaffenburg vgl. RTA IX, 
265, S. 335, Zeile 42 bis S. 336, Zeile 1. 

16 RTA IX, 260. 

17 RTA IX, 261. Städieversammlung in Esslingen ohne Ergebnis, vgl. RTA IX, 266, 269; 
vorbereitende Versammlung der Reichsstädte des Elsaß (264), Schwabens (265). 

18 RTA IX, 270. 

19 RTA IX, 277, S. 349, Zeile 30. 

20 RTA IX, 277, S. 349, Zeile 38-39, 

21 RTA IX, 273. 

22 Augsburg RTA IX,271,5.340, Zeile 13; vgl.auchRTA IX, 270. Brief Peter Volkmersan Kaspar 
Schlick, in welchem er die Aktivität der Nürnberger zugunsten des königlichen Willens betont. 

23 RTA IX, 277, S. 349, Zeile 39, 

24 RTA IX, 275, S. 347, Zeile 13. 

25 RTA IX, 275, S. 347, Zeile 8-15; RTA IX, 277, S. 349, Zeile 31-35. 

26 RTA IX, 274 (an Passau mit Beilage des Entwurfs für das südöstliche Bündnis). 
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1. November in Wien avisierte.” Die Reiseankündigung war der erste Schritt zu einer 
vorläufigen Entspannung im Konkurrenz-Verhältnis zwischen dem König und dem 
zur Zeit bestimmenden Kurfürsten. Dies empfanden Sigmund selbst und die Städte, 
die sich nun Sorgen machten, ob sie nicht vielleicht mit zu hohem Einsatz gespielt 
hätten; ihre fehlende Bereitschaft zur Bindung an den König könnte ihnen jetzt 
schaden. Sigmund wußte das Kommen des Mainzers zu schätzen. Er bestellte 
dessen Unterkunft persönlich und versprach, „eme solicher reiße nommir zu verges- 
sen“.? Der Mainzer seinerseits war „faste darzu willig“ und bereit, bis nach Ungarn 
zu reisen, falls der König nicht nach Wien kommen könne.” 


Die Preßburger Gespräche 


Was war geschehen? Der Kurfürst hatte nach einer Phase schlecht legitimierter 
Anstrengungen und fehlgeschlagener Projekte offensichtlich den Entschluß gefaßt, 
die Integrationskraft des Königtums für die Reichspolitik zu reaktivieren.”? Dement- 
sprechend war auch der Tenor der Hoftagsverhandlungen, die vom 4. bis 13. 
Dezember 1429 nun doch in Preßburg stattfanden und an denen immerhin die 
Kurfürsten von Mainz und Brandenburg persönlich teilnahmen und die anderen 
Königswähler durch Räte vertreten waren. Sigmund kostete seinen Prestigezuwachs 
voll aus und versuchte, ihn in politischen Gewinn umzumünzen. Er wiederholte in der 
Eröffnungsrede alle Anklagen gegen die Kurfürsten, die sich auf deren Machtstreben 
gegenüber dem Königtum bezogen.” Schließlich, so führte Sigmund aus, habe er sich 
nicht nach der Krone gedrängt. „Nu war er von got gefodert zu ainem kunig“, 
deshalb müsse ein für alle Male klargestellt werden, daß er das Oberhaupt sei und 
nicht die Kurfürsten. In diesem Jahr habe er wieder einmal ihre Hilfe und die der 
Städte benötigt, ohne daß etwas geschehen sei.” Er sei aber nach wie vor willens, alles 
zu tun, was in seinen Kräften stehe, um den Frieden im Reich herzustellen und die 
Ketzer endgültig zu besiegen. 

Daraufhin leitete der Schwiegersohn des Königs die Verhandlungen mit den 
(Kur-)Fürsten ein. Diese beschlossen, Albrecht und die anderen Begleiter des 
Königs, die Bischöfe von Agram, Passau und Freising sowie den Großgrafen von 


27 Und zwar wollten Mainz, Sachsen und Brandenburg persönlich, von den anderen Bevollmäch- 
tigte kommen. RTA IX, 275, S. 347, Zeile 16-21, Schreiben vom 30.9.1429. 

28 RTA IX, 277,5. 351, Zeile 7-13; vgl. RTA IX, 283, S. 355, Zeile 9-10 „ich besorge, waz die 
fursten begern, er si iz inne gar willig unde den herren“. 

29 RTA IX, 279, S. 352, Zeile 16. 

30 RTA IX, 279, S. 352, Zeile 17. 

31 Sigmund war krank. Walter Schwarzenberg, welcher am 28. November in Preßburg eintraf, 
berichtete Anfang Dezember, daß der König „faste krang“ gewesen sei. Der König litt an 
Podagra. 

32 Vgl. RTA IX, 279, S. 352, Zeile 20-21, „unde sprichet, mochte er mit siner reise der cristenheide 
unde demme lande nocz unde fridde geschaffen, er wolte gerne nommir widder zu lande 
kommen.“ 

33 RTA IX, 286, Punkt 2. 

34 RTA IX, 286, S. 358, Zeile 27. 

35 RTA IX, 286, S. 358, Zeile 26-32. 
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Ungarn, „zu den sachen auch“ zu nehmen”, wodurch die „Frontsituation“ zwischen 
königlichen und fürstlichen Vertretern aufgehoben wurde und die gewohnte und 
durch die Interessenlage begründete Fürsten-Städte-Debatte eingeleitet werden konnte. 
Im folgenden entspann sich sogleich eine Grundsatz-Diskussion um die Frage, ob 
man das Landfriedensproblem überhaupt in Preßburg besprechen könne. Während 
die Städte erklärten, sie seien dazu bevollmächtigt, wollten die Fürsten sich darauf 
nicht einlassen.” Markgraf Friedrich befürchtete sogar, „das man solt sprechen, das 
si solch sach in ainem winkchel heten austragen“. 

Die (Kur-)Fürsten fühlten sich bei der Entscheidung dieser wichtigen Frage 
außerhalb des Reiches offenbar nicht abgesichert. Ohne König waren aber reichspo- 
litische Lösungen auch auf Reichsboden nicht zu erzielen. Die Fürsten und Herren 
baten ihn deshalb, einen Tag nach Frankfurt oder Nürnberg zu berufen und „darauf 
alle herrn und fursten und die stet ernstlich fodern als er des wohl macht hiet“; denn 
wenn sie das in seinem Namen täten, käme höchstens ein Teil der Angesprochenen.” 
Sigmund erklärte sich bereit, verlangte aber eine Erklärung, ob die Fürsten seine Art, 
an die Probleme heranzutreten, unterstützen würden.“ Denn: „solt man im darin nicht 
helfen wellen, so kom er wider an die wort zu Kosteniz die er dem pabst gegeben hiet, 
das er ainen andern kunig zu dem reich welt der dem pas mocht vorsin.‘“! Von den 
Städten verlangte er endgültig die lange verweigerte „trostung“, d. h. eine verbind- 
liche Zuverlässigkeitsadresse. Ohne eine fürstliche und eine städtische Treuezusage 
werde er nicht persönlich ins Reich kommen, sondern seinen Schwiegersohn, den 
Kanzler und einige Räte an seiner Stelle senden.” 

Sigmund wollte demnach verhindern, daß sich die Vorgänge von 1422 wieder- 
holten, als der Kölner Erzbischof ihn nach Nürnberg gedrängt hatte, wo er dann 
ergebnislos und „mit schanden“ abreisen mußte.” Zu diesem Zweck legte er schon 
in Preßburg einen Landfriedensentwurf vor“, der bereits vor seiner Ankunft disku- 
tiert werden sollte. Erst zur Beschlußfassung wolle er hinzukommen, denn man solle 
den Eindruck gewinnen, „er chumpt umb das zu enden.“ Dies war ganz im Sinne der 
(Kur-)Fürsten, die aus langer Erfahrung wußten, daß Landfrieden und Ketzerkrieg 
ohne den König nicht durchführbar waren.“ Ihnen konnte es nur recht sein, wenn 
Sigmund erst nach dem Abschluß der politischen Gespräche eingriff und seine 
Legitimationsfunktion erfüllte. Die Warnung des Königs, ohne Loyalitätsbezeugun- 


36 RTA IX, 286, S. 359, Zeile 14. 

37 RTA IX, 286, S. 359, Zeile 25-31; später fürchteten die Städte, die Fürsten würden sich dafür, 
daß sie sie in dieser Beziehung beim König verunglimpft hätten, rächen (vgl. RTA IX, 298, S. 
391, Zeile 25-36). 

38 RTA IX, 286, S. 359, Zeile 16-17. 

39 RTA IX, 286, S. 360, Zeile 15-19; Zitat ebenda, Zeile 16. 

40 RTA IX, 286, Punkt 4. 

41 RTA IX, 286, S. 360, Zeile 31-33. 

42 RTA IX, 286, Punkt 11. 

43 RTA IX, 287, S. 367, Zeile 25. 

44 RTA IX, 286, Punkt 7, 8. 

45 RTA IX, 286, S. 364, Zeile 14. 

46 Vgl. RTA IX, 286, Punkt 11; ohne das Erscheinen des Königs „chund soleich sach ie nicht 
fürgang haben.“, S. 361, Zeile 38. 
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gen werde er nicht erscheinen, wurde demgemäß ernst genommen.“ Es gab sogar eine 
Differenzierung bei der Ortswahl: Bei persönlichem Erscheinen des Königs sollteder 
Tag in Nürnberg stattfinden, sonst in Frankfurt, „dohin soleich tag gehorten“.* Der 
Pegnitz-Stadt wurden damit mehr „königliche“ Attribute zugeordnet, während die 
Wahlstadt Frankfurt eher „Reichs‘“-Implikationen ihr eigen nannte. Bemerkenswert 
ist, daß diese Qualifizierung von den Fürsten formuliert wurde und daher als Tatsa- 
chenfeststellung, nicht als Wunschdeutung verstanden werden kann. 


Ergebnisse 


Die Preßburger Verhandlungen verraten viel über den Wandel, der sich auf 
beiden Seiten vollzogen hatte. Die von den Städten frühzeitig vertretene Auffassung, 
daß es Funktionen gebe, die letztlich nur der König erfüllen könne, hatte im Kreis der 
Kurfürsten an Boden gewonnen. Versuche, den König zu ersetzen, hatte es in 
zahlreichen Varianten gegeben, zuletzt in Gestalt Beauforts, bei dem sich adlige und 
kuriale Würde ideal vereinten. Obwohl Teilerfolge unverkennbar waren, blieben sie 
doch Ersatzlösungen, die auf die Dauer nicht ausreichten. Insofern war es auch sehr 
glaubhaft, wenn Kurmainz und Kurbrandenburg zur gleichen Zeit Gerüchte über 
angebliche Umsturzabsichten heftig dementierten.“” Konrad von Mainz und Fried- 
rich von Brandenburg bemühten sich vielmehr in Abstimmung mit dem Visconti, 
zwischen Sigmund und dem Papst zu vermitteln, um die Position des Königs auch 
hier zu stabilisieren." 

Sigmund war angesichts der mageren Ergebnisse kurfürstlicher Reichspolitik 
erstmals in der Lage, laut über einen möglichen Rücktritt nachzudenken und dafür 
Konzessionen einzuhandeln. Man weiß, daß der König sehr krank war*!, so daß ihm 
der Gedanke, sich auf Ungarn zu beschränken (und seinem Schwiegersohn zur 
römischen Königswürde zu verhelfen), naheliegen konnte. Womöglich sah er sich — 
wie seine Andeutung, er wolle als erfolgreicher König in die Geschichte eingehen, 
vermuten läßt’? - durch diese Krankheit, die ihn auch an den Tod denken ließ, unter 
„Erfolgszwang“ gesetzt. Dieser mochte sich mit dem Bedürfnis nach Erfolgen 
verbinden, welches im Reich entstanden war, nachdem die Anstren gungen der letzten 
Zeit so wenig gefruchtet hatten, auch weil eine Integrationsinstanz fehlte. Diese 
Konstellation versprach etwas für den König, wenn er tatsächlich bald im Reich 
erschien. 


47 Vgl. RTA IX, 285; 298, Punkt 2; 299, Punkt 3. Wimpfen schrieb: „wan wir versten das solich 
trostung nach gestalt unser sachen nicht wol abzuslahent ist und damit, wa daz beschehe, wol 
erger boser werden, mochte“ (S. 393, Zeile 35-36), wolle man sich dem nicht widersetzen. 

48 RTAIX, 286, Punkt 15,S.362, Zeile 31; vgl. auch Punkt 21, S. 363; entsprechend RTA IX, 287 
Punkt 4 „als wer’ eB auch von alters her komen“, S. 368, Zeile 23. 

49 RTAIX, 284. 

50 Vgl. Quipoe, RTA X, S.31; RTA X, 73-76. 

51 Frankfurts Reichscorrespondenz I, 634, 679-680; 680, S. 369: „Unszer gnediger herre ist faste 
swach, und syne sach dy beszirt sich nyt. Got mag yme wolle gehelfen.“ Es gibt auch Stellen in 
Sigmunds Eröffnungsrede, die auf seinen schlechten Gesundheitszustand und auf Todesgedan- 
ken hindeuten, vgl. RTA IX, 286, Punkt 4, S. 361, Zeile 1-5. 

52 Vgl. Anm. 51. 
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Das Jahr 1430 
Neue Rahmenbedingungen 


Diese Hoffnungen fielen jedoch Anfang 1430 in sich zusammen. Denn der 
Herrscher war noch nicht zugegen, als die Hussiten mit bedrohlichen Einfällen in das 
Reichsinnere begannen. Als er dann endlich eintraf, war die Chance vertan, die 
Defensive zu formen; die Entscheidungsprozesse waren schon in vollem Gang. 
Gleichwohl mußte der König versuchen, zum Gestalter der Entwicklung zu werden, 
um nicht in die Hand anderer Entscheidungsträger zu geraten. 

Das Jahr 1430 stand ganz im Zeichen der verheerenden Einfälle der Hussiten, 
die nach Westen vorstoßend im Januar/Februar den fränkischen Raum erreichten. 
Anfang Februar lösten sie in Nürnberg akute Besorgnis? aus, weil sie bereits bei 
Gräfenberg, also nurmehrcirca 25 km vorder Stadt lagerten. Unter diesen Umständen 
fand sich Friedrich von Brandenburg zu Verhandlungen bereit und schloß Mitte 
Februar in Beheimstein mit den Angreifern einen Vertrag ab, dessen Inhalt sich 
rekonstruieren läßt.’ Dieser Abschluß brach mit dem bisherigen Verhalten.* Erstmals 
wurde die hussitische Forderung anerkannt, bei einem Religionsgespräch‘ als voll- 
wertige Partner, nicht als rechtlose Ketzer behandelt zu werden. Dies schlug „der 
päpstlichen oder sagen wir gleich der kirchlichen Auffassung der hussitischen Frage 
geradezu ins Gesicht“, wie Bezold richtig feststellt. Es war ein aus der Not geborenes 
Zugeständnis, das zwar den Durchbruch für eine vertragliche Einigung vorbereitete”, 
dem Markgrafen aber schwerlich das Wohlwollen der Zeitgenossen zukommen ließ. 
Diese waren nach wie vor der Meinung, Ketzer müßten bekehrt oder vernichtet 
werden. Unfreiwillig® war Friedrich Vorreiter eines Kompromisses, den man in 
wenigen Jahren mit den Hussiten schließen sollte. 

Der König zeigte sich unterdessen weiterhin willens zu kämpfen. Nachdem 
bekannt geworden war, daß die Hussiten eingefallen waren, entschloß er sich, selbst 
ins Reich zu kommen.’ Nürnberg war bereits als Hoftagsschauplatz bestimmt 
worden.!° Der König verlangte, daß die Reichsangehörigen bei seiner Ankunft darauf 
vorbereitet seien, alle „die zur were tugen zuroß und zu fusse“ aufzubieten und mit 
Wagen, Büchsen und anderem Gerät’? sogleich aufzubrechen. Dieses Ansinnen 
wurde in Aschaffenburg unter kurfürstlicher Leitung besprochen'?, Entscheidungen 

1 Vgl. zu den Fakten: Gerhard ScHLEsinGER, Die Hussiten in Franken, Kulmbach 1974. 
2 Vgl. das Schreiben Nümbergs vom 9.2.1430 an Konrad von Mainz und Ludwig von der Pfalz 
RTA IX, 302, an den König RTA IX, 323. 
3 BezoLo, Reichskriege, Bd. 3, Anhang III und IV; RTA IX, 292; RTA IX, 313-315. 
4 Vgl. auch BezoLv, Reichskriege, Bd. 3, S. 35-51; SCHLESINGER, Hussiten, S. 84-94. 
5 Für den 23.4. in Nürnberg geplant, RTA IX, 292, 325-326. 
6 Bezo, Reichskriege, Bd. 3, S. 49. 
7 Der Geleitbrief zum Basler Konzil vom Mai 1432 wiederholte den Entwurf von 1430 z. T. 
wörtlich, BEzoLp, Reichskriege, Bd. 3, S. 47. 
8 Vgl. die Verteidigung des Markgrafen seinen Mitkurfürsten gegenüber, RTA IX, 292. 
9 RTA IX, 293, Punkt 2. 
10 RTA IX, 290. 
11 RTA IX, 293, S. 385, Zeile 22. 
12 Ebenda, Zeile 23-24. 
13 RTA IX, 310-311. 
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verschob man aber auf den Nürnberger Hoftag. Sigmund erschien dort jedoch nicht. 
Statt dessen traf Mitte April sein Kanzler, der Bischof von Agram, in Nürnberg ein, 
wo zahlreiche Große des Reiches den König erwarteten.!* Nachdem man erfahren 
hatte, daß Sigmund in Ungarn im Kampf gegen die Hussiten festlag, entschloß sich 
die Versammlung, für Mitte Mai zu einem königlosen Tag nach Nürnberg einzula- 
den.” 


Der Nürnberger Tag 


Der Tag in Nürnberg stand unter dem Vorsitz des Erzbischofs von Mainz’, 
nachdem Friedrich von Brandenburg, der ursprünglich mit dem Mainzer zusammen 
hatte präsidieren wollen, frühzeitig nach Eger abgereist war.'” Sein Fehlen hatte 
vermutlich Konsequenzen für das politische Klima, weil die ohnehin schwache 
Legitimation des Tages weiter geschmälert wurde. Der Mainzer versuchte sogleich, 
gemeinsam mit den anwesenden Fürsten den Städten einen neuen Landfriedensplan 
nahezubringen.!* Diese hatten allerdings den Eindruck, daß der Vertrag auf die 
Interessen der Fürsten und Herren abgestimmt und „ganz wider“ die Städte sei." In 
der Hussitenfrage einigte man sich nur auf einen „täglichen Krieg“. Ein Heereszug, 
wie ihn Sigmund gewünscht hatte, warin der Kürze der Zeitund ohne den König nicht 
zustandezubringen; denn dann hätte man über einen „durchganden anschlage“ 
verhandeln müssen, was nur unter dem Vorsitz des Königs (oder eines päpstlichen 
Legaten) möglich gewesen wäre.” Die Fürsten stellten zusammen, wieviel die Städte 
für den „täglichen Krieg“ aufbieten sollten, erreichten aber nur, daß man die 
fürstlichen Vorstellungen zur Kenntnis nahm und den Heimatstädten zur Beratung 
vorlegte.?! 


Städtische Selbsthilfe 


Interessanter als die „offizielle“ Seite der Nürnberger Verhandlungen ist die 
„inoffizielle“ Nachberatung im Kreis der Städteboten. Diese führten sich nach der 


14 Präsenzlisten RTA IX, 317, 333-334, Die Straßburger Gesandtschaft schilderte am 11.4.1430 
ihre Irrfahrt auf der Suche nach dem König (RTA IX, 331); Nürnberg berichtete am 27.3., 
zahlreiche Botschaften seien inzwischen eingetroffen, vor allem auch jene, denen der König in 
Nürnberg einen Rechtstag gesetzt habe (RTA IX, 327); ein Nürnberger Bote habe die Nachricht 
gebracht, daß der König am 27.3. in Nürnberg sein wolle (RTA IX, 328); am 12.4.1430 (RTA 
IX, 332) wurde dann allerdings bekannt, daß Kaspar Schlick einem Straßburger Boten gesagt 
habe, er wisse selbst nicht, wann der König ins Reich komme. Dieses Eingeständnis erschreckte 
auch den Kanzler, welcher immer noch mit einem baldigen Kommen Sigmunds gerechnet hatte. 

15 RTA IX, 335-336; Einladung(sbeschluß) RTA IX, 294-296; 336, S. 425, Zeile 10-16. 

16 Vgl. die Präsenzliste des Tages RTA IX, 318; 339, Punkt 1. 

17 RTA IX, 338, Schwarzenberg berichtet an Frankfurt, der Brandenburger sei in Eger „unde haid 
eczlichin von Beheymen dar beschiden“, S. 426, Zeile 28-29. 

18 Eine Begründung für diesen Zeitpunkt entnahm er dem Hussitenzusammenhang; vgl. RTA IX, 
339, Punkt 2. 

19 RTA IX, 349, Punkt 1, S. 439, Zeile 30-31. 

20 RTA IX, 319, S. 408, Zeile 29-30; RTA IX, 349, Punkt 2. 

21 RTA IX, 346, S. 435, Zeile 33. 
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Abreise der Fürsten vor Augen, was eine Freie Stadt oder Reichsstadt im Fall eines 
hussitischen Angriffs tatsächlich an Hilfe zu erwarten habe.?? Man war sich einig 
darüber, daß ihr — so wie die Dinge lagen — niemand (von den Fürsten) beistehen 
würde und nur Selbsthilfe in gegenseitiger Unterstützung in Frage komme”, und 
zwar nicht nur gegen die Ketzer, sondern generell im Fall der Schmälerung von 
Reichs- und eigenen Interessen.” Diese Einsicht sollte am 24. Juni auf einem allge- 
meinen Städtetag in Ulm realisiert werden. Auf diesem Tag beriet man dann auch 
über die gegenseitige Hilfe bei hussitischen Überfällen, allerdings ohne Beschluß.” 

Da der fürstliche „Anschlag“ mehr oder minder unbeachtet blieb?ś, war das 
städtische Solidaritätssystem in der Tat die einzige erfolgsversprechende Initiative. 
Regionale Unterschiede und organisatorische Mängel waren auch hierbei selbstver- 
ständlich. Gleichwohl war ein Anfang zur Selbstorganisation gemacht, der sich auch 
— verglichen mit den fürstlichen und den folgenden königlichen Projekten — durch 
Realitätsnähe auszeichnete. Den Städten lag die Verteidigung der eigenen Mauern 
weit mehr am Herzen als die Vernichtung des Hussitismus. So hatte Nürnberg Anteil 
an der Entstehung des Beheimsteiner Vertrages; unter diesem Aspekt wurden alle 
Landfriedens- und Bündnisvorschläge betrachtet. Jeder Versuch der Fürsten, macht- 
politische Veränderungen herbeizuführen, wurde abgewehrt. Selbstverständlich kam 
es trotzdem zu Wandlungen im politischen Bewußtsein und Gefüge, aber nur in 
Gestalt einer möglichst organischen Fortentwicklung der bestehenden Eigenschaften 
und Möglichkeiten des politischen Systems, nicht durch Umstrukturierung. Die 
städtische Selbstorganisation hatte daher eine Chance, die Mainzer Landfriedensor- 
ganisation nicht. 


Der Straubinger Tag 


Das Erscheinen des Königs am 25. August setzte die städtische Selbsthilfe aus. 
Die Städte hatten sich nur unter der Voraussetzung zusammengefunden, daß eigent- 
lich der König ihre Probleme hätte lösen sollen und nur bislang nicht hatte lösen 
können.” Sigmunds Kommen ließ darauf hoffen, daß die städtischen Interessen nun 
gewahrt seien. 

Auf dem Straubinger Tag im Spätsommer 1430 ließ der König sich allerdings 
durchweg vom Rat der anwesenden Fürsten” leiten, die wiederum größtenteils die 
Interessen der unmittelbar gefährdeten östlichen Flanke des Reichs repräsentierten. 
Weitgehend ohne Abstimmung mit den Städteboten?” verlangte Sigmund am 
30. August, die fränkischen Städte sollten bis 10. September 100 schwerbewaffnete 


22 RTA IX, 348, S. 437, Zeile 7-35. 

23 RTA IX, 348, S. 437, Zeile 14-19. 

24 RTA IX, 348, S. 437, Zeile 16-19. 

25 RTA IX, 350; der Beschluß sollte am 24.8. gefaßt werden, vgl. RTA IX, 351; RTA IX, 352. 

26 InRTAIX, 364 schreibt Nürnberg am 26.7.1430 über sehr bescheidene Kontingente, die bislang 
eingetroffen seien; vgl. auch RTA IX, 352. 

27 RTA IX, 350, Punkt 6; 360; 366, S. 459, 3-16. 

28 Anwesende RTA IX, 363, S. 455, Zeile 35 bis S. 456, Zeile 4; RTA IX, 367, S. 459, Zeile 39-43, 

29 RTA IX, 370. 
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Reiter für zwei Monate als Soforthilfe nach Böhmen schicken.” Für Oktober 
kündigte er den Beginn einer großen Offensive an, für die ein gewaltiges Aufgebot 
an Menschen und Gerät vorgesehen war.” Er beabsichtigte, den Zug persönlich 
anzuführen, sofern sein Gesundheitszustand dies zulasse.?? Dieser Plan war sehr un- 
realistisch, weil der Zug wesentlich zu umfangreich angelegt war, als daß er in so 
kurzer Zeit hätte ausgerüstet werden könne. Für uns ist bemerkenswert, daß Sigmund 
in den Augen der Zeitgenossen offensichtlich nicht der Initiator des Projekts war und 
auch bei den Verhandlungen stets im Hintergrund blieb. Die Städte jedenfalls waren 
sich einig, daß die Fürsten den „Anschlag“ angeregt und sie ungebührlich schwer 
belastet hatten.” Augsburg schlug vor, man solle sich über die Höhe des Beitrags ver- 
ständigen, „das die sach gleich zugieng‘“*, weil sonst die Gefahr bestünde, daß die 
einen zuviel und die anderen zu wenig beisteuerten.” 

Sigmund ersetzte den Straubinger „Anschlag“ bald durch neue Forderungen.” 
Als Grund gab er an, die Lage in Böhmen habe sich verändert; es sei wahrscheinlich, 
daß man Mitte Oktober einen Einfall ins Binnenreich versuche. Die Städte sollten 
deshalb zur fraglichen Zeit, für den Notfall gerüstet, bereitstehen. Eine Entscheidung 
über das weitere Vorgehen sollte Ende November in Nümberg getroffen werden. Bis 
zu diesem Termin hatten sich die schwäbischen Städte samt Augsburg bereits aufeine 
Selbstveranschlagung geeinigt”, welche quantitativ zwar wie gewohnt hinter den 
Vorstellungen der Fürsten und Herren in der Umgebung des Königs zurückblieb, 
prinzipiell aber akzeptiert wurde.’ 

Im November finden wir den König in direkten Verhandlungen mit den 
Städten. Er versuchte, die Überweisung des Hussengeldes” und den Zusammen- 
schluß zwischen dem Schwäbischen Städtebund und der Rittergesellschaft mit St. 
Jörgenschild“ wieder ins Gespräch zu bringen. Von dort aus begab er sich bis Anfang 
1431 an den Bodensee, wo ihn „grosse und treffliche nucze des heiligen richs 
sachen““! davon abhielten, pünktlich nach Nürnberg zu kommen, so daß der könig- 
liche Tag dort erst Anfang Februar beginnen konnte. 


Die personale Basis der Königtums 


Es ist auffällig, in welchem Maße bei Sigmunds Aufenthalt im Reich von 1430 
Entscheidungen gefällt wurden, die sich weniger auf das Interesse des Königs, als auf 


30 RTA IX, 362. 

31 RTA IX, 363; vgl. auch RTA IX, 376; S. 467, Zeile 46, 26-35. 

32 RTA IX, 363, S. 456, Zeile 18-20. 

33 RTA IX, 371, S. 462, Zeile 16-18. 

34 RTA IX, 373, S. 464, Zeile 14. 

35 RTA IX, 373, S. 464, Zeile 14-19. 

36 RTA IX, 386. 

37 RTA IX, 387, Punkt 2; 389. 

38 RTA IX, 390. Einzig Augsburg zeigte danach noch Bereitschaft, auf eine Erweiterung des 
städtischen Angebots einzugehen, allerdings nur in Absprache mit den anderen Städten, RTA IX, 
391, Punkt 4. 

39 RTA IX, 391, Punkt 3; RTA IX, 394, Punkt 3. 

40 RTA IX, 391, Punkt 2; vgl. auch Punkt 5; s. a. Mau, Rittergesellschaften, S. 93-100. 

41 RTA IX, 392, S. 503, Zeile 26-27. 
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das der Fürsten und Herren seiner Umgebung zurückführen lassen. Zu diesem Per- 
sonenkreis zählten vor allem Friedrich von Brandenburg”, die Pfalzgrafen Stephan”, 
Johann“ und Otto“, Friedrich von Sachsen“ und die bayerischen Wittelsbacher“” 
sowie der Erzbischof von Magdeburg“, der Bischof von Breslau“ und Bischof 
Albrecht von Eichstätt, den der König erst im Jahr zuvor belehnt hatte.” Die 
„Mitarbeiter“ des Hofes blieben im wesentlichen die gleichen, vom erstmals in 
größerem Stile auftretenden Kanzler Johann von Agram’", der einem linksrheini- 
schen Rittergeschlecht entstammte, und von Kaspar Schlick abgesehen. Die beiden 
teilten sich de facto die repräsentative und die politische Funktion des Kanzleramtes. 
Schlick zeigte sich ausgesprochen rührig im Kanzleidienst, organisierte die Vergabe 
verschwiegener Lehen‘? sowie die Pflege von Eger”? und hielt sich im allgemeinen bei 
Hof auf, während der Kanzler die Repräsentation des Königs im Reich übernahm, 
ohne allerdings in irgendeiner Form initiativ hervorzutreten. 

Die Verankerung des Hofes im politischen Leben des Reiches war damit 
einigermaßen gesichert, zumal auch der Erzbischof von Mainz Bereitschaft zur 
Kooperation hatte deutlich werden lassen. In Trier war es mittlerweile zu einem 
Schisma”* gekommen, welches dieses Standbein kurrheinischer Bündnisse auf lange 


42 Die Heiligenberg-Frage soll er zusammen mit dem Mainzer Erzbischof verhandeln (RI XI, 7642, 
7967a, 8536a); verhandelte auch mit den Hussiten und soll erreicht haben, daß diese am 23.4. auf 
dem königlichen Hoftag erscheinen wollten (RI XI 7651); Streitsache Friedrichs von Branden- 
burg gegen die Kölner (RI XI, 7665, 7870-74); Verlängerung des Friedens zwischen Ludwig von 
Bayern und Friedrich (RI XI, 7849, 7892). 

43 1.9.1430, Fester 4338, RI XI, 7770 - Feindseligkeiten zwischen Straßburg und dem Badener 
sollten von Stefan vorläufig ruhiggestellt werden; Oktober/November 1430 — Stephan sollte 
verschiedene Dörfer im Elsaß für das Reich einlösen (RI XI, 7820, 7822, 7954, 7955); November 
1430 — Stephan sollte die Belehnung vornehmen (RI XI, 7973). 

44 Geldgeschäfte (RI XI, 7573); Sigmund teilt ihm mit, daß jetzt (14.3.) kein Hindernis für seine 
Reise nach Deutschland mehr vorliege (RI XI, 7650). 

45 Vgl. etwa die Beraterauflistung beim Straubinger Beschluß, RTA IX, 363, S. 456, Zeile 3. 

46 Belehnung, RI XI, 7787. 

47 Vgl. die Beraterauflistung beim Straubinger Beschluß, RTA IX, 363, S. 456, Zeile 2-3. 

48 Vgl. ebenda, S. 455, Zeile 37; Günther II. von Magdeburg hatte in seinem Streit mit Halle 
königliche Vermittlung beansprucht (RI XI, 5573-5593, 6247, 7082); er entstammte dem Hause 
Schwarzburg, war ebenfalls häufig in der Nähe des Königs und trat in Straubing an die Spitze der 
litauischen Gesandischaft, vgl. Bezor.n, Reichskriege, Bd. 3, S. 73. 

49 Vgl. die Beraterliste von Straubing, RTA IX, 363; der Bischof von Breslau war dem König nicht 
erst seit dessen Aufenthalt in seiner Stadt 1420 verbunden (vgl. Zeugenliste des Breslauer 
Spruchs, RI XI, 3944; Verleihung der Grafschaft Ortenburg an Cilli, RI XI, 4040). Siehe auch 
RI XI, 3813, 4000, 5155, 6086, 7390, 8007; er hatte u. a. zwischen dem Deutschorden und Polen 
vermittelt. 

50 DenLehnseid hatte Albrecht II. von Hohenrechberg einem dem Bistum Eichstätt eng verbunde- 
nen königlichen Beauftragten, dem Grafen von Öttingen, zu leisten (RI XI, 7468, 7567). 

51 FORSTREITER, Deutsche Reichskanzlei, S. 14-17. Der Bischof von Agram unterstützte im 
Frühjahr das kurfürslliche Anliegen (RTA IX, 295), einen Tag zustandezubringen und blieb im 
Reich (RTA IX, 317,319). Er war politisch allerdings nicht aktiv und zeigte sich sogar relativ 
schlecht informiert über den Aufenthaltsort des Hofes (RTA IX, 332, S. 421, Zeile 34-36). 

52 RI XI, 7614-16, 7620-7621, 7629-7630, 7730, 7843. Die Lehnsvergabe war nicht ohne weiteres 
durchzusetzen, vgl. KRIEGER, Lehnshoheit, S. 111-114 und Zecter, Studien, S. 63-66. 

53 RI XI, 7875, 7927. 

54 Vgl. HEımper, Vener, Bd. 1, S. 455-610. Otto von Ziegenhain war am 13.2.1430 gestorben, und 
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Zeit lähmte. Dietrich von Köln war bis 1430 an kriegerische Auseinandersetzungen 
mit Adolf von Kleve gebunden”, und die Kurpfalz war durch den Rückzug Ludwigs 
aus der Politik nur eingeschränkt handlungsfähig.” Eine (kur-Jrheinische Opposition 
war daher nicht zu erwarten. Das Hauptbezugsfeld des Königtums war allerdings 
nicht das rheinische, sondern bestand nach wie vor aus den östlichen (Kur-)Fürsten 
und war nach Süden hin offen, was der Böhmen- und Romzugspolitik entgegenkam. 
Friedrich von Brandenburg war dem König besonders verbunden, nachdem er sich 
offenbar dadurch kompromittiert hatte, daß er den Hussiten im Beheimsteiner 
Vertrag zu weit entgegengekommen war.” Er nahm in der Praxis wieder die Position 
der „königlichen Kurfürsten“ ein. Sein Engagement der letzten Jahre, besonders seine 
Rolle bei der Eintreibung und Verwaltung des „Hussengeldes“, bauten dem König 
eine Brücke zu diesem Komplex, der schon eine „Reichssache“ im späteren Sinne des 
Wortes war. 


Der „geleitete“ Köni 
8 8 


Sigmund seinerseits hatte sich infolge des Überraschungsangriffes der Hussi- 
ten, wegen seiner Erkrankung, von der er sich nur langsam erholte°*, und offenbar 
auch infolge des Zeit- und Erfolgsdrucks, unter den er sich gestellt sah, von seinem 
ursprünglichen Konzept für den Besuch im Reich weitentfernt. Er handelte zeitweilig 
seinen sonst gepflegten Kontakten und politischen Bezügen geradezu zuwider. Was 
man in Basel schon vor seinem Eintreffen befürchtet hatte, nämlich daß ganz von 
Fürsten und Herren geleitet werden würde’, schien sich zu bestätigen. Städtische 
Berichte über das Entscheidungshandeln bei Hof“ belegen dies ebenso wie ein Blick 
auf die Beschlüsse selbst. Sigmund setzte sich mit ungewohnter Härte über die 
städtischen Interessen hinweg. Er benutzte die Städte nach fürstlichem Rat als 
Geldgeber für gewaltige Kriegsvorhaben, ohne deren Vertreter vorher zu konsultie- 
ren. So wurde in der Sache nur wenig erreicht und das traditionell gute Verhältnis 
zwischen König und Städten belastet. 

Die Hauptaufgaben des Königs, seine Richterpflicht und die Sorge für Frieden 
und Gerechtigkeit, fielen 1430 dem Umstand zum Opfer, daß Sigmund im Frühjahr 
und im November nicht zur vorgesehenen Zeit in Nürnberg war.°' Unter den 


am 27.2.1430 hatte eine Mehrheit des Domkapitels Jakob von Sierck gewählt, eine Minderheit 
den Kölner Domdekan Ulrich von Manderscheid. Der von beiden Parteien um Provision 
angegangene Papst berief am 22.5.1430 Raban von Speyer. Der Streit fing damit erst richtig an; 
vgl. Erich MEUTHEN, Das Trierer Schisma von 1430 auf dem Basler Konzil, Münster 1964. 

55 DRoege, Verfassung, S. 53, 

56 Vgl. EBERHARD, Ludwig III., S. 165-166. 

57 Sigmund erklärte am 30.8.1430 (Straubinger Anschlag, RTA IX, 362, S. 453, Zeile 36-37) 
ausdrücklich, daß Verträge mit den Ketzern umgehend aufzukündigen seien: „wann, solt ainer 
kriegen und der ander stillsiczen, das wer’ des egenanten anschlags ain ganz zerstorung.“ 

58 Vgl. RTA IX, 363, S. 456, Zeile 18-20, Aussage Sigmunds vom 30. August, nach der es ihm 
besser gehe und er von Tag zu Tag stärker werde. 

59 Vgl. RTA IX, 159. 

60 Vgl. RTA IX, 370, 371, 376. 

61 Ankündigung eines allgemeinen Hofgerichts in Nürnberg im Frühjahr, RTA IX, 291. Für den 
Herbst waren folgende Termine vorgesehen: 17.9.1430 Nürnberg, Rechtstag für die Entschei- 
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gegebenen Umständen schien dieses freilich zumindest den Städten eher zu nützen 
als zu schaden. Ende 1430 meinten einige Städteboten sogar ausdrücklich, daß es sich 
zur Zeit nicht empfehle, Konflikte vom König oder seinen Räten entscheiden zu 
lassen.‘ 


Ergebnisse 


Sigmunds Aufenthalt im Reich 1430 war infolge der Begleitumstände seines 
Kommens weit davon entfernt, dem von ihm selbst in Preßburg formulierten 
Erfolgsanspruch zu genügen. Einen Aufenthalt „nach Plan“ hatte die akute Verschär- 
fung des Hussitenproblems unmöglich gemacht. Der König konnte nicht leicht von 
sich aus aktiv werden, weildie Beziehungen zu den Städten während der letzten Jahre 
viel an Intensität eingebüßt hatten. Die Fürsten und Herren dagegen hatten den König 
als Legitimationsgaranten und Integrationsfigur für ihre ansonsten schwer durchsetz- 
bare Reichspolitik in Anspruch genommen. Diese „Adoption“ des Königs durch die 
führende Interessengruppe im Reich war allerdings leicht zuerkennen; so wurden die 
königlich autorisierten Fürstenentscheidungen nicht wesentlich anders aufgenom- 
men als rein fürstliche Beschlüsse. 

Um sich aus dieser „Umarmung“ zu befreien, benötigte der König offenbar 
einen längeren Aufenthalt im Reich und ein wenigstens kurzfristiges Nachlassen des 
hussitischen Drucks. Letzterer hatte militärisch und politisch auf Sigmund gelastet 
und das in Preßburg formulierte Programm für den Reichsaufenthalt gefährdet. Die 
Einfälle der Hussiten hatten ihm die Möglichkeit genommen, gleichsam friedensstif- 
tend durchs Land zu ziehen und dabei die Gefolgschaft für den Romzug zu vergrö- 
Bern. Parallel dazu verschlechterte sich das Verhältnis zur Kurie, weil Martin V. den 
polnischen König stärkte, indem er großes Gewicht auf dessen Bemühungen um die 
Ausrottung der Ketzerei legte, und Sigmund verbot, die litauische Krönung zu 
vollziehen.‘ 

Zwei Todesfälle veränderten aber die Lage: Ende Oktober 1430 starb Witold 
und Ende Februar 1431 Martin V. Nach Witolds Tod bemühte sich der polnische 
König auf der Suche nach einer politischen Allianz gegen den neuen litauischen 
Großfürsten um eine Annäherung an die Hussiten. Er trat in die Basler Verhandlun- 
gen über die Konditionen des Gesprächs mit den Hussiten ein. Wladyslaw wich damit 


dung um die Grafschaft Heiligenberg wird auf den 3.11. festgesetzt (RI XI, 7781). Am 16.11. saß 
Friedrich von Brandenburg auf Befehl des Königs in dieser Sache zu Gericht (RI XI, 7967a). 
Über eine Klage des Grafen Hans von Wertheim gegen Rothenburg a. T. sollte am 13.11. in 
Nürnberg entschieden werden (RI X1, 7815). Für den 25.11. war eine Entscheidung über die 
Ansprüche der zum Rust u. a. auf das Nesselbach-Haus in Straßburg angesetzt (RI XI, 7843). Am 
27.11. sollte das Domkapitel von Straßburg sich dafür verantworten, daß es die Verleihung einer 
Königspfründe nicht anerkennen wollte (RI XI, 7914, 7915). Der Wittelsbacher Streit sollte am 
25.11. abgeschlossen werden (RI XI, 7891, 7892, 7896). 

62 Fester 4358. 

63 Vgl. BezoLo, Reichskriege, Bd. 3, S. 82-84. Im Oktober 1430 war noch von Vorbereitungen für 
die Krönung die Rede (RTA IX, 379,$.477, Zeile 30-33); Sigmund sandte Geschenkean Witold, 
die Krone wird noch am 29. November erwähnt (RTA IX, 379, S. 478, Zeile 14-17). 
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vom Kurs des Papsttums wieder ab und näherte sich dem diplomatischen Weg des 
römischen Königs.“ 

So zeigt das Jahr 1430 in aller Klarheit, daß auch bei systemimmanent 
erfolgversprechenden Voraussetzungen der königlichen Politik äußere Einflüsse 
eine entscheidend restriktive Wirkung haben konnten. Erschwerend kam hinzu, daß 
der König zu lange Zeit nicht im Reich gewesen war; seine direkten Kontakte hatten 
sich gemindert, auch wenn seine Person weniger denn je umstritten war, weil man 
sich angesichts der massiven Bedrohung auf seine integrative Kraft besann. Auf die 
Notwendigkeit, schnell und effektiv gegen die Hussiten zu reagieren, war Sigmund 
nicht so gut vorbereitet wie die konkurrierenden Entscheidungsträger. So geriet der 
König in das Fahrwasser (kur-)fürstlicher Reichspolitik und entfernte sich von seinen 
eigenen Zielen. Erst gegen Ende des Jahres weitete sich dieser enge Rahmen, eine 
Entspannung der Lage bereitete den Boden für königliche Initiativen neu. 


Das Jahr 1431 
Die Situation 


Das Jahr 1431 ist im wesentlichen durch zwei große Projekte gekennzeichnet. 
Sie lassen beide beinahe exemplarisch den Zusammenhang hervortreten, der zwi- 
schen dem königlichen Handeln und seinen reichspolitischen Determinanten be- 
stand. Es handelte sich um den letzten großen Böhmen-Kreuzzug, welcher mit der 
Niederlage bei Taus endete, und um das Pfahlbürger-Verbot, das früher allzu 
ungenau als „Gesetz zum Schutze des Reichsadels“' verstanden wurde. Eine relativ 
reiche Überlieferung gibt zu erkennen, wasdie Protagonisten des Geschehens jeweils 


planten, was sie davon durchzusetzen imstande waren und was sie bei ihrer Gegen- 
seite zu verhindern suchten. 


Der Nürnberger Tag 


Sigmund beabsichtigte im Frühjahr 1431 nicht mehr, den im Herbst des 
Vorjahres angekündigten Zug? durchzuführen. Schon in einem Brief vom 28. Januar 
war nur noch von einer Beratung „in den sachen gen den keczern damit sy ußgereut 
werden“ die Rede. Die Fürsten rechneten dagegen unbeirrt mit den Zahlen und 
Fakten des Vorjahres: 4.000 Reiter sollten sogleich ausgestattet und losgeschickt 
werden, um die Front bis zum großen Sommerfeldzug zu stabilisieren, über dessen 
Ausrüstung noch verhandelt wurde; nach dessen Ende sollten 8.000 Reiter zur 


64 Vgl. dazu Cook, Negotiations, S. 94. 


1 Mau, Rittergesellschaften, S. 116. 
2 Vgl. etwa ein Schreiben an Braunschweig vom 24.9.1430, RTA IX, 382%, 
3 RTA IX, 392, S. 503, Zeile 33-34. 
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Absicherung in Böhmen bleiben.* Dieses Konzept sah daher drei Aushebungen vor, 
was von den Städtevertretern als unerträglich bezeichnet wurde.’ 

Man konnte sich daher, wie üblich, nicht einigen und ging vor den König. 
Dieser ergriff die Gelegenheit, „eine lange rede“ zu halten, in derer den Streit um die 
Berechnungsformel der Rekrutierung als weniger wichtig bewertete und sogar soweit 
ging, die Kriegsdiskussion als verfrüht zu bezeichnen. Man müsse zunächst die 
Friedensfrage im Reich klären. Einige Zeit später wurde der König dann konkreter. 
Er ließ die Fürsten wissen, daß er wenig von dem Vorhaben halte, einen Kreuzzug 
nach Böhmen zu unternehmen; ein „täglicher Krieg“ erfülle denselben Zweck® und 
ein ausreichend ausgestatteter Zug käme ohnehin nicht zustande.? Er habe sich vor- 
genommen, die Könige Englands und Frankreichs „uberain zu bringen“, nach Italien 
zu ziehen und „die land in friden“ zu setzen.!? Diese geradezu als Provokation 
aufgefaßte Äußerung hatte einen scharfen Zusammenstoß zwischen Sigmund und 
den Fürsten”! zur Folge, in welchem sich der König nicht behaupten konnte. Nach 
längeren Verhandlungen wurde der Zug „von kurfürsten fürsten und herren einhel- 
leclich beslossen“'?, wozu die Städte zuvor Wohlwollen signalisiert hatten.!? Ebenso 
stand außer Frage, daß Kardinal Orsini die Fürsten unterstützte.'*. So gab sich der 
König geschlagen und stimmte zu. Wenn sich ein Feldzug nicht vermeiden ließe, 
sollte er wenigstens in einem erfolgversprechenden Rahmen stattfinden.'? Hierzu 
wollten alle ihren Beitrag leisten.'* Sigmund war gescheitert, hatte sein Gesicht 
jedoch gewahrt. 

Sein vergeblicher Versuch, die Machtträger des Reiches dazu zu bewegen, die 
bereits zugunsten eines Feldzugs getroffene Entscheidung zu revidieren, qualifizierte 
ihn freilich als Außenseiter des Geschehens. Die Phase, in der eine Umorientierung 
der Koalitionen noch möglich gewesen wäre, war zum Zeitpunkt seines Eingreifens 
längst vorüber, die Einhelligkeit der Fürsten-Herren-Städte-Front belegt dies deut- 
lich. Keine der schwächeren Kräfte sah die Möglichkeit, durch einen Übertritt zum 
König das Kräftespiel noch zu beeinflussen. So ergriffen die Städte dann auch die 
Chance, sich nicht entscheiden zu müssen und doch auf der „richtigen“ Seite zu 
stehen. Es war eine bittere Lehre, daß die königliche Autorität von der Qualität 


RTA IX, 435, Punkt 4, S. 583, Zeile 16-17; RTA IX, 438, Punkt 2. 

RTA IX, 438, Punkt 2°, 

RTA IX, 436, Punkt 6, S. 584, Zeile 13-14. 

RTA IX, 435, Punkt 6. 

RTA IX, 436, Punkt 5. 

RTA IX, 437, S. 586, Zeile 31-32. 

Vgl. RTA IX, 437, S. 586, Zeile 33-35. 

RTA IX, 437,5.586, Zeile 24-31. Die Kurfürsten nahmen die Aufrichtigkeit ihrer Überzeugun E 
auf ihren Eid, der König die seine auf seine Ehre. 

RTA IX, 438, Punkt 18, S. 593, Zeile 10. 

Vgl. RTA IX, 438, Punkt 16-18. Es wurde ein Ausschuß aus sechs fürstlichen, sechs städtischen 
und vier königlichen Vertretern gebildet, der u. a. einen königlichen Rekrutierungsvorschlag und 
den täglichen Krieg (Punkt 17) beraten sollte. 

14 Vgl. RTA IX, 438, Punkt 12, 16. 

15 RTA IX, 438, Punkt 18. 

16 RTA IX, 438, Punkt 18, S. 593, Zeile 8. Alle Beteiligten wollten mit dazu beitragen, daß „der zug 
wol einen kreftigen fúrgang gewinnen solt.“ 
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derjenigen Sigmunds nicht zu jedem beliebigen Zeitpunkt wegweisend einzugreifen 
vermochte. 


Die Landfriedensfrage 


Ebenso hoffnungslos war die Lösung der Friedensfrage, allerdings aus ganz 
anderen Gründen. Sie war nicht so sehr ein Entscheidungs- als vielmehr ein Ord- 
nungsprozeß. Die Herstellung von Frieden und Recht scheiterte an der Unverträglich- 
keit der politischen Strukturelemente, welche für die verschiedenen Lösungsansätze 
jeweils hätten zusammengefügt werden müssen. Das Bedürfnis nach Frieden im 
Lande war gerade in der Situation äußerer Bedrohung besonders stark. Jedoch blieb 
die Spannweite der Vorstellungen über die Modalitäten eines solchen Friedens 
unverändert groß. 

Die erwünschten Partner des Friedens waren jedesmal Gruppen unterschiedli- 
chen Rechts sowie unterschiedlicher wirtschaftlicher und politischer Position. 
Dementsprechend waren die Vorschläge für solche Allianzen stets von den Intentio- 
nendesjeweiligen „Anbieters“ geprägt. Die Fürsten konnten hegemoniale Interessen 
nicht verleugnen. Der König erhoffte sich ein „quasiterritoriales“ Substrat, wie sein 
Lieblingsprojektanschaulich belegt: derZusammenschluß der schwäbischen Reichs- 
städte mit derkönigsnahen Rittergesellschaft mit Sankt Jörgenschild. Die Städte zum 
dritten wehrten sich generell gegen „grosse und wite bünde oder wite lantfriden“'”, 
weil diese die Gefahr unkontrollierbarer Hilfsverpflichtungen mit sich brachten. 


Das Pfahlbürger-Verbot 


Insofern war das Friedensgebot an alle Reichsangehörigen, welches sich auf 
den Kreuzzug bezog und von Sigmund am 14. März erlassen wurde!®, der kleinste 
gemeinsame Nenner aller Friedensbedürfnisse. Der König selbst wollte mehr. Die 
ihm zur Entscheidung unterbreiteten Konflikte bezeugen auch, daß wesentlich mehr 
von ihm erwartet wurde. Das hervorstechendste Unternehmen war das Pfahlbürger- 
Verbot, welches Sigmund Ende März erließ.'? 

Die Verfügung verrät viel über Intentionen und Ambitionen des Königs. Sie 
war einem Vorstoß der schwäbischen Ritterschaft zu verdanken, die eine besonders 
häufige Fehdeursache beseitigt wissen wollte: Rechtsstreitigkeiten, die sich aus der 
Rückforderung von Personen ergaben, welche ein bestehendes Schutzverhältnis 
willkürlich gelöst hatten, um sich unter günstigere, am besten reichsstädtische 
Bedingungen zu begeben und sich damit alter Pflichten und Abgaben zu entziehen. 
Den Mitgliedern des St. Jörgenschilds war zur Vermeidung solcher Kontroversen die 
Aufnahme von Eigenleuten und Vogtleuten verboten. Diese bezog sich allerdings 
„ausdrücklich nur auf das Verhältnis zu den Mitgesellen; die Aufnahme von Eigen- 
leuten und Vogtleuten der Grundherren außerhalb der Gesellschaft bleibt den 


17 RTA IX, 397, S. 508, Zeile 32-33. Straßburg an seine Gesandten. 
18 RTA IX, 411. 


19 RTA IX, 429. 
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Gesellen unbenommen.“2° Diese Regelung sollte nun auf die Städte übertragen 
werden; stellte doch deren Pfahlbürger-Wesen ein ernstes Problem für die umgeben- 
den Territorialgewalten dar. Mehr allerdings wollten die Ritter erklärtermaßen nicht. 
Haupt von Pappenheim schwor den Städtevertretern, Ritter und Knechte hätten vom 
König nur gefordert, daß er den Städten die Aufnahme ihrer Eigenleute verbiete.?! Der 
König habe das Verbot von sich aus auf „die closter und andere die uf dem lande 
sitzen, die fri sien“? ausgedehnt. Sigmund selbst erklärte, er bedauere, wenn er die 
Freundschaft der Städte verlieren sollte, aber er habe nur so und nicht anders 
entscheiden können. Der König war also mit Absicht weit über die auf die eigenen 
Interessen beschränkten Wünsche des St. Jörgenschilds hinausgegangen. Ebenso 
setzte er sich über ein städtisches Gutachten hinweg”, welches den Entwurf als 
schwere Einschränkung überkommener Freiheiten und Rechte bezeichnet hatte. Er 
setzte alle Rechte, Privilegien und Gewohnheiten — wie alt und wie immer sie 
begründet sein mochten? — außer Kraft, sofern sie seinem „gesetze“ widersprachen. 


Die Absichten des Königs 


Die Frage nach den Motiven des Königs ist wohl zu beantworten. Er selbst hat 
sie in einem Schreiben“ niedergelegt, das zweifellos weiter verbreitet war als der 
eigentliche Gesetzestext. König Wenzel und der Egerer Landfrieden blieben uner- 
wähnt, während Sigmund ausdrücklich betonte, mit seiner Ordnung in „unsers lieben 
herren und vatters kaiser Karls und kaiser Hainrichs unser vorfarnden“?’ Tradition 
eingetreten zu sein. Die Aufnahme dieser Tradition entsprach nicht nur Sigmunds 
wiederholt geäußertem Bedürfnis, als erfolgreicher Herrscher in die Geschichte 
einzugehen; bei seinem „gesetze“ sollte es sich in der Tat um ein (vorweggenomme- 
nes) Kaisergesetz (im Sinne der römischen Antike) und damit um die höchstrangige 
Form der Rechtssetzung handeln. 


Die Rechtswirklichkeit 


Entgegen Sigmunds Absicht war jedoch nicht emsthaft daran zu denken, daß 
sich seine Goldene Bulle in der Rechtswirklichkeit durchsetzte. Letztlich versuchte 
der König ein allgemein praktiziertes Verfahren zu eliminieren, das heißt, die 
Durchsetzung königlicher Rechtsautorität hätte politische Strukturen verändert, die 
keineswegs grundsätzlich als „unbillich“ empfunden wurden. Man kämpfte schließ- 
lich nur fallweise gegen die Annahme von Pfahlbürgern, dann nämlich, wenn es sich 


20 Herbert Osenaus, Recht und Verfassung der Gesellschaft mit St. Jörgenschild in Schwaben, 
Göttingen 1961, S. 23. 

21 RTA IX, 433, Punkt 3. 

22 RTA IX, 433, Punkt 3, S. 580, Zeile 14-15. 

23 RTA IX, 433, Punkt 3; RTA IX, 440, Punkt 2. 

24 RTAIX, 428. 

25 RTAIX, 429, Punkt 6. 

26 RTA IX, 429b. 

27 RTA IX, 429b, S. 572, Zeile 1-3. 


178 Die Abwehr einer Gefahr für das Ganze 


um die eigenen Leute handelte. Dem König fehlte infolgedessen die exekutive Kraft 
breiter Zustimmung. Die im Pfahlbürger-Wesen zutage tretende Kollision war ein 
Phänomen, zu dem es bei der im Reich herrschenden Rechts-Pluralität zwangsläufig 
kommen mußte; es handelte sich damit um ein systemimmanentes Problem, das 
dementsprechend nicht als grobe Verletzung geltenden Rechts eingestuft wurde. 
Sigmunds Bulle war zwar ein „den Landfrieden förderndes Ordnungsprinzip für alle 
Stände“, weil sie theoretisch ein Grundproblem des politischen Systems löste. 
Dieser Gedanke aber war viel zu abstrakt, um konkrete Veränderungen zu bewirken. 
Das Anliegen, das über allem politischen Geschehen stehende Recht des Kaisers zur 
Geltung zu bringen, mochte dem „Imperator futurus“ wohl anstehen; es hatte aber mit 
der Praxis nichts gemein und schadete der königlichen Rechtsautorität, da sie in 
diesem Falle nur marginal Beachtung fand. Eine „Goodwill‘“-Erklärung der Städte, 
abgegeben in Speyer im April 1431, verdeutlicht dies drastisch: Solange der König 
im Lande sei, empfehle es sich, „das denne die stette sich in dem gar beschaidenlich 


hielten mit burgern zu empfahen und daz aigen lüte die zite nicht empfangen wurden 
ee 


Streitregelungen und königliche Ressourcen 


Weniger grundsätzlich, dafür aber von größerer politischer Bedeutung, waren 
verschiedene Gerichtsverfahren, die an den König herangetragen wurden. Sigmund 
war bemüht, „spenne“ aus der Welt zuschaffen, um Hindernisse für die Bekämp- 
fung der Ketzerei, das Basler Konzil und nicht zuletzt für seine Romfahrt zu 
beseitigen. Darüber hinaus wies die Ausübung der Entscheidungsgewalt in verschie- 
denen Streitsachen die Existenz des Königs in reichspolitischen Zusammenhängen 
nach. Auf die Erschließung derarti ger „Ressourcen“ war Sigmund angewiesen, wenn 
er sich ausreichende Bewegungsfreiheit innerhalb des Reichssystems sichern wollte. 

So verhandelte Sigmund beispielsweise über einen Zollstreit elsässischer 
Städte mit dem Bischof von Straßburg?', vermittelte eine Schuldenregelung für den 
Erzbischof und die Bürger von Mainz” und entschied einen Steuerstreit zwischen 
Heinrich von Bayern und dem Bischof von Regensburg.’ Die Friedenstätigkeit 
wurde dadurch erleichtert, daß verschiedene Fürsten sich am Hofe aufhielten oder 
zumindest leicht erreichbar waren. So waren 1431 alle Kurfürsten mehr oder minder 
stark in eigener Sache in der Umgebung des Hofes vertreten.” Für enge Zusammen- 
arbeit sind vor allem Friedrich von Brandenburg”, aber auch der jüngere Bruder 


28 Obenaus, St Jörgenschild, S, 27. 

29 RTA IX, 460, S. 622, Zeile 13-15. 

30 RTA IX, 435, S. 584, Zeile 25. 

31 RIXI, 7500, 7455, 7747, 11385, 11386, 11390. 

31 RI XI, 8268. 

33 RI XI, 8545, 8640. 

34 Vgl. Konrad von Mainz an Ulrich von Manderscheid RTA IX, 418c; siehe auch RTA IX, 436, 
Punkt 8. 


35 Hier ist vor allem die Tätigkeit in Gerichtsverfahren zu nennen. RI XI, 8307, 8309, 8536a, 
8505-8506. 
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Ludwigs von der Pfalz, Pfalzgraf Stephan’, beispielhaft zu nennen. Dieser nahm in 
gewisser Hinsicht Verwaltungs- und Ordnungsfunktionen im Einflußbereich der 
pfälzischen Wittelsbacher im Namen Sigmunds wahr und begründete damit von 
neuem eine königlich-pfälzische Zusammenarbeit. 


Der Wittelsbacher Hausstreit 


Über diese Konstellationen hinaus luden mindestens zwei große Krisenherde 
den König zur Intervention ein. Einer der beiden Konflikte war der wittelsbachische 
Hausstreit. Sigmund verhandelte in der Konstanzer Mordsache gegen Heinrich von 
Landshut (22. März 1431)”, verlängerte noch einmal den Waffenstillstand zwischen 
der Konstanzer Liga und Ludwig von Bayern” und nahm sich eines Streites Herzog 
Heinrichs mitden Herzögen Wilhelm und Ernst von München an, dessen endgültige 
Beilegung an Haupt von Pappenheim verwiesen wurde.” Die wittelsbachischen 
Streitigkeiten banden alle Zweige des Hauses an den königlichen Hof und besonders 
eng die Herzöge Ernst und Wilhelm, die angesichts der tiefen Feindschaft zwischen 
Ingolstadt und Landshut gleichsam zwischen die Fronten geraten waren. Ihre Schwä- 
che führte sie eng an den König heran, und Sigmund bediente sich ihrer Dienste. So 
übertrug er im September 1430 Herzog Ernst zusammen mit Bischof Johann von 
Agram die dann unrealisierbare Aufgabe, Witold von Litauen zum König zu krönen.“® 
Den Herzog Wilhelm ernannte Sigmund im Oktober 1431 zu seinem Statthalter und 
zum Protektor des Basler Konzils.*! Der Streit, der sich für die Stellung des 
wittelsbachischen Hauses negativ auswirkte, führte dem König dringend benötigtes 
politisch-diplomatisches Substrat zu. 


Die Machtfrage am Niederrhein 


Ähnliche Ressourcen hielt der zweite große Krisenherd dieser Jahre bereit, der 
in brisanter Dichte das Kräftespiel Geldern/Jülich, Kleve/Mark und Burgund/Kur- 
köln umfaßte. Alle Teilhaber an dieser Konstellation reagierten heftig aufimmerneue 
Anlässe zur Auseinandersetzung. An den König band alle Beteiligten dessen Position 
als Lehnsherr, der allein die Legitimität der erstrebten Besitztitel sicherte, auch wenn 
dies noch keine Erfolgsgarantie darstellte. 

Dieses Bedingungsgefüge ließ Erzbischof Dietrich von Köln im März um die 
Erlaubnis nachsuchen, Schloß und Zoll Kaiserswerth von den gegenwärtigen Pfand- 
inhabern einlösen zu dürfen*, bereits 1424 hatte sich Dietrich die Unterstützung 
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RI XI, 7770/Fester 4338; RI XI, 7822, 7943, 7954, 8598, 7955, 7973, 8262, 8282, 8274; 
Belohnung Stephans für treue Dienste, RI XI, 8722, 8285. 

37 RTA IX, 439; 440, Punkt 1; RI XI, 8361. 

38 RI XI, 8675, 8670. 

39 RI XI, 8905-8906; RTA X, 107, 108. 

40 Vgl. Straus, Bayern, S. 246-247. 

41 RI XI, 8907; RTA X, 109. 

42 RI XI, 8377. 
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Gerhards von der Mark gegen Kleve mit der Abtretung dieser wohl ergiebigsten 
Zollstätte des ganzen Rheingebiets teuer erkauft. Ebenso ließ sich der Erzbischof von 
Sigmund die Regalien des Stifts Paderborn übertragen“, nachdem es ihm 1429 
gelungen war, eine päpstliche Inkorporations-Bulle zu erwirken. Dies brachte zwar 
längst nicht das Ende der Auseinandersetzungen mit sich, schuf jedoch ein weiteres 
Faktum im Sinne Kurkölns. Das Entgegenkommen des Königs seinerseits beruhte 
darauf, daß es erneut zu Zollstreitigkeiten zwischen Berg und Kurköln“ gekommen 
war und Sigmund daran interessiert blieb, seinen Prätendenten für Geldern vor 
zusätzlichen Anfeindungen zu schützen. Gleichzeitig wurde am Hof über die Ansprü- 
che des Herzogs von Berg gegen diejenigen Arnolds von Egmond auf Geldern und 
Zütphen“ verhandelt, diesmal allerdings ohne Resultat. Immerhin bewies der König 
Handlungsbereitschaft in der Geldernfrage und gewann den Sohn Adolfs von Berg 
als „Rat und Hofgesinde“.“ Der König nutzte dessen Anwesenheit am Hof, um auf 
den Vater einzuwirken, er solle das Machtvakuum im kurkölnischen Bereich wäh- 
rend der Heerfahrt Dietrichs nach Böhmen nicht ausnutzen.” 


Ergebnisse 


In der bayerischen Frage und in der Niederrhein-Politik wurzelte der Substrat- 
gewinn des Königs in der Unentschiedenheit der Auseinandersetzung regionaler 
Mächte. Diese brachte die Parteien an den Hof, wo sie die Legitimierung ihrer 
Ansprüche erbaten. Rang und Autorität dieser Besucher konnte der König in anderen 
Bereichen verwenden, vom Beisitz bei Gerichtsverhandlungen über den Auftrag zu 
Streitschlichtungen bis zum Einsatz in der „vornehmen“ königlichen Diplomatie. 
Der Gewinn ging nicht direkt in die machtpolitische Sphäre über. So konnte Sigmund 
weder in Bayern noch am Niederrhein mit greifbarem Erfolg auf die Auseinanderset- 
zungen selbst einwirken. Diese verliefen vielmehr gemäß dem machıpolitischen 
Gewicht der Streitgegner nach dem Muster reichsinterner Konfliktbewältigung. Im 
günstigsten Fall erlaubte ein Gleichgewicht der Kräfte dem König einen Zugriff als 
Schiedsrichter, derim Verlauf der Partie Korrekturen zwar nur punktuell vornehmen 
konnte, dessen Mitwirkung aber für die Rechtmäßigkeit des Ablaufs konstitutiv war. 


Der Utrechter Sukzessionsstreit 


Ein anderes Beispiel dafür, wie stark oder wie schwach sich königliches 
Handeln in großen Streitfragen auswirken konnte, bietet die Besetzung des Bistums 
Utrecht, für die es einen Kandidaten mit Burgund-Beziehungen gab, Rudolf von 
Diepholz, und einen geldrischen Anwärter, Sweder von Kulenberg, der vom Papst 


43 RI XI, 8366; vgl. Franz STEnTRUPr, Erzbischof Dietrich I. von Köln und sein Versuch der 
Inkorporation Paderborns, Münster 1904. 

44 RI XI, 8276a; vgl. auch 8803-8804, 8772. 

45 RI XI, 8019-8020, 8309, 8580. 

46 RI XI, 8360. 

47 RI XI, 8772, 8803-8804. 
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bestätigt worden war. Sigmund wurde von beiden Prätendenten um die Regalienleihe 
gebeten. Der König plante zu dieser Zeit eine Gesandtschaft in den Norden des 
Reiches und an den Niederrhein.“ Es ging im wesentlichen um die Eintreibung 
fälliger Reichssteuern und um die Regalienvergabe an den Erzbischof von Bremen 
und die Bischöfe von Hildesheim und Münster. Sigmund bevollmächtigte seine Räte 
Konrad von Weinsberg und Peter Wacker, über die Utrechter Frage zu verhandeln 
und zu entscheiden und einen der beiden Prätendenten zu belehnen.* Kurze Zeit 
darauf revidierte der König die Anweisung dahingehend, dem von Diepholz die Re- 
galien zu verleihen, da dieser ihm seine Unterstützung gegen die Friesen und gegen 
die Brabanter zugesagt habe; außerdem hatte Diepholz Sigmund 20.000 Schilde als 
„Lehnware“ versprochen.’ Der König geriet dabei unversehens auf die „falsche“, 
d.h. aussichtslose Seite, ohne den Gang der Ereignisse beeinflussen zu können. 
Bischof Rudolf fand die Unterstützung des Papstes, während sich der geldrische 
Kandidat an das Konzil wandte. Er verstarb während des Prozesses, und Dietrich von 
Köln ergriff die Gelegenheit, seinen Bruder Walram (von Mörs) gegen Burgund 
durchzusetzen.’ Die Wahl der „falschen“ Seite erinnerte an die Verhandlungen 
Sigmunds mit Arnold von Egmond über die Belehnung mit Geldern, Jülich und 
Zütphen.°? In beiden Fällen hatten Seitenwechsel oder Stellungnahme des Königs 
machtpolitisch gesehen allenfalls eine verzögernde Wirkung. 


Der Konflikt zwischen Friedrich von Tirol und Burgund 


Ein Autoritätsgewinn des Königs im Umfeld unentschiedener Streitfragen läßt 
nicht unmittelbar auf einen Machtgewinn schließen. Dazu bedurfte es einer Konstel- 
lation, bei der der König einer starken Partei das Recht zu einer Strafaktion zuspre- 
chen konnte, wie 1431 im Fall Österreich-Tirols. Die Gegnerschaft zu Burgund teilte 
der König mit Herzog Friedrich von Habsburg. Dennoch kam ihm eine militärische 
Auseinandersetzung zwischen Friedrich und dem Burgunder, die sich im Sommer 
anbahnte‘?, ausgesprochen ungelegen. Die Bemühungen des Königs, die Lage zu be- 
ruhigen, wurde dadurch gefördert, daß der Konflikt nicht im Zentrum burgundischen 
oder österreichischen Interesses lag. Es gelang Sigmund, die Fehde als Gefährdung 
des Konzils hinzustellen°‘, was den Österreicher umso empfindlicher treffen mußte, 
als er mit dem gleichen Argument bereits vor Jahren an den Rand des Abgrunds 
gedrängt worden war. Der Vorstoß des Königs zeigte schnell Wirkung. Sigmund 
vermittelte den Stillstandder Auseinandersetzungen mit den Bischöfen von Churund 


48 RI XI, 8733, 8742, 8744, 8745, 8751, 8752, 8766, 8755-8759, 8768. 

49 RI XI, 8748-8749, 8753-8754; der Auftrag RI XI, 8747. 

50 RI XI, 8781. 

51 Vgl. Drorce, Dietrich von Mörs, S. 54. 

52 RIXI, 5959. 

53 Es ist denkbar, daß die Aussicht auf eine dynastische Verbindung zwischen den Häusern 
Frankreich und Österreich mit der Übertragung von Artois (wenn es dem Österreicher gelänge, 
dieses Burgund abzunehmen) Anlaß genug für Friedrich von Österreich war, alte Streitigkeiten 
mit Burgund gerade jetzt auszufechten. VAuUGHAn, Philip the Good, S. 64-65. 

54 Wegen der Bedrängung der Bistümer Trient, Chur und Brixen durch den Habsburger Hof vgl. 
RI XI, 8831; beachte besonders RTA X, 103, S. 181, Zeile 40-42. 
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Trient‘ und konnte sich bald der Hilfe Friedrichs gegen Venedig erfreuen, was für 
den Italienzug unerläßlich war.’ 

Mittlerweile hatte Haupt von Pappenheim mit den Eidgenossen erfolgreich 
über Hilfeleistungen verhandelt, der Herzog von Savoyen hatte seine Unterstützung 
zugesagt und Brunoro della Scala war mit Filippo Maria Visconti” über dessen 
Zusagen einig geworden. Nachdem Papst Eugen IV. seine Freude über Sigmunds 
Absichten ausgedrückt‘? und sogar Venedig prinzipielle Verhandlungsbereitschaft‘ 
signalisiert hatte, schien der Italienaufenthalt militärisch und diplomatisch abgesi- 
chert. Der alte Vorwurf“, Sigmund habe sich damit einer Art Fahnenflucht schuldig 
gemacht, geht an den Realitäten vorbei: Sigmund betrieb seit seinem Erscheinen im 
Reich konsequent Kaiserpolitik, wenn auch zunächst mit königlichen Mitteln. Dieses 
Instrumentarium wurde durch die Kaiserkrone qualitativ, wenn auch kaum quantita- 
tiv erweitert. 


Die Selbstorganisation der Ritterschaft 


Unterdessen setzten sich im oberdeutschen Reichsgebiet die Bestrebungen zur 
Verdichtung der Selbstorganisation unbeirrt fort. Ende September kam es in Winds- 
heim zu einer Versammlung des Ritteradels. Man besprach die gegenseitige Hilfelei- 
stung bei Hussitenüberfällen®! und plante einen Heereszug nach Böhmen für den 
nächsten Sommer. Während eine eigenständige Militäraktion dem ritterlichen 
Kreuzzugsbewußtsein zugeordnet werden mag, entsprach die Verteidigungsorgani- 
sation den Gedanken, die im Kreis der Städte schon zuvor diskutiert worden waren. 
Die versarnmelten Adligen fühlten sich nicht ausdrücklich berechtigt, für den Adel 
an und für sich zu sprechen, sondern stellten Listen zusammen, die eine Bilanzierung 
des Verhältnisses von An- und Abwesenheit des ritterlichen Reichsadels ermöglich- 
ten.‘ So ungenau die entsprechenden Zahlen auch sein mochten, so wichtig war der 
Gedanke, zu einer Art „Vollversammlung“ des ritterschaftlichen Adels zusammen- 
treten zu wollen. Dies entsprach im Prinzip den Zusammenkünften der Freien und 
Reichsstädte und weist abermals auf die dann freilich reichsumfassende Organisation 
des institutionalisierten Dualismus am Ende des Jahrhunderts voraus. Die Städte 
erkannten die potentielle Kraft eines solchen Zusammenschlusses (als Gefahr) und 
waren sich unsicher darüber, wie auf ein Unterstützungsgesuch der Ritterschaft für 
den geplanten Zug zu reagieren sei.“ 


55 RI XI, 8892, 8901; RTA X, 105, 106. 

56 RI XI, 8935. 

57 RI XI, 8551, 8663, 87762; RTA X, 78-100; KAGELMACHER, Filippo Maria Visconti, S. 105-117. 

58 RTA X, 122-123. 

59 RTA X, 182-184. 

60 Bezor, Reichskriege, Bd. 3, S. 160-164. 

61 RTA IX, 462, Punkt 1. 

62 RTA IX, 462, Punkt 2. 

63 Anwesende: RTA IX, 462, S. 624, Zeile 21-26; Legitimationsfrage RTA IX, 463, S. 626, Zeile 
17-19; Listen RTA IX, 464, 465. 

64 RTA IX, 487. 
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Etwa gleichzeitig mit diesem ritterlichen Projekt wurde auf einem ansonsten 
mißglückten Tag zu Nürnberg der Wunsch geäußert, daß Konrad von Mainz als 
oberster Kurfürst und Ludwig von der Pfalz als Reichsvikar die Organisation einer 
Antwort auf die schwere Niederlage bei Taus gegen die Hussiten übernehmen 
sollten. Offensichtlich sollten in der neu aktualisierten Krisensituation diejenigen 
Entscheidungsträger bestätigt werden, die ihre Befähigung zu selbständigem und 
wirkungsvollem Handeln in den letzten Jahren bewiesen hatten. Wiederum unter 
Druck des Hussitentums geschah ein kleiner Schritt zur Anpassung des politischen 
Systems an das Erfordernis von mehr Effizienz. Alle Schritte dieser Art hatten den 
König als metarealpolitische Instanz bestärkt und politische Organisationsfragen der 
kurfürstlichen Führungselite zugewiesen. Im Umfeld dieser Anstrengungen war das 
Bewußtsein für die Gemeinsamkeit der Interessen jeweils der rechtlich und politisch 
gleich- oder fast gleichgestellten Reichsangehörigen erwacht. Diese rückten — unter 
Betonung ihrer althergebrachten Rechte und Pflichten — enger zusammen und 
bezogen sich dabei zugleich in stärkerem Maße als zuvor auf das Ganze. Immer noch 
und noch auf lange Zeit war es eine zögernde Bewegung mit ungewissem Ziel und 
voller Sorgen voreinander. Erst der nachstehende Beobachter erkennt, daß es sich um 
einen einheitlich zu verstehenden Prozeß handelte. 


65 RTAIX,476,5.639, Zeile 22-23; RTA IX, 478, S.640, Zeile 27-30; RTA IX ,479,5.64 1, Zeile 
18-20. 


IV. KÖNIG, REICH UND BASLER KONZIL 


1. 1432-34 - DAS KONZIL ZWISCHEN KÖNIG UND REICH 
Das Jahr 1432 
Die Situation 


Das Jahr 1432 ist recht treffend dadurch zu kennzeichnen, daß es einige neue 
Bedingungen mit sich brachte, die zumindest für einen begrenzten Zeitraum das 
Bezugssystem der politischen Kräfte im Reich modifizierten. Diese neuen Konturen 
wurden im wesentlichen durch das Basler Konzil bestimmt. Als es sich im Februar 
1432 gegen die im Dezember des Vorjahres erlassene päpstliche Bulle wandte, die 
seine Auflösung und Verlegung nach Bologna vorsah, begann eine Entwicklung, die 
die Versammlung vom „monarchischen“ zu einem (schwer zu legitimierenden) 
Prinzip! der Eigenverantwortlichkeit der Kirchengemeinschaft führen sollte. 

Letzteres allerdings war zeitlich begrenzt auf die Phase, in der sich die Väter zu 
Basel eines relativ guten Zulaufs erfreuten. Dieser war nicht zuletzt darauf zurück- 
zuführen, daß sie die dringendste Frage, das Hussitenproblem, als Glaubensfrage 
behandelten und daß die Kontakte mitden „Ketzern“ schon Ende 1431 aufgenommen 
worden waren.? Die Friedensaufgabe des Konzils, die in ihren über das Innerkirch- 
liche hinausgehenden Implikationen den Rahmen des Konstanzer Konzils erweiter- 
te?, brachte zahlreiche Mächte dazu, sich in Basel vertreten zu lassen. Letzteres hing 
ursächlich mitdem wachsenden Erfolg des Konzils zusammen und mehrte seinerseits 
dessen Macht. 

Eine so problematisch legitimierte Versammlung war darauf angewiesen, die 
Mehrheit der Christen auf ihre Seite zu ziehen. Dies führte zum Verfassungsprinzip 
der Repräsentation der Gesamtheit, was organisatorisch zu einem schier unlösbaren 
Problem wurde und die Basler Väter letztlich ihrer Handlungsfähigkeit beraubte. 
Dies wiederum brachte in den Augen vieler dem päpstlichen Konzil den endgültigen 
Vorrang, da allein der Papst das erfolgreiche Funktionieren des Systems auf Dauer 
„absolut und immun“ zu gewährleisten schien.* Insofern schloß sich hier ein Kreis, 
an dessen Anfang und an dessen Ende die monarchische Legitimation stand. 


1 Vgl. zum Legitimationsproblem Erich MEUTHEN, Das Basler Konzil als Forschungsproblem der 
europäischen Geschichte, Opladen 1985, S. 10-12; John A. F. Tuomson, Popes and Princes 
1417-1517, London 1980, S. 3-28; Antony Brack, Monarchy and Community, Cambridge 
1970, S. 90-93. 

2 Vgl. Joannis de Segovia, Historia gestorum generalis synodi Basiliensis, hg. von Ernst Birk, Vol. 

I, Liber I, Caput XXIII, in: Monumenta Conciliorum Generalium Seculi decimi quinti, Conci- 

lium Basileense, Scriptorum, Tomus secundus, Vindobonae 1873. 

Vgl. MEUTHEN, Basler Konzil, S. 8-9. 

4 Vgl. zum Souveränitätsproblem BLack, Monarchy, S. 73-79. 
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König und Konzil in der Anfangsphase 


In der Anfangsphase waren die Konzilsväter entscheidend vom Beistand des 
römischen Königs abhängig. Diese Anlehnung fand im Amt des Konzilsprotektors 
ihren Ausdruck.’ Der Bezug auf den Herrscher gab dem Konziliarismus die Möglich- 
keit, eigenständig neben dem Papst zu existieren. Sigmund tat das Seine, um die 
Notwendigkeit des Konzils und des Konzilsortes dem Papst gegenüber zu vertreten. 
Er ging dabei so weit, dem Papst vor Augen zu führen, daß der römische König als 
advocatus et defensor ecclesiae (nach Zabarella) auch das Recht habe, in bestimmten 
Fällen - nämlich bei einer Weigerung des Papstes — ein Konzil aus eigener Autorität 
zu versammeln.” Der Rückhalt durch den König, am Ort repräsentiert durch Herzog 
Wilhelm von Bayern, war in jeder Hinsicht für die Existenzbehauptung des Konzils 
in seiner Anfangsphase von entscheidender Bedeutung. Der König schuf auch die 
Grundlage für die Sicherheit der Konzilsbesucher? sowie für eine angemessene 
Regelung der Nahrungsmittelpreise; königliche Unterstützung sicherte den Vätern in 
Basel Gehör an anderen Höfen. 

Andererseits vermochte der König seinen Italienzug vor den Hintergrund des 
Konzils zu stellen. Der Papst versuche das Konzil zu verhindern, welches sich die 
Ausrottung der Ketzerei, die „reformacio und richtung und fried under Kristenlichen 
leuten“ zum Ziel gesetzt habe; er handle damit zum Schaden der Christenheit, 
bekämpfe den konzilsfreundlichen römischen König und entfremde dem Reich das 
„Welische landt“. Diese Argumentation verband die Funktion des Herrschers als 
Vogt und Beschirmer der Kirche mit dem Amt des deutschen Königs, kirchlich- 
religiösen Universalismus mit Reichsinteressen. Dies war die Grundlage dafür, daß 
der Kampf um die Erhaltung des Konzils stärker noch als zu den Zeiten von Konstanz 
zu einer Frage der Reichspolitik wurde. 

Mehrere Beziehungsstränge fügten sich auf diese Weise zu einem Gebilde 
gegenseitiger Abhängigkeit zusammen. Erfolg oder Mißerfolg einzelner Elemente 
standen in engem Zusammenhang mit Ergebnissen in anderen Bereichen. Einige 
dieser Abhängigkeiten waren den Protagonisten des Geschehens durchaus bewußt. 
Die Korrespondenz zwischen dem König und seinem Stellvertreter in Basel spiegelt 
in aller Offenheit wider, wie der König das Konzil in seinen Verhandlungen mit dem 
Papst und in den inneritalienischen Auseinandersetzungen einsetzte. Erste Voraus- 
setzung dafür war, daß das Konzil fortbestand und sich möglichst vergrößerte.!? 
Gelänge dies, so kalkulierte der König, werde der Papst seine Entscheidung revidie- 


5 Vgl. Helmut Bansa, Konrad von Weinsberg als Protektor des Konzils von Basel, 1438-1440, S. 
47-48, in: Annuarium Historiae Conciliorum 4, Heft 1/2 (1972), S. 46-82; vgl. Bekanntmachun- 
gen des Protektorats RTA X, 109 vom 11.10.1431. 

6 Vgl. die grundlegende Ansprache des königlichen Gesandten Doktor Nikolaus Stock an Papst 

Eugen IV., RTA X, 238, vom 17.3.1432 und die Antwort der Kurie vom 25.3.1432, RTA X, 251; 

vgl. auch RTA X, 245; RTA X, 130, Denkschrift Sigmunds an Eugen IV. 

Vgl. RTA X, 238, S. 406, Zeile 16-21. 

Vgl. RTA X, 101, 102; vgl. Segovia Vol. 1, Liber 1, Cap. XII, XIII. 

RTA X, 331, S. 539, Zeile 26-27. 

Vgl. RTA X, 233, S. 385, Zeile 36-37, Brief Sigmunds an Herzog Wilhelm von Bayern vom 

4.3.1432; RTA X, 234, Sigmund an das Konzil; RTA X, 235, 236, 256, 258. 
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ren (müssen). Der Konflikt gestaltete sich zur Machtfrage zwischen König und 
Papst!!, in die die Krönungsfrage unmittelbar einbezogen war. Sollte sich in dieser 
Auseinandersetzung der Papst gegen den König durchsetzen, würde die Krone aus 
der Hand des Gewinners den neuen Kaiser in eine ungünstige Position verweisen. 

Zumindest in dieser Phase ging es also weniger um die Rivalität zwischen 
Papsttum und Konzil, sondern eher um das wesentlich ältere Gegeneinander von 
Papsttum und Königtum. Die päpstliche Antwort auf die herrscherliche Drohung 
machte dies in aller Deutlichkeit klar: In den umstrittenen Fragen um das Konzil habe 
Sigmund letztlich nur eine Aufgabe, die darin bestehe, daß er „ere unde gehorsam thu 
der geistlichkeit unde, was das heilige concilium entschedet wedir di ketzer, das her 
das volende mit dem swerte“.!? Der Konflikt spitzte sich im April 1432 weiter zu, als 
der König anregte, das Konzil solle die Zitation der Kardinäle und eventuell auch des 
Papstes erwägen.” 

Seine materiell und militärisch unzureichende Ausstattung!* veranlaßte Sig- 
mund allerdings, sich gleichzeitig darüber Gedanken zu machen, wie er den Italien- 
zug gegebenenfalls ohne Gesichtsverlust abbrechen könne. Auch hier sollte das 
Konzil den Vorwand bieten. Mitte Mai 1432 sandte der König seinem Statthalter in 
Basel einen geheimen Brief", worin er genaue Instruktionen gab, was Wilhelm im 
Notfall veranlassen solle. Er möge die Konzilsväter zu gegebener Zeit davon 
überzeugen, daß sie den König als Vogt der Christenheit auffordern sollten, unver- 
züglich zum hart bedrängten Konzil zurückzukehren. Sigmund ermahnte Wilhelm 
aber nachdrücklich, sich dieser „‚Notbremse“ nicht eher zu bedienen, als bis er selbst 
das Zeichen geben werde; der König wollte natürlich vermeiden, daß ihm die Rück- 
rufaktion im Fall der Einigung mit dem Papst ungelegen käme. 


Der König und das erfolgreiche Konzil 


Mittlerweile hatte allerdings eine neue Phase der Beziehungen zwischen Papst, 
König und Konzil begonnen, die in der Folgezeit einen entscheidenden Wandel der 
Verhältnisse mit sich brachte. Der Zugriff des Königs auf das Handeln des Konzils 
endete, als dieses „sich ganz gesatzt‘“'° hatte und täglich an Anziehungskraft gewann. 
Die „Erfolgswelle“ des Konzils machte es unabhängiger vonder Unterstützung durch 
Sigmund und zwang es zu politischer Konsequenz, was auch bedeutete, daß das 
einmal eingeleitete Verfahren gegen den Papst weitergeführt wurde.” Damit geriet 
das einigermaßen stabile Gefüge der gegenseitigen Abhängigkeit und der Wahrneh- 


11 Vgl. RTA X, 243, 248. 

12 RTA X, 244, S. 414, Zeile 42-43. 

13 RTA X, 259, 260. 

14 In Rom munkelte man bereits, „das der Romische kunig kein gelt noch macht hat, her kein Rome 
zukomen, her welde sich denne irgebin in des pobistis gewalt.“ RTA X, 247, S.421, Zeile 24-25. 

15 RTA X, 261. 

16 RTA X, 310, S. 503, Punkt 5. 

17 Am 29.4.1432 auf der dritten Session durch das Dekret „Olim sacrum Constanciense concilium“, 
Sigmund bekam eine Anzahl Exemplare und beauftragte Nikolaus Alben von Ivany, das Dekret 
entweder zu verlesen oder wenigstens an die Türen römischer Kirchen anzuschlagen. Leizteres 
geschah am 6. Juni 1432, vgl. RTA X, S. 304-305. 
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mung gemeinsamer Interessen, welches König und Konzil bislang verbunden hatte, 
ins Wanken, und die unterschiedliche Interessenlage der Protagonisten trat in den 
Vordergrund. So verschärfte sich die Papst-Konzil-Diskussion derart, daß der König 
der Versammlung nicht mehr folgen konnte. Den Basler Vätern ging es um die 
prinzipielle Frage, ob der Papst ein Konzil ohne dessen Zustimmung überhaupt 
auflösen dürfe.' Man konnte sich dabei auf das Konstanzer Dekret „Frequens“ 
berufen und befand sich zudem ineiner besseren Position als die Vorgänger, weil man 
schließlich von einem rechtmäßigen Papst einberufen worden war. Die Frage 
mündete in logischer Folge in eine Diskussion über die päpstliche oder die Konzils- 
suprematie.!? Dem König konnte kaum daran gelegen sein, in dieser Frage Stellung 
zu beziehen, weil sich die Qualität seiner Auseinandersetzung mit dem Papsttum von 
der des Papst-Konzil-Streites wesentlich unterschied: Zwischen Sigmund und dem 
Papst ging es am Ende nur um Nuancen der Gewichtsverteilung zwischen den 
Häuptern der Christenheit; im Grundsatzstreit zwischen Papst und Konzil stand das 
Königtum seinem Wesen nach auf der Seite des Papstes. 

Politisch sah die Lage dagegen völlig anders aus. Der König unterstützte die 
Hussitenverhandlungen ohne Einschränkung. Unabhängig davon mußte Sigmund an 
einer Übereinstimmung mit den Vätern in Basel schon deshalb gelegen sein, weil 
seine Verhandlungsposition gegenüber dem Papst unmittelbar mit seiner Verbindung 
zum Konzil verknüpft war. Solange Sigmund die Konstruktion der doppelten 
Legitimierung seiner Italienfahrt aufrechterhalten konnte, also auch zur Verteidigung 
des christlichen Interesses am Konzil gegen einen Reichsgut entfremdenden Papst in 
Italien auftrat, war seine Stellung Eugen gegenüber gut abgesichert. Der König war 
sich dieser Konstellation bewußt: Es häuften sich verbindliche Adressen an das 
Konzil und Hinweise auf die Verluste, die dem Reichsinteresse in Italien durch den 
Papst entstünden.?° Unter anderem wies der König auf die Gefahr hin, daß im Falle 
eines Scheiterns seiner Italienfahrt kein römischer König mehr nach Italien ziehen 
könne, „er wolle dann als ein gast reysen“.?! Inder Umgebung des Königs dachte man 
diesen Gedanken zu Ende. Unter Umständen sei zuüberlegen, ob man dem Papst die 
Verfügungsgewalt über gewaltsam erworbenes Kirchengut nicht im Namen des 
Konzils wieder absprechen könne. 

Den Vätern in Basel war das ambivalente Verhältnis des Königs zum Papst 
ebensowenig verborgen geblieben wie der politische Bezug zwischen König, Konzil 
und Romfahrt. Als sich im Spätsommer 1432 zwischen König und Papst die 


18 Secovia, Volumen I, Liber II, Caput XX. 

19 Das Konzil mußte den Vorwurf der Kirchenspaltung zurückweisen und seine Vollmacht 
(potestas), die sich aus der Vollmacht der Kirche herleitete, auch gegenüber dem Papst 
behaupten. Vgl. die Unfehlbarkeitsdiskussion, zusammengefaßt bei Hermann Josef SEBEN, 
Traktate und Theorien zum Konzil, Frankfurt 1983, S. 165-172. 

20 Zu letzterem vgl. RTA X, 264; Bericht von einem Angriff der Florentiner, „dabey der babst auch 
ettlich sein hauptleut heut“, S. 447, Zeile 18; RTA X, 271, Hinweis auf das päpstliche Bündnis 
mit Venedig und Florenz, welches seit dem Sommer bestand; vgl. auch RTA X, 239, Punkt 3; 
RTA X, 284, von einem Überfall auf königliche Gesandte in päpstlichem Geleit (!) durch 
päpstliche Söldner. 

21 Vgl. RTA X, 332, S. 541, Zeile 33-34. 

22 Vgl. RTA X, 282, S. 471, Anm. 2; Anstoß zu diesem Gedanken mochte das Konzilsvikariat des 
Kardinal Alfonso Carillo in Avignon geben, vgl. RTA X, 294, Punkt 4. 
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Verhandlungsatmosphäre verbesserte, geriet Sigmund dem Konzil gegenüber in 
Verlegenheit und sah sich genötigt, „Mißdeutungen“ vorzubeugen”, indem er dem 
Konzil wiederholt seine Treue zusicherte. Die Väter waren allerdings schwer davon 
zu überzeugen, daß der König in ihrem Sinne handelte. Sie drängten auf einen 
Abbruch seiner Verhandlungen mit dem Papst, u. a. weil die Hussiten ihre Gespräche 
in Basel nicht ohne den König führen wollten.” Sigmund hatte unterdessen mit dem 
päpstlichen Legaten vereinbart”, die Konzilsfrage mit Eugen persönlich zu erörtern; 
auch die Modalitäten für den Einzug in Rom waren schon festgelegt. In Basel dagegen 
war man vor allem nach der Bulle „Inter cetera vota nostra“ davon überzeugt, daß 
der Papst in der Konzilsfrage nicht auf die Forderung der Väter eingehen werde und 
daß daher eine weitere Erörterung dieser Frage unnütz sei. 

Sigmund hatte in Siena die Vorschläge Eugens für die Beilegung seines 
Konflikts mit dem Konzil beraten und sich für eine Fortsetzung der Verhandlungen 
entschieden.?’ Seine Gesprächsbereitschaft mit dem Papst brachte ihn nun in Gefahr, 
den Rückhalt in Basel zu verlieren. Die selbstbewußte Papstpolitik des Konzils auch 
gegenüber dem König und die demeigenen Interesse zwar konsequent folgende, aber 
vorsichtige Politik Sigmunds zeigen, daß sich die Abhängigkeiten gelockert, bzw. 
leicht zuungunsten des Königs verschoben hatten.?* Andererseits wurde die Aussicht 
auf eine mögliche Beilegung der „spenne“ zwischen Sigmund und Eugen offensicht- 
lich im Reich auch positiv aufgenommen”, vergrößerte sie doch die Aussicht auf eine 
baldige Rückkehr des Königs. 


Konzil und Reich in der Anfangsphase 


Auch im Reichsinneren wirkte sich die Existenz des Konzils aus, und die 
Italien-Argumentation des Königs wurde hier ebenfalls Thema politischer Erörterun- 
gen. Das König-Konzil-Papst-Gefüge und das König-Konzil-Reichs-Gefüge waren 
aber zwei selbständige Systeme, die sich anfangs nur in der Person des Königs 
berührten, für den das Konzil Ausgangs- und Bezugspunkt für reichspolitisches 
Handeln wurde. Den Konzilsvätern mußte — zumindest in der schwachbesuchten 
Anfangsphase — daran gelegen sein, in konsequenter Verfolgung der Linie starker 
Königsbezogenheit quasi als „erweitertes Hoftagsgeschehen“ das Interesse der 
Großen des Reiches auf sich zu lenken. Außerdem konnte allein die Legitimation 
durch denrömischen König den Legitimationsverlusteinigermaßen ausgleichen, den 
die Versammlung durch ihre Weigerung, der päpstlichen Auflösungs- und Verle- 
gungsbulle zu entsprechen, hatte hinnehmen müssen. Entsprechend ersuchten die 


23 RTA X, 288, 289. 

24 Vgl. RTA X, 350, 351; siehe auch RTA X, S. 560, Anm. 6. 

25 RTA X, 286-289, 291. 

26 Vgl. RTA X, 268-270. 

27 RTA X, 272, 273. 

28 Vgl. die Denkschrift eines Ungenannten, RTA X, 350. 

29 Vgl. Franz Paracky, Urkundliche Beiträge zur Geschichte des Hussitenkrieges in den Jahren 


1419-1436, II, Prag 1873, 835, 10.11.1432. Der Rat von Nürnberg an Herzog Johann von 
Bayem. 
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Väter den König dringend, nach Basel zu kommen und Einladungsschreiben an die 
Königs- und Fürstenhöfe und an die Reichsstädte zu schicken.” 


Die Zurückhaltung des Reiches 


In der ersten Hälfte des Jahres 1432 sollte sich indes der Erfolg dieser 
Anlehnungsbemühungen in engen Grenzen halten. Im Reich wurde das Konzil als 
mögliches Forum für eine Konfliktbewältigung offensichtlich noch kaum wahrge- 
nommen. Die Auseinandersetzungen zwischen dem Papst und dem Konzil spielten 
sich noch auf einer diplomatischen Ebene ab, die von derjenigen des konkreten 
politischen Handelns deutlich abgehoben war. Man wußte die Basler Probleme nicht 
recht einzuschätzen und reagierte entsprechend verunsichert auf das Ersuchen, 
Stellung zu beziehen. So hatte das Konzil beispielsweise eine städtische Zusammen- 
kunftin Straßburg gebeten, an den Papst zu schreiben, er möge die Versammlung auf- 
rechterhalten.?! Die Städte hatten prinzipiell keine Einwände dagegen, verfaßten 
sogar einen Brief, den zu besiegeln sie u. a. Frankfurt aufforderten. Frankfurt lehnte 
jedoch mit der Begründung ab, es gebe keinen vernünftigen Grund dafür, sich 
städtischerseits in den Konflikt einzumischen. Der Papst, der König und die geistli- 
chen und weltlichen Fürsten würden die Sache schon zu regeln wissen.?? 

Die geistlichen und weltlichen Fürsten, speziell die Kurfüsten, zeigten zu 
Beginn des Jahres 1432 jedoch kaum Interesse an der umstrittenen Versammlung in 
Basel. Erst auf wiederholte Mahnung” beschickten nach dem Erzbischof von Mainz” 
auch Raban von Trier” und Pfalzgraf Ludwig” das Konzil; der Markgraf von 
Brandenburg und Herzog Friedrich von Sachsen ließen ihr Fehlen entschuldigen.” 
Das kurfürstliche Engagement blieb jedoch weiterhin bescheiden. Nur die von seiten 
des Papstes rechtlich benachteiligte Partei des Trierer Schismas zeigte naturgemäß 
eine besondere Neigung zu Basel. Ulrich von Manderscheid hoffte, hier die kirchen- 
rechtliche Anerkennung seines Anspruchs auf das Trierer Erzstift gegen die päpstli- 
che Provisionspraxis durchzusetzen, aus deren Rechtmäßigkeit Raban von Speyer 
seine Anwartschaft ableitete. Der schon erwähnte alte Konflikt zwischen Papsttum 
und Königtum fand auf diese Weise auch als konkreter Fall Eingang in das Konzils- 
geschehen. Daneben hatte das Ganze einen nicht unbedeutenden territorialpoliti- 
schen Aspekt: Raban von Speyer war Exponent der kurpfälzischen Expansion. Dieser 
Tatbestand hatte beinahe zwangsläufig die entsprechende Gegenkoalition zur Folge” 
und damit genug politischen Rückhalt, um — bei entsprechendem Konzilsentscheid 
- realisiert werden zu können. 

30 RTA X, 127, 228, 229, 

31 RTA X, 154-162. 

32 Vgl. RTA X, 161, 162. 

33 Konzil vgl. RTA X, S. 389/390, Anm. 4; König vgl. RTA X, S. 380, Anm. 3 und RTA X, 242, 
Punkt 2 vom 8.4.1432. 

34 Vgl. RTA X, S. 516-518. 

35 RTA X, S. 518, Anm. 6. 

36 RTA X, S. 518; Ludwig entsandte den Professor der Theologie Gerhard Brant, den Dr. 
decretorum Otto de Lapide und den Magister der Theologie Nikolaus Magni. 

37 Ebenda, S. 518/519. 

38 MEUTHEN, Trierer Schisma, S. 95-157; HEıMPEL, Vener, Bd. 1, Kapitel 7, 39, S. 484-507. 
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Die Behandlung bedeutender Konflikte im Reich war für das Konzil eine 
Möglichkeit, sich im Bewußtsein der Zeitgenossen als Entscheidungsforum zu 
etablieren. Der König jedenfalls verstand die Funktion seines Stellvertreters in Basel 
auch in diesem Sinne und nutzte die Existenz des Konzils zur Stärkung seiner eigenen 
Handlungsfähigkeit im Reich. Dies funktionierte allerdings nur, solange das Konzil 
schon stark genug war, dieser Rolle Inhalt zu geben, und noch zu schwach war, um 
sich dem König gegenüber zu emanzipieren. Diese Phase war kurz, auch wenn der 
König versuchte, sie möglichst weit auszudehnen. 


Reichsinterne Problemlösungen 


Schon zu Anfang des Jahres 1432 überhäufte Sigmund seinen Stellvertreter in 
Basel mit Entscheidungen über ältere und neuere Klagen und Streitfälle, so daß sich 
dessen Funktion als Schirmherr des Konzils fast unauflöslich mit dem Amt eines 
Reichsstatthalters vermischte.?” Bis zur Mitte des Jahres scheint diese Konstruktion 
allerdings nicht besonders produktiv gewesen zu sein. Dabei gab es im Reich 
genügend Konflikte, die eine Konsultation Wilhelms und des Konzils hätten nahele- 
gen können, so z. B. die Unruhen im Umkreis des Hussitismus-Problems. 

Viel Aufregung hatte Ende 1431 eine „merklich sammenung von gemeinen 
geburvolke mit einer baner“ erregt, bei der es sich um pfalzgräfliche Schultheißen 
und „arme leute“ gehandelt hatte, die bei den Wormser Juden verschuldet waren. 
Diese Versammlung war vor die Stadt gezogen und hatte versucht, die Auslieferung 
der Juden zu erzwingen. Die Wormser Angelegenheit erregte schon deshalb Aufse- 
hen, weil sie gleich zwei kritische Punkte berührte: Zum einen ging es um die 
Verletzung derFreiheiten und Rechte der Stadt Worms, zum anderen meldete sich die 
Angst, daß der Bauernaufstand mit hussitischem Gedankengut infiziert sei und mög- 
licherweise der Anfang eines großen Unheils werden könne.” Worms wandte sich 
hilfesuchend an andere Städte und erreichte, daß Straßburg die Sache für wichtig 
genug erklärte, um deswegen einen allgemeinen Tag der Freien und Reichsstädte zu 
berufen.* Es ist schwer zu entscheiden, ob die Angst vor einem Übergreifen des 
Hussitismus im Vordergrund stand oder ob die Verletzung der Wormser Freiheiten 
die Städte derart alarmierte. Obgleich Worms wiederholt darauf hinwies, man wisse 
von fürstlicher Seite, daß das Volk mehr im Sinn gehabt habe als die Herausgabe der 
Juden“, und obwohl die Stadt es gern gesehen hätte, wenn dieser Fall zum Exempel 
für die Bekämpfung möglicher ketzerischer Ambitionen geworden wäre”, spricht 
vieles dafür, daß durch die forcierte Bekanntmachung im Grunde nur die Bedeutung 
des Geschehens hervorgehoben werden sollte. Dementsprechend war das Problem 

39 Vgl. RI XI: Bamberg-Konflikt 3035, 9013, 9035, 9139, 9214; Passau-Konflikt 9019, 9067; 
andere Streitigkeiten: 9053, 9060, 9091, 9106, 9148. 

40 RTA X, 136, S. 237, Zeile 33 bis S. 238, Zeile 1. 

41 RTA X, 137, S. 242, Zeile 25-26. 

42 Vgl. RTA X, 136, S. 238, Zeile 12-16; RTA X, 140, S. 245, Zeile 31-32. 

43 Ulm an Nördlingen RTA X, 145, S. 250, Zeile 14-15, 11.2.1432, 

44 Vgl. bes. RTA X, 140, S. 245, Zeile 31-32. 


45 Vgl.RTAX, 136; Speyer an Straßburg. Man müsse im Hinblick auf die Verhältnisse in Böhmen 
solchen Umtrieben beizeiten vorbeugen. 
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mit der Niederschlagung des Aufstands sofort gelöst.“ Der eigentliche Grund für die 
Besorgnis der Städte war vielmehr, daß Worms in Gefahr geraten schien, der 
Expansionsfreude des Pfalzgrafen zum Opfer zu fallen. Diese Besorgnis erklärt 
zugleich die Vehemenz, mit der die Stadt die übrigen Kommunen alarmierte. Der 
Erfolg gab ihr recht. 

Enger in den böhmischen Zusammenhang gehörig und für die Frage nach dem 
Verhältnis von Reich und Konzilergiebiger sind die fortgesetzten Verhandlungen der 
Ritterschaft, welche sich aus eigener Initiative heraus mit dem Hussiten- und dem 
Landfriedensproblem auseinandersetzte. Im Januar 1432 versammelten sich in 
Nürnberg Grafen, Herren, Ritter und Knechte zu Gesprächen über die Frage, wieman 
einen Landfrieden bewerkstelligen könne und ob man einen Zug nach Böhmen 
organisieren solle.“ Man beschloß, das Problem vor eine Fürstenversammlung zu 
bringen, die für Ende Januar in Würzburg angesetzt war und ebenfalls der Hussiten- 
frage gewidmet sein sollte. Dieser Tag war von Friedrich von Brandenburg in 
Übereinstimmung mit dem Bischof von Würzburg und dem Kurfürsten von Sachsen 
initiiert worden. Geplant war, daß auch die Kurfürsten von Mainz und von der Pfalz 
und die bayerischen Herzöge erscheinen sollten.“ 

Der Tag fiel aus“; er wurde dann einige Wochen später unter einem etwas 
veränderten Blickwinkel abgehalten. Inzwischen war nämlich die Aufnahme von 
Verhandlungen zwischen dem Konzil und den Hussiten geglückt. Jetzt konnten 
dessen Gesandte in Nürnberg” mit Aussicht auf Erfolg um die Unterstützung der Ver- 
sammlung und um sicheres Geleit für die demnächst anreisenden hussitischen 
Vertreter werben. Der Feldzugsplan der Ritter, der wahrscheinlich der Konferenz 
vorgetragen wurde°', war damit überholt. Übrig blieb das ritterliche Landfriedens- 
projekt, welches zumindest von den Städten nur mit größter Vorsichterwogen wurde. 
Ulm kommentierte den Plan jedenfalls unzweideutig: Es sei wahrscheinlich taktisch 
unklug, Verhandlungen völlig abzuschlagen; dann würden die Ritter nämlich andere 
Partner finden, was für die Städte unabsehbare Folgen haben könnte.?? 


Die Verbindung von Reichs- und Konzilsinteresse 


Was hatte sich im Reich gewandelt, was war geblieben? Die Tendenz, sich in 
irgendeiner Form selbst zu organisieren, um die zwei eng miteinander verbundenen 
Hauptprobleme (Hussitenfrage, Landfrieden) zu lösen, hatte sich gehalten. Dennoch 
hatte sich etwas geändert. Die geglückte Aufnahme von Verhandlungen mit den 
böhmischen „Ketzern“ hatte die Väter in Basel sozusagen in die Organisationspla- 


46 Vgl. RTA X, 153 und RTA X, S. 256/257, Anm. 5. 

47 Vgl. RTA X, 579, S.. 954, Zeile 16-18; auch Parackr, Urkundliche Beiträge II, 782. Zur 
böhmischen Frage holte man auch die Meinung Nürnbergs ein. Die Stadt riet von einem neuen 
Feldzug ab. Vgl. auch Nümbergs Funktion bei der diplomatischen Einleitung der 
Hussitenverhandlungen, PaLackry, Urkundliche Beiträge II, 781. 

48 RTA X, 581, 582. 

49 RTA X, 583. 

50 Prior Johannes Nider und Johannes von Maulbronn, vgl. RTA X, 585-591. 

51 RTAX, 585. 

52 Vgl. RTA X, 592, S. 965; bes. Zeile 10-12. 
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nung einbezogen. Die Tatsache, daß Erfolg oder Mißerfolg der Bemühungen des 
Konzils von der Unterstützung durch das Reich abhingen (Nachrichtenübermittlung, 
Beratung, Geleit usw.), verband die Anstrengungen des Konzils organisch mit denen 
des Reiches und gabden Vätern richtungsweisende Funktionen. Dies galtumso mehr, 
als nach den militärischen Mißerfolgen der letzten Jahre ein neuer Ansatz, wie ihn die 
Basler anboten, Hoffnungen auf ein Ende des Krieges wecken mußten. 

Friedrich von Brandenburg und Wilhelm von Bayern traten im Laufe der 
nächsten Monate als besondere Förderer der Verbindung zwischen dem König und 
dem Konzil sowie zwischen dem Konzil und dem Reich hervor. Für Friedrich war 
das, was nun geschah, die logische Fortführung dessen, was er bereits vor Jahren „im 
Kleinen“ mit dem Beheimsteiner Vertrag durchgespielt hatte. Die kompromittieren- 
de Wirkung seines damaligen Alleinganges hatte ihn zunächst zu vorsichtiger 
Zurückhaltung veranlaßt’?, die er allerdings aufgab, als er sich der grundsätzlich 
positiven Einstellung auch der Nachbarfürsten zu den Friedensbemühungen des 
Konzils bewußt wurde. Sein besonderes Interesse an einem Erfolg der Verhandlun- 
gen machte ihn von nun an zu einem Ansprechpartner für König und Konzil und zu 
einem Förderer kurfüstlicher Konzilspolitik. 

Allein waren die schlecht legitimierten Väter von Basel zu schwach, um etwas 
bewegen zu können. Erst die Verbindung mit dem König und mit den Großen des 
Reiches gewährte ausreichende Legitimation und genügend politische Potenz, um 
die Hussitenverhandlungen erfolgreich zu führen (und sich zugleich von den eigenen 
Förderern wieder zu emanzipieren). Dem König konnte diese Entwicklung vorerst 
nur gelegen kommen, sicherte doch die Akzeptanz des Konzils durch das Reich 
seinen Italienzug ab und verhalf ihm zudem über Wilhelm von Bayern zu einer 
politischen Basis im Reich. Die Verbindung König-Konzil-Reich gestaltete sich also 
für alle Beteiligten zumindest kurzfristig vielversprechend. 


Die Politik Wilhelms von Bayern 


Im Sommer 1432 verdichteten sich die Kontakte zwischen dem Konzil und den 
Großen des Reiches. Wilhelm von Bayern hatte dem König nahegelegt, ihm über 
Haupt von Pappenheim” des „reichs panir“ zukommen zu lassen und einen Maje- 
stätsbrief zu schreiben, der an alle oberrheinischen und schwäbischen Mächte 
geschickt werden sollte.” Wilhelm bat den König, die Adressaten dazu zu verpflich- 
ten, endlich den gesicherten Ablauf des Konzils zu garantieren; bislang sei die 
Umgebung Basels derart unfriedlich, daß das Konzil dadurch großen Schaden 
nehme.” Sigmund stellte Wilhelm in diesem Sinne weitgehende Vollmachten aus.5? 

So abgesichert setzte Wilhelm von Bayern eine Landfriedensinitiative in Gang, 
für die er in Basel und Umgebung mittlere und kleinere Herrschaften und Städtever- 


53 Vgl. seine Zurückhaltung in der Geleitfrage, RTA X, S. 556-557. 

54 Dieser verhandelte seit Jahresbeginn im Auftrag Sigmunds mehr oder minder erfolgreich mitden 
Städten über eine Ablösung von deren Romzugsverpflichtungen; vgl. RTA X, 146-180. 

55 Vgl. RTA X, 593, Punkt 3; ein Verzeichnis der Adressaten RTA X, 593b. 

56 Verzeichnis der Überfälle, Räubereien und Fehden in der Umgebung Basels, vgl. RTA X, 593a. 

57 Vollmacht, RTA X, 594. 
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treter zu gewinnen suchte.’® Sein Erfolg war gering; man legte dem Schirmherrn des 
Konzils nahe, sich an die Reichsfürsten zu halten, „der land dann hie heran stossen“.’? 
Diese suchte Wilhelm unverzüglich persönlich auf und gewann Pfalzgraf Ludwig 
für seinen Plan.°! Mit dessen Hilfe gelang es ihm, Ende Juli eine recht stattliche 
Versammlung fürstlicher und städtischer Gesandter in Basel zusammenzuführen®?, 
die immerhin einen Landfriedensentwurf erarbeitete. Auf den Friedensauftrag des 
Königs rekurrierend verbanden sich Ludwig und Wilhelm gegenseitig und mit 
zahlreichen territorialen Kräften des Oberrheins zu Hilfe und Beistand in verschie- 
denen Punkten des Friedensschutzes.°° 

Der Landfrieden war vorerst „in gehaim“ und sollte erst am 26. August in Basel 
endgültig beschlossen werden.‘ Dies jedenfalls entsprach der Idealvorstellung der 
beiden Hauptakteure; beide hätten die ihnen vom König verliehene Autorität als 
Reichsverweser bzw. Konzilsschirmherr eingebracht und der Pfalzgraf zudem seine 
politische Position am Oberrhein, die dem Abkommen eine hohe Durchschlagskraft 
gesichert hätte. Die hegemoniale Vorrangstellung Ludwigs von der Pfalz am Ober- 
rhein wäre gefestigt und in einen organisatorischen Rahmen gefaßt worden, dessen 
Wirkungskraft die eigentliche Vertragsdauer wahrscheinlich überschritten hätte. Für 
eine Realisierung dieses Entwurfs ging die politische und diplomatische Vorsicht der 
übrigen Beteiligten allerdings zu weit, so daß eine wirkliche Umsetzungschance 
kaum jemals bestanden haben dürfte. Nicht anders erging es dem Pfalzgrafen bei 
seinem Versuch, als Reichsvikardie „gewonlichen stuer und allen andern sachen, die 
ir dem heiligen Romischen riche schuldig sint zu tunde“, für sich zu reklamieren.“ 
Die Städte bekundeten eifrig ihren Willen, ihren Pflichten dem Reich gegenüber 
nachzukommen, zahlten aber direkt an den König oder verwiesen darauf, daß sie an 
Ludwig nichts abführen könnten, weil sie verpfändet seien. 

Ungefähr zur Zeit der oberrheinischen Initiative kam es in Mergentheim zu 
einer fränkischen Landfriedensversammlung, die von Konrad von Mainz und Frie- 
drich von Brandenburg veranstaltet wurde.“ Die Städte begegneten auch diesem Plan 
mit größter Zurückhaltung. Nürnberg war die einzige Stadt, die den Tag überhaupt 
beschickte, und zwar gegen den Wunsch des Erzbischofs ausdrücklich nur auf ein 
„Hintersichbringen“.$’ Die beiden Kurfürsten erarbeiteten zwar einen Vertragsent- 
wurf®, der Erfolg dieses Tags jedoch scheint mehr als bescheiden. Während Friedrich 
und Konrad versuchten, ihrem Projekt nachträglich propagandistisch etwas mehr 


58 Vgl. zur Anwesenheit die Weinschenkungen Basels aus Anlaß der Herren- und Städtetage, RTA 
X, 597. 

59 RTA X, 597a, S. 974, Zeile 7. 

60 RTA X, 597a; Namen vgl. RTA X, 597a, S. 974, Zeile 8-10. 

61 Vgl. RTA X, 601. 

62 RTA X, S. 599. Es ist denkbar, daß dem Landfrieden ein Straßburger Entwurf zugrunde lag, vgl. 
RTA X, S. 937. 

63 Voller Titel RTA X, 600, S. 976, Zeile 37 bis S. 977, Zeile 3. 

64 RTA X, 604, Punkt 3. 

65 Vgl. RTA X, 652, S. 1032, Zeile 28-29; vgl. zu den Forderungen und Reaktionen RTA X, 
652-657. 

66 Vgl. RTA X, 609-610. 

67 RTAX, 611. 

68 RTA X, 615. 
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Volumen zu geben®, stellte der Nürnberger Gesandte klar, daß einzig Kurmainz, der 
Brandenburger, die Grafen von Wertheim und der Weinsberger den Frieden be- 
schworen hätten; die übrigen Anwesenden hätten die Einung vorläufig nur zur 
Kenntnis genommen.” 

Diese Fehlschläge im Umfeld der Sicherung des Konzils dürfen nicht darüber 
hinwegsehen lassen, daß es dem königlichen Statthalter immerhin gelungen war, mit 
den Großen des Reiches in Verhandlungen einzutreten und entsprechende Bemühun- 
gen in Gang zu setzen. Die Ineffizienz der Treffen lag im wesentlichen darin 
begründet, daß auch in diesem Fall die Beziehungsmuster des Reiches wirksam 
wurden, welche gemeinsames Handeln nur unter der Wirkung einer starken Integra- 
tionskraft erlaubten. Wilhelm von Bayern hatte nicht die Autorität, diese Kraft 
auszuüben, und dem Konzil fehlte noch das genügende Quantum an Erfolg. 


Das Konzil in der Politik des Königs 


Dennoch hatte eine Bewegung eingesetzt, die allein schon durch ihr gemeinsa- 
mes Ziel in gewisser Weise zur Konsolidierung der Versammlung in Basel beitrug. 
Die Verbindung zwischen dem Konzil und dem Reich hatte auch einen Bezug des 
Reiches zum königlichen Italienzug zur Folge, da dieser seinerseits eng mit dem 
Konzilsinteresse verbunden war. Auf diese Weise entwickelte sich das Konzil zu 
einer Brücke zwischen König und Reich, die Sigmunds Unternehmen in Italien 
absicherte und seine politische Präsenz im Reich gewährleistete. Im Herbst konnte 
der König bei der Anforderung von Hilfstruppen aus dem Reich mit Argumenten 
operieren, die sich wesentlich von denen seiner Romzugshilfe-Forderung vom 
Anfang des Jahres unterschieden.” War damals der Rechtsanspruch des Königs 
betont worden, so stand nunmehr das Reichsinteresse im Vordergrund. 

Der König beauftragte Wilhelm von Bayern und Friedrich von Brandenburg, 
je einen Tag zu berufen. Er forderte, daß man 2.000 bis 3.000 Berittene für ungefähr 
ein halbes Jahr ausstatten solle, „das doch ein klein ding wer’? im Vergleich zu dem, 
was er selbst in Italien auf sich nehme. Die beiden Organisatoren sollten an den Stolz 
und das Ehrgefühl der Reichsangehörigen und an ihre Verantwortung für die 
Wahrung der Reichsrechte in Italien appellieren.’® Dieser Appell konnte allerdings 
nicht die gewünschte Resonanz erzielen, wenn er nur diejenigen erreichte, für die des 
Königs Sorgen kein unmittelbares Problem darstellten. Die Tage, auf denen die 
Forderungen Sigmunds verhandelt werden sollten, blieben ohne Resultat.” Denn von 
den kleineren und mittelgroßen Gewalten wurden die Probleme des Königs nicht als 
direkte Gefahr eingestuft, weil sie außerhalb der Grenze spürbarer Auswirkung lagen, 
und die Bekämpfung „mittelbarer‘‘ Gefahren wurde nicht als Aufgabe kleinerer 
Machtträger verstanden. 

69 RTA X, 616. 

70 Vgl. RTA X, 617; Nümberg, Windsheim und Weißenburg hatten seit dem Sommer eine 
Landfriedenseinung abgeschlossen, die für zwei Jahre gelten sollte. 

71 RTA X, 331; vgl. im Gegensatz dazu RTA X, 146, 147. 

72 RTA X, 331,$.539, Zeile 35. 

73 RTA X, 331, S. 540, Zeile 6-8. 


74 Vgl. RTA X, 334-345; zur Anwesenheit auf dem Basler Tag am 16.11.1432 vgl. RTA X, 336, 
Punkt 2. 
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Das Konzil in der Politik der Kurfürsten 


Anders reagierten die Kurfürsten. Im Herbst hatte sich das Ansehen des Konzils 
soweit gefestigt, daß diese einen Tag „von emstlicher und trefflicher sachen wegen 
die heiligen kirchen und das heilige Romische riche antreffende“”® ansetzten. Kur- 
fürstliche Räte trafen im Oktober in Frankfurt mit Vertretern des Konzils zusammen. 
Diesen gelang es nicht, ihre Gesprächspartner unzweideutig auf das Konzil festzule- 
gen und sie geschlossen zu einem Besuch in Basel zu bewegen.”® Die nunmehr 
politisch aktivierten Kurfürsten waren nicht bereit, ihr Gewicht zu dem des Königs 
in die Konzils-Waagschale zu legen. Sie sprachen den Vätern zwar ihre Verbunden- 
heit aus und beglaubigten auch eine Gesandschaft nach Basel, bewiesen aber 
ansonsten, daß sie klar erkannt hatten, welche Bedeutung ihre Stellungnahme — 
besonders vor dem Hintergrund der Verstimmung zwischen König und Konzil — 
gewonnen hatte. So wollten sie die Gelegenheit, ihr eigenes Gewicht in der Ausein- 
andersetzung zur Geltung zu bringen, nicht ungenutzt verstreichen lassen. Sie boten 
ihre Vermittlung zwischen Papst und Konzil an und traten damit - je nach Lage der 
Dinge — neben oder in Konkurrenz zu Sigmund. 


Ergebnisse 


Dem König und den Vätern in Basel war es im Laufe des Jahres 1432 gelungen, 
das Konzil zu etablieren und das Reich in die Sicherung der Kirchenversammlung 
einzubinden. Jedoch wurde die recht stabile Konstruktion wechselseitigen Interesses, 
welche König und Konzil in der Anfangsphase verbunden hatte, erschüttert, sobald 
sein Erfolg dem Konzil eine gewisse Unabhängigkeit von königlicher Förderung 
beschert hatte. Die in beiderseitigem Interesse angeregte Aktivität der Kurfürsten tat 
das Ihre, um die anfängliche Verbindung zu destabilisieren. Sie repräsentierten im 
Reich eine zu große selbständige Kraft, als daß sie sich ohne weiteres in die könig- 
liche Politik hätten einbinden lassen. Sie erkannten vielmehr die Möglichkeit, die 
Konstruktion König-Konzil-Reich nicht zu einem geschlossenen Ring werden zu 
lassen, sondern über eine eigene aktive Konzilspolitik ihrerseits Einfluß auf das 
Verhältnis zwischen Papsttum und Königtum zu nehmen. 

Auf jeden Fall läßt sich feststellen, daß das Konzil im Lauf des Jahres zu einer 
Schaltstelle im Kräftespiel zwischen König und Reich geworden war. Dabei waren 
die Funktionen der Versammlung vielfältiger Natur: Sie war gleichzeitig Forum und 
Gegenstand politischen Handelns, unersetzlich wegen ihrer Friedensvermittlung mit 
den Hussiten, dabei aber selbst abhängig von der legitimierenden Kraft des Königs 
und möglichst großer Teile der Christenheit. Diese Ambivalenz von Abhängigkeit 
und Relevanz bietet den Schlüssel zum Verständnis des Konzilserfolgs aus politi- 
scher Perspektive. Für den Zusammenhang zwischen König und Reich bedeutete 
dies, daß das Konzil erforderlich war für die Lösung des Hussitenproblems und 
gleichzeitig politisch nutzbar schien, weil es dem Herrscher erlaubte, seine Italien- 


75 RTA X, 322, S. 525, Zeile 24-25. 
76 Vgl. RTA X, 326-330. 
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fahrt zur Reichsangelegenheit zu machen, ihm auch während seiner Abwesenheit 
eine politische Basis im Reich sicherte und weil es im König-Papst-Konflikt für 
König und Kurfürsten mit- und gegeneinander einsetzbar war. 


Das Jahr 1433 
Die Situation 


Die Kaiserkrönung und ein dramatischer Höhepunkt im Gegeneinander von 
Papst und Konzil versprechen für die Betrachtung des Jahres 1433 ein großes 
Reservoir an politischem Material. Da die besonderen Umstände beider Ereignisse 
eine Trennung in Reichs- und italienische Belange nicht zulassen, ergibt sich die 
Möglichkeit, die Untersuchung von politischen Funktionszusammenhängen diesmal 
in einemsehr weitgespannten Bezugsrahmen anzustellen und die ”’metarealpolitische 
Stellung des römisch-deutschen Königs“ in diesem Zusammenhang zu überprüfen. 

Anfang 1433 hatten sich Papst und König militärisch und diplomatisch gegen- 
seitig und dem Konzil gegenüber in eine bedrängte Lage manövriert. In Siena saß 
Sigmund fest, weil er die vom Herzog von Mailand zugesagten Mittel zur Fortsetzung 
des Romzugs nicht erhielt! und auf Hilfe aus dem Reich kaum emsthaft hoffen 
konnte.? Der Papst sah sich von König und Konzil unter Druck gesetzt, die Basler 
Versammlung „gentzlich und an alle underscheid“ zuzulassen.’ Hinzu kam, daß die 
Anwesenheit Sigmunds die italienische Territorialpolitik störte, weil er im Namen 
von Reich und Konzil in die politische Ordnung eingriff, indem er Rechtsansprüche 
bestätigte oder Verwaltungsstrukturen veränderte. Infolge der angespannten macht- 
politischen Situation boten sich genügend Gelegenheiten, mit relativ geringem 
Aufwand eine große Wirkung zu erzielen. Außerdem war das Konzil in Italien mehr 
noch als im Reich ein Faktor von hoher Brisanz. Schließlich war Eugen Venetianer, 
was nicht nur erklärt, wie eng sich Filippo Maria Visconti dem Konzil verbunden 
fühlte’, sondern was auch darauf schließen läßt, welche Wirkung ein Bruch zwischen 
Filippo Maria und Sigmund haben würde. 

Im Januar 1433 war der König auf dem Tiefpunkt seiner Italienfahrt angelangt. 
Seine direkte Verbindung zur Kurie war abgerissen, nachdem sich das Konzil mit 
aller Schärfe gegen eine Fortsetzung des Dialogs mit Eugen ausgesprochen harte.® 


1 Bruno Spors, Die Beziehungen Kaiser Sigmunds zu Venedig in den Jahren 1433-1437., Diss. 
Kiel 1905, S. 7; vgl. auch RTA X, 373. 

2 Vgl. Herzog Wilhelms Briefan Sigmund vom März 1433. Die Kurfürsten hätten zwar einen Tag 
wegen der Truppenentsendung ausgeschrieben, aber der Tag sei zu spät veranschlagt und die 
Forderungen zu unpräsise formuliert worden, so daß miteinem Erfolg des Tages nicht zu rechnen 
sei; RTA X, 543, Punkt 1, S. 898, Zeile 33-36. 

3 Vgl. Sigmund an Wilhelm von Bayern, RTA X, 380, Punkt 1, S. 648, Zeile 29. 

4 Vgl. Spors, Bezichungen, S. 10-11; vgl. die Wirkung von Sigmunds Eingriffen in die Anconi- 
tanischen Mark, RTA X, 380, Punkt 3 und RTA X, 337. 

5 Vgl. Spors, Beziehungen, S. 11. Danach besaß der Herzog von Mailand mehr Einfluß auf das 
Konzil als der König. 

6 Vgl. RTA X, S. 560, Anm. 6; RTA X, 376, 378, 380. 
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Sigmund hatte gerade noch rechtzeitig erkannt, daß er ohne mailändische Unterstüt- 
zung auf die Dauer der Verbindung von Papst, Venedig und Florenz nicht gewachsen 
sein würde, wenn es ihm nicht gelang, weiterhin als Exponent des Konzils zu gelten. 
Er sah sich veranlaßt, in aller Form Rücksprache mit Basel zu nehmen, sich zu 
rechtfertigen und um Rat und Unterstützung zu bitten.’ 

Das Abhängigkeitsverhältnis hatte sich umgekehrt; die Konzilsväter nahmen 
den König nun in ihren besonderen Schutz.’ Dies enthob den König der Notwendig- 
keit, den Gedanken an einen Rückzug aus Italien weiterzuverfolgen.” Die Lage 
entwickelte sich vollends zu Sigmunds Gunsten, als es seiner Gesandschaft!® gelang, 
einen Vertragsentwurf für einen Frieden zwischen Sigmund und Florenz auszuhan- 
deln. Er sicherte dem König die ehrenvolle Fortsetzung seines Italienzuges und sollte 
der Stadt die Bestätigung ihrer Privilegien sowie die Aussetzung der Entscheidung 
über die Rechtmäßigkeit von territorialen Ansprüchen auf zehn Jahre bringen.'' 


Das kurfürstliche Konzilsprotektorat 


Unterdessen war Eugen weiter in Bedrängnis geraten, weil sich die Frist von 
sechzig Tagen, die das Konzil ihm für seine Zustimmung zur Kirchenversammlung 
gesetzt hatte, ihrem Ende zuneigte; einstweilen war dem Papst die Verfügung über 
den Kirchenbesitz untersagt. Kaspar Schlick beschrieb die Situation an der Kurie 
Anfang Februar 1433 drastisch: In Rom seien „die pfaffen und ander ... wild und 
wollen alle wegziehen.“'? In dieser Notlage erlangte eine kurfürstliche Gesandtschaft 
die Erklärung Eugens, daß das Konzil in Basel unter dem Vorsitz seines Legaten 
abgehalten werden solle. Die Kurfürsten wurden mit dem Schutz der Konzilsstadt, 
des päpstlichen Präsidenten sowie der nach Basel reisenden Prälaten beauftragt." 
Den kurfürstlichen Gesandten war von vornherein klar, daß die Bulle das Konzil auf 
keinen Fall zufriedenstellen werde.'* So sahen es wohl auch andere; die Abreisewelle 
aus Rom hielt an, so daß der Papst sich schließlich genötigt sah, ihr durch Ausreise- 
verbote entgegenzutreten.!” Sigmunds Lage verbesserte sich also zusehends, wäh- 
rend (und weil) sich die Situation Eugens verschlechterte. Die kurfürstliche Gesand- 
schaft führte zur Wiederaufnahme der Verhandlungen zwischen König und Papst, 
ohne allerdings dem hohen Anspruch, eine eigenständige Konzils- oder Papstpolitik 
betreiben zu wollen, schon bei dieser Gelegenheit gerecht zu werden. Die Bulle war 


7 RTA X, 394; vgl. Segovia, Vol. I, Liber IV, Caput VII. 

8 RTA X, 396; Segovia Vol. I, Liber IV, Caput VIII. 

9 Sigmund hatte erwogen, mit Hilfe des Königs von Aragon Italien zu verlassen und sich über die 
Provence nach Basel zu begeben; vgl. Fk, Aragon, S. 162-163. 

10 RTA X, 416, 3.1.1433. Vollmacht für den ungarischen Marschall Lorenz von Edervar, Kaspar 
Schlick, den Prokurator des Deutschen Ordens in Rom Kaspar Stang von Wandhof und den 
Genuesen Baptista Cigala für Friedensverhandlungen mit Florenz. 

11 RTA X, 419. 

12 RTA X, 421, S. 745, Zeile 20-21; vgl. RTA X, S. 620. 

13 RTA X, 386. 

14 RTA X, 392, Punkt 4. 

15 RTA X, 392, Punkt 2. 

16 Vgl. RTA X, 408. 
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unzureichend; sie bewirkte allenfalls einen Aufschub und ermöglichte, was die 
kurfürstlichen Gesandten dem König auf ihrer Rückreise nach Basel dringend 
empfahlen: sich zügig krönen zu lassen'® und schnell nach Basel heimzuziehen, und 
zwar noch, bevor das Konzil seine Antwort formuliert habe. Prinzipiell hat man diese 
Lösung dann auch realisiert. Mitte Mai wurde ein Konzilsbote mit dem Auftrag, den 
König von der Krönungsreise abzuhalten, entsandt; Sigmund war jedoch schon nach 
Rom unterwegs." 

Die kurfürstliche Vermittlung hatte also einen taktischen Vorteil bewirkt; 
dennoch war die Mission als ganze gescheitert, und die Wirkung des kurfürstlichen 
Konzilsprotektorats war dementsprechend gering. Was bei einer günstigeren Aus- 
gangslage zu einer beträchtlichen Steigerung des Einflusses der Königswähler hätte 
führen können, wurde unter diesen Umständen von den Baslern rundweg abgelehnt.'? 
Der Versuch des Papstes, den königlichen Konzilsprotektor auszuschalten und damit 
die direkte Verbindung zwischen Herrscher und Konzil zu lösen!?, war gescheitert. 
Die Ablehnung der Bulle war nur eine Frage der Zeit. Sigmund trat dennoch für eine 
günstige Aufnahme der Bulle ein, schließlich sei dem Konzil doch „beinahe sein wille 
erfollet“ worden.” 


Verhandlungen mit Venedig 


Der König war dem Konzil gegenüber in Verlegenheit. Wider besseres Wissen 
um dessen Haltung galt es zu begründen, warum er auf der Grundlage der Bulle mit 
dem Papst wieder in Verhandlungen eingetreten war.” Kaspar Schlick und Matko 
von Thallóczy hatten im Auftrag des Königs eine Reise an die Kurie unternommen 
und dort Anfang April eine Einigung zustandegebracht.?? Ihre Gespräche standen in 
unmittelbarem Zusammenhang mit den bereits laufenden Friedensverhandlungen für 
Italien. Dies ergab sich schon daraus, daß Sigmund zur Beendigung seines Zugs 
militärischer und finanzieller Hilfe bedurfte, die ihm ausgerechnet Venedig anbot.?? 

Die Republik kalkulierte, daß es kaum einen besseren Weg gäbe, den ihr eng 
verbundenen Papst vor dem Konzil zu schützen als den, Eugen mit dem Beschützer 
der Versammlung durch die Kaiserkrönung zu verbinden. Einem Frieden mit Vene- 
dig standen allerdings unter anderem Ansprüche des Reiches auf einige Territorien 
entgegen, die Venedig im Zuge seiner Expansion entfremdet hatte. Die Republik 
drängte darauf, die Verhandlungen so zügig wie möglich zu beenden, was nur 
möglich war, wenn man sich auf einen Waffenstillstand nach bewährten Muster 


17 RTA X, S. 638; vgl. Instruktionen des Basler Konzils RTA X, 411. 

18 Vgl. die Reaktion des Konzils bei Bansa, Konrad von Weinsberg, S.48 und in RTA X, S. 623, 
Anm. 7; Sigmunds Reaktion in einem Brief von Anfang März 1433 in RTA X, 405. Der König 
fand eine diplomatisch geschickte Lösung, indem er die Kurfürsten aufforderte, sich am Schutz 
des Konzils zu beteiligen; vgl. RTA X, 393, S. 669, Zeile 35-36. 

19 Vgl. Bansa, Konrad von Weinsberg, S. 48. 

20 RTA X, 407, Punkt 3, S. 688, Zeile 14. 

21 RTA X, 407, Punkt 5. 

22 RTA X, 445; Einigung RTA X, 449, 450. 

23 RTA X, 477,483, 489, 


200 König, Reich und Basler Konzil 


einigte.” Die Frage einer Belehnung Venedigs mit den okkupierten Reichsgütern und 
die Möglichkeit eines Bündnisses zwischen Sigmund und der Republik gegen Mai- 
land mit oder ohne Einschlußdes Papstes und der Florentiner waren Themen, die man 
auf spätere Zeiten verschob.® Das gegenseitige Interesse an einem positiven Ausgang 
der Verhandlungen verband den künftigen Kaiser und die Republik für die Dauer der 
Verhandlungen relativ eng miteinander, was Sigmund noch für einige Jahre finan- 
zielle Unterstützung von seiten Venedigs einbrachte” und den Kontakt zum Papst 
erhielt. Die Republik wünschte sich einen möglichst reibungslosen und zügigen 
Ablauf, der erst den Waffenstillstand, dann die Krönung (möglichst nicht in Rom, um 
Aufstände zu vermeiden)? und danach die sofortige Abreise des Kaisers nach Basel 
vorsah.” Die königlichen Gesandten wußten in ihren Gesprächen mit dem Papst zu 
verhindern, daß die Krönung von einem Waffenstillstand mit Venedig abhängig 
gemacht wurde. Ebenso war ihnen daran gelegen, den Kaiser nicht unverbrüchlich 
mit dem Papst zu verknüpfen.” Insofern scheiterte der Versuch, Krönung und 
weiteres Schicksal des Kaisers völlig in die italienischen Verhältnisse einzubinden.” 

Sigmund stand, so läßt sich zusammenfassen, als römischer König und defen- 
sor ecclesiae auch in Italien eher mittellos als machtlos da. Ähnlich wie im Reich hat 
seine Funktion als Legitimationsinstanz und weltliches Haupt der Christenheit ihm 
auch hier mehr Gewicht verliehen, als die äußeren Umstände zunächst vermuten 
lassen. Sein königliches Substrat ermöglichte ihm eine einigermaßen erfolgreiche 
Politik im komplizierten Mit- und Gegeneinander von Papst und Venedig gegenüber 
dem Konzil und Mailand. Die Selbständigkeit, die sich der Herrscher in dieser Kon- 
stellation durch seinen „diplomatischen Frontenwechsel“ von der mailändischen auf 
die Seite der Liga erwerben konnte, schuf eine brauchbare Basis für die Wahrneh- 
mung seiner Funktion als Mittler im Konflikt zwischen Papst und Konzil — solange 
es etwas zu vermitteln gab, d. h. vor dem endgültigen Bruch zwischen Papst und 
Konzil. Infolgedessen war der König nebenher eifrig damit befaßt, das Konzil zum 
Aufschub des Prozesses gegen den Papst zu mahnen und in Basel?! die Meinung zu 
pflegen, daß er den Papst zur Ergänzung der Approbationsbulle veranlassen werde.’? 
Sigmund instnuierte seinen Statthalter, alle Hebel in Bewegung zu setzen, um das 
Konzil in seinem Sinne zu beeinflussen.’ Zahlreichen kaiserlichen Gesandtschaf- 


24 RTA X, 480-483. 

25 Vgl. bei Spors, Beziehungen, S. 28-49. 

26 Vgl. RTA XI, 95,96; Schwarzenburgs Bericht an Frankfurt, RTA XI, 102; direkte Belege RTA 
XI, 183, 185; RTA XI, S. 359, Anm. 3. 

27 RTA X, 448, 475. 

28 RTA X, 484-486. 

29 RTA X, 449, Punkt 6. 

30 Die Venetianer waren dennoch sehr zufrieden mit Schlick und den anderen königlichen Räten. 
Sie billigten ihm am 5. Juni (RTA X, 489, Punkt 2) immerhin 1.000 Dukaten zu. 

31 RTA X, 398, 399, 

32 RTA X, 410. 

33 RTA X, 414, Erste Nachschrift Im Zuge dieser Bemühungen bat der König Wilhelm ausdrück- 
lich, den Kardinal von England aufzusuchen, welcher gerade in Basel angekommen war. 
Wilhelm sollte den Kardinal in Erinnerung an die Einigkeit Konstanzer Tage zu einer Unterstüt- 
zung des Königs bewegen. 
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ten* und dem eifrigen Bemühen Wilhelms von Bayern war es schließlich zu 
verdanken, daß die Entscheidung der Väter so lange aufgeschoben wurde, daß der 
Kaiser tatsächlich noch rechtzeitig Basel erreichte. 


Sigmund als Mittler zwischen Papst und Konzil 


Nach seiner Ankunft (11. Oktober) führte Sigmund intensive Gespräche mit 
dem Konzil. Dieses überzeugte ihn, daß die bisherigen Adhärenzbullen nur kraftlose 
Wortspielereien gewesen seien, die mit einer ernsthaften Anerkennung wenig ge- 
mein hätten. Der Kaiser bemühte sich daraufhin, eine neue Formel zu finden, um das 
Schisma zu vermeiden. Er verfolgte dabei die Linie eines pragmatischen Kompro- 
misses, welcher dem Papst für die volle Anerkennung des Konzils die Sicherheit 
bringen sollte, von den Baslern auch hinsichtlich seiner umstrittenen Wahl „quantum 
cum deo“ anerkannt zu werden.” 

Diese Formulicrung entsprach derjenigen, auf die der Kaiser selbst in seinem 
Vertrag mit Eugen eingegangen war; sie erlaubte den Vätern, aufeine Bestätigung der 
päpstlichen Autorität einzugehen, ohne sich dem Verdacht auszusetzen, die Adhä- 
renzbulle zu teuer „erkauft‘“ zu haben. Der Kaiser befand sich mit den (Kur-)Fürsten 
und den französischen Gesandten?” in voller Übereinstimmung, was mit ein Grund 
dafür gewesen sein mag, daß es gelang, die harte Konzilslinie zu durchbrechen. Auf 
der anderen Seite hatte der so zustandegekommene Kompromiß ein derart großes Ge- 
wicht, daß der Papst sich einer Bestätigung aus eigenem Interesse heraus kaum 
entziehen konnte. 

Für die päpstliche Zustimmung hatte Sigmund auch auf einem anderen Weg 
Vorsorge getroffen. Er unterließ es nicht, sich mit Venedig abzustimmen, so daß 
bereits im November entsprechende „Ratschläge“bei Eugen eintrafen.” Kein ande- 
rer als der venetianische Gesandte Donato war es auch, welcher dem Papst die 


34 Mitte Juni verwarfen die Väter in Basel die päpstliche Bulle vom 14. Februar endgültig und 
beschlossen den Erlaß eines Dekrets, demzufolge die Suspension des Papstes nach einer 
bestimmten Frist ausgesprochen werden sollte, wenn er das Konzil nicht vorher noch anerkennen 
würde. Man wartete in Basel auf diese Anerkennung und erhoffte sie aus den Händen päpstlicher 
und kaiserlicher Gesandter (RTA XI, 6). Weder die päpstlichen Boten, noch Hartung Klux und 
Nikolaus Stock, die Sigmund Anfang Juni losgeschicht hatte (RTA XI, 3), brachten die ersehnte 
Bulle. Anfang Juli entsandte der König Peter Wacker, der die Stadı Basel dazu bewegen sollte, 
mit Wilhelm von Bayern, dem Bischof von Chur und den obengenannten kaiserlichen Gesandten 

| zusammen das Konzil dazu zu veranlassen, die Bulle anzunehmen (RTA XI, 10, 20). Nach der 

Veröffentlichung des Suspensions-Dekrets beschloß Wilhelm, den Kaiser durch Johann von 
Chur und Henman Offenburg über die Lage in Basel zu informieren, vgl. Elsanne GILOMEN- 
SCHENKEL, Henman Offenburg (1379-1459), Basel 1975, S. 85. Sigmund sandte die beiden 
umgehend zurück (RTA XI, 18). Sie sollten dem Konzil eine weitere Fristverlängerung 
abhandeln (RTA XI, 23-28). Henman überschritt zwar seine Vollmacht (RTA XI, 30 Cedula 
inclusa; RTA XI, 30, S. 64, Zeile 22-25), erreichte aber eine vernünftige Lösung; vgl. ergänzend 
Wilhelm von Bayern, RTA XI, 23, S. 55, Zeile 33. 

35 Argumente vgl. RTA XI, 47c; vgl. Segovia, Vol. I, Liber VI, Cap. XII-XIV. 

36 Vgl. bei RTA XI, 52-53. 

37 Vgl. RTA XI, 52; s. auch Segovia, Vol. I, Liber VI, Cap. XXII. 


38 Vgl. RTA XI, 58, 59; vgl. auch Walter von Schwarzenbergs Bericht an Frankfurt, RTA XI, 108 
Cedula inclusa I. i 
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Adhärenzerklärung zur Unterschrift vorlegte.”? Letztendlich hat Sigmund das Ringen 
zwischen Papsttum und Kaisertum fürsichentschieden. Sein Autoritätsgewinn durch 
die Kaiserkrönung und seine Bereitschaft, tragfähige Kompromisse zu erarbeiten und 
durchzusetzen, hatten ihm all’ die Kräfte zugeführt, die in Basel Verhandlungen be- 
fürworteten. Dazu zählten nicht zuletzt die Kurfürsten“, deren eigene Vermittlungs- 
versuche nicht zu einer Lösung geführt hatten, weil sie im Konflikt zwischen Papst 
und König in seiner augenblicklichen Konstellation keine ausschlaggebende Position 
hatten einnehmen können. 


Sigmunds Repräsentanten in Basel 


Im Reich hatte sich indes die für die zweite Hälfte des Jahres 1432 beschriebene 
Konstellation im wesentlichen gehalten. Wilhelm von Bayern vertrat weiterhin den 
König vor dem Konzil und im Reich, wobei seine Funktion beim Konzil gegenüber 
seinerreichspolitischen Tätigkeit an Bedeutung gewann, je mehr sich die Diskussion 
um die Eröffnung des Prozesses gegen den Papst zuspitzte; der Wittelsbacher war in 
großer Sorge, daß Sigmund in Italien eine Art Geisel des Papstes werden könnte, 
wenn es nicht gelänge, den Prozeß zu verhindern.“ Er setzte deshalb alles daran, dies 
zu erreichen. 

Seit Beginn des Jahres 1433 hatte der König seinem Vertreter in Basel den 
Bischof von Chur an die Seite gestellt?, was möglicherweise eine Reverenz vor dem 
Brauch war, daß sich weltliche Fürsten möglichst von einem kirchlichen Würdenträ- 
ger vor dem Konzil repräsentieren ließen.‘ Der Bischof von Chur hatte allerdings 
mehr die Funktion eines hochrangigen Gesandten als eines ständigen Vertreters. Er 
„bereicherte“ verschiedene wichtige Gesandschaften, fiel aber in den Verhandlungen 
nicht auf. Die politischen Verdienste gebührten eher seinen Mitgesandten, allen 
voran Kaspar Schlick“, aber auch Dr. Nikolaus Stock“ und Henman Offenburg.” Be- 
merkenswert ist auch der Aufstieg Jakobs von Sierck, Dompropst in Würzburg und 
Utrecht“, welcher ursprünglich wegen seiner Würzburger Dompropstei an den Hof 
gekommen war“, sich dort aber so bewährt hatte, daß der König ihn lange bei sich 
festhielt. Nicht vergessen sollte man den Venetianer Andreas Donato, den Sigmund 
im Beisein des Papstes zum Ritter schlug”; Donato ist speziell dem Papst-Venedig- 


39 RTA XI, 61. 

40 Vgl. auch RTA XI, 38-40. 

41 Vgl. RTA X, 410, vom 5.5.1433. 

42 RI XI, 9356-9357 

43 Über diese pragmatische Lösung eines Legitimationskonflikts vgl. Meutuen, Basler Konzil, S. 
28-30. 

44 RI XI, 9467, 9468, 9543, 9588. Schlick hat sich seine zweifelsohne beachtlichen Leistungen für 
Sigmund, besonders auf der Italienfahrt, dann aber auch im böhmischen Zusammenhang, nicht 
zuletzt durch eine Standeserhöhung vergelten lassen (vgl. RI XI, 12148, 12153). Eine entspre- 
chende Heirat verlief dazu parallel (vgl. RI XI, 11752); zur Echtheitsdiskussion vgl. ZECHEL, 
Studien, S. 195-277 und GoLDINGER, Standeserhöhungsdiplome, S. 331-332. 

45 RI XI, 9463, 9476. 

46 RI XI, 9580, 9586-9587, 9590, 9637, 9638, 9813. 

47 RI XI, 9396, 9425. 

48 RI XI, 9396, 9425. 

49 RI XI, 9566; vgl. auch RI XI, 10020. 
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Zusammenhang zuzuordnen und daher für die Betrachtung des königlichen Hofes nur 
insofern interessant, als seine Ehrung die Wichtigkeit dieses Zusammenhangs unter- 
streicht. 


Warten auf den Kaiser 


Im Hintergrund, aber nicht ohne Bedeutung, stand Ernst von Bayern im Kreis 
derer, die im Namen des Königs politisch aktiv wurden. Wilhelm hatte sich mit 
seinem Bruder den Friedensauftrag des Königs geteilt. Ernst versuchte, auf Tagen in 
München und Augsburg eine Landfriedenseinung für Bayern, Schwaben und Fran- 
ken zu erarbeiten, die allerdings über das Entwurfsstadium”” nicht hinauskam. Die 
Reichsstädte konnten sich nicht dazu entschließen, den Frieden anzuerkennen, wenn 
nicht sicher war, daß sich auch andere Fürsten, Herren und Städte anschließen 
würden.’! Das Problem war einfach und altbekannt: Der Frieden war zu weiträumig 
angelegt, so daß sein Abschluß nicht „awBtregenlich und trostlich“? schien, wie es 
Nürnberg treffend formulierte. Wilhelm von Bayern, der in Breisach ähnliches 
versucht hatte, verlegte seine Hoffnung auf den Kaiser, der so etwas mit Gottes Hilfe 
besser zustandebringen würde als er selbst.” 

Ähnlich resignierte Frankfurt“, das sich bemüht hatte, die Städte zu einem 
einheitlichen Vorgehen in Sachen „landswerung‘“ zu bewegen. Es ging bei dieser 
Angelegenheit um einen Beschluß der rheinischen Kurfürsten, nichtkurfürstliche 
Gulden und außerhalb.ihrer Münzstätten geprägtes Silbergeld vom Umlauf in ihren 
Gebieten und von der Annahme an ihren Zollstätten künftig auszuschließen. Dieses 
Verbot richtete sich im wesentlichen gegen den königlichen Gulden, welchen die 
Kurfürsten als minderwertig bezeichneten. Konrad von Weinsberg, der gemäß 
königlicher Privilegien’ dieses Geld in Frankfurt am Main, aber auch in Nördlingen 
und Basel prägen ließ, suchte gemeinsam mit Frankfurt nach einer Lösung.°* Das 
Problem war vor allem ökonomischer Natur, handelte es sich doch um die Vermei- 
dung einer Münzverschlechterung und um eine möglichst gewinnträchtige Münz- 
Alternative. Hier wurde die Angelegenheit politisch, weil es darum ging, einen 
Vorschlag weiträumig durchzusetzen, gewohnte Verhaltensweisen zu modifizieren 
(Frankfurt hatte vorgeschlagen, alle Gulden mit 19 Karat als „Landeswährung“ zu 
akzeptieren, andere nur nach ihrem tatsächlichen Gewicht)” und gemeinsam gegen 
die am Rhein dominierenden Kräfte aufzutreten. 

Wie kaum anders zu erwarten, stieß Frankfurt auf eine Front großer Skepsis. 
Die Stadt war ihrem ökonomischen Eigeninteresse folgend zu drastischen Maßnah- 
men bereit, fand jedoch bei ihren rechtlich-sozial annähernd gleichgestellten Part- 


50 RTA X, 629. 

51 RTA X, 635. 

52 RTA X, 637, S. 1018, Zeile 27. 

53 RTA X, 649, S. 1029, Zeile 2-3, 

54 RTA X, 577, 30.6.1433. 

55 RI XI, 8564, 8565. 

56 Zu diesem Problem vgl. RTA X, S. 850-862. 

57 RTA X, 564. Der Vorschlag ging auf eine Idee Nümnbergs zurück (vgl. RTA X, 539), 
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nern’® keine Bereitschaft, über weite Räume hinweg feste Einungen zur Wahrneh- 
mung gemeinsamer Interessen zu schließen. Dies funktionierte schon deshalb nicht, 
weil die rechtlich-soziale Gleichheit in unterschiedlichen Regionen durch verschie- 
dene hegemonialpolitische Bedingungen relativiert wurde. Insofern wies der Ver- 
such Frankfurts, die Städte auf Münztagen auf ein gemeinsames Verhalten festzule- 
gen, strukturelle Gemeinsamkeiten mit demjenigen der Herzöge von Bayern auf, 
einen Landfrieden zu organisieren. Beide Versuche scheiterten, beide Akteure 
erhofften die Realisierung ihres Vorhabens durch den Kaiser, dem allein sie genü- 
gend integrative Kraft zutrauten, solche Projekte zu verwirklichen. Diese Erwartung 
bedeutete per se Substanz für den König/Kaiser, weil sie sich ähnlich wie seine 
Funktionen als Wahrer des Reichsinteresses oder defensor ecclesiae unter bestimm- 
ten Umständen in politisches Handeln umsetzen ließ. Diese „immaterielle“ Substanz 
brachte in Kombination mit günstigen machtpolitischen Rahmenbedingungen Erfol- 
ge wie den gelungenen Italienzug oder die Vermittlung zwischen Konzil und Papst. 
Vielfach förderte oder begründete sie auch ein oft irrational anmutendes Vertrauen 
in die Möglichkeiten des Königs. 


Das Jahr 1434 


Das Kaisertum 


Walter von Schwarzenberg schrieb im Januar 1434 an Frankfurt, errechne mit 
einem großen Machtgewinn für den Kaiser, wenn es diesem tatsächlich gelingen 
sollte, die Anerkennung des Konzils vom Papst zu erwirken.! Schwarzenberg 
erwähnte das Kaisertum gar nicht, obgleich anzunehmen ist, daß das Ansehen 
Sigmunds durch die Krönung in Rom gestiegen war. Die Vermutung, ein erfolgrei- 
ches Kaisertum führe zu einer Vergrößerung der politischen Macht seines Trägers, 
läßt sich im Blick auf die strukturellen Besonderheiten königlicher/kaiserlicher Exi- 
stenz nicht generell bestätigen oder widerlegen. Zumindest kann man annehmen, daß 
das Kaisertum höhere Anforderungen an den Inhaber dieser Würde stellte. Sigmund 
selbst äußerte sich des öfteren darüber, wie er sich die Aufgaben vorstellte, die mit 
seinem neuen Rang verbunden seien. Sein „Programm“ bezog sich, anfangs noch 
relativ abstrakt, auf die Förderung der Ehre und des Nutzens des Reiches?; konkret 
hatte er sich neben der Konzilseinigung die Erstellung eines Landfriedens, die 
Überprüfung der Gerichtspraxis und einen „Anschlag“ für einen neuen „täglichen 
Krieg“ gegen Böhmen vorgenommen.’ Ende des Jahres legte der Kaiser eine 
Tagesordnung von sechzehn Punkten vor, die er in Frankfurt zu erledigen gedachte.* 
Während seines Italienaufenthaltes hatte Sigmund den Bedürfnissen des Reiches 
nicht entsprechen können und hatte Reichsgeschäfte auf die Zeit nach seiner Rück- 


58 Insofern ist Obenaus (St. Jörgenschild, S. 226-227) Begründung für die Gesellschaft von St. 
Jörgenschild ergänzungsbedürftig. 


1 RTA XI, 108, S. 221, Zeile 4-8. 
2 RTA XI, 87, S. 200, Zeile 39-43, 
3 RTA XI, 101. 

4 RTA XI, 264, 264a, 264b. 
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kehr verschoben.’ Die sechzehn Punkte sind ein Nachhol- und Wunschprogramm des 
Kaisers; sie erlauben wesentliche Aussagen über die Funktionszusammenhänge zwi- 
schen Herrscher und Reich, auch im Hinblick auf die Qualitätsveränderung durch das 
neuerworbene Kaisertum. 


Privilegienbestätigungen 


Auf den ersten Blick scheint schon die Flut von Wünschen zur Privilegienbe- 
stätigung‘ nach der Krönung Aufschluß über politische Zusammenhänge zu geben. 
Leider lassen jedoch diejenigen, die eigens an den Hof kamen, um sich ihre 
Privilegien garantieren zulassen, nicht exakt von denen unterscheiden, die das Konzil 
besuchten und bei dieser Gelegenheit eine Bestätigung vom Kaiser einholten. Das 
Bestreben, die eigenen Rechte und Freiheiten möglichst „gebessert‘“ bestätigen zu 
lassen, ging meist Hand in Hand mit Ergebenheitsbeweisen an den Kaiser (und die 
Kanzlei). Mit Hilfe Schlicks und Konrads von Weinsberg gelang es Sigmund, dies 
einträglich zu organisieren; neben den Krönungsabgaben der Reichsstädte’ bean- 
spruchte der Kaiser eine „stewr“ der Juden, die angeblich althergebracht sei, in 
Wirklichkeit aber als sehr extensive Auslegung der Abgabeverpflichtung bei der 
(Königs-)Krönung anzusehen ist. Wie auch immer der Tadel an die Juden, sie hätten 
sich „liederlich und sewmlich uns zu eren beweiset‘“®, rechtlich begründet sein 
mochte, er wurde ernstgenommen.!’ Konrad von Weinsberg, dem umfangreiche 
Vollmachten ausgestellt worden waren, konnte im Januar 1435 beträchtliche Einnah- 
men abrechnen.!! 


Die kaiserlichen Finanzen 


Obgleich auf diese Weise eine ansehnliche Summe in die Kasse des Kaisers 
floß, kam Sigmund nicht aus seiner 1434 offensichtlich besonders bedrängten 
Finanzlage heraus.!? Die Aufwendungen ließen sich auch nicht durch venetianische 
Zuwendungen”, durch Verpfändung kaiserlicher Kleinodien'* und Schuldentil- 


5 Vgl. etwa die Verschiebung der Reichsachtserklärung gegen Amold von Egmond, RI XI, 9366. 

6 Esgibt Hinweise darauf, daß die kaiserliche Kanzlei in den ersten Monaten völlig überlaufen war. 
(RTA XI, 93, 94, 98; Frankfurts Reichscorrespondenz I, 727). 

7 Vgl. allein die Ausgabenlisten von Basel (RTA XI, 150), Zürich (151), Münster im Elsaß (152), 
Speyer (158), Frankfurt (159, 160), Köln (161), Dortmund (162), Schweinfurt (157), Nürnberg 
(155), des Schwäbischen Städtebundes (153). 

8 Vgl. etwa Schumm, Judensteuer, S. 49-50; RTA XI, 163-174. 

9 RTA XI, 163, S. 297, Zeile 10. 

10 Vgl. Herzog Ernst von Bayern-München an seinen Sohn. Ernst hatte zunächst nicht an das alte 
Herkommen glauben wollen, zeigte sich aber, nachdem viele gezahlt hatten, überzeugt. RTA XL, 
166. 

11 Vollmachten, RTA XI, 167; Abrechnung, RTA XI, 171; siehe auch KArAsEK, Konrad von 
Weinsberg, S. 172-173. 

12 RTA XI, 172. 

13 RTA XI, 102, S. 215, Zeile 20-22. 

14 Vgl. die Auslösungsanweisung an Konrad von Weinsberg in Basel für 6.100 Gulden u.a. für die 
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gungsaktionen Nürnbergs'” einigermaßen vernünftig finanzieren, so daß Schwarzen- 
bergs Beurteilung der Lage vom Dezember 1433 wohl für den ganzen Aufenthalt des 
Kaisers zutraf. Der Frankfurter schrieb, es sei schwer vorstellbar, wie Sigmund sich 
in deutschen Landen finanziell unterhalten wolle, wenn ihm nicht Gut und Geld aus 
Italien zuflössen; damit waren vermutlich vor allem Eroberungen mailändischer 
Gebiete gemeint.’ Die finanzielle Mittellosigkeit des Kaisers ging so weit, daß der 
Schwäbische Städtebund im Sommer auf die Idee kam, man könne beim Kaiser um 
eine Verbesserung der städtischen Freiheiten und um eine Revision des Pfahlbürger- 
verbotes nachsuchen, denn „man bekome ietz kaufs, wes man wolte.‘? 

Diese auffällig verschärfte Geldknappheit des Kaisers bildet zweifelsohne den 
Hintergrund für einige seiner Handlungen, die sich sonst schlecht erklären lassen oder 
bei denen wenigstens die plötzliche Intensität des Engagements überrascht; so der 
Druck auf den Schwäbischen Städtebund, Donauwörth auszulösen!®, oder ein Revin- 
dikationsauftrag an Konrad von Weinsberg für entfremdete Reichslehen und -pfand- 
schaften im Südwesten des Reiches.” Diese Aktion war finanziell erfolgverspre- 
chend, zumal sich Weinsberg in der ihm zugewiesenen Region sehr gut auskannte.?" 
Eine gewisse Systematik kann man in diesem Vorgehen erkennen, vor allem in 
„kaufmännischer“ Hinsicht; von einer Revindikationspolitik als Element einer 
„Reichsreform‘“ kann man nicht sprechen. 


Kaiser versus Konzil 


Sigmunds ständige Geldnot war lebenslang ein begrenzender Faktor seiner 
Handlungsfreiheit. Sie hatte sich 1434 nur durch den Italienzug und Aufwendungen 
fürrepräsentatives Auftreten dramatisch verschärft. Wirtschaftliche Bedrängnis war 
allerdings zu keiner Zeit so bedrohlich wie politische „Verarmung“ durch den 
Ausschluß vom aktuellen Geschehen im Reich. Hier sah die Lage 1434 deutlich 
besser aus, da es Sigmund gelungen war, seine Funktion als defensor ecclesiae in 
Basel so zu erfüllen, daß das Konzil gleichzeitig als Basis königlicher Präsenz im 
Reich diente. Die Kaiserwürde hatte Sigmunds metarealpolitisches Substrat noch 
vermehrt, dank der erfolgreichen Vermittlung zwischen Konzil und Papst war sein 


Krone (RI XI, 10372); weiter sollte Konrad sich selbst und die Pfandstücke auslösen (RI XI, 
10746). Donauwörth löste schließlich Silberzeug in Basel aus und beglich auch Schulden in Ulm 
für Sigmund, insgesamt 13.000 Gulden (RI XI, 10832, vgl. auch 10745). Sigmund verpfändete 
in Regensburg Kleinodien an einzelne Bürger für 4.642 rheinische Gulden, die er ihnen für 
Beherbergung schuldig war. Unter diesen Kleinodien war auch wieder „unser kron von gold mit 
edelm gestein“; vgl. RTA XI, 258, S. 490, Zeile 18. 

15 Vgl. RTA XI, 156, S. 290-291, Punkt 3; vgl. RTA X1,S.291-292, Anm. 3; siehe auch KARASEK, 
Konrad von Weinsberg, S. 164-166. 

16 Brief vom 1.12.1433, RTA XI, 100; ein paar Tage später hatten die Venetianer Geld geschickt, 
so daß Schwarzenberg konstatieren konnte, der Kaiser sei guten Mutes; RTA XI, 102. 

17 RTA XI, 199, Punkt 3, S. 383, Zeile 47. 

18 Vgl. dazu RTA XI, 202; 204; 239; 242; 243, Punkt 5; 244, Punkt 2-3. Die Auslösungssumme für 
Donauwörth betrug immerhin 14.000 Gulden. 

19 RTA XI, 297-300, wobei 299, 300 wohl erneute Vollmachten von 1415 waren. 

20 Vgl. KREGER, Lehnshoheit, S. 113-114; Karasek, Konrad von Weinsberg, S. 173-175. 
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Prestige erhöht. Dieser Gewinn jedoch ließ sich nicht in Machtpolitik umsetzen, weil 
der Nutzen, den die Väter in Basel aus der päpstlichen Anerkennung ziehen konnten, 
weitaus größer war alsder des Kaisers. Man kann sagen, daß Sigmund seine Funktion 
für das Konzil an diesem Punkt erfüllt hatte, daß seine Rolle hier beendet war. Die 
Rolle der Väter in Basel dagegen hatte mit dem Autoritätsgewinn durch die Anerken- 
nung eine neue Qualität gewonnen; sie traten nun, zumindest für eine gewisse Zeit, 
in Konkurrenz zum Kaiser. Der alte Konflikt zwischen Papsttum und Kaisertum 
schien in die Debatte zurückzukehren; nur spielte diesmal das Konzil den politischen 
Part des Papstes. 

Diese Konstellation spiegeln die sechzehn Artikel Sigmunds vom September 
1434 wider, in denen der Kaiser unter anderem verlangte, daß das Konzil so geordnet 
werden müsse, daß sich das geistliche Gericht aus weltlichen Verfahren heraushalte. 
Außerdem müsse gewährleistet sein, daß sich das geistliche und das weltliche 
Schwert gegenseitig unterstützten, daß also nach längerer Reichsacht der Bann folgen 
müsse und umgekehrt.” Des weiteren plante Sigmund, das päpstliche Provisions- 
recht gegenüber den Bischöfen, besonders inden Kurfürstentümern, einzuschränken. 
Schließlich forderte er das Konzil auf, den Papst zu unterstützen.” Alle diese Forde- 
rungen standen vor einem konkreten Hintergrund, der sich aus der Konkurrenzsitua- 
tion zwischen Kaiser und Konzil ergeben hatte, nachdem inzwischen fast alle 
Auseinandersetzungen von Bedeutung vor dem Konzil ausgetragen wurden. 

Ein rechtlich besonders komplizierter Fall, die Causa Treverensis”, verbarg 
sich mit hoher Wahrscheinlichkeit hinter dem Provisionsartikel. Es ging seit dem 
Ausbruch des Trierer Schismas im wesentlichen um den Begriff der possessio, d. h. 
um die Frage, ob der faktische, von König und Kurfürsten anerkannte Besitz der 
Trierer Kur Ulrich von Manderscheid dazu berechtige, entgegen der päpstlichen 
Provision Rabans von Speyer Erzbischof von Trier zu werden oder nicht. Der König 
hatte den Streit ursprünglich vor sein Gericht ziehen wollen”, hatte sich aber nicht 
gegen die Rechtsauffassung Job Veners durchsetzen können, nach der Trierer 
Kurfürst nur derjenige werden dürfe, dem nach Ansicht des Papstes das Pallium des 
Erzbischofs gebühre. Der Fall wurde vor dem Konzil ausgefochten und rechtlich 
zugunsten Rabans von Speyer entschieden, wenngleich dieser realiter keine Chance 
hatte, sich in Trier durchzusetzen. 

War der Trierer Konflikt noch der geistlichen Gerichtsbarkeit im engeren Sinn 
zuzuordnen, so versagte diese Argumentation beim sächsischen Kurstreit, welcher 
seit den ersten Maitagen des Jahres 1434 ebenfalls in Basel ausgetragen wurde.” Der 
Lauenburger bemühte sich, dem Kaiser, dem er „justitia denegata“ vorwarf, die 
Entscheidung in dieser Angelegenheit zu entziehen oder doch wenigstens zu errei- 
chen, daß das Konzil die Oberhand über diesen Prozeß erhielt. Der Kompetenzstreit 
zwischen geistlicher und weltlicher Gerichtsbarkeit konnte kaum bessere Nahrung 
finden als diese. Der Kaiser nahm sich umgehend des Sukzessionsstreits an% und 


21 RTA XI, 264, Punkt 7, 8. 

22 Vgl. ebenda, Punkt 9, 10. 

23 Vgl. Meuruen, Trierer Schisma und HEimpeL, Vener, Bd. 1, Causa Treverensis, S. 455-610. 
24 RTA XI, 435, S. 584, Zeile 29-30. 

25 Hinze, Übergang, S. 63-69. 

26 Schreiben Sigmunds an Friedrich von Sachsen, RTA XI, 194 und RI XI, 12320. 
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formulierte öffentlich seinen Protest gegen die Einmischung des Konzils.” Die Väter 
in Basel wiesen den Vorwurf unberechtigten Eingreifens weit von sich”, lenkten aber 
ein, nachdem der Kaiser einen Rechtstag festgesetzt hatte, auf dem er sich der Sache 
annehmen wollte. 

Auch wenn es bis zum Tod des Lauenburgers nicht zu einer Entscheidung kam, 
der Rückzug des Konzils in dieser Angelegenheit war vollzogen. Dieser Rechtsstreit 
bildete, gemeinsam mit den weniger eindeutig der weltlichen Gerichtsbarkeit zu- 
zuordnenden Konflikten zwischen Bischöfen und ihren Städten”, den Hintergrund 
für Sigmunds Artikel gegen die Einmischung der geistlichen Gerichtsbarkeit in 
weltliche Belange. Der Kaiser suchte die Unterstützung des Reiches für sein Bemü- 
hen, die Konkurrenz des Konzils als oberster Rechtsinstanz, in einem Kernbereich 
kaiserlicher Existenz also, auszuschalten. In der Sachsenfrage konnte er sich dabei 
auf Rückendeckung aus dem Reich verlassen, weil die Ansprüche des Lauenburgers 
vonder politischen Entwicklung längst überholt waren. Der Kaiser bewegte sich hier 
ganz auf dem Boden der politischen Realität. 

Wesentlich anders dagegen war seine Position im großen Lehens- und Erbstreit 
gegen Philipp den Guten von Burgund.” Auch in dieser Angelegenheit (Pkt. 6) kam 
Sigmund nicht am Konzil vorbei. Philipp spielte in Basel eine nicht zu unterschätzen- 
de Rolle, und der Konflikt zwischen ihm und dem Kaiser entlud sich nicht zuletzt im 
Zusammenhang mit der Eskalation des englisch-französischen Konfliktes auf dem 
Konzil gerade zu diesem Zeitpunkt.” Für die Väter war die Freundschaft Philipps 
schon deshalb von besonderem Interesse, weil Teile seines Territoriums in unmittel- 
barer Nachbarschaft von Basel lagen. Ein Krieg gegen den Burgunder, wie ihn der 
Kaiser — das Bündnis mit Frankreich im Rücken — 1434 plante, hätte die Sicherheit 
des Konzils beeinträchtigt. Nachdem Sigmund hatte einsehen müssen, daß der Kampf 
politisch nicht durchsetzbar war, weil er fundamental gegen die ökonomischen 
Interessen des Niederrheins und einiger großer Handelsstädte im Reich verstieß??, 
ermöglichte ihm das Konzil ein würdevolles Zurücktreten von seiner Absicht. 
Sigmund verkündete, er werde nichts tun, was die Sicherheit der Basler Versamm- 
lung gefährden könne.” Auch wenn er seine negative Haltung gegen den Burgunder 
zeitlebens nicht aufgab”°, mußte er sich dem Reichs- und Konzilsinteresse beugen. 

Der Kaiser hatte in dieser Sache seine Macht überschätzt; es hatte sich nichts 
daran geändert, daß er nur in Übereinstimmung mit den von wenigen Kräften 
formulierten Bedürfnissen des Reiches imstande war, wirksam zu handeln und gar 


27 RTA XI, 226; RI XI, 10597; RTA XI, 227; RI XI, 10629. 

28 RTA XI, 230. 

29 RI XI, 10895; RTA XI, 252. 

30 Vgl. 21.6.1434 Ulm, RI XI, 10520; RTA XI, 224. Der Kaiser beschwerte sich, daß sich das Konzil 
die Entscheidung des Streits zwischen dem Kardinal von Rouen und den Bürgern von Besançon 
angemaßt habe und in die Wirren in der Bischofsstadt Bamberg eingegriffen habe. 

31 RTA XI, 264, Punkt 6. 

32 Vgl. August ZELLFELDER, England und das Basler Konzil, Berlin 1913, Nachdruck 1965, S. 
89-129; Joseph Toussamt, Les relations diplomatiques de Philippe le Bon avec le Concile de 
Bäle, Louvain 1942, $. 114-119. 

33 RTA XI, 222, 223. 

34 RTA XI, 294, 295. 

35 Ygl. RTA XII, 96 aus dem Jahre 1437. 
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militärische Maßnahmen zu ergreifen. Sein Gegenüber hatte sich allerdings verän- 
dert. Die volle Anerkennung des Konzils zunächst im Reich und nun auch durch den 
Papst stellte dem Kaiser die Väter in Basel gegenüber. Eine weitere konkurrierende 
Kraft war damit präsent, die den Kaiser vor allem deshalb einschränkte, weil ihr 
Substrat dem kaiserlichen ähnelte und weil ihr Funktionsradius sich mit dem des 
Kaisers überschnitt. 


Anliegen der Reichspolitik 


Die Konkurrenzsituation blieb allerdings thematisch begrenzt; so war die 
Inanspruchnahme des Konzils im wesentlichen auf die „‚große Politik“ beschränkt. 
Außerdem war das Konzilsinteresse nicht unbedingt auch Reichsinteresse, wohinge- 
gen beim Kaiser im allgemeinen eine Interessenübereinstimmung mit dem Reich 
vorausgesetzt wurde. Seine anderweitigen Verpflichtungen, etwa Ungarn gegenüber, 
wurden additiv zu den Reichsangelegenheiten gesehen; wenn dies nicht mehr so 
empfunden wurde, dann befand sich der König/Kaiser in der Krise (vgl. etwa die 
Situation beim Binger Bund). Das Konzil konnte also aufgrund seines weit über das 
Reich hinausgehenden Bezugsrahmens nicht mit dem Kaiser konkurrieren, wenn es 
galt, reichspolitische Probleme zu lösen, die sich nicht auf die geistliche Ebene 
transponieren ließen. Der Mißerfolg im sächsischen Kurstreit hatte dies hinlänglich 
bewiesen. 

Eines der Probleme, die gar nicht erst vor das Konzil kamen, war Punkt vier der 
sechzehn Tagesordnungspunkte Sigmunds. Es handelte sich um den Versuch, die 
Reichsacht gegen Ludwig von Bayern zu vollstrecken.°* Obwohl im Reich deutlich 
ausgesprochen wurde, wie frappierend das Mißverhältnis zwischen der militärischen 
Stärke des Bayern?” und der Ausrüstung des Kaisers sei, der „weder coste gezwge 
noch lute“ habe, konnte der Ingolstädter binnen kurzem veranlaßt werden, sich vor 
dem Kaiser zu demütigen.” In diesem Streitfall vertrat Sigmund die Position 
strafender Gerechtigkeit gegen einen eindeutig als Rechtsbrecher erkannten Gegner 
und konnte sich damit auf Hilfe aus dem Reich verlassen. Die Erinnerung an das 
Verfahren gegen Friedrich von Österreich war noch wach“, und bei dem zu erwar- 
tenden schweren Kampf wollten Fürsten und Städte lieber gemeinsam auf der Seite 
des Kaisers fechten und bayerische Güter erobern” als zwischen die Fronten zu 
geraten oder abseits zu stehen und sich die kaiserliche Ungnade zuzuziehen.*? 
Angesichts der bedrohlichen Machtansammlung auf kaiserlicher Seite signalisierte 
der Bayer bei einem Vermittlungsversuch des Bischofs von Augsburg, der Ritter- 
schaft und einiger Städteboten Verhandlungsbereitschaft*?, so daß die Aussöhnung 


36 RI XI, 10311, 10312; in Sigmunds 16 Punkten war dies Nr. 4, vgl. RTA XI, 264. 

37 RTA XI, 199, Punkt 2. 

38 RTA XI, 203, S. 391, Zeile 46. 

39 RI XI, 10736, 11.8.1434. 

40 RTA XI, 201, S. 388, Zeile 40-41. 

41 Vgl. die eindrucksvolle Analyse Herzog Emsts von Bayern-München vom 25.4.1434, RTA XI, 
201. 

42 Vgl. Sigmunds Bemerkung, RTA XI, 199, Punkt Ic, S. 382, Zeile 1-2. 
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nur noch eine Frage der Zeit war. Bald konnte Sigmund bekanntmachen, er habe aus 
kaiserlicher „gutikait“ von der Exekution der Reichsacht Abstand genommen.“ 
Dieser Erfolg ist ein gutes Beispiel dafür, daß die kaiserliche Macht hochwirksam 
werden konnte, wenn sie so eingesetzt wurde, daß ihre integrative Kraft im Reich 
vorhandenes Potential zusammenfaßte und für eine gemeinsame Sache aktivierte. 

Dies konnte nur gelingen, wenn der Kaiser auf konkrete Bedürfnisse einging. 
Die sechzehn Programmpunkte von 1434enthalten einige Artikel, die vermutlich auf 
Anforderungen an das Kaisertum zurückgingen. So spiegelt sich in der Forderung, 
die Münzverschlechterung müsse aufgehalten werden (Pkt. 13), vermutlich die 
Münzdiskussion des Vorjahres wider, welche Frankfurt’ - wie erwähnt — vor den 
König hatte bringen wollen. Außerdem forderte Sigmund in Anlehnung an die 
Prinzipien der Gesellschaft mit St. Jörgenschild*, die ihm vermutlich von Mitglie- 
dern aus seiner Umgebung nahegebracht worden waren, einen engen rechtlichen Zu- 
sammenhang von Fehde und Schiedsgericht sowie eine feste Ordnung, die dies 
garantiere (Pkt. 1). Die oft verlangte Überprüfung des Gerichtswesens“’, insbesonde- 
re der Feme (Pkt. 14, 16), war genauso im kaiserlichen Beratungsprogramm vertreten 
wie die Forderung, die Verwendung des „Hussengeldes‘ müsse überprüfbar sein 
(Pkt. 11). Auch die Landfriedensbemühungen der Herzöge Wilhelm und Ernst von 
Bayern-München wurden von den Zeitgenossen im Beratungsprogramm des Kaisers 
wiedererkannt. Augsburg jedenfalls ließ die beiden wissen, daß deren Einigungsent- 
würfe nun, da sich der Kaiser der Fragen von Raub, Mord, Diebstahl und Brandstif- 
tung angenommen habe, doch wohl überflüssig geworden seien.” 


Strukturfragen und Dauerprobleme 


In der Tat war und blieb der Kaiser die ausschlaggebende Instanz, wenn es um 
das zentrale Anliegen einer umfassenden Landfriedens- und Rechtsordnung ging. 
Auch Sigmund selbst sah hier seine Hauptaufgabe.“ Allein die Tatsache, daß er sich 
dieser Fragen in seinen Artikeln angenommen hatte, verwies reichsinterne Lösungs- 
ansätze in die zweite Reihe und führte zu einer einigermaßen ausgewogenen Behand- 
lung der Probleme, weil beide Seiten, die adelige und die städtische, sich veranlaßt 
sahen, dem Kaiser „konstruktive Problemanalysen“ vorzulegen; eine Verweigerung 
der Teilnahme an der Beratung war dabei ebenso „unbillich‘“ wie ein Lösungsvor- 


43 RTA XI, 205, 206. 

44 RTA XI, 211, S. 400, Zeile 43. 

45 Vgl. den städtischen Vorschlag von 1433 (RTA X, 564, 539) mit dem Gutachten Frankfurts von 
1434 (RTA XI, 267, Punkt 13.). 

46 Vgl. dazu OBenaus, St. Jörgenschild, S. 72-73. 

47 Die Städte beschwerten sich, daß die Landgerichte über ihre Balleien hinausgriffen und die 
Städte „vester und anders darine vor ziten geschehen were“ anbelangten. RTA X1, 199, Punkt 2b, 
S. 382, Zeile 39. 

48 RTA XI, 273, 31.1.1435. 

49 Vgl.RTAX1,275,5.525, Zeile 25-27. Sigmund bekannte, nichts liege mehr in seinem „gemuet“ 
als die Bewältigung dieser Probleme. 
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schlag, der nicht gleichgewichtig und „redlich“ war.® Diese Verfahrensweise er- 
brachte im Normalfall den kleinsten gemeinsamen Nenner, sodaß große Veränderun- 
gen oder gar Reformen nicht zu erwarten waren. 

Dieser „kleinste gemeinsame Nenner“ entwickelte und veränderte sich im 
Laufe der Zeit. Jedoch unterschied sich das Ausmaß seiner Flexibilität in Normalzei- 
ten von deren Umfang in Krisenphasen, wo unter äußerem Druck zweckgebundene 
Maßnahmen beschlossen werden mußten, die — einmal durchgeführt — in kurzer Zeit 
relativ starke Veränderungen möglich machten." Der Diskussion über die sechzehn 
Artikel fehlte dieser Druck, die Resultate der Verhandlungen’? waren deshalb im 
höchsten Maße konservativ. Man kam in keinem Punkt zu einer wesentlich anderen 
Lösung als der, daß die aktuellen Probleme im Prinzip am besten durch eine Resta- 
bilisierung der alten Ordnung zu lösen seien. Alle anderen Vorstöße fielen im Lauf 
der Verhandlungen unter den Tisch: sei es die Anregung Frankfurts, daß die Gulden 
nur nach ihrem tatsächlichen Gewicht bewertet werden sollten??, oder die wohl von 
den kurfürstlichen Beauftragten erdachte Einteilung des Reiches in vier Landfrie- 
densbezirke°*, was Zoll- und andere Abgabelasten einigermaßen vorhersehbar ma- 
chen mochte.’ 

Die Armut dieser Diskussion an Resultaten sollte jedoch nicht über ihre Wich- 
tigkeit hinwegtäuschen. Das Landfriedensproblem war keine Krise im Sinn einer 
unerwarteten äußersten Anspannung der Kapazitäten des politischen Systems°®, es 
war ein Dauerproblem. Der Plan, daß jede beteiligte Partei unter Berücksichtigung 
regionaler Besonderheiten einen Entwurf für einen gemeinen Frieden erarbeiten 
sollte”, kennzeichnet die Komplexität dieser Frage. Schließlich kam es darauf an, 
rechtliche und soziale Unterschiede, wirtschaftliche und politische Beziehungen 
sowie hegemoniale Zusammenhänge so zu überbrücken, daß ein für alle akzeptabler 
Vertrag zustandekommen konnte. Der einzige einigermaßen unverdächtige Initiator 
eines solchen Versuchs konnte nur der Kaiser/König sein. 


Sigmunds Landfriedenspolitik 


Daß auch Sigmund politische Interessen verfolgte, blieb nicht verborgen. Sein 
konkretes Ziel war es, wenigstens den Frieden in Schwaben durchzusetzen; wahr- 
scheinlich wollte er für Schwaben eine Art „Musterlandfrieden“ erarbeiten, dessen 


50 Die Ritterschaft von St. Jörgenschild versuchte z. B., die Städte dadurch in die Enge zu treiben, 
daß sie ihren Einungsvorschlag aus der Diskussion nahmen und in die Hände des Kaisers legten 
(RTA XI, 124, S. 249, Zeile 20-21), d. h. die Städte in die Defensive drängten, weil diese sich 
nun genötigt sahen, Gegenvorschläge dem Kaiser gegenüber zu rechtfertigen. 

51 Ein Beispiel ist die Steuerproblematik: 1434 wollte Sigmund einen neuen Hussenanschlag 
durchführen. Das stets vorsichtige Ulm bemerkte gleich, man müsse aufpassen, daß dies nicht 
zur Gewohnheit werde, RTA XI, S. 231, Zeile 15-17. 

52 Vgl. RTA XI, 265-268. 

53 RTA XI, 267, Punkt 13; vgl. auch RTA X, 564. 

54 RTA XI, 266a, Punkt 1. 

55 RTA XI, 267, Punkt 1. 

56 Vgl. die Krisendefinition bei KHANDWALLA, Crisis Response, S. 151-178. 

57 RTA XI, 279, Frankfurt an Straßburg, 12.05.1435. 
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Prinzipien später auf andere Reichslandschaften hätten einwirken können. Sigmunds 
besondere Beziehung zu Schwaben erklärt sich von selbst, wenn man bedenkt, daß 
beinahe alle engeren „Mitarbeiter“ am Hofe Angehörige der Gesellschaft von St. Jör- 
genschild waren: der Hofmeister Graf Ludwig von Öttingen ebenso wie Haupt von 
Pappenheim, Hans Konrad von Bodman oder der Graf von Lupfen, ja sogar der 
Bischof von Augsburg, Peter von Schaumberg.°® Es war den Städten bewußt, daß 
hinter dem starken Druck des Kaisers, sie sollten sich mit der Ritterschaft vereinigen, 
diese Adelsgruppe stand.’ Der Kaiser wolle, so hieß es, sich durch einen Frieden in 
Schwaben die seit langem erwünschte dauernde Basis für seine Vorhaben sichern“, 
sich also eine „Quasi-Hausmacht“ schaffen. 

Den schwäbischen Städten war die Vereinigung mit St. Jörgenschild zu 
akzeptablen Bedingungen lieber, als daß sie „plinde oder uf ander lute saczung‘“' in 
einen allgemeinen Frieden einbezogen würden. Dennoch war eine Einigung nicht 
möglich. Dabei standen in Kirchheim, auf einem eigens für diese Verhandlungen 
angesetzten Tag, gleich mehrere Entwürfe zur Diskussion.‘ Doch weder hier noch 
später vor dem Kaiser‘? war es möglich, die schwerwiegenden Bedenken der Städte 
auszuräumen, die Ritter könnten aufgrund ihrer Bindungen an Fürsten und Herren 
von Fall zu Fall gegen die Städte Stellung beziehen und großen Schaden anrichten. 
Daneben stand das in der Praxis nach wie vor ungelöste Pfahlbürgerproblem 
zwischen den Parteien.“ Die Städte versuchten, die entsprechenden Bestimmungen 
der Goldenen Bulle von 1431 in die Verhandlungen einzubeziehen und teilweise zu 
revidieren‘°, was jedoch weder für den Kaiser noch für die Ritterschaft in Betracht 
kam. Die strukturelle Unvereinbarkeit von St. Jörgenschild und schwäbischem Städ- 
tebund setzte damit auch diesen Verhandlungen ein Ende. 


Ergebnisse 


Als Sigmund im Oktober das Reich verließ, waren die Beratungen über die 
sechzehn Punkte noch nicht abgeschlossen. Sie wurden vom Dezember 1434 auf den 
Mai, später auf den Juni 1435 vertagt, verliefen aber im Laufe der Zeit im Sande, weil 
alles, was sich auf politischem Wege nicht in der Zwischenzeit von selbst erledigt 
hatte, Strukturfragen betraf. Solche Fragen konnten aber nur systemimmanent gelöst 
werden, d. h. sie gingen in die Entwicklung des politischen Systems ein, ohne 
„entschieden“ worden zu sein. 

Diese Einsicht relativiert die Frage nach dem Scheitern eines politischen 
„Programms“. Es handelte sich vermutlich überhaupt nicht um ein modernen Zwek- 


58 Mau, Rittergesellschaften, S. 193-194, Anm. 570. 

59 RTA XI, 117, S. 232, Zeile 31-32. 

60 Ebenda, Zeile 30-31; vgl. die Beistands-Diskussion 1425/26, 

61 RTA XI, 116, S. 230, Zeile 23. 

62 RTA XI, 118-122. 

63 RTA X1, 241. 

64 RTA XI, 118, Punkt 6; vgl. den unterstützenden Entwurf des Würtembergers, RTA XI, 120, 
Absatz 10. 

65 Die Bestimmungen nämlich, die „wider der steu freiheit" seien, vgl. RTA XI, 199, Punkt 3, S. 
384, Zeile 1. Der Kaiser hatte seine Bulle gerade bestätigt; vgl. Mau, Rittergesellschaften, S. 195. 
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ken vergleichbares Bündel von Vorhaben zur Neugestaltung der Reichsverfassung““, 
sondern um eine Zusammenfassung von Tagesordnungspunkten, die aus drei Quel- 
len stammten: 

- aus der Konkurrenzsituation zwischen Kaiser und Konzil, 

- aus der Notwendigkeit, älteren (aus der Zeit des Italienzugs stammenden) 

Anforderungen des Reiches an den Kaiser/König zu genügen, 

- aus dem Interesse des Kaisers an der Verwirklichung bestimmter konkreter 

Projekte. 

Schließlich bestätigt sich eine Annahme, die der Forschung aus anderen 
Zusammenhängen vertraut ist: Bei der Untersuchung der Realisierungsmöglichkeit 
für die einzelnen Programmpunkte ergaben sich bei den fördernden oder hemmenden 
Bedingungen für das königliche und das kaiserliche Handeln Übereinstimmungen, d. 
h. die Beziehungen zwischen Kaiser und Reich hatten sich, gemessen an den 
Beziehungen zwischen König und Reich, nicht geändert. Das Kaisertum war zwarein 
„erhöhtes Königtum“, von seiner Funktion her diesem jedoch gleich. 


2. 1435-37 - KAISER UND REICH ALS VERMITTLER ZWISCHEN PAPST UND KONZIL 
Die Situation 


Die Rivalität zwischen Papsttum und Konzil umdie kirchliche Suprematie war 
durch die Bulle „Dudum sacrum“ 1433 nur scheinbar gelöst worden. Der Papst hatte 
zwar erkennen müssen, daß das Konzil nicht annulliert werden konnte, er hatte aber 
eine schnellstmögliche Verlegung der Kirchenversammlung nach Italien nie aus den 
Augen verloren. Während das Konzil eifrig darum bemüht war, die Macht der Kurie 
zu begrenzen und sich die Reformfrage nicht aus den Händen nehmen zu lassen, baute 
der Papst auf eine Veränderung der Zusammensetzung der Teilnehmer und auf eine 
Neuregelung des Verfahrens bei einer Verlegung der Versammlung. Das „andere“ 
Konzil, so rechnete man an der Kurie, würde dann nach dem Muster traditioneller 
Lateransynoden die päpstliche Macht wiedererstarken lassen.! 

Eine solche Umkehrung der Verhältnisse zwischen Kurie und Konzil mußte 
allerdings diplomatisch gut eingeleitet werden und politisch abgesichert sein. Gerade 
dieses bereitete große Schwierigkeiten. Seit Ende 1433 befand sich der Papst in einer 
verzweifelten Lage, nachdem seine politische und militärische Position in Italien und 
selbst in Rom unhaltbar geworden war.” Die Anerkennung des Konzils gerade zu 
diesem Zeitpunkt war nicht nur Beweis für die Stärke der Basler Väter, sondern auch 
Ausdruck der Schwäche des Papsttums. Dies änderte sich in den folgenden Jahren, 
nachdem es Eugen gelungen war, seine Lage einigermaßen zu stabilisieren. Außer- 
dem verschob sich die Aufgabenstellung der Kirchenversammlung zugunsten des 


66 Heinz ANnGERMEIER, Die Reichsreform 1410-1555, München 1984, S. 70-71, sieht dies grund- 
sätzlich anders. 


1 Vgl. hierzu: Joachim W. STIEBER, Pope Eugenius IV., the Council of Basel and the Secular and 
Ecclesiastical Authorities in the Empire, Leiden 1978, Kapitel I, 2-5, S. 19-56, bes. S. 22-23. 
2 Vgl. Joseph GiLL, Eugenius IV., Pope of Christian Union, London 1961, S. 54-57. 
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Papstes, nachdem die anfänglichen Probleme gelöst waren und die Reform sowie die 
Frage des Unionskonzils in den Vordergrund rückten. 

Im Jahr 1433 war in Basel die Rückkehr der hussitischen Ketzer in den Schoß 
der Kirche vereinbart worden.’ Ein Jahr später, nach der Schlacht bei Lipan, wurde 
dieses Ergebnis ins Politische übertragen; Böhmen fand zur monarchischen Legiti- 
mität zurück.* Mit dem Ende der Basler Hussitenverhandlungen war die Aufnahme 
von Gesprächen mit den Griechen eng verbunden.’ Diese sympathisierten allerdings, 
trotz aller Bemühungen des Konzils, mehr mit dem Papst als mit den Vätern in Basel. 
Eugen war dadurch dem Konzil gegenüber im Vorteil und konnte die heftig umstnit- 
tene Ortsfrage für das Unionskonzil dazu nutzen, die Kirchenversammlung nach 
Ferrara zu verlegen.° Der Papst hatte den Kampf gegen das Konzil zu diesem 
Zeitpunkt bereits grundsätzlich gewonnen. Die Basler konzentrierten sich von nun an 
auf ihre theoretische und faktische Selbstrechtfertigung, die auf die Dauer nicht zu 
überzeugen vermochte.” 


Kaiser und Konzil 


Das lange Zeit unentschiedene Kräftemessen zwischen Papst und Konzil hatte 
große Wirkung auf die Situation im Reich und auf das Verhältnis von Kaiser und 
Reich. Dies hing damit zusammen, daß das Konzil indem Maße, indemes vom Papst 
angegriffen wurde, in seinen Entscheidungen immer rigoroser wurde. Das Reform- 
programm der Basler, das Eugen in seinem „libellus apologeticus“ von 1436 
zusammenfaßte, beinhaltete den Anspruch des Konzils, die oberste kirchliche Auto- 
rität der Christenheit zu sein, samt dem daraus abgeleiteten Recht, vollkommenen 
Ablaß gewähren zu können, ferner die Abschaffung des Annatenwesens sowie eine 
Reform der Kurie mit der Einführung eines Amtseides für den Papst und mit der 
Auflage, daß der Papst das Kardinalskollegium regelmäßig konsultieren müsse.° Daß 
die Reform der Kirche ein Hauptanliegen des Kaisers war, konnte nicht bezweifelt 
werden. Doch über die Qualitätder Reform gabes offensichtlich große Meinungsver- 
schiedenheiten, die umso deutlicher wurden, je mehr sich die Basler Väter im Kampf 
gegen den Papst darauf festlegten, ihre Position auszubauen und Eugen ihrem Urteil 
zu unterwerfen. Dies verletzteden Grundkonsens zwischen Papsttum und Kaisertum, 
vor dessen Hintergrund allein die Rivalität der beiden Häupter der Christenheit zu 
verstehen ist. 

Dies war allerdings nicht der einzige Grund, warum sich die feste Klammer 
zwischen Kaiser, Reich und dem Konzil deutlich gelockert hatte. Seit ihrer Konso- 
lidierung hatte sich — wie wir schon sahen — die Kirchenversammlung zunehmend 


3 Zu den theologischen Auseinandersetzungen siehe Paul de VoocHT, La confrontation des thèses 
hussites et romaines au concile de Bâle in: Recherches de théologie ancienne et médiévale (37), 
1970, S. 97-137 und S. 254-291; GL, Konstanz, S. 204-212. 

Vgl. Cook, Negotiations, S. 101-104; GL, Konstanz, S. 212-232. 

Vgl. Sreser, Eugenius IV., S. 18, bes. ebenda, Anm. 19. 

Vgl. Segovia, Vol. I, L. XII, Cap. XII, S. 1033-1039. 

MEUTHEN, Basler Konzil, S. 10-12. 

STEBER, Eugenius IV., S. 27-34. 
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vom Kaiser emanzipiertund war in vieler Hinsicht Konkurrent geworden. Dies betraf 
beinahe ausschließlich den Kaiser allein, jedenfalls solange, wie das Konzil vom 
Reich aus gesehen neben dem Kaiser in Rechtsfragen ansprechbar war und nicht von 
sich aus die Initiative zum Handeln ergriff. 


Reich und Konzil 


Im Sommer 1436 jedoch beschlossen die Basler Väter den sogenannten 
„Griechenablaß“ und schufen damit gleich in zweifacher Hinsichteinen Legitimitäts- 
konflikt: Erstens war im Reich kaum jemand ganz sicher, ob das Konzil berechtigt sei, 
einen allgemeinen Ablaß zu verkünden?, und zweitens bestanden, besonders bei den 
Reichsstädten, erhebliche Bedenken, ob den Konzilsboten die Erlaubnis zur Ablaß- 
predigt und zur Gelderhebung in den eigenen Mauern zu erteilen sei.!? Die Städte 
befürchteten, damit einen Präzedenzfall für eine „schatzung“ zu schaffen. Nürnberg 
ließ den Konzilsgesandten von „seinen Doktoren“ erläutern, daß alle Städte, die 
bisher zugestimmt hätten, dies nur mit Wissen ihrer Herren hätten tun können. Vor 
einer Antwort sei die Stadt deshalb verpflichtet, ihren Herrn, den Kaiser, zu konsul- 
tieren.'! Diese „akademische“ Lösung machte Schule.'? Um sich einer Schatzung zu 
entziehen, gleichzeitig jedoch auch, um sich abzusichern, falls der Griechenablaß 
zurecht verkündet wurde, suchten die Städte eine Stellungnahme des Kaisers.!? 
Sigmund lobte die Nürnberger Lösung und befand, daß die Städte die Kontrolle über 
die Ablaßgelder auf keinen Fall aus den Händen geben sollten. Das Geld sei der 
Deutschen Nation am Konzil zu übertragen und sofort zurückzuziehen, falls das 
Konzil Deutschland verlasse. Ähnlich wollte es der Kaiser auch mit den Geldern 
halten, die in Ungarn gesammelt wurden; sollte er sie nicht für das Konzil benötigen, 
werde er sie zum Kampf gegen die Türken verwenden.'* 

Ein weiterer Bereich, in dem besonders die Reichsstädte ihre Interessen durch 
das Konzil verletzt sahen, war die am 23. Dezember 1435 verhängte Exkommunika- 
tion und das Interdikt über Venedig. Die Republik hatte gegen das Urteil des Konzils 
beim Papstein Appellationsverfahren angestrengt, worauf dieser das Urteil vorläufig 
aussetzte. Sigmund, durch seine Bündnispolitik eindeutig gegen den Konzilsent- 
scheid festgelegt, hielt sich bewußt zurück und befahl, daß der Venedighandel bis zur 
Entscheidung dieser Sache durch Papst und Konzil unbehindert bleiben solle.’ Den 
Städten genügte dies nicht. Sie betrachteten das Urteil des Konzils als Freibrief für 
Straßenraub'® und verlangten eine Revision. Frankfurt empfahl, eine Gesandtschaft 
nach Basel zu schicken, die mit Hilfe der beim Konzil beglaubigten Vertreter des 


9 Vgl. die Argumentation bei Johannes Grünwalder, RTA XII, 36. 
10 RTA XII, 42. 
11 RTA XII, 45. 
12 RTA XII, 47, 53. 
13 RTA XII, 48. 
14 RTA XII, 46, ebenso 54. Entsprechend wurde das in Nürnberg angefallene Ablaßgeld zum 
Besten der Stadt verwendet (vgl. 21.7.1440, RTA XII, 60). 
15 RTA XII, 164. 
16 RTA XII, 167, bes. S. 274, Zeile 14-16. 
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Kaisers die Väter dafür gewinnen sollte, eine Strafe zu finden, die wirklich die 
Venetianer treffe „und nit an andere, die der sachen nit zu tunde hetten.“'’ Anderen- 
falls müsse man sich erneut an den Kaiser wenden. 

So hatte sich das Konzil zu einem aktiven Faktor im Reich entwickelt, der mit 
seinen Handlungen dem Kaiser Konkurrenz machte und - was für das Reich 
besonders wichtig war -die Durchführung seiner Beschlüsse aus der Nähe regeln und 
beobachten konnte. Die nicht ganz gesicherte Legitimität des Konzils bot jedoch den 
Reichsangehörigen die Möglichkeit, sich auf die einzig unbestreitbare Autorität im 
Reich, den Kaiser, zu berufen und sich auf diese Weise aus dem Zugriff des Konzils 
zu lösen. Dies galt besonders für die Reichsstädte, die ihre enge Verbindung zum 
Kaiser in dieser Situation erneut aktivierten. Aber auch die Kurfürsten unternahmen 
nichts mehr ohne kaiserlichen Rückhalt. Sie empfahlen dem Konzil, sich auf die 
Dinge zu beschränken, deretwegen es versammelt sei, „auf das die lude nit oirsache 
hetten van dem hilligen concilio swerelichen zo reden.“!? 


Kaiserlich-kurfürstliche Konzilspolitik 


Die Vermittlerposition des Kaisers und der Kurfürsten zwischen Papst und 
Konzilergab sich aus der Notwendigkeit, einen Bruch zu verhindern. Die Aufhebung 
der Verbindung zwischen Eugen und den Basler Vätern bedeutete nämlich auch die 
Aufhebungder gegenseitigen Kontrolle, welche bislang bewirkthatte, daß das Konzil 
weder „italienisch“, d. h. päpstlich, noch etwa „französisch“ hatte werden können.” 
Gegen eine „kaiserliche“ Variante hatte Sigmund freilich nichts einzuwenden, zumal 
das Konzilsgeschehen damit gut kontrollierbar geblieben wäre. Er versuchte lange 
Zeit, das Unionskonzil nach Ofen zu lenken. Den Kurfürsten wurde dies als eine 
Notlösung dargestellt, „domit das hilge concilium dem rich zu schanden nicht uß 
sinen gnaden henden kome.“ 

Die gemeinsame Grundlinie von Kaiser und Kurfürsten, die als eine für den 
Papst kompromißfähige Konzilspolitik definiert werden könnte, wurde dadurch 
gefestigt, daß Sigmund wegen der Böhmenverhandlungen nach wie voran das Konzil 
gebunden war.?! Denn zwischen den „Prager Kompaktaten‘“ (November 1433)? und 
dem feierlichen Einzug Sigmunds in Prag (August 1436)? vergingen Jahre, in denen 
zwischen dem Kaiser, den Hussiten und den Konzilsgesandten intensiv um das 
Verständnis der Kompaktaten und um die politische Realisierung der Beschlüsse 
gerungen wurde. 


17 RTA XII, 169, S. 275, Zeile 43-44; vgl. auch RTA XII, 170. 

18 RTA XII, 30, Punkt 2a, S. 50, Zeile 8-9. 

19 Die Wahl von Avignon bezeichnete der Kaiser als den Versuch der Franzosen, das Konzil zum 
Schaden des Reiches zu verlegen, vgl. RTA XII, 148. Siehe auch Reinhard Wrrrram, Die 
fränzösische Politik auf dem Basler Konzil, (Diss.), Riga 1927, S. 76-92. 

20 RTA XII, 19-22; RTA XII, 32, Punkt 7; RTA XII, 88, Punkt 1; RTA XII, 143-146; Zitat: RTA 
XII, 32, Punkt 7, S. 56, Zeile 36-37. 

21 Zur politischen Linie vgl. RTA XII, 189, 190, 192. 

22 Monumenta conciliorum generalium, Tomus I, Scriptorum. ed. Frantisek PaLacky et Ernst Birk, 
Vindobonae 1857, 190-192. 

23 RI XI, 11364a. 
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Die Kompaktaten 


Die Gespräche verliefen kontrovers und drohten des öfteren zu scheitern, weil 
die Böhmen die Kompaktaten als Grundlage für einen Vergleich verstanden, wäh- 
rend die Basler in ihnen den äußersten Kompromiß sahen und alles ablehnten, was 
darüber hinauszugehen drohte.” Die Unnachgiebigkeit der Basler Legaten verleitete 
den Kaiser zu harten Äußerungen über Wert und Nutzen des Konzils und über dessen 
Absichten.” Er fühlte sich vom Konzil daran gehindert, zu seinem Erbrecht zu 
gelangen, wußte aber nur zu gut, daß eine Einigung letzlich nur über das Konzil 
erreichbar war. 

Einer der wesentlichen Streitpunkte bei der Verwirklichung der Kompaktaten 
war die freie Wahl eines utraquistischen Erzbischofs von Prag, welche Sigmund im 
Juni 1435 zugestanden hatte. Diese „böhmische“ Regelung sicherte eine gewisse 
Unabhängigkeit der regionalen Kirche vom Papst (oder vom Konzil) und wider- 
sprach infolgedessen ganz und gar dem Anspruch der Kirche. Sigmund versprach, 
durch die Einholung einer päpstlichen Bestätigung des inzwischen gewählten Utra- 
quisten Jan Rokycana zwischen den böhmischen und den kirchlichen Anforderungen 
zu vermitteln.” Damit bewegte sich der Kaiser wieder einmal auf der Ebene pragma- 
tischer Kompromisse zwischen politischen (dynastischen) Erfordernissen und Glau- 
bensfragen bzw. kirchenrechtlichen Grundsätzen. Er wollte Böhmen und benötigte 
dazu das Konzil, auch über den August 1436 hinaus, weil die Zustände in Böhmen 
selbst alles andere als ruhig waren.?’ 

Kaiser und Reich hatten demnach ein ambivalentes Verhältnis zum Konzil in 
Basel. Diese Situation führte zu einer Annäherung von Kräften aus dem Reich an 
Sigmund und damit auch zu verstärkten Anforderungen an die Funktionen, deren 
Wahrnehmung vom Kaiser erwartet wurde. Es gelangten vermehrt Rechtsstreitigkei- 
ten an den kaiserlichen Hof”, und die Kurfürsten forderten Sigmund auf, sich um 
„mancherlei gebreche in dem heiligen riche und in Dutschen landen“ zu kümmern.” 
Sigmund war seinerseits damit beschäftigt, sich (und seinem Schwiegersohn) den 
böhmischen Thron zu sichern, seine Venedig-Politik fortzuführen® und auf die Ver- 


24 Palacky, Geschichte, Bd. 3.3, S. 194. 

25 Ebenda. S. 200. 

26 Vgl. Cook, Negotiations, S. 102-103; Bestätigung der Wahl RI XI, 11369, 11371a. 

27 Zur Situation in Böhmen vgl. RTA XII, 74, Cedula inclusa; RTA XII, 75, 77,81; RI XI, 11743a. 

28 Streit um das Erbe des Herzogs von Brieg und Liegnitz, RI XI, 11342, 11375, 11376; 
Zollstreitigkeiten zwischen den Herzögen von Öls und der Stadt Breslau, RI XI, 11372; 
Regensburger Judenschaftsangelegenheiten, RI XI, 11408; Zollstreitigkeiten, RI XI, 11385; 
Sachsen-Lauenburg-Streitsache, RI XI, 11162; 11168; Klagen des Nürnberger Rates, RI XI, 
11245-11248, 11338, 11387, 11388; Streit zwischen dem Grafen von Hanau und Frankfurt, RI 
XI, 11321; Streitigkeiten zwischen Wilhelm von Montfort und Isny, RI XI, 11337 u. v. a. m. 

29 Kurfürstliche Gesandtschaftsinstruktion vom Oktober 1436, RTA XII, 31, Punkt 10, S. 53, Zeile 
27-28. 

30 Vgl. Spors, Beziehungen, Kap. IV-V, S. 38-57; RTA XI, 316, Bündnis zwischen Sigmund und 
Venedig; RTA XII, 97, 137, vgl. auch Nürnbergs Lageberichterstattung auf Anfrage Sigmunds, 
RTA XII, 67-68. 
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handlungen des Deutschen Ordens mit Polen einzuwirken.?' Außerdem beabsichtig- 
te er nach wie vor, gegen Philipp von Burgund vorzugehen.” 


Der Hoftag in Eger 


Die „Gebrechen“ des Reiches, deretwegen die Kurfürsten im Herbst 1436 an 
Sigmund herantraten, waren dagegen aktualisierte Strukturprobleme — Fragen, die 
der Kaiser auf etlichen Hoftagen vergeblich zu lösen versucht hatte, wie er resignie- 
rend feststellte.” Der Herrscher bot an, falls die Kurfürsten nach Eger kommen 
wollten, sich erneut den Friedensproblemen zu widmen; sollten sie nicht kurzfristig 
reisen können, bevollmächtigte er sie, die Angelegenheit nach eigenem Ermessen zu 
behandeln. Sigmund bat die Kurfürsten zugleich, den Katalog ihrer Verhandlungen 
um die Burgundsache, die Übergriffe der Feme-Gerichtsbarkeit und die Nichtbeach- 
tung der kaiserlichen Acht und Aberacht zu erweitern, um kaiserliche Belange also.” 
Dies war inzwischen ungefährlich geworden. Die kurfürstlichen Räte, die sich im 
Januar 1437 in Frankfurt zu Beratungen über die kaiserlichen Vorschläge trafen, 
lehnten nämlich einen Tag ohne den Kaiser ab.” Es habe keinen Zweck, die 
Vollmacht in Anspruch zu nehmen, weil die Königswähler „doch die folge nicht 
gehaben mochten“ und „es not und trefflich si“, daß Sigmund sich der Probleme 
persönlich annehme.°® Beinahe selbstverständlich war Nürnberg der Ort, welcher 
ihnen dafür am besten geeignet schien. Eger sei zu entlegen, um eine ausreichende 
Teilnahme zu sichern. 

Sigmund ging auf diese Bedenken nicht ein, sondern schrieb einen Tag nach 
Eger aus, auf dem die Unsicherheit der Straßen, die Nichtbeachtung von Acht bzw. 
Aberacht sowie die Gerichts- und Münzprobleme des Reiches beraten werden 
sollten.” Für ihn hatte Eger einen großen Vorteil gegenüber Nürnberg: es lag in 
seinem Königreich Böhmen. Wenn es gelang, die Kurfürsten zu bewegen, bis dahin 
zu reisen, dann ließ sich der Hoftag mit der Böhmenpolitik des Kaisers verbinden. 
Auch entfernte man sich damit nicht allzuweit von Prag. Die Schwierigkeiten und die 
offenen Konflikte, mit denen er sich seit seinem Einzug dort konfrontiert sah, stellten 
an den Kaiser die höchsten Anforderungen, sei es finanziell, sei es hinsichtlich seiner 
politischen Beweglichkeit. 

Sigmund hat vom 23. August 1436 bis zu seiner Abreise aus Prag Ende Juni 
1437 Güter für insgesamt über 80.000 Schock böhmischer Groschen (das sind mehr 
als 20.000 Gulden) und über 12.000 ungarische Gulden verpfändet, ohne daß eine 
klare „Zuwendungspolitik“ erkennbar wäre, die einen Ausbau der Position des 
Königs von Böhmen zum Ziel gehabt hätte.” Statt dessen hatte sich die Macht des 


31 Vgl. LUCKERATH, Paul von Rusdorf, S. 148-169. 

32 RTA XII, 67, Anfrage vom 23.4.1437 und Antwort vom 16.5.1437, RTA XII, 68; RTA XII, 96, 
Vollmacht für den Landgrafen von Hessen, gegen den Burgunder vorzugehen. 

33 RTA XII, 32, Punkt 10. 

34 Vgi. RTA XII, 32, Punkt 13-15. 

35 RTA XII, 64. 

36 RTA XII, 63, Punkt 2, S. 117, Zeile 43-44. 

37 RTA XII, 66. 

38 RI XI, 11390b-11846; vgl. auch Paracky, Urkundliche Beiträge, II, Nachträge, 42 vom 
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Adels in Böhmen wieder gefestigt, so daß Sigmund die Realisierung seines dynasti- 
schen Interesses in vieler Hinsicht recht teuer erkaufte. Dies betraf nicht allein die 
finanzielle Seite, die allerdings so kritisch war, daß er Ende 1437 nach Vorstellungen 
in seiner Umgebung „auch armuts halber“ nach Ungarn zurückkehren sollte. Weit 
besorgniserregender war aber die politische Unbeweglichkeit, in die ihn der böhmi- 
sche Adel drängte. 

Die Frankfurter Gesandten zum Hoftag berichteten, der Kaiser habe den Tag 
wohl deshalb in Eger angesetzt, „uf as er mit gelimph uß dem lande kommen moge 
un villicht dan nummerme wider darinnen kommet.“ Und Straßburger Gesandte 
meinten, der Kaiser könne Prag nur dann verlassen, wenn ihn in Eger möglichst viele 
Fürsten aus dem Reich erwarteten.” Der Hoftag erschien aus dieser Sicht als Alibi für 
die Abreise des Kaisers aus der unruhigen Mitte Böhmens. Es gibtin Sigmunds Leben 
Beispiele für eine solche „Rückzugsstrategie“, und die konkreten Umstände dieser 
Reise sprechen ebenfalls dafür. Der Kaiser kam nach beachtlicher Verzögerung 
schließlich allein in Eger an; seine Gemahlin war „zur Beruhigung der böhmischen 
Fürsten“ in Prag geblieben.*? Außerdem hatte Sigmund eine aus böhmischer Sicht 
begründete Rechtfertigung seiner Reise schriftlich verfassen lassen.“ Zuletzt fällt 
auf, wie ängstlich der Kaiser darum besorgt war zu erfahren, ob die (Kur-)Fürsten 
auch ganz bestimmt nach Eger kommen würden.“ Wären die Kurfürsten nicht 
gekommen, hätte es für den Kaiser keinen vernünftigen Grund gegeben, aus Prag 
abzureisen. Als sich Sigmunds Ankunft immer weiter hinauszögerte, beschlossen 
einige Städteboten, ihm „zu eim wolgevallen“ entgegenzureisen. Sigmund empfing 
sie,hörteihnen gnädig zu und sandte sie dann unverrichteter Dinge nach Eger zurück, 
wo sie ihn erwarten sollten; in Prag erreichte niemand etwas bei Hofe.” 

Dieses Vorspiel ermunterte zu Spekulationen darüber, was der Kaiser mögli- 
cherweise in Eger vorhabe. Die Frankfurter vermuteten, er wolle einen römischen 
König wählen lassen, d. h. die Wahl seines Schwiegersohnes absichern, was nicht 
unmöglich ist, sich allerdings nicht nachweisen läßt.“ Die Themen des Tages gingen 
tatsächlich um einiges über die ursprüngliche Tagesordnung hinaus.” Eines der 
Hauptanliegen des Kaisers, die Einladung des Unionskonzils nach Ofen, wurde 


4.12.1435; siehe auch Sigismundi regis Bohemiae litterae donationum regalium (1421-1437), 
hg. von V. J. NovAcek, Prag 1903, für die Jahre 1436/37; ebenda, 52 (RI XI, 11469), sodann die 
Dankesbezeugungen („znamenajice mnohá a pilná zasluZenie‘ oder ähnliche Formulierungen), 
ebenda, 56, 58, 59, 61, 63-69. 

39 Vgl. einen Brief eines Frankfurter Gesandten an seine Stadt (RTA XII, S. 260, Anm. 1). 

40 RTA XII, 75, S. 127, Zeile 10-11. 

41 RTA XII, 77, S. 128, Zeile 35-37. 

42 Vgl. RTA XII, 81. 

43 RTA XI, 73. 

44 Bereits Ende April hatte sich der Kaiser bei Nürnberg informiert, wie gut die Aussichten seien, 
daß die Kurfürsten kämen (RTA XII, 67, 68); als die Frankfurter Gesandien im Mai in Prag 
ankamen, ließ er sie sofort zu sich holen und befragte sie zu diesem Problem (RTA XII, 74). 

45 RTA XII, 77-79; vgl. die Verteidigung des Jeronimus von Bopfingen gegen den Vorwurf 
Nördlingens, er habe auf seiner Reise nach Prag „nit vilnucz“ geschafft. Keiner habe in Prag mehr 
erreicht, RTA XII, 82. 

46 RTA XII, 75, S. 127, Zeile 13-15. 

47 Zu den Beratungsthemen vgl. RTA XII, 92. 
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ebenso beraten wie die Verurteilung Venedigs von seiten des Konzils, der mailändi- 
sche Krieg und die Brabantfrage. 


Die Landfriedensfrage 


Sigmund widmete sich jedoch vor allem mit großem Engagement dem Land- 
friedensproblem. Am 3. Juli, gleich am Tag nach seiner Ankunft, begannen die 
Verhandlungen.“ Sigmund forderte die Fürsten auf, einen Lösungsvorschlag schrift- 
lich vorzulegen, was dann auch geschah.“ Der Kaiser ließ die Schrift verlesen und 
meinte daraufhin, sie sei „in etlichen stucken wilde und wid“.°° Er beriet sich mit den 
städtischen Gesandten, wobei immer deutlicher wurde, daß das fürstliche Konzept 
gegen die Interessen von Kaiser und Reich verstieß.”' Dies betraf vor allem die 
städtischen Freiheiten und Rechte, die Exekutionsbestimmungen und eine Veren- 
gung der Appellationsmöglichkeiten bei Rechtsverfahren sowie die Tatsache, daßdie 
Fürsten bemüht waren, möglichst viele Entscheidungen ihrer eigenen Gerichtsbar- 
keit zu unterstellen. 

Nach langen Beratungen mit den Städten äußerte sich der Kaiser dann auch 
enttäuscht über den fürstlichen Entwurf; er sei in jedem Artikel korrekturbedürftig.°? 
Sigmund veranlaßte die Städte zu einem Gegenentwurf, welcher dann mit den Räten 
der Fürsten besprochen und zu einem Kompromiß ausgearbeitet wurde.” Dabei 
äußerten die Städtevertreter ihre Bedenken, vor allem, daß der „begriff zu wit was“, 
daß also der Entwurf die einzelnen Probleme zu detailliert zu regeln versuche. Man 
einigte sich auf eine „offenere“ Variante, beider Ausführungsbestimmungen weitest- 
gehend entfielen, so daß dem alten Herkommen und den „verbrieften Rechten“ Raum 
gelassen wurde. Die Gefahr, daß die Fürsten städtische Freiheiten hätten einschrän- 
ken oder in den Entscheidungsspielraum des Kaisers hätten eindringen können, 
schien damit gebannt. 

Die Kompromißbereitschaft von seiten der Fürsten wurde dadurch gefördert, 
daß die Zusammensetzung der Teilnehmer des Tags eine relativ konfliktfreie Atmo- 
sphäre mit sich brachte. Anwesend waren die östlichen Kurfürsten und Pfalzgraf 
Ludwig IV. mit seinem Vormund Otto von Mosbach, die Pfalzgrafen Johann und 
Christoph von Neumarkt und der dem Kaiser nach seiner Weigerung, den Breslauer 
Frieden zu besiegeln, besonders verbundene Deutschmeister Eberhard von Seins- 
heim,” Heinrich von Plauen, der königsnahe Bischof von Augsburg, der Graf von 
Montfort sowie der Landgraf von Hessen.’ Diesen führte die Hoffnung, Erbansprü- 
che aufeinen Teil der Besitzungen Philipps von Burgund geltend machen zu können, 


48 Vgl. RTA XII, 88,5. 137, Zeile 3-5. Der König hatte einen längeren Aufenthalt in Eger geplant, 
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an die Seite des Kaisers.” Ludwig von der Pfalz war in Eger, um sich mit dem 
Kurfürstentum belehnen zu lassen und die Reichspfandschaften zu erhalten.” Er war 
an einer Konfrontation nichtinteressiert. Die Position der Städtevertreteraufdem Tag 
wurde dadurch verbessert, daß Sigmund sich ihren Bedenken gegen die fürstlichen 
Pläne anschloß. Derart gestärkt verstanden sie sich zu einer weitgehenden Ausnut- 
zung ihrer Vollmachten. Erst die Absicht des Kaisers, das Reich in vier Teile zu 
gliedern und auf dieser Basis einen allgemeinen Landfrieden zu erarbeiten, setzte 
weiterer Kompromißbereitschaft ein Ende.” Die Anwesenden beriefen sich auf die 
bereits gegebenen Zusagen und zogen sich aus dem Projekt zurück. 


Ergebnisse 


Ein unter der Leitung des Kaisers erarbeiteter allgemeiner Landfrieden hätte 
eine übergreifende politische Einung unter kaiserlichem Vorsitz und damit tatsäch- 
lich eine Neuordnung der Reichsverhältnisse bedeutet. Dies widersprach der Hetero- 
genität der Interessen, die hierbei hätten zusammengefaßt werden müssen, und es ließ 
die Komplexität des politischen Systems außer acht: Zu einer Neuordnung hätte der 
Kaiser in dem System (macht)politisch verankert sein müssen und zwar dergestalt, 
daß es ihm möglich gewesen wäre, die anderen Protagonisten des Systems an seine 
politischen Interessen zu binden und vorhandene Gegensätze zu überbrücken. Als 
Machtpolitiker war der Kaiser ohne Hausmacht damit bei weitem überfordert; selbst 
seinen besser ausgestatteten Vorgängern und Nachfolgern gelang dies schließlich 
nicht. Sigmunds Existenz basierte auf etwas anderem — auf der möglichst intensiven 
Pflege seiner Funktion als Legitimations- und Integrationsfigur des Reiches, deren 
Bedeutung durch die Anforderungen gerade der letzten Jahre gewachsen war. 

Die Hussitenkrise hatte das System als Ganzes erfaßt; sie mußte und konnte 
durch beträchtliche Anstrengungen der Reichsgesamtheit auf politischem und mili- 
tärischem Gebiet bewältigt werden. Die Konzilskrise hingegen betraf die Ebene des 
Gleichgewichts von Papsttum und Kaisertum sowie die Überschneidungsbereiche 
von Kaisertum und Konzil in der Reichspolitik. Diese Krise wurde für das Reich zu 
einem Problem, das über seine eigentlichen binnenpolitischen Kategorien hinaus- 
wies, weiles übergeordnete Führungs- und Legitimitätsansprüche betraf. Die Macht- 
träger des Reiches hatten in dieser Situation rasch an die Seite des Kaisers gefunden, 
weil ihnen für einen solchen Konfliktdie Mittel fehlten. Die Autoritätdes Kaisers war 
das einzige Instrument, mit dem das Schisma zwischen Papst und Konzil möglicher- 
weise zu verhindern war. Außerdem war das Recht des Kaisers die einzig legitime 
Entgegnung auf die Ansprüche, die das Konzil im Reich geltend zu machen begann. 
Auf dieser „Ebene“ waren sich Kaiser und Reich im Laufe der Krisenbewältigung 
begegnet, diese Tatsache hatte die Kurfürsten nach Eger geführt. Die Macht eines 
Königtums oder Kaisertums ohne Hausmacht und den dazugehörigen Hegemonial- 
bereich war in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts jedenfalls von anderer Qualität 
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als die der Machtpolitiker. Was diesen substantiellen Unterschied verkleinerte, waren 
die potentielle Verfügbarkeit der Reichsstädte und die kleinen Königsnahen; dies war 
allerdings wenig auf der Waage der Macht. Sigmund hat diese Differenzierung zeit 
seines Lebens nicht gemacht und nicht machen können und ist daher immer wieder 
hart an die Grenzen seiner politischen Möglichkeiten gestoßen. 


V. ZUSAMMENFASSUNG - 
POLITISCHE FUNKTIONSZUSAMMENHANGE 
ZWISCHEN KÖNIG UND REICH 


Die Analyse der Regierungszeit Kaiser Sigmunds, des Herrschers ohne Haus- 
macht, — geleitet von der Hauptfrage nach den politischen Funktionszusammenhän- 
gen zwischen König und Reich — ermöglicht es, das politische System des Alten 
Reichs in einer Extremsituation während eines Vierteljahrhunderts zu beleuchten. Es 
werden einige seiner strukturellen Bedingungen und verschiedene politische Mög- 
lichkeiten seiner wichtigsten Handlungsträger sichtbar. Die Extremsituation besteht 
darin, daß das sonst übliche symbiotische Zusammenwirken vonrealer Königsmacht, 
die auf die Erbländer gestützt war, und von Königsrechten im engeren Sinn nicht 
bestand. Sigmund war in dieser Hinsicht „König oder Kaiser pur“. Das genaue 
Gegenteil hierzu findet sich seit Maximilian und Karl V. in Gestalt der überragenden 
Großdynastie, die weitaus mächtiger war als jeder andere Mitspieler im Reich und 
wichtige Reichsaufgaben gegebenenfalls allein zu bewältigen vermochte. 

Unter dem Blickwinkel unserer Frage stellt sich das Reich im Zeitalter 
Sigmunds als ein Gebilde von nicht unansehnlicher Stabilität dar. Diese Stabilität 
freilich war von besonderer Art. Das Reich nämlich wurde durch ein kompliziertes 
Netz unterschiedlichster Beziehungen zusammengehalten: Lehnsverhältnisse und 
andere Rechtsbindungen überschnitten sich dabei mit persönlich-dynastischen 
Bezügen und mit der Ausbildung von Hegemonialsystemen, die ihrerseits — bei 
Bedarf - in regionalen Bündnissen ihren Niederschlag finden konnten. Dieses Mit- 
und Gegeneinander politischer Kräfte unterschiedlicher Stärke war dynamisch und 
vielgestaltig, jedoch in sich einigermaßen kohärent und vor allem beständig, so daß 
man sogar von Selbstregulierungsmechanismen sprechen kann, die das innere 
Gleichgewicht aufrechterhielten und größere Ein- und Umbrüche verhinderten. 

Neben „objektivem“ Substrat, bestehend aus materieller Ausstattung und 
sachbezogenen Rechten, gab es auch „subjektive“ Faktoren, die den Zusammenhalt 
garantierten. Hier ist vor allem das grundsätzliche Zusammengehörigkeitsgefühl der 
Reichsangehörigen zu nennen, das jederzeit — etwa unter dem Eindruck der Hussiten- 
gefahr — aktivierbar war und das das Reich als Einheit mit Selbstverständlichkeit 
voraussetzte. Sodann verband die Reichsangehörigen ein übergreifendes Legitimi- 
tätsdenken, welches - versinnbildlicht in der Gestalt des Königs — ebenso dauerhaft 
fortwirkte. Die vornehmste und wichtigste Aufgabe des Königtums war es dement- 
sprechend, die althergebrachte Ordnung zu garantieren, oder genauer: Legitimität zu 
wahren, zu bestätigen oder auch wiederherzustellen. Auf diese Weise war das Reich 
— wenigstens unter den Wettbewerbsverhältnissen des 15. Jahrhunderts - überlebens- 
und entwicklungsfähig, unabhängig davon, daß es sich mit modern-staatlichen 
Ordnungsbegriffen nur schlecht beschreiben läßt. Es war auch kein amorph-unge- 
gliedertes Gebilde. Vielmehr legten eine Vielzahl „objektiver“ Ordnungsfaktoren 
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und das „alte Herkommen“ gewisse Rahmenbedingungen fest und bestimmten damit 
Grundstrukturen seines politischen Systems. Diese Ordnung setzte König und Reich 
zueinander in Beziehung, wobei beiden gewisse Funktionen zugeordnet wurden. Erst 
die Analyse dieser Bezüge, der Relationen der Protagonisten des politischen Lebens 
und der Regeln ihres Verhaltens und Handelns, eröffnet die Möglichkeit, den 
Gesamtzusammenhang, das politische System des Reichsganzen, zu begreifen. 
Dieser Ansatz erlaubt es ferner, die Beschaffenheit der politischen Substanz von 
Königtum und Reich zu bestimmen sowie schließlich das lebendige Wechselspiel 
zwischen den Bedürfnissen der einen und den Möglichkeiten der anderen Seite zu 
untersuchen. 

Wenn man von einer „abstrakten“ Mitte des verfaßten politischen Lebens im 
Reich sprechen kann, dann ist diese allein im Königtum zu finden. Der König war die 
einzige uneingeschränkt legitimierte Gewalt im Reich; darauf gründete sich seine 
Bedeutung als wichtigste Legitimations- und Integrationsfigur. Diese Bedeutung 
ging über das Gebiet reichsinterner Steuerungsprozesse, d. h. über die konkrete 
politische Organisation und Verwaltung, hinaus und bezog sich auf die innere 
Konsistenz des Ganzen. Das Reich, das dem König gegenüberstand, war noch kein 
„Vverfaßtes“, institutionalisiertes Reich im Sinne der etwa 1470 einsetzenden und im 
16. Jahrhundert fortlaufenden Verdichtungsvorgänge, sondern war dem Königtum 
gegenüber „offen“, das heißt aus der Sicht des Historikers eher durch Regeln und 
Mechanismen als durch Institutionen charakterisiert. 

Im politischen Bereich läßt sich die Existenz interner Regulationsmechanis- 
men aufzeigen, die beispielsweise dann wirksam wurden, wenn es galt, Konflikte im 
Reich zu lösen. Als Mittel der Konfliktregelung fungierten meist die höchst unter- 
schiedlichen, sehr flexiblen Schutz- und Trutzbündnisse, welche durch Interessen- 
koalitionen beeinflußt wurden. Sie erwuchsen aus der Polyzentrik des Reiches, 
führten zu einer gegenseitigen Kontrolle der regionalen Großen undermöglichten das 
politische Überleben der Kleineren, indem sie prinzipiell imstande waren, intolerable 
Übergriffe mit Hilfe von Schiedsgericht und Fehde zu „korrigieren“. 

Solange derartige reichsinterne Ausgleichsmechanismen aus eigenem Recht 
funktionierten, war der König ohne Hausmacht politisch gleichsam eine neutrale 
Größe. Seine Unterstützung machte einen Sieg zwar subjektiv „besser“, dieselbe 
Unterstützung auf seiten der Gegenpartei hätte — bei gleicher Konstellation — deren 
Niederlage aber kaum verhindert. Die Auseinandersetzungen wurden nach dem 
Muster interner Konfliktbewältigung entschieden, solange die Rechtslage grundsätz- 
lich klar war oder nach dem Ausbruch des Konflikts von allseits akzeptierten Dritten 
geklärt werden konnte. Erst wenn sich dies nicht befriedigend regeln ließ oder wenn 
der des Unrechts Überführte militärisch nicht zu besiegen war, wurden die Anforde- 
rungen an die Funktion des Königs als Wahrer der Ordnung vom Reichs aus gesehen 
aktuell; d. h. von diesem Zeitpunkt an gab es zur königlichen Entscheidung keine 
Alternative mehr. Dies entsprach der Funktion des Königs als oberster Rechtsinstanz, 
die spätestens dann wirksam wurde, wenn die regionalen Mittel der Konfliktlösun g 
ausgeschöpft waren. Die Rolle des Königs im Reichsgeschehen ähnelte insofern der 
eines Schiedsrichters: Er konnte von sich aus den Verlauf der Partie nicht bestimmen, 
seine zumindest prinzipielle (und bei Bedarf aktivierbare) Mitwirkung war für die 
Rechtmäßigkeit des Ganzen aber konstitutiv. In dieser idealtypischen Ausprägung 
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hat es freilich den auf genuin königliche Herrschaftsmittel beschränkten König im 
deutschen Spätmittelalter - bis auf Sigmund - nicht gegeben. Als König und 
Territorialherr war der Herrscher im Normalfall von vornherein selbst in das 
politische Leben integriert. Die Rolle des Schiedsrichters fiel ihm dann nur bei 
Konflikten deutlich außerhalb seiner territorialen Hegemonialsphäre zu. 

Davoneinerpolitischen, rechtlichen und verwaltungsorganisatorischen Durch- 
formung des Reichs im frühen 15. Jahrhundert noch kaum die Rede sein kann und bei 
Sigmund zusätzlich lange Zeiten physischer Abwesenheit vom Reichsgeschehen 
hinzukamen, mußte königliches Handeln dort, wo es eigentlich hätte erfolgen 
müssen, vielfach ausgesetzt oder vorausgesetzt werden. Auch die Überbrückungslö- 
sungen oder die Beschränkung auf schlechter legitimierte Ersatzlösungen, wo dies 
möglich und vertretbar war, kennzeichnen damit den prinzipiellen Bedarf an König- 
tum und sprechen für den prinzipiell überterritorialen Zusammenhang des Reichsge- 
bildes. Das Reich verfügte somit über Steuerungsmechanismen, die seine Selbster- 
haltung zumindest solange sichern konnten, als sich die Probleme, mit denen es 
konfrontiert wurde, im Bereich des Normalen bewegten. Das Königtum war von 
seiner Funktion her gleichsam in einem Bereich höherer Ordnung zu Hause; ihm fiel 
die Aufgabe zu, das Gesamtsystem zu legitimieren und damit die innere Konsistenz 
des Ganzen zu wahren. Insofern war das Reich zwar prinzipiell nicht ohne König 
denkbar, seine Abwesenheit konnte es jedoch relativ lange hinnehmen. 

Von seiten des Königs sah dies anders aus. Er bedurfte der Mitwirkung am 
politischen Leben zur Erhaltung seiner Existenz, d. h. er mußte dafür sorgen, daß er 
im Prinzip von allen, die zu der am Reich interessierten Elite der Handelnden 
gehörten, akzeptiert und getragen wurde. Er mußte eine materielle Grundlage für sein 
Königtum schaffen, Hausmachtpolitik betreiben sowie seine politische Autorität im 
Reich geltend machen. Die schon erwähnte Besonderheit, daß Kaiser Sigmund prak- 
tisch über keine territoriale Basis im Reich verfügte, ermöglicht es, die Mittel des 
Königtums isoliert zu betrachten und ihre Effizienz unter verschiedenen Bedingun- 
gen zu überprüfen. Dabei stellt sich heraus, daß Sigmund sich immer dann in einer 
erfolgsversprechenden Position befand, wenn es ihm gelang, gegebene Strukturen 
positiv zu verstärken und politische Macht zu „adoptieren““. Hiermit sind Konstella- 
tionen gemeint, die es dem Monarchen erlaubten, die Realisation seines Königtums 
politischen Handlungsträgern im Reich zu überlassen. Die Konsolidierung des 
Königtums auf den Schultern des Pfalzgrafen bei Rhein, die Burggraf Friedrich, das 
Bindeglied zwischen König und Reich, vermittelt hatte und die von der zweiten 
Königswahl vor allzuviel Einseitigkeit bewahrt worden ist, bietet nahezu ein Muster- 
beispiel für die Lösungsmöglichkeit. 

Allerdings zeichnen sich auch die Grenzen einer solchen „Funktionsteilung“ 
ab. Sobald der König selbstins Reich kam und persönlich in das politische Geschehen 
eintrat, mußtees zur Konfrontation zwischen ihm und seinem Stellvertreter kommen; 
der Bruch mit dem Partner und eine auffällige Reduktion der königlichen Basis im 
Reich waren die Folgen. Ähnlich verhängnisvoll wirkte sich die Delegation politi- 
scher Aufgaben „en gros“ dann aus, wenn der Partner des Königs zu diesem in 
Konkurrenz trat, wie dies bei der Polenpolitik Friedrichs von Brandenburg der Fall 
war. Konkurrenz ging in dieser Situation mit politischem Substanzverlust für den 
Herrscher einher, sogar dann, wenn er Erfolge für sich verbuchen konnte. Denn die 
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Solidarität der Mitkurfürsten war dem Brandenburger sicher, wenigstens solange 
diese an gemeinsamem Handeln interessiert waren. Anlässe für ein solches Verhalten 
boten sich den rheinischen Kurfürsten genug, zumal sie das Interesse des Reiches 
vom Westen aus beurteilten und der König von Südosten her zu anderen Schlüssen 
kam. 

Gleichwohl ist eine solide und dauerhafte kurfürstliche Opposition auch im 
Zeitalter Sigmunds nicht aufgetreten. Dies hatte mehrere Gründe, die sich zum einen 
aus der politischen Struktur des Reiches ergaben, zum anderen aus den besonderen 
Umständen der hier behandelten Generation resultierten. Als der König nicht ins 
Reich kam, obwohl die Hussitengefahr seine Anwesenheit als besonders wichtig 
erscheinen ließ, rückten die Kurfürsten ungewöhnlich eng zusammen, bezogen dem 
König gegenüber eine sehr entschiedene Position und betonten ihre Mitverantwor- 
tung für die Geschicke des Reiches. Sigmunds politische Existenz geriet dadurch in 
der Tat kurzfristig ernsthaft in Gefahr. Dieser Höhepunkt kurfürstlicher Opposition 
leitete allerdings ohne Verzug deren Verfall ein, der sich wiederum am besten von der 
politischen Struktur des Reiches her erklären läßt. Die Wege, denen die einzelnen 
Kurfürsten aus wohlverstandenem Eigeninteresse folgten, führten weit auseinander, 
bis zum militärischen Konflikt. Der Überschneidungsbereich mainzisch-pfälzischer 
Territorialinteressen war ein solcher Streitherd, eine mitbestimmende Konstante der 
Reichspolitik, die einfach nicht aus der Welt geschafft werden konnte. Hinzu kam, 
daß die Einschätzung des eigenen und des Reichsinteresses von Osten aus gesehen 
anders ausfiel als vom Rhein her, was die „östlichen“ Königswähler, besonders unter 
dem Eindruck der Hussitengefahr, rasch wieder an Sigmunds Seite führte. Schließ- 
lich verwies das Bedürfnis nach rechtlicher Absicherung die in vielfältige territoriale 
Auseinandersetzungen verstrickten Kurfürsten jeden für sich früher oder später auf 
den Herrscher, ebenso wie die „gesellschaftlichen“ Notwendigkeiten und der Wett- 
bewerb in einer hocharistokratischen Umwelt, und verhinderten einen prinzipiellen 
Abschluß des Kurfürstentums gegen das Königtum. 

Die besonderen Umstände der Regierungszeit Kaiser Sigmunds verstärkten 
einige dieser an sich dauerhaften strukturellen Eigenschaften des Reichssystems 
kraftvoll. So trat unterdem Eindruck akuter Gefahr die Tatsache, daß das Kurfürsten- 
tum keine politische Alternative zum Königtum sein konnte, viel deutlicher zutage 
als in normalen Zeiten. Oder: Obgleich der König in seiner akuten Bedrängnis durch 
den Binger Bund am wenigsten zu umfassenden Gegenmaßnahmen in der Lage war, 
verbesserte sich seine Situation bereits nach kurzer Zeit, gerade weil sich die stärksten 
Kurfürsten augenblicklich im verschärften Wettbewerb untereinander befanden. 

Außer den Perioden der politischen Zusammenarbeit mit den Kurfürsten und 
der Aufgabendelegation „en gros“ an einen Stellvertreter gab es — besonders in der 
Phase der großen Auseinandersetzungen mit den Königswählern — auch Zeiten, in 
denen dem Herrscher kein anderes Mittel verblieb, als relativ bescheidene Aufträge 
an Gefolgsleute und andere Königsnahe minderen sozialen Ranges zu erteilen. 
Dieses Verfahren hatte zwar den Vorteil, daß der König die Fäden in der Hand behielt; 
es war aber in jeder Hinsicht machrpolitisch unzureichend, solange es nicht gelang, 
auch größere Reichsfürsten in dieses System einzubeziehen. Eine ansehnliche Mög- 
lichkeit, dies zu erreichen, bot sich dem König durch seine Funktion als oberste 
Rechtsinstanz und in seiner Stellung als oberster Lehnherr des Reiches. Wie auch 
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immer ein Verfahren aussehen mochte und was auch immer verhandelt wurde, von 
einer gewissen Größenordnung des Rechtsstreits oder Konflikts an war der König 
direkt oder indirekt beteiligt. Seine Entscheidungsgewalt war insofern per se ein 
Herrschaftsmittel: Sie brachte die offenen Fragen im Reich an den Hof. Wenn der 
König die Ansprüche einer Partei legitimierte und die nach den Gesetzmäßigkeiten 
des regionalen Geschehens „richtige“ Seite stärkte, war er an deren Erfolg unmittel- 
bar beteiligt. Die Durchsetzung seines Spruchs war gesichert, seine Rechtsautorität 
wurde bestätigt und die Verbundenheit der Gewinner mit ihm vergrößerte das 
Gewicht des Königtums. 

Neben diesen eher „passiven“ Mitteln gab es für den Herrscher nur relativ 
wenige und begrenzt anwendbare Möglichkeiten, politisch „aktiv“ zu wirken. Eine 
solche Gelegenheit bot sich, wenn ein Reichsfürst (wie Friedrich von Habsburg- 
Tirol) die Spielregeln des politischen Miteinanders grob verletzte. Die Ahndung 
eines solchen Vergehens setzte den König an die Spitze vereinigter Macht und 
brachte neben einer Stärkung seiner Autorität auch konkrete Einflüsse und politisch- 
rechtlichen Gewinn in Form wiederverfügbarer Rechte. Eine Neuverteilung heimge- 
fallener Lehen nach seinen Vorstellungen gelang dem König ansonsten nur unter sehr 
günstigen Voraussetzungen, d. h. wenn er solche Faktoren, die eine freie Auswahl des 
Kandidaten zumeist verhinderten — gut begründete Nachfolgeansprüche oder eine 
faktisch schon erfolgte Inbesitznahme -, überwinden konnte. Dabei hing der Erfolg 
des Herrschers von seiner räumlichen Entfernung zum Geschehen ab sowie von 
seiner Bereitschaft und Fähigkeit zu entschlossenem Handeln. Der im Südosten be- 
heimatete und politisch ebenfalls hauptsächlich in diesem Raum agierende König 
wies dort auch seine größten Erfolge auf: Räumliche Nähe sorgte für einen Informa- 
tionsvorsprung und für die Möglichkeit, rasch und wirksam zu reagieren. Indessen 
war die Lehnsvergabe bei Sigmund meist ein Mittel „politischer Schuldentilgung‘““, 
so daß angesichts der starken Einbindung des Herrschers in faktische Notwendigkei- 
ten nur sehr bedingt von einem Mittel aktiver Königspolitik gesprochen werden kann; 
im Vergleich zu den Determinanten des Systems war Sigmunds Entscheidungsspiel- 
raum auch hier bescheiden. 

Der Versuch des Königs, sich mit Hilfe des Instituts der Einung einen Haus- 
machtersatz zu schaffen, scheiterte ebenfalls an den strukturellen Voraussetzungen 
im Reich. Das Zustandekommen einer Einung erforderte ein hohes Maß an schon 
zuvor bestehender Einigkeit. Dafür mußte gesichert sein, daß die Interessen der 
Teilnehmer sich nicht kreuzten und daß die räumliche Ausdehnung der Einung nicht 
zu großzügig bemessen wurde. Denn das Reich war in sich kleinteilig gegliedert; bei 
zu weiträumig angelegten Entwürfen bestand die Gefahr, den Bereich territorialpo- 
litischer Einigungsfähigkeit zu überschreiten. 

Wenn sich der König über diese Bedingungen hinwegsetzte und versuchte, 
Einungen oder ähnliche Verbindungen großräumig zu organisieren, also möglichst 
umfassende Verträge nach ungefähr gleichem Muster zu schließen, war er von 
vornherein zum Scheitern verurteilt. Klassische Beispielsfälle dafür traten ein, als 
Sigmund weder die prinzipiellen Divergenzen zwischen der Ritterschaft und den 
Reichsstädten in Schwaben noch die herrschaftsstrukturellen Unterschiede zwischen 
Schwaben, Franken unddem Oberrhein beachtete. Auch sein Versuch, die Freien und 
Reichsstädte als Gesamtgruppe gegen die Fürsten an sich zu binden, ließ sich nicht 
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realisieren; er hätte die Städte damit in ihrer Bündnisfähigkeit stark eingeschränkt, 
ohne politisch-militärisch eine Alternative zu bieten. Diese Konstellation hätte — 
voraussehbar — für die Städte gravierende Folgen nach sich ziehen können, weil alle 
denkbaren Auseinandersetzungen zwischen ihnen und dem König auf der einen und 
den Fürsten auf der anderen Seite natürlich in ihrem eigenen Lebensraum - also auch 
im regionalen Zusammenhang - stattgefunden hätten. Die Bedingungen politischer 
Existenz im Reich verlangten vielmehr von den Städten ein Maximum an diploma- 
tischer und militärischer Bewegungsfreiheit, gerade in den regionalen Spannungsge- 
bieten; die königlichen Einungspläne kamen dagegen einer Blockierung und Fixie- 
rung gleich. 

Aktive Königspolitik, welche die Eigengesetzlichkeit des Mit- und Nebenein- 
anders territorialer Herrschaftsgefüge im Reich außer acht ließ oder diese Strukturen 
sogar verletzte, war demnach beinahe grundsätzlich erfolglos. Dies galt, so soll an 
dieser Stelle wiederholt werden, für die Königspolitik im strengsten Sinne, also für 
einen König, der nicht zugleich auch Territorialherr im Reich war. Für die andere 
Konstellation, für einen Herrscher als König und Territorialherr, liegt eine entspre- 
chende Untersuchung noch nicht vor. Sie müßte vor allem aufzeigen, inwieweit sich 
die „metarealpolitischen“ und die (macht-)politischen Mittel eines solchen Königs 
miteinander zu qualitativ neuer Substanz vereinten; denn an eine rein additive 
Ansammlung von Herrschaftsmitteln zu denken, würde das Problem vermutlich zu 
stark vereinfachen. Zudem müßte beim Verhältnis zwischen König und Reich 
zwischen Nah- und Fernzonen unterschieden werden, wobei man damitrechnen darf, 
daß es in der Ferne jedem König des Spätmittelalters wie Sigmund ergangen sein 
wird. 

War bislang von den Funktionsbedingungen und -zusammenhängen zwischen 
König und Reich eher in statischer Form die Rede, so ist nun zusätzlich auf die 
Bewegung zu achten, die durch Krisensituationen in das politische Leben gebracht 
wurde. „Normalzeiten“, d. h. solche, in denen das Gesamtsystem relativ problemlos 
in der Lage war, auf äußere und innere Anforderungen angemessen zu reagieren, 
waren fürdie Weiterentwicklung verhältnismäßig unfruchtbar. Das Reich vermochte 
fortzubestehen, ohne sich „bewegen“ zu müssen. Die Bedrohung des Ganzen durch 
die Hussiten jedoch stellte die Führungselite vor die Aufgabe, die Möglichkeiten des 
Systems rasch aufs äußerste anzuspannen und seine Organisationsform erhöhten 
Erfordernissen anzupassen. Es zeigte sich, daß die Kurfürsten — bei Hinzuziehung 
möglichst vieler großer Dynasten und in Abstimmung mit den Freien und Reichsstäd- 
ten -in der Lage waren, die Organisationskapazität des Reiches deutlich zu erhöhen. 
So gelang es ihnen, unter dem Schirm königlicher und/oder päpstlicher Legitimie- 
rung die Selbsterhaltung des Reichssystems auch in der Krise zu sichern. Auf 
mehreren „Ebenen“ lassen sich Tendenzen zur Verdichtung der Selbstorganisation 
feststellen. Höhepunkt dieser Entwicklung, zugleich aber auch ein Hauptbeleg für die 
Grenzen der Innovationsfähigkeit, war die Erhebung des „Hussengeldes“, die 1427 
beschlossen wurde. Diese „Umlage“ für das ganze Reich kam unter der Führung des 
päpstlichen Legaten zustande, der kurzfristig in ein sich gerade öffnendes Legitima- 
tions- und Organisationsvakuum an der Spitze des Reiches eingetreten war und seine 
große Fachkenntnis und Führungskraft in den Dienst dieses Unternehmens stellte. 
Die verwaltungstechnischen Modalitäten des Verfahrens waren im Reich nicht rea- 
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lisierbar, und der Ertrag war gering. Gleichwohl half dieses Verfahren wesentlich mit, 
die Krise zu bewältigen, weiles viele Reichsangehörige dazu veranlaßte, sich helfend 
oder Hilfe suchend auf das Ganze zu beziehen. 

Dieser Bezug auf das Ganze offenbart allerdings auch die Schwächen der 
kurfürstlichen Organisationsbemühungen. Die Königswähler waren außerstande, 
ihren Anstrengungen und Erfolgen wirklich „Reichscharakter“ zu verleihen, also in 
vollem Sinne integrativ zu wirken. Der objektiv vielleicht kleine, subjektiv jedoch 
gewaltige Schritt vom kurfürstlichen Unternehmen zum Unternehmen des Reiches 
mußte stets vom päpstlichen Legaten und in letzter Instanz vom König mitvollzogen 
werden, indem diese das Vorhaben unterstützten und förderten und damit als Sache 
des Reiches legitimierten. Sigmund war häufig physisch so weit vom Reichsgesche- 
hen entfernt, daß er seiner Funktion als Integrationsinstanz nur in sehr begrenztem 
Maße nachkommen konnte. Zur gleichen Zeit zeugten im Reich verschiedene Hilfs- 
und Ersatzkonstruktionen von der wachsenden Intensität des Bedürfnisses nach 
dieser integrativen Kraft. Insofern kam auch das Streben des Königs nach der 
Kaiserkrone den Interessen des Reichs entgegen, vergrößerte es doch das genuin 
königliche Substrat Sigmunds wenn nicht quantitativ, so doch qualitativ beträchtlich. 
Zusätzlich geriet bekanntlich das geistliche Haupt der Christenheit, der Papst, gerade 
damals in akute Schwierigkeiten, so daß die Autorität des Kaisertums auch dafür 
benötigt wurde, die Papst-Konzils-Krise zu überwinden. Leider läßt sich dieser 
Aspekt in der vorliegenden Untersuchung nur streifen; dann nämlich, wenn das 
Verhältnis von Papst und Konzil auf die Beziehungen zwischen König/Kaiser und 
Reich unmittelbar einwirkten. Man kann jedoch auch auf dieser Basis aufzeigen, daß 
das Verhältnis zwischen Kaiser (und Reich) und dem Basler Konzil eine Funktion des 
Verhältnisses von Kaiser (und Reich) und Papst war, daß also im Prinzip der alte 
Dualismus zwischen Kaisertum und Papsttum erneut seinen Ausdruck fand (und 
finden mußte). 

Die „Krisenbewältigung“ des Reiches umfaßte also nebeneinander innovative 
Bestandteile und den „altertümlichen“ Rückbezug auf das Kaisertum. Dabei ist 
nachdrücklich darauf hinzuweisen, daß es sich hierbei nicht um die Unterscheidung 
von „progressiven“ und „retardierenden“ Elementen handelt. Vielmehr wirkte das 
eine mit dem anderen - natürlich ohne Bedacht und Rücksicht auf ihr „historisches 
Alter“ — zusammen und beide stabilisierten sich gegenseitig. Denn nur wenn die 
Legitimität des Gesamtsystems durch das von alters herden Zusammenhalt garantie- 
rende, einzig uneingeschränkt rechtmäßige Reichsoberhaupt bekräftigt wurde, konn- 
ten neue, auf das Gesamtreich bezogene Organisationsansätze und damit eine 
Kapazitätserweiterung des politischen Systems mit Erfolg verwirklicht werden. Ein 
am Ende (was man freilich noch nicht wissen konnte) dualistischer Konzentrations- 
prozeß verlangte für sein Heranwachsen nach einem monistisch-integrativen Zen- 
trum. 

In unmittelbarem Anschluß an die Hussitenkriege bewegte eine ganz andere 
Herausforderung das politische Leben im Reich, das Basler Konzil. Diese eher die 
Binnenstruktur des Verhältnisses von Reich und König/Kaiser betreffende Konstel- 
lation konkretisierte sich -im Unterschied zur Hussitenkrise - auf einer „Ebene“, die 
den Machtpolitikern weithin unzugänglich blieb. Das Konzil war bekanntlich gerade 
am Anfang auf den Beistand des Königs dringend angewiesen und konnte daher von 
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diesem - zu gegenseitigem Nutzen - als politische Basis im Reich installiert werden. 
Außerdem diente es, gestützt auf die königliche Funktion des advocatus et defensor 
ecclesiae, als diplomatische Rückendeckung in Italien. Erst die volle Anerkennung 
durch Eugen IV. stellte die Kirchenversammlung auf eine sichere rechtliche Grund- 
lage und machte sie von Sigmunds Wohlwollen unabhängig. Dem Kaiser erwuchs 
nun ein Konkurrent, der in vieler Hinsicht über vergleichbare „metarealpolitische“ 
Mittel verfügte wie er selbst und demgemäß auch Funktionen der Legitimierung und 
Rechtsprechung übernahm. 

Als die Basler Väter in ihrem Kampf gegen den Papst zunehmend rigoroser 
wurden und zudem begannen, auseigener Autorität Ablaßgelder im Reich einzusam- 
meln, erzeugten sie Legitimitätskonflikte. Dagegen wußten die aktivsten politischen 
Kräfte, Kurfürsten und Reichsstädte, nur einen angemessenen Selbstschutz: die 
Berufung auf ihre Verpflichtungen gegenüber dem Kaiser. Dieser allein verfügte 
über ausreichend Autorität und war mit entsprechenden Rechtsmitteln ausgestattet, 
um in der Auseinandersetzung zwischen Papst und Konzil Stellung zu beziehen. 
Diese Hilflosigkeit von Handlungsträgern, die in Konflikten anderer Natur so selbst- 
bewußt und eigenständig verfuhren, verweist erneut auf die Andersartigkeit der 
politischen Substanz, die ihnen im Vergleich zum Kaisertum zur Verfügung stand. 
Die Beziehungen zwischen Kaiser und Reich gestalteten sich in dieser Konstellation 
zwangsläufig besonders eng und ließen sich in jeder der beiden Richtungen jederzeit 
noch besser aktivieren. 

Dieser Funktionszusammenhang zwischen Kaiser und Reich schließt- so kann 
man verallgemeinern — das Verhältnis von legitimer Herrschaft und politischer 
Gewalt besonders gut auf, deren Zusammenwirken erst die Selbsterhaltung des 
Gesamtsystems ermöglichte. In diesem Wesenszug des Dualismus besteht ein sehr 
bedeutsamer Unterschied zu modernen politischen Systemen, für die in politologi- 
schen und soziologischen Verständnismodellen an dieser Stelle stets ein Monismus 
vorausgesetzt wird: Legitime Herrschaft müsse grundsätzlich dazu berechtigt und in 
der Lage sein, das Gewaltmonopol auszuüben. Diese Voraussetzung fordert von 
einem modernen System konsequenterweise ein wesentlich höheres Maß an „gestal- 
teter Verdichtung“ des Ganzen und stellt demgemäß hohe Ansprüche an die Effek- 
tivität des Regierungssystems. Das Gefüge des spätmittelalterlichen Reichs war 
demgegenüber wesentlich vielgestaltiger, die Formalisierung politischer Entschei- 
dungsabläufe war weit weniger ausgeprägt und vor allem: Es handelte sich um ein 
wirklich bestehendes, daher „historisches“ Gebilde mit Wesenszügen sehr unter- 
schiedlichen „Alters“ und damit in der Tat auch grundverschiedener Denk- und 
Handlungsvoraussetzungen, die gleichzeitig wirksam wurden. Unter diesen Voraus- 
setzungen mußte der Zusammenhang von legitimer Herrschaft und politischer 
Gewalt, von königlichen Mitteln und denjenigen des Reiches immer von neuem 
hergestellt werden. Dabei waren die Entscheidungsfreiheit des Königs und diejenige 
der wichtigsten Handlungsträger im Reich durch strukturelle Vorgaben, aber auch 
durch die jeweils aktuellen Bedingungen, meist stark determiniert. Ohne eine positive 
Entscheidung beider Seiten konnte eine Maßnahme jedoch nicht erfolgversprechend 
realisiert werden; denn von seiten des Königs hieß die Befürwortung eines Vorha- 
bens, daß dieses als „Reichssache“ legitimiert war, und von seiten des Reiches 
bedeutete die Annahme eines Planes die herkömmliche Zustimmung der Betroffe- 
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nen, ohne die unter den gegebenen realen Voraussetzungen kaum etwas zu gestalten 
war. 

Man muß klar erkennen, daß dieses vorinstitutionelle „Konsensverfahren“ an 
und für sich der politischen Entwicklung des Reiches weniger förderlich war als der 
Entfaltung seiner politischen Kultur; denn Konsens bedeutete zumeist Einigung auf 
den kleinsten gemeinsamen Nenner. Erst die Krise verschärfte die Situation radikal. 
Das System geriet unter Entwicklungsdruck, was zu beachtlichen Bemühungen um 
Selbstorganisation und zu einem Konzentrationsprozeß auf das Reichsganze führte, 
der wiederum die Stärkung seiner integrativen Mitte mit sich brachte — des König- 
bzw. Kaisertums. Fiel die Krise fort, hatte man also (vorinstitutionellen) Erfolg 
gehabt, dann schwand der Entwicklungsdruck und man begab sich in den Normalzu- 
stand zurück. Die geschichtliche Entwicklung, wie wir sie heute kennen, zeigt, daß 
auf die Lösung des Hussiten- und Konzilsproblems in der Tat wieder Jahrzehnte 
(noch genauer zu analysierender) Normalität folgten, bis dann ein erneuter, diesmal 
viel stärkerer Krisendruck, eine ganz anders geartete politische Situation und allge- 
meine Entfaltungsprozesse in Wirtschaft, Kommunikation und Kultur zur fortan dau- 
erhaften Systemorganisation führten: zum institutionalisierten Dualismus zwischen 
Kaiser und Reich. Obgleich schon die „Selbstorganisation des Reiches“ im Zeitalter 
Sigmunds in mancher Hinsicht moderne Züge trug, war sie — wie wir gesehen haben 
— ganz anders beschaffen als die Selbstorganisation des Reiches um und nach 1500. 
In einem Punkt freilich bestehen Analogien oder sogar wirkliche Identitäten: Es 
verbanden sich beide Male althergebrachte, sehr „konservative“ Elemente mit 
solchen, die man „modern“ nennen könnte, zu einer notwendigen Synthese. 
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